
Ag.bktreihm1g _ RL 257

1 233% 1 3511111 Frau‚ die ihm Leibää%ä3ihäglsupe’tflsät die

Abmi'äiüüß durch «einem ande ::;é Le ntw1rd mit Frei-
1 5191113311111? lb££ 211 iiinf _"az1h1ren besn-afl?11wngf03te

‘ “ ‘JVez 101151 dlie Leihresfrucht euggtgc'ln‘figgla eren abtötet, ‘

111113 111111; r1c1helisat;dfie bis 111 fäfilafb RäiJé‘ä “Rahm“
sd1w;rezs 1rzifig-n mit Preflzeätsstmißäfl‘ß ®filfilahflflljlälhr bis zu

21:1711jä'11311ß711 1185111111. ReginaRusch

M 33131 Vßrßuäh 5131"; 5111131111“. Dorothee Süße

W' “Wax- «3111177: Schwangeren ein Mittel under erinen Gegen-

511711 zur A%11'cöfimmg der Leißecsffufih‘t verschafft, wird mit
‘. Laeäfitcasetrmflfe 1153 111 füaif _}ahre11, in besonders schweren

Eäfiei1 mit Freiäei$sümfie mm einfam Jahr bis zu zehn jahren
Eestmi‘h

; 1) A Die Vamc‘fnrift ist durch 6115 1. StrRG dem eine grund-
‘ legendfc Reform nicht möghcn war, in den Strafdmhungen so um—

172172 i11: Die 1 '
9 153 H 5190 &

‘ ' came nicht ‘
nékalllä3111 «711111ng3 58I" 1556 Ge1le.FamRZ 68

!}?! uc:>1Q1‚1fimm’flnäb„1955
{zu M r TR 69 ‘ )' unklar

191 1- é*$1rmSch anö crq ‘ ‘ 1 112: 'eu btrcltung 0 c 25 . ran aft
117131 {CH, hst‘ens zum \/1,nufh am untauglichen Objekt









Luc Jochimsen (Hrsg.)

5218

Dokumentation eines 100jährigen Elends

konkret Buchverlag, Hamburg



«konkret extra» Band zo
Umschlag: Forum AGS, Hamburg

1.—10. Tausend, Oktober I97I
«S 218 — Dokumentation eines xoojährigen Elends»

' © konkret Buchverlag
Röhl + Steffens GmbH &. Co. KG., Hamburg
Alle Rechte, auch die des aus-
zugsweisen Nachdrucks und der fotomechanischen
Wiedergabe, vorbehalten.
Gesamtherstellung Clausen &: Bosse, Leck
Printed in Germany



INHALT

Vorwort 6
Luc Jochimsen

Brut/eastenfun/etion und Elend der Fnm 7
Heilwig Droste

5 218 (1871—1971)— Hundert jahre Elend 14
Luc Jochimsen

Das Verbrechen der Abtreibung 37
Carl Nedelmann

Scbwangerscloafl ( Episcbe Abtreiberinnen 1 9 3 7—1 9 71 ) 5 o
Edith Boldt

Bad Boll — Ein Scbulbeispz'el christlicher Meinungsbila’ung 75
Peter Jacobi

Aktionen und Reaktionen bis Sommer ’71 84
Regina Rusch

Die Meinung der Mäclatigen 1 I 2
1. Ärzte
:. Politiker

Drei Plädoyers fiir die Reform des 5 218 I 5 1
Barbara _]‘ust-Dahlmann; Dorothee Sölle; Helga. Timm

Reformvorscbläge 162

Naclawort 1 67
Luc Jochimsen

Autorenbz'ogmpbie 170



». . . an Zeit gefehlt, das von Ihnen gewünschte

Vorwort zu schreiben.
Ich wünsche Ihrem Buch einen großen Erfolg und

versichere Ihnen meine volle Sympathie.vz

SIMONE DE BEAUVOIR

Rom, im August 197! an den Verlag

Vorwort

Dieses Buch ist, was der Vizepräsident des Deutschen Bundestages und Bundes-
m1msters a. D. Dr. Richard Jaeger von der Christlichen und Sozialen Union

schon wußte und schwarz auf weiß niederschrieb, bevor er es lesen konnte.
EIN EINSEITIGES MACHWERK)“

Die Autoren und die Gesprächspartner, die ihre Lebensgeschichte oder Erfah-

rnngsberichte erzählt haben, sind Betroffene. Sie veranstalten hier keine Diskus—
51on um den 5 218 """, Wie sie die evangelische Akademie Bad Boll zu Beginn die-
ses Jahres organisierte. Sie können das gar nicht. Dafür ist ihr Bewußtsein und ihr
Leben zu sehr von der Existenz dieses Paragraphen geprägt.

Deshalb ist dies keine Dokumentation im Stil pluralistischer Verwischtechnik,

we em progressiver Jurist mit einem katholischen Moraltheologen »kontrastiert«

eré’. auf den ein konservativer Arzt folgt, gefolgt von einem »realistischen«

P_oht1ke13 gefolgt von einer »engagierten« Konzessionsfrau, gefolgt von einem
mcht so progressiven Juristen, gefolgt von einem evangelischen Moraltheologem
gefolgt _von einem nicht so konservativen Arzt . . ., sondern ein Plädoyer zu einer
gruncisätzlichen Reform des s 218. Einer überfälligen Reform, die in diesem Land
vor emem halben Jahrhundert schon einmal von Millionen Frauen und Männern
gefordert und zehn Jahre lang diskutiert wurde — bevor der Faschismus kam.

Irn August 1971 sagte ein junger Mann zu uns, der seine Freundin von Arzt-
prax1s zu Arztpraxis begleitet hatte, um mit ihr zusammen einen Schwan-
gerschaf’csabb_ruch gegen viel Geld und erniedrigende Geschichten zu erbetteln: »In
20 Jah1_:en Wird man über diese Dinge sprechen wie jetzt über die Zeit der Kon—
zentratmnslager.«

W_1r sind_da nich_t so sicher. Wir haben diese Dokumentation zusammengestellt,
dam1t zum1ndest niemand mehr sagen kann, er hätte das alles nicht gewußt.

L. ].

”—' s. S. 127.
""* s. S. 77.



Brutkastenfunktion und Elend der Frau

Von Heilwig Droste

Die Diskussionen über den Paragraphen 218 erinnern an einen Eisberg, von dem
nur ein Zehntel aus dem Wasser herausragt. Ich möchte mich mit dem nicht sicht—
baren Teil unter der Oberfläche versuchen auseinanderzusetzen.

Zu dem Vergleich mit dern Eisberg neige ich, weil um diesen Paragraphen
scheinbar mit Sachkenntnis und hohem Verantwortungsgefühl gekämch Wird.
Es beweisen aber die starken Emotionen, mit denen alles vorgetragen Wird, daß
die Wurzeln tiefer liegen, den Diskutanden meist unbewußt. In Wahrheit geht es
hier um den uralten Kampf der Geschlechter, der vor vielen tausend Jahren be-
gann und im Falle des Abtreibungsgesetzes an einem entscheidenden Punkt ange-
langt ist. Seine Verfechter haben nichts zu gewinnen, aber sie können viel ver—
lieren —- während die Frauen, die unter ihm leiden, nichts zu verlieren —- aber

Entscheidendes zu gewinnen haben. Sie würden durch ein verändertes Gesetz das
alte Wort »Die Biologie des Weibes ist sein Schicksal« endgültig zunichte machen.

Um das zu verdeutlichen, muß ich weit in der Geschichte der Menschheit zu-
rückgehen.

Wir wissen, daß die Menschen, bevor sie den Ackerbau kennenlernten, Noma—
den waren und von der Jagd lebten. In solchen Kulturen hat das Geschlecht, das
tötet, höheres Ansehen gegenüber demjenigen, das gebiert.

Zur Zeit des Ackerbaus änderte sich das, denn man erkannte die Bedeutung der
Kinder als Hilfskräfle. Da es ein Wissen um die Vaterschafk noch nicht gab, wuchs
die Stellung der Frau, und sie war wegen der Macht, die sie innehatte, tabu. Die
ältesten Darstellungen von Göttern, die man gefunden hat, sind daher Mutter—
Gottheiten. Aus der Tatsache, daß sie angebetet wurde, bezog die Frau ihre Stär-
ke. Denn nur das Gefürchtete wird angebetet. Sie besaß diese Vorrangstellung
nicht durch ihren Wert als Person, sondern durch ihre Mutterschaf’c, der gegen—
über der Mann sich schwach fühlte. Vererbung von Landbesitz gab es daher auch
nur durch die Mütter.

In der Stein- und Bronzezeit fängt der Mann an, sich Werkzeuge zu schaffen
und macht sich damit frei von der Natur. In diese Zeit fällt auch die Erkenntnis,
daß der Mann der Erzeuger seiner Kinder ist. Dieses Wissen hat wohl die größ-
te Revolution der Urzeit zur Folge gehabt. Das Mutterrecht wurde abgelöst durch
das Vaterrecht, das bis heute gilt. Erbfolger sind seitdem nicht mehr die Kogna—
ten (Blutsvewvandte), sondern die Agnaten. (Männliche Blutsverwandte der
männlichen Linie)

In der Religion tauchen neben der Mutter—Gottheit die männlichen Götter auf,
die schließlich gänzlich obsiegen. Was zuvor heilig war, Wird jetzt unrein. Als das
Menschengeschlecht daran ging, seine Mythologien und Gesetze niederzuschrei-
ben, war die endgültige Entwicklung zum Patriarchat vollzogen. Mit dem Auf-
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kommen von Privateigentum und Erbrecht wurde die Frau zum Besitz des Man-
nes, wie der Boden, auf dem er lebte, seine Kinder und sein Vieh. Die Stellung
der Frau war bei dieser Regelung die schlechteste, denn da sie Sinnbild der An-
betung und Angst gewesen war, mußte sie als das Schattenbild des Mannes am
stärksten unterdrückt werden.

Ein Blick in die Kulturräurne, auf deren seelisch-geistigem Boden wir gewach-
sen sind, zeigen das Gesagte deutlich. Es finden sich keine prinzipiellen Unter-
schiede zwischen dem griechischen, römischen und germanischen Modell. Die Frau
gehörte in irgendeiner Weise trotz mancher Gesetzesänderungen immer dem Mann.
Vor der Eheschließung dem Vater, danach dem Ehemann. Und selbst in der Ver-
fallszeit Roms, in der die Frau unabhängiger von der Familie wurde, übernahm
»Vater« Staat die Einschränkungen, die ihr sonst vom Familienvater auferlegt
waren. Die Frau hatte bei den Germanen zwar eine bessere Stellung, siewar,
wenn auch versklavt, immerhin geehrt, und man betrachtete ihre Unmündxgkert
aus körperlicher Schwäche nicht als moralisches Unterlegensein. _

Die revolutionäre Erkenntnis der Urzeit, daß der Mann der Erzeuger der Kin-
der ist, machte aus der Frau lediglich die Brumtätte seiner Nachkommen. Daß
1824 das weibliche Ei entdeckt wurde und damit seine Bedeutung für die Ent-
wicklung des Menschen, kommt einer ähnlichen Revolution gleich, ist aber noch
keineswegs in das Bewußtsein der Menschen gedrungen. Ein jahrtaus€nde altes
Wissen wird durch eine'seit 150 Jahren bekannte Entdeckung nicht aufgehoben.
Hays sagt: »Der Primitive lebt — er lebt, wenn auch verborgen, unter der Maske
moderner Technologie, im Menschen unserer Tage weiter.« _

Woran können wir den »Primitiven« in uns erkennen? Auch dazu müssen Wir

noch einmal zurüCkblidien‚ wobei uns einige Erkenntnisse der Psychoanalyse hel—
fen sollen. Wenn Nietzsche, den man als Vorläufer dieser Wissenschaft bezeich-
man kann, sagt: »Das Glück des Mannes heißt: ich will; das Glück des Weibes: er
W111,« sind Wir mitten in der Problematik. Es ist im klassischen Griechenland ei-
ne_ ernsthai’ce philosophische Frage gewesen, ob Frauen und Sklaven eine Seele
hatten. Die katholische Kirche hat sie dahingehend interpretiert, daß das wer-
dende menschliche Wesen, je nachdem, ob es ein Knabe Wird, nach 40 Tagen eine
Seele erhäit, während ein Mädchen 8o Tage darauf warten muß.

Die christliche Religion hat in den ersten Jahrhunderten trotz eines Paulus
kemen _WeSenthchen Beitrag zur Stellung der Frau geliefert. Er kam erst durch
A_Pgu5_tmus‚ von dem man weiß, daß er eine extreme und für die Nachwelt ver-
hangn15volle Mutterbindung hatte. Der Marienkult entstand, mit ihm die »Mut-
ter Kuche«, nnd nnter Gregor VII. wurde der Zölibat eingeführt, der bis zum heu-ggen Ta_g_e ciie Diener der Kirche verpflichtet, ehelos zu bleiben. Es wurde damit

Z;E?Wurcll_llge “nd.83ffihrhche Charakter der Frau endgültig durch die Kirche9 1ert_. cute wurd 1mmer Wieder behauptet, der Priester dürfe nicht heira-
;?;äüzldlÄgurdi Frau und Kinder von seinen eigentlichen Aufgaben abgelenkt
sich seinefiber e;1?älgesehen davon: daß dies_hieße, ein verheirateter Mann könne
sache daß einelrlni; e}r: 1?fl1chten n1cht ausre1cixend widmen, wird durch die Tait—

’ ne ehch Geborenen das Prmsteramt verwehrt ist, deutlich: emsexuelles Tabu hat these Schranken aufgerichtet.
Warum ist ein sexuelles Tabu vonnötcn? Welche Gefahren drohen von der



Frau, die doch dem Mann körperlich unterlegen ist? Hier muß eine der Uräng-
ste des Mannes erwähnt werden: seine Kastrationsangst! Zu allen Zeiten hat der

Mann als Ausdruck seiner Männlichkeit den erigierten Penis erlebt. Ihn opfert er
in jedem Geschlechtsakt. Er Wird dieser Kraft beraubt, sie wird ihm durch die Frau
genommen. Sie besitzt den furchterregenden Schlund, der ihn frißt. In manchen
Kulturen primitiver Völker glaubt man, die Scheide sei mit Zähnen ausgerüstet,
die das Glied abbeißen können. Da die Frau keinen Penis hat, Wird sie als be-

reits kastrierter Mann erlebt. Der eigentliche Mensch ist also der Mann, und die
Frau ist sein verstümmeltes Ebenbild. Daher konnte Sigmund Freud seine Theo—

rie vom Penisneid der Frau entwickeln, denn auch er ging von diesem Menschen—

bild aus.

In der griechischen Mythologie ist es die Urmutter Gaja, die ihrem Sohn Kro-
nos die Mondsichel gibt, dieses urweibliche Symbol, um damit das Glied des Va—
ters abzuhacken. Im Märchen von »Hänsel und Gretel« ist es die Mutter—Hexe,
die Hänsel fressen Will. Jeden Tag befühlt sie seinen »Finger«, um zu prüfen, ob
er schon dick genug dafür geworden sei. Ähnliche Bilder gibt es bis auf den heu—
tigen Tag in Träumen von Männern, in denen diese Ängste deutlich werden.
Märchen sind die Träume der Völker.

Diese Urangst konnte man nur bannen, wenn man den Gegenstand seiner Angst
mit einem starken Tabu belegte. Der Mann schuf dazu die beiden Extrembilder
der Frau‚ die ihm beide gleichermaßen fern sind: die Madonna, die verehrt Wird
und die Hure, die er verachtet.

Psychoanalytisch — in der Sprache von C. G. Jung - ist die Frau das Schat-
tenbild des Mannes. Er bedeutet das Licht, sein Symbol ist die Sonne, die Frau
als sein Schatten bedeutet Nacht, ihr Symbol ist der Mond. Ganz ähnlich hat es
lange vor ihm Pythagoras formuliert: »Es gibt ein gutes Prinzip, das die Ordnung,
das Licht und den Mann und ein schlechtes Prinzip, das das Chaos, die Finsternis
und die Frau erschaffen hat.«

Diese Vorstellung hat auch in der christlichen Religion ihren Niederschlag ge-
funden. Auf vielen Bildern und Skulpturen steht Christus auf einer Sonne, Maria
auf einer Mondsichel.

Wenn Wir glauben, wir hätten die aufgezeigten Bilder und Vorstellungen als
inoderne Menschen überwunden, so zeigen zahlreiche Beispiele bis auf den heuti—
gen Tag, daß sich im Grunde gar nichts geändert hat. Der Primitive der Urzeit
springt uns in vielen, manchmal noch so geistvoll scheinenden Argumenten ent-
gegen.

Ich darf das eben Behauptete erst einmal für das 19. Jahrhundert genauer dar-
stellen, das uns den Paragraphen 21 8 bescherte. Ein Gesetz ist immer Ausdruck für
die sittlichen Normvorstellungen einer Gesellschaft und ihrer Zeit. Diese werden
wiederum bestimmt durch die herrschenden Klassen und die von ihnen anerkann-
ten Intellektuellen und Künstler. Was die berühmten Philosophen Schopenhauer
und Nietzsche zum Thema. »Frau« gesagt haben, ist in den Zitatenschatz selbst
derjenigen Bürger eingegangen, die niemals ein philosophisches Werk gelesen ha.-
ben. (Schopenhauer: »Das schmalschultrige, breithüflzige, kurzbeinige Geschlecht
das schöne zu nennen, konnte nur dem vom Geschlechtstrieb umnebelten Geist
des Mannes widerfahren.« Nietzsche: »Gehst du zum Weihe, vergiß die Peitsche
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nid1t.«) Die Romanliteratur, die ihre höchste Kultur in Erankre1cl_a erlebte, be—
schreibt die Frauen eindeutig in herabsetzender Weise. Be1 Baudele1re und Mau-
passant sind sie Vampire, gewissenlose Triebtierchen, ohne morahsches Empfin-
den, die den Mann sein'er Männlichkeit berauben. _ _ _Und unser eigenes »fortschrittliches« jahrhundert setzc Ste1_nze1t, Ze1tenyv<_m-
de und Mittelalter nahtlos fort. I 90 3 erschien das Buch des Philosophen We1n1n—
ger, das bis 1920 jährlich neu aufgelegt wurde, »Gesehlecht iind Charakyer«. Dortkann man erfahren, daß Frauen »im erotischen Smne re1ßende Best1en« sind.
»Ob die Frauen hierin sich je ändern werden, ist fraglic_h. Man darf auch _nlChtglauben, daß sie je anders gewesen sind. Heute mag das smnhf:he Elexnent _st'f1-rkerhervortreten als früher, denn unendlich viel in der >Bewegung< 1511 nur em I-hnuber'wollen von der Mutterschafl: zur Prostitution, sie ist als Ganzes mehr D1rnen—
Emanzipation als Frauen—Emanzipation.«

_ _Das Buch des Psychologen Moebius »Vom natürlichen Schwachsmn des We1-bes«, das 1907 herauskarn und bis 1922 zwölfmal aufgeleg_t wurcie, füttert seineLeser mit folgenden Erkenntnissen: »Außerordentli6h w1ci1t1ge Tale des Gellirns‚die für das geistige Leben notwendig sind, nämlich Stirnw1ndnngen und Schlafen-
lappen, sind bei der Frau weniger stark ausgebildet, und d1eser Unterschwd 15tangeborenl« — »Wenn die Frau ihrer mütterlichen Aufgabe vollauf gerecht???den soll, darf sie kein männliches Gehirn haben. Würden ihre geistigen Fa_hlg_-keiten im gleichen Maße Wie die des Mannes entwickelt, so müßten 1hre we1bh-chen Organe Schaden nehmen, und Wir hätten bald einen abstoßenden und nutz—losen Zwitter vor uns.«

_ _1910 sagte der Gerichtspräsident Henry Billings Brown in e1ner Rede m__Wa'shington, daß durch das Vordringen der Frau in die Politik ein Ted 1hrer mutter—lichen Instinkte verlorengehen würde.
_Ashley Montagu stützt seine folgende Theorie auf Beobachtungen bei best1mm-ten australischen Stämmen. Seine Worte könnten jedoch ebensogut die Beschrei-bung unserer augenblicklichen Diskussion um den Paragraphen 218 sein. »DerMann war stets eifersüchtig auf die Fähigkeit der Frau, Kinder zu gebäl‘ép undzu menstruieren. Aus diesem Grund aber gab er Sich auch nicht damit zufr1eden,diese Möglichkeiten, über die er nicht verfügte, nur in Unzulänglichkeiten ul_n-zudeuten, sondern er umstellte sie mit zusätzlich behindernden Tabus, die in vie-len Fällen einer Strafe gleichen.« \

.' ' g ist immer autor1tar, sei es die familiäre, die pok—
uch stets repress1ven Charakter, wobei ein Drudivon oben nach unten ausgeübt Wird. Das Oben bedeutet hier den Mann - das

en für ihre männliche Welt eigene, ungeschriebene RegelnW618e müde gegenüber den Gesetzen, denen sich die Frau
beugen muß.
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Ich kann mich nicht erinnern, daß diese männlichen Standesgruppen sich gegen
die Vergasung von Millionen Juden und Zigeunern, gegen Sterilisierungen an-
geblich Erbkranker, gegen die Euthanasie Geisteskranker, gegen einen Krieg, der
wiederum Millionen von Menschen das Leben kostete, eingesetzt hätten.

Aber in dem Augenblick, in dern Frauen anfingen, sich ihrer selbst bewußter zu
Werden und daraus Konsequenzen zogen, sahen sie sich einer geschlossenen Pha—
lanx von männlichen Vorurteilen und Verboten gegenüber. Dieser revolutionäre
»Augenblick« begann mit dem Industriezeitalter, das die Massengesellschafl her-
vorbrachte. Das war gewiß kein Zufall, denn eine Konsum— und Massengesell—
schaft unterliegt anderen Bedingungen als eine individualistisch-hierarchische.
Riesman und andere haben längst nachgewiesen, daß das Wachstum einer Bevöl—
kerung Einfluß auf den Charakter des einzelnen nimmt. Massenkrafi neigt dazu,
die Geschleclnsunterschiede zu verwischen und Männer wie Frauen in ihrem äu-
ßeren Bild und ihrem Rollenverhalten einander anzugleichen. Beides diente bis-
her in besonderem Maße dazu, sie Zu unterscheiden. Und Massen wiederum rea-
gieren wie Frauen, wie es schon von den alten Griechen erkannt wurde bis hin zu
den Vertretern der älteren Psychoanalyse. Das Nebeneinander von Gleichran—
gigen beginnt die Richtung von oben nach unten zu ersetzen. Das Individuum
Wird abgelöst durch das Team. Die Entscheidung des Einzelnen ist überholt, die
Ratio als das allein Erstrebenswerte bröckelt in ihrer Bedeutung ab. Es hat sich
gezeigt, daß, wenn nicht gleichzeitig Gefühle bewußt werden, es niemals zum Ab-
bau angestauter Aggressionenkommen kann. Eben dieses ist das »spezifisch Weib—
liche« im Menschen — im Mann sowohl wie in der Frau. Diese Entwicklung
nahm also vor etwa I 59 Jahren ihren Anfang, und wir stehen noch mitten in die-
sem Prozeß.

Die Kinder dieser Revolution, die Suffragetten des vorigen Jahrhunderts, wur-
den von einer verunsicherten Männerwelt schamlos diffamiert und lächerlich ge-
macht. Ganz ähnlich wie jetzt die Frauen, die sich wegen einer Abtreibung öffent-
lich selbst beziehtigten. Aber diese Frauen damals ebneten den Weg Zu einer Ent-
wicklung, die der Frau in Deutschland 1908 das Universitätsstudium ermöglichte
}1nd 10 Jahre später das Wahlrecht brachte. Die logische Konsequenz dieser einmal
in Gang gekommenen Bewegung mußte die Gleichberechtigung vor dem Gesetz
werden. Das ließ aber noch weitere 40 Jahre auf sich warten. Hier war es vor
allem die katholische Kirche, die sich als Hüterin von Tradition und Unmiindig-
keit dagegen wandte. Noch 5 Jahre vor dem Inkrai’ctreten des neuen Gesetzes,
nämlich 1953, ließ sich Kardinal Frings auf der Bischofs-Konferenz in Fulda
zum Thema »Gleichberechtigung« zu der »treffenden« Diagnose hinreißen, daß
gemäß der »natürlichen Ordnung« dem Mann und Vater die Verantwortung für
Entscheidungen in der Familie zustehe. Damals wurde das noch widerspruchslos
hlng8nommen. Fast 20 Jahre später erhält aber ein Kardinal Jäger eine Morddro-
hung ins Haus, weil er sich für die Beibehaltung des Paragraphen 218 einsetzt.

Die Ärzte haben sich damals zu diesem Komplex nicht geäußert, weil sie ge-
sellschaf’cspolitisch nie engagiert waren.

Die Entwicklung machte aber bei diesem Gesetz nicht halt. Nur wenige Jahre
Später hielt die »Pille« in unserem Lande ihren Einzug, von der viele sagen, sie
bedeute die größte Umwälzung in unserem Jahrhundert. Durch dieses Quasi—
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Medikament wurden nun aber neben der wachsam lauernden Ki1:che auch die
Ärzte auf den Plan gerufen. Es wurde sehr zu Recht vermutet, daß die Frau durch
dieses Mittel einen entscheidenden Schritt: zu ihrer Selbständigkeit tun werde, weils
ja. auch geschehen ist. Ohne die Pille wäre das Abtreibungsproblem me an die
Öffentlichkeit gelangt. Es ist also nicht so, wie man bei oberflächhcher Betrach-
tung sagen könnte, daß durch die moderne Antikonception das Thema »Ab-
treibung« überflüssig geworden sei, im Gegenteil: es hat die oflen aufgeflammte
Diskussion überhaupt erst ermöglicht. ‚

Die Frau wurde durch die »Emanzipationspille«‚ wie der Münchner i’syeh1a-
ter Graf Wittgenstein die neue Tablette benannte, in die Lage versetzt, in einen
Bereich vorzudringen, der durch die Jahrtausende Privileg des Mannes war. Die
damalige Diskussion veranlaßte den Sexualforscher Hans Giese, zu dem AI_JS'
spruch: »Frauen werden heute noch ofi- so eingeschätzt, als sei der Uterus 113re ein-
zige Habe und die Brut— und Pflegeaufgabe ihre einzige Existenzberechtxgung.«
Die Argumente reichten von scheinbar tiefer Sorge um das seelische Wohl der
Frau, wie es am klarsten in der Encyclica »Humanae Vitae« des Papstes zum
Ausdruck kommt, über das körperliche Befinden mit unheilschwangerex: Prognose
möglicher Krebserkrankungen von ärztlicher Seite, bis hin zu fürchterhchen Vor-
ahnungen einer sexuell total enthemmten Frau, die von Orgie zu Orgie stürzt. —
Let2teres von einer gelenkten Presse farbenfroh geschildert. __

Nichts von dem ist eingetreten! Statt dessen hat das eingesetzt, was von samt-
lichen Gegnern der sicheren Schwangerschaflsverhütung unbewußt gefürchtet'wuf*
de: die Frau ist selbständiger geworden. Erstmalig in der Geschichte hat sie die
Möglichkeit bekommen, über ihren Körper zu verfügen, der sonst ihr Schicksal
war. Die natürliche Sklaverei ist aufgehoben, die Moral der Unterdrückten be-
ginnt zu schwinden. Das Elend der unzähligen ungewollten Schwangerschaf-
ten, der dauernden Angst davor, die damit verbundenen Demütigungen und Frü-
strationen fangen an zu schwinden.

_
Aber auch nur dies und nicht mehr war hierdurch zu erreichen. Noch lange nicht

alle Frauen stehen ihrem Sexualleben aufgeschlossen und vorurteilsfrei gegen-
über. Die Aufklärung auf diesem Gebiet steckt immer noch in den Kinderschu-
he_n._Von 13 Millionen Frauen zwischen 18 und 45 Jahren betreiben mehr als 3Millionen keine Empfängnisregelung. Andererseits werden trotz Schwange_r-schai’csverhütung 80 000 Kinder geboren. Wie sollte sich auch in solcher Eile em
Umdenkungspr(‚zeß innerhalb einer einzigen Generation vollziehen? So wird es
“°Ch auf längere Zeit zu Schwangersdmflen kommen, die nicht gewollt sind.1\{iensd1hches Versagen mancherlei Art, Unachtsamkeit, Unverträglichkeiten, 211-falle dureh Abhandenkommen der Mittel und die gezielte Propaganda einigerMassenblatter }lnd der katholischen Kirche gegen die Pille Werden jede sichereVerhu_tung unsxcher bleiben lassen.

Es ist daher nur ein nächster, folgerichtiger Schritt auf diesem Wege, um dieFrau von ihrer Brutkastenfunktion und ihrem damit verbundenen Elend zu be-fir_eien= daß eine ungewollte Schwangerschafl: nicht ausgetragen werden muß. Aber1e Läsung dieses Preblems wird ihr schwerfallen, denn die Frau hat nach der ihrzuge echten Rolle memals gelernt, Entscheidungen herbeizuführen — und schongar nicht im Kollektiv.
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Man sage an dieser Stelle nur nicht, daß es sich doch um ein medizinisches Pro—

blem handele. Zu viele Länder um uns herum überzeugen uns vom Gegenteil. Auch

bei uns gibt es genug Ärzte, die diesen Eingriff vornehmen werden, wenn er nur

erst erlaubt wäre. Wir alle wissen, daß es auch heute glücklicherweise Ärzte tun

und nicht alles den Kurpfuschern überlassen wird.

Aber wird es wegen der oben erwähnten Gründe niemals Frieden geben zwi-

schen den Geschlechtern — das heißt wegen der archaischen Ängste des Mannes

vor der Frau? Werden Frauen bis in alle Ewigkeit sich unter männliche Vormund-

schaft stellen müssen? Werden männliche Behauptungen einzige Gültigkeit ha-

ben? Wie in diesem Fall, wo von der begonnenen Schwangerschaft, dern wenige

Zentimeter großen Embryo — wie von einem Axiom —- behauptet wird, er habe

ein Recht darauf zu leben? Wer will denn schon wissen, ab wann und ob ein

Embryo ein Recht auf Leben hat? Aber Kinder haben ein Recht auf Liebe! — und

gerade in den ersten entscheidenden Jahren ihres Daseins. Denn wer ohne Liebe

aufwächst, wird zu einem seelisch und oPcmals auch körperlich verkrüppelten We-

sen.

Wenn die Verfechter der Beibehaltung des Paragraphen 218, angefangen von

der Kirche über die Ärzteschaft bis hin zum Bundestag nur ein Zehntel ihrer Kraft,

die sie in Diskussionen verschleißen, auf die Verbesserung der Situation der 1e—

benden Kinder und ihrer Mütter verwendeten, wieviel echtes Leid würde ge—

bannt, um wievieles ehrlicher und glaubhafter wären ihre Argumente zum Schutze

des Lebens! Wer aber angesichts bestehenden Elends schweigt oder nur ein paar

Lippenbekenntnisse übrig hat, wer lautstark künftiges Elend verhindern will, es

damit aber nur objektiv vergrößert, dem geht es nicht um die Erhaltung des Le-

bens, um den »Weinenden Embryo«, dem geht es um sich selbst, um die Angst,

Macht einzubüßen — und dazu muß sogar ein 3 Monate alter Embryo herhalten.

Bei dem Versuch, das zuletzr Gesagte zu erklären, können uns psychologische

und psychoanalytische Kenntnisse allein nicht weiterhelfen. Denn alle Theorien

und Erfahrungen stammen aus patriarchalischen Gesellschaften. Wäre der Ka-

strationskomplex ein Naturgesetz und nicht das Ergebnis einer bestimmten Kul—

tur, wären wir Menschen machtlos. Hier können uns nur soziologische Untersu-

chungen voranbringen, wie sie beispielsweise Margaret Mead vorgenommen hat.

Durch sie wissen wir, daß in Gesellschaften, in denen das Vaterrecht nicht gilt,

auch die in unserer Gesellschaft typischen Ängste nicht vorkommen.

Wir dürfen hoflen, daß in einem langsamen Prozeß, der schließlich erst im

vorigen Jahrhundert begann, ein Umdenken und Umlernen stattfinden wird. Und

da der Mensch weit mehr ein Kultur- als ein Naturwesen ist, werden umwälzen-

de Prozesse nicht spurlos an ihm vorübergehen. Wenn etwas, das tief im Unbe-

Wußten schlummert, bewußt gemacht wird, könnte diese Entwicklung auch be-

schleunigt werden. Wenn aus »Es« »Ich« geworden ist, wie Freud es einmal ge-

sagt hat, wenn Mann und Frau ihre Ängste und veralteten Rollen verstanden

und abgebaut haben, wird es keinen Streit um einen Abtreibungsparagraphen

mehr geben.
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II

5218 (1871—1971)

Hundert jahre Elend mit einer tausendjiz‘brigen Tradition

Von Luc ]ochimsen

Die sol man lebendig in ein grab,

ein damen becle auf iren lezb legen,

sie mit erde beschutten,
. . „

und ir ein ezchen pfal durch tr herz schlam.

Das ist das mittelalterliche, christliche Rechtserbe des Paragraphen_218. Es ze1gt

ganz deutlich, worum es hier geht: nicht um den Schutz sich entv_mkelnc%en Le-

bens, sondern um Bestrafung der Frau. In der Extremform um d16 Vermchtung
ihres Lebens. _

Das Mittelalter, christlich, kirchenrechtlich hat Kindsmord und Abtre_1bung oft
mit ein und dem selben Strafmaß gewertet. Pfählen, Enthaupten‚ Zw1ckfn mlt
glühenden Zangen bis auf den Tod . . . das waren die gängigen Strafenfur Ab-
treiberinnen und Kindsmörderinnen. Man findet auch Urteile dieser Art fur Frau-
en, die lediglich der Abtreibung bezicbtigt wurden, aber das war sow1eso gan—
giges Indiz in der Zeit der Hexenprozesse. _

Es bleibt unerfindlich, warum die christlichen Kirchen immer w1eder unge‘
straft behaupten dürfen, sie hätten die Stellung der Frau in der menschlichen G8-
sellschaf’c humanisiert.

Rückblende:

Das, was man sich im Mittelalter in bezug auf die Abtreibung als »Rccht« ausge-
dacht hat, hat keineswegs den Absolutheitscharakter, den christliche Moraltheolo-
gen heute immer noch beschwören. Unterschiedliche Kulturen und Gesellschaf’csord-
nungen haben ganz unterschiedliche Rechtskodici entwickelt was die Abtreibung
angeht. Bei Griechen, Römern und auch Germanen war keineswegs der Embryo
das zu schützende Rechtsgut, sondern der Wunsch des verheirateten Mannes auf
Nachkommenschafl.Deshalb warAbtreibung zumBeispiel für lcdige Frauen in Rom
straffrei — für verheiratete kam es darauf an, ob der Ehemann sein Recht auf
Nachkommenschai’c geschüt2t haben wollte oder nicht. Wenn nicht, dann mußtedie Ehefrau auf sein Geheiß abtreiben. Im Namen des unveräußerlichen Rechts-
guts Nachkommenschafl. Im Christentum interessierte der Embryo vor allem alsungetauflze Seele, bzw. als Seele, die getauft werden muß, um selig zu werden.

”' Mittelalterlicher Re chtskodex: Strafe für Abtreibung, zitiert aus Klauber: Abtrei-bung, im Sammelband S exualkatastrophen, Leipzig 1926, S. 113.
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Ging es darum, das Leben der Mutter auf Kosten des Embryos zu retten, so wur-

de selbstverständlich gegen das Leben der Mutter entschieden, weil sowieso schon

getauft und für das werdende Leben (weil noch ungetauf’c).

Abtreibung, so schreibt 1696 ein katholischer Theologe, sei deshalb besonders

verwerflich, »dieweilen durch dies Abtreiben, die Geburt nicht allein das Leben

verliert, sondern Wird des heiligen Taufis durch seine Tyrannische und Gottlose
Eltern beraubt.«

Von daher kommt der Begriff des »Werdenden Lebens« — wozu zu sagen ist,

daß bis zum Papst Gregor (1271—1276) auch die Kirche den Schwangerschafts-

abbruch in den ersten 3 Monaten nach der Empfängnis nicht als strafwürdige Tat

ansah. Nach ihrer damaligen Lehrmeinung hatte der Embryo in dieser Zeit kein

menschliches Leben -— und wenn, dann geschlechtsspezifisd1 abgestui’c: mit Seele
begabt war der männliche Fötus erst 40 Tage nach Empfängnis, der weibliche
nach 80 Tagen. Und es war ja nun schwer festzustellen für eine Frau, ob sie in—
nerhalb von 40 Tagen nach der Empfängnis kein Verbrechen beging oder viel-
leicht sogar auch noch 40 weitere Tage warten konnte. Für die Schuldgefühle

muß das sehr kompliziert gewesen sein. Erst später löste man das Problem ebenso
einfach wie radikal: ein Verbrechen ist Abtreibung immer, und zwar vom er-

sten Augenblick der Empfängnis an — und das gilt ja auch noch so bis heute.

1871
Der Paragraph 218 trat im März 1871 in KraPc. Gegenüber der bisherigen Rechts—
situation war er eine Verbesserung insofern, als er die Abtreibung aus dem Straf-
bereich Mord herausnahm und auch weniger harte Strafen für diese Handlung
definierte als bisher. Er war zugleich ein auf die ZukunPc gerichteter Rückschritt,
weil die Abtreibung in Frankreich nach der Französischen Revolution für die
selbstabtreibende Schwangere straffrei gegeben wurde — bis 1810 und dann un—
ter Napoleon in milder Form wieder strafwürdig wurde. Immerhin gab es das
Rechtsexempel bereits, in der Abtreibung innerhalb der ersten Monate nach der
Empfängnis überhaupt kein Vergehen oder Verbrechen zu sehen. Und sowohl in
Frankreich wie in England oder Österreich wurden Abtreibungen viel nachlässiger
verfolgt und viel weniger hoch bestraft als in deutschen Landen.

1870 bis 1900
Jährliche Verurteilungen wegen Fruchtabtreibung:

England 3 5 Fälle Preußen

Fre. k ' "n 1'€TICh 20 Falle Bayern 54 Fälle

Österre1ch 7 Fälle Sachsen

Spanien 11 Fälle Württemberg

Leo Klauber, der in dem Beitrag »Abtreibung« im Sammelband »Sexualka-
tastrophen«, 1926 unter Mitarbeit von Magnus Hirschfeld erschienen, diese Zah-
len aus den Statistiken der Gerichte zusammengestellt hat, kommentiert sie so:

»Mit brutaler Offenheit hat die Gesellschaft nach einem Krieg stets die Absicht
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kundgegeben, für ihre Armeen Menschen aus dem Ifei'b der Frauen zu r3krut1erer;

Nachkriegszeiten sind stets Zeichen der Strafmedmn. Deshalb steht ananbe

dendes Leben unter besonderem staatlichen Schutz, naehdem gewordenes . ihm

gerade im großen Umfang von eben jenem Staat und mit dem Segen der K1r en

versehen, umgebracht worden ist. Und das gilt fiir die Sieger — wie für die Be-

siegten.«

Kaiserzeit

e aiser braucht Soldaten! Deutschland braucht Arbeiter! _ _

D Di waren die beherrschendm Schlagworte dieser Zeit. Doch wurde debe1 nicht

an die Kinder gedacht — als Menschen — sondern als ki_infl:1ge Arbe1t_skrafle,

Soldaten, Untertanen, Gemeindeglieder der Kirchen. Wer die Lage der I_(1nder 111

dieser Zeit untersucht, der findet Strafschulen, Waisenhäuser, Industr1eschuäen,

Kinderarbeit in jeder Form. Wenn sie den Schutz des werdenden Lebens for er-

ten, dann ging es weder dem Staat noch den Kirchen um die Kinder, sonderg e1fn-'

zig um Objekte des militärischen, machtpolitischen und okonomwchen Be er s,

sentimental und metaphysisch verpackt. _ ' _ _ V _
Für die Zeit von 1897 bis 1901 weist die deutsche Kr1m1nalstat15mk unter er

gehen gegen den $ 218 aus:
2033 Gerichtsverhandlungen
1565 Verurteilungen

468 Freisprüche ‘ _ " l'ch

In den ersten Jahren nach der Jahrhundertwende Wird die sogenannte arzj: { _-
wissenschaf‘ciiche Indikation eingeführt, das, was Wir heute unter der mechzxm-

schen Indikation verstehen — eine ausdrückliche gesetzliche Ermächt1gung 15t
nicht gegeben — wie auch heute noch nicht.

Die Zahl der Verurteilungen nimmt zu: _
1902 werden 411 Personen wegen Verstoß gegen den S 218 verurteilt.
1914 sind es 1678 Personen.
1916 sind es 1884 Personen.=

Abtreibungsscbätzungen zwischen 1900 und 1920:3

Nach Berechnungen des Berliner Frauenarztes Max Hirsch endeten von 100
Sd1wangerschaflen durch Fruchtabtreibung:

23 in der Vorkriegszeit,
40 in der Kriegszeit,
50 in der Nachkriegszeit.

1910

Der Wiener Jurist Franz von Li82t schreibt in seinem Buch «Die kriminelle
Fruchtabtreibung« :

»Die meisten Schriftsteller , die sich mit dem Problem an seinen Wurzeln be-
faßt haben, erkennen wohl, daß es eine Gesellschai’csfrage von tiefster Bedeutung

1, z, 3 Zitiert aus: Klauber, Abtreibung/Sexualkatastrophen, S. 11 s.
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ist. Wenn die Gesellschaft Frauen und Mädchen zwingt auszutragen, so soll sie

die Nachkommenschaft auch auf ihre Rechnung übernehmen. Die einfachste Lo-

gik ergibt unabweisbar diese Pflicht der Gesellschaflz. Will sie zur Erreichung des

planmäßigen Kulturlebens Nachwuchs, von dem sie Förderung erwartet, so ist es

nicht mehr als billig, daß sie auch die Kosten dafür auf sich nehme, wo die Last

für die Eltern eine zu große wäre.

Heute hat die Gesellschaft sich weit von dieser Einsicht entfernt. Freilich pflegt

sie ganz außerordentlich vornehm zu sein, wo sie es auf Kosten eines anderen

sein kann. Sie teilt diese Eigenschaft mit vielen Privaten, von denen sie aber das

Schwert des Strafgesetzes voraus hat.«

In seiner Zusammenfassung stellt er fest:

»Es herrscht eine unüberbrückbare Kluf’c zwischen juristischer Theorie und

Praxis.« '

Sein berühmtester Schüler ist Gustav Radbruch‚ der als sozialdemokratischer

Reformpolitiker den Spruch prägte: »Es hat: noch nie eine reiche Frau wegen

8 218 vorm Kadi gestanden.«

I9I9 war das kaiserlich—kirchliche Bevölkerungskonzept, das werdendes Leben

so ungeheuer beschützte, um es dann in Waffen zu segnen und derart in den Tod

zu schicken, trotz staatlich beorderten Gebärzwangs und vaterländischer Gebur-

tenpflicht zusammengebrochen. Die Frauen hatten Soldaten, Untertanen, Arbeiter

und Kirchentreue geliefert — aber die Politik der bevölkerungspolitischen Stär-

ke hat nur Tod und Verderben gebracht - und nun war sie am Ende. Und mit

ihr die Mächtigen —— wenigstens für einen kurzen »historischen Augenblick«. Zu—

sammen mit den anderen Unmenschlichkeiten der Wilhelmin'ischen Ära. stand

jetzt auch der 5 218 zur Diskussion.

1920

Am 31. Juli bringt die Sozialdemokratisehe. Fraktion folgenden Antrag in den

Reichstag ein:

»Die in den Paragraphen 218 und 219 des Str.—G.-B. bezeichneten Handlun—

gen — also Abtreibungshandlungen der Schwangeren selbst oder solche mit ih-

rem Einverständnis —- sind nicht strafbar, wenn sie von der Schwangeren oder

einem staatlich anerkannten (approbierten) Arzte innerhalb der ersten drei Mo-

nate der Schwangerschafl vorgenommen werden.«

Im September kommt in Berlin der Apotheker Heiser vor Gericht wegen Ver-

gehens gegen 8 218: Er gibt zu, in seinem Institut Mutabor : I 000 Abtreibungen

V°rgenommen zu haben, und zwar durch keimfreie Einspritzungen in den Ute-

I'US, die dann zur Ausstoßung des gesamten Eies geführt haben, ohne daß eine

Ausschabung notwendig gewesen wäre.

Dem Apotheker ist kein einziger Todesfall und kein Fall von schwerer Ge-

Smdheitsschädigung bei 1 1 000 Fällen in den Gerichtsverhandlungen nachzuwei-

sen.

Urteil: 2 Jahre Gefängnis. In einem zweiten Verfahren: 3 jahre Zuchthaus.

1921

Dr. Helene Stöcker vom »Bund für Mutterschutz« fordert: »kostenlose ärztliche
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Unterbrechung von Schwangerschaflen innerhalb der ersten drei Monate nach der

Empfängnis mit Einverständnis der Schwangeren.« _ ' .
Gustav Radbruch wird ]ust'izminister. Der sozialdemokransche ]unst, der s1ch

unermüdlich fiir eine Reform des 8 218 eingesetzt hat und von dem der Satz

stammt Es hat noch nie eine reiche Frau wegen 5 218 vorm Kadi gestana{en.„ .
In den Zeitungen wird berichtet, das nun wohl mit einer Reichsamnesue fur du:

wegen 8 218 Verurteilten zu rechnen sei und der Freigabe des Schwangerschafts-

abbruchs in den ersten drei Monaten nach der Empfängnis.
Die Sozialdémokraten können mit den Stimmen der Liberalen und der Kom-

munisten rechnen, Was beide Probleme angeht.
Das ist die eine Seite.
Die andere Seite ruht natürlich nicht. Sie hat aus dem verlorenen Krieg nur ge-

lernt: Rache. Und rufe nach künftigen Requten.

1922 ‘
Der Volkslmnd rettet die Ehre Wird gegründet.
Er fordert die Verschärfung des S 218. »Verschärfung für die Abtreibende und

Straflosigkeit für die Anzeigenden.«
Reformer des Paragraphen werden Helfer unserer Feinde genannt. _
Pastor Legius schreibt in der ZeitschriPc REFORMATION: »Zu bedauern 13t

es, daß nicht die meisten bei den Abtreibungsprozeduren eingehen -_- als ab.-
schreckendes Beispiel für die Irregeleiteteu und Leichtgläubigen. ErfreUhcherwe}-
se kommt ja ein erheblicher Prozentsatz moderner Berlinerinnen zur Strafe fur
ihre Fruchtabtreibungen in diesen sogenannten Wochenbetten um. Es ist 21} be-
dauern, daß immer noch viel zu viele dieser unnützen Weiber am Leben ble1ben,

'um ihr fluchwürdiges Leben weiter zu treiben."'
Die Reichsamnestie für die Verurteilten des S 218, von der Radbruch so ofli ge-

redet hat, bevor er Justizminister wurde, kommt nicht. Dafür kommt es in Bayern
und Württemberg zu großangelegten ]ustizkampagnen gegen Verstöße gegen
8 218. Der Bayrische Justizminister läßt verlauten: man habe — Wie immer —
zwei Möglichkeiten: entweder den Paragraphen abzuschaffen, weil das Mißver-
hältnis zwischen Tätern und Verurteilten so groß sei oder: die Verfolgung der
Täter effektiver zu gestalten. Er sei für die zweite Lösung des Problems-

1923
Der Würtfembergische Landtagsabgeordnete Stettner legt allen Parteien des Par-
laments eme Materialsammlung über das »Vorgehen der Justizbehörde in Würt-
gemb;rg im Jahre 1922« gegen Verstöße und angebliche Verstöße gegen den21 vor:

_ »In e1ner Oberamtsstadt läßt die Polizei 2000 Patientinnen eines Arztes ausIhren Wohnungen zur Verne_ hmung aufs Rathaus holen. Jedes weibliche Wesenlm Alter von 15 bis 50 Jahre. _ 11, das jemals bei dem Arzt wegen irgendwelcher Er-krankung m Beh_andlung war, wird vorgeführt und vernommen.Jeder Frau W1rd von der Polizei auf den Kopf zugesagt, sie sei wegen einer

"‘ Zitiert: aus: Klauber, S. 12.1.
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Abtreibung in der Praxis des Arztes gewesen. Mädchen werden lauthals des Ge-

schlechtsverkehrs beschuldigt, — nachher stellt sich bei angeordneten ärztlichen

Untersuchungen heraus, daß sie _]ungfrauen wareri. Der Polizeikommissar er-

klärt: »Wir brauchen keine Entlastungszeugen, wir brauchen Belastungszeugen.«

Von den 2000 aufgegriffenen Fällen kommen 400 vor den Untersuchungsrich—

ter, 6 zur Verhandlung. In allen sechs Fällen mußte der Staatsanwalt die Ankla—

ge fallenlassen. Der Arzt, kriegsbeschädigt, war als »Sozial—Arzt« bekannt, der

mittellosen Patienten auch ohne Bezahlung half.

Weiter im Bericht des Abgeordneten: »In 400 anderen, übers Land verteilten

Nachforschungen ging die Polizei stets so vor, daß sie die Verdächtigten von der

Arbeitsstätte wegholte, in den Dörfern vom Felde.

In Stuttgart wurden sämtliche Hebammen von der Polizei vernommen.«

1924

Der sozialdemokratische Sozialhygieniker Professor Grotjahn fordert im »Deut-

schen Ärzteblatt« die Beibehaltung der Bestrafung bei Abtreibung: ‘

»Zerstört werden muß die weitverbreitete Annahme, daß der Eingrifl, wenn

er ärztlicherseits erfolge, harmlos sei. Auch wirtschaflliche Bedrängnis ist kein

Grund, aus dem die Abtreibung vorgenommen werden kann. Außerdem muß be—

dacht werden, daß bei völliger Aufhebung der Strafbarkeit der Abtreibung die

Verlobten nie zur richtigen Eheschließung schreiten, sondern in der Art der >Ver-

hältnisse< leben und dauernd möglicherweise abtreiben würden.«

Gustav Radbruch ist inzwischen zum zweiten Mal ]ustizminister gewesen. Von

einer Amnestie oder einer Reform des S 218 ist keine Rede. Die Sozialdemokra-

ten weisen jetz gern daraufhin, daß es in ihrer Fraktion keine einheitliche Mei-

nung zum 8 218 gäbe. Die Stellung hierzu sei eine Gewissensfrage, die jeder ein-

zelne für sich zu beantworten habe.
Es kommt in den Debatten und Diskussionen zu einer seltsamen Koalition in

bezug auf den S 218: Liberale und Kommunisten ziehen an einem Strang.

1925
Es melden sich die Ärzte in ihren berufsständischen Organisationen zu Wort:

10. September 1925
Der Ärztetag in Leipzig schließt sich der Forderung des Berliner Sanitätsrats Dr.

Völlmann an: S<":hwangerschai’csunterbrechungen nur durch Kommissarische Gut—

achten besonders dazu bestellter Ärzte ZuZulassen.

_O/etober 192;
Die Medizinische und Gynäkologische Gesellschaft verabschiedet in Leipzig fol-

i;gengle Stellungnahme gegen die Reichstagsanträge, die eine Aufhebung des S 218

or em:
_ »Die künstliche Fehlgeburt ist nicht: der harmlose Eingriff, für den der Laie

Sie hält. Meist ist ein operatives Verfahren notwendig. Ernste Gefahren können
das Leben bedrohen. Die fast unbeschränkte Häufigkeit der Fehlgeburten bei der-
selben Frau muß früher oder später ihre Gesundheit untergraben. Bei schrankeh-
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loser Freiheit der Abtreibung würde die Zahl der Fehlgeburten und der mit ih-
nen verbundenen Verfahren ungeheuer anwachsen.« Verteilung einer Denk-
schrift, in der es heißt:

Bei einer Aufhebung des 5 21 8 ist zu befürchten, daß
— die Verwilderung der Geschlechtssitten
—— der Tiefstand der Moral
— die hemmungslose Betätigung des freien Geschlechtsverkehrs weitere Fort—

schritte machen könnten.
Der 5 218 ist eben keine Frage von Leben oder Tod, sondern ein Problem der

Sexual—Moral, Hemmungslosigkeit, Genußsucht, Verwilderung der Sitten. Man
muß das nur richtig sehen.

Das Berliner »8-UHR-ABENDBLATT« veröffentlicht am x5‚10.25 »Neun
entdeckte Fälle von Kindesaussetzungen an einem Tag«: _

»Auf dem Treppenflur des Hauses Siegfriedstraße 10 ist ein Knäblem, das
kaum 8 Tage alt war, noch lebend aufgefunden worden, zwei ähnliche Fälle wa—
ren zu verzeichnen in Reinickendorf und in der Mühlenstraße.

Auf den Schienen des Wriezener Bahnhofs fand man die Leiche eines neug8-
borenen Kindes in Packpapier eingewickelt. Auf der Hinterlegungsstelle am Bahn-
hof Alexanderplatz entdeckte man die schon stark verweste Leiche eiries neu-
geborenen Kindes.

Aus dem Landwehrkanal im Tiergarten fischte man die Leiche eines menge-
borenen Mädchens, welche nackt im Wasser trieb.

In der Nähe des Lehner Bahnhofs wurde eine stark verweste Kinderleiche in
einem Korbe aufgefunden.

Im Rosengarten (Tiergarten) fand man eine Kindsleiche in graues Packpapier
eingewickelt.

Die Ermittlungen nach den Müttern blieben erfolglos.«*

November 1925
Entschließung des Vereins Sozialistischer Ärzte:

»Die 58 218 und 219 des deutschen Strafgesetzbuches erscheinen als untaug-
liches, ungerechtes und zugleich schädliches Mittel im Kampfe gegen die Frucht-
abtreibung: untauglicb, weil in den fünfzig Jahren ihres Bestehens die Zahl der
A_btreibungen in Deutschland relativ und absolut auf fast das Zehnfache ge-
st1_egen ist; ungerecht, weil sie ein soziales Ausnahmegesetz gegenüber den unbe-
inittelten Massen darstellen; schädlich, weil die Wirkung nur darin besteht, daßdie Schwangeren zu Kurpfuschern und zu unzweckmäßiger Selbsthilfe getrieben
und so jährlich in Deutschland zirka 8000 Frauen dem Tode und weitere 25 000dem dauernden Siechtum überliefert werden.

Vielmehr ist die außerordentliche Vermehrung der Abtreibungen in den letz-
ten}ahrzehnten in der erdrückenden Mehrzahl der Fälle durch ausschließlich
sozmle Gründe bedingt. In der theoretischen Forderung des Deutschen Ärzteta-
ges von Hilfsmaßnahmen für kinderreiche Familien, Schwangere, Wöchnerinnen,
unehehche Mütter [so sehr der Verein Sozialistischer Ärzte (V.S.Ä.) sich dafür

"' Zitiert aus: Klauber, S. 114.
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e1nsetzt] kann keine Garantie für deren ernstliche Durchführung erblickt wer-

den.

Die Gefährlichkeit des künstlichen Abortes für Gesundheit und Leben der

Schwangeren ist nur in seiner Handhabung durch Kurpfuscher -und unzweckmä-

ßige Selbsthilfe bedingt. Die Überleitung des Eingriffes in die Hände des Arztes

vermag diese Gefahr auf ein Minimum zu reduzieren, vielleicht völlig zu besei-

tigen.

In begründetem Gegensatz zu den Beschlüssen des Leipziger Ärztetages for—

dert der V.S.Ä. die Aufhebung der 55 218 und 219 des Strafgesetzbuches, d. h.

die Straflosigkeit der Schwangeren bei einer auf ihren Wunsch und mit ihrer

Einwilligung durch einen approbierten Arzt ausgeführten Schwangerschai’csun—

terbrechung; er verwirf‘c dagegen den gesundheitsschädlichen Eingriff durch Nicht—

approbierte und unzweckmäßige Selbsthilfe.

Der V.S‚Ä fordert die Ärzte auf, die Lage an Hand des statistischen Materials

zu prüfen, das beweist, daß trotz Aufhebung des Strafparagraphen bei gleich-

zeitiger Überleitung des Eingriffs an approbierte Äthe die Sterblichkeit und In-

fektionszahl rasch sinkt und zugleich die Geburtenzifl'er steigt.

Die Allgemeinheit Wird aufgefordert, mit uns für die Durchführung ernsthaf-

ter und einschneidender Gegenwartsforderungen auf dem Gebiet der Sozialpoli-

tik (Ernährung, Wohnung, Fürsorge) zu kämpfen, um hierdurch eine wirkliche

Förderung der Volksgesundheit und eine positive Geburtenpolitik zu ermögli-

chen.«‘-"

1926

Eine Gesetzesnovelle zum S 218 wird eingebracht, die eine Milderung des Straf-

maßes und der Strafverbringung vorsieht. Statt Zuchthaus wird nun Gefängnis

als Strafe erkannt. Statt Mindeststrafe ein Jahr, wie bisher, jetzt ein Tag. Das ist

von der »Reform des S 218« übriggeblieben.
Die Zeitungen berichten in ganz Deutschland über diesen Abtreibungsfall in

Neukölln:

»In der Wohnung der Frau P. fand man, in einen Waschkorb verpackt, die

Leiche der Arbeiterfrau M., die bereits mehrere Kinder geboren hatte und bei

dem Versuch der Frau P., eine frische Schwangerschafl: Zu beseitigen‚ unter deren

Händen gestorben war. Frau P., die gleichfalls Familienmutter war, wurde am
nächsten Tag tot aus dem Kanal gezogen, in den sie sich gestürzt hat.«

Die unüberbrückbare K1uPc zwischen Recht und Gerechtigkeit, zwischen pro-

klamiertem Schutz und tatsächlichem Schutz, zwischen Theorie und Praxis, von

der Liszt 1910 gesprochen und geschrieben hat, ist keinen Deut kleiner geworden —

es sind nur 16 Jahre inzwischen vergangen, ein Krieg ist verloren worden, aus

der Monarchie ist eine Republik entstanden. Für die Frauen hat das in der ihre
Existenz am härtesten betreffenden Frage nichts geändert. Und es ändert sich in

den nächsten Jahren nichts — außer, daß ihre Not größer und größer wird durch

Arbeitslosigkeit, Aussperrungen‚ Inflation, Hunger und Elend.

"* Zitiert aus: Sexual-Katastrophen, von Dr. Ludwig Levy-Lenz (Herausgeber), Leip-

21g‚ 1926.
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Es wird viel geschrieben in dieser Zeit über das Elend des S 213. Toggg:

schwiegen kann das Thema nicht mehr werden. Versernmlungen, Regen, Ar {.

testaktionen, Anfrufe, Plakate zum 8 218 gibr es überal_l. Das grob te_bu

sehen erregt ein Theaterstück, in dem alle Stanonen _der 111egalen 13_trg uägn

durchgespielt werden: von der »Muttersprrtze« über d'1e Arztprax1s, 1e ng

macherin bis zu den fünf Tropfen Zyankali, der »todsmheren Methode«.

I 2
. . ' _Uraitf?iibmng des Theaterstückes »Cyankali« von Frzedrzcb Wolf am Lesszng

Theater in Berlin

Szenenausschnitt/4. Bild
Sprechzimrner von Dr. Möller.
Dialog zu Dr. Möller — die unverheiratete Arbeiterin Hete:

Arzt: Worum handelt es sich?
Frau:Es ist kein Verbrechen, Herr Doktor. . . es ist wirklich kein Verbrechen,

wenn Sie mir helfen, Herr Doktor! Ich mußte weg von Haus.. . . W1I'Chha-
ben ja. für uns selber nichts. . . die Aussperrung nun schon wer We erlli
kaum Brot und Kartoffeln, sechs Menschen in einer Kammer..: W{e 50
da noch ein siebentes herein? Sie sind doch Arzt, Sie sehen täghch Ja das

ganze Elend, Sie müssen mir helfen! >
Wenn ich recht verstehe, fordern Sie von mir eine strafbare Handlung:
Herr Doktor, ich weiß nicht, was Sie da sagen . . . ich brauche Ihre H11_fe‚
Herr Doktor . .. Wir Arbeiterinnen wissen ja viel zuwenig von d1esen D1n(;
gen, die Wir wissen müßten, jeden Tag kommen sie an uns heran . .. un
dann hilf: uns niemand ....... _
Wenn ich Ihnen helfen düri’ce, wie soll ich’s denn machen? Das Gesetz bu}-
det uns Ärzten doch die Hände. Ich weiß: Der 45. Deutsche Ärztetag m
Eisenach und der Reichtstagsausschuß haben bekundet, daß in Deutsch!end
jedes jahr mindestens 800000 verbotene Abtreibungen stattfinden; nber
10 eco deutsche Mütter sterben an unsachgemäßer Behandlung durch N1cht-
ärzte, gegen so 000 schwere Erkrankungsfälle kommen nach solehen schwar-
zen »Fehlgeburten« in Deutschland jährlich zu unserer Kenntnis!

Frau: Und da können Sie noch Arzt sein? .
Arzt:Wie? Was soll das heißen? Wollen Sie mir etwa die Schuld an d1esen Zu—

ständen zuschreiben? Gerade wir Ärzte reden uns ja die Lungen lahm; aber,
wenn heute alle Bindungen und Pflichten fallen, wenn man lieber in die
Kinos und auf die Sportplätze rennt . . .

Frau geht zur Tür
Arzt: Was wollen Sie denn tun?
Frau: Dorthin gehen, wo man mir hilft.
Ar2tzMachen Sie keine Dummheiten,

chen, wo man Ihnen Cyankali
wo man Sie mit einem unsauberen
bettfieber in Krämpfen sterben,

Arzt :

Frau :

Arzt:

Mädchen! Gehen Sie nicht dahin, Mäd-

gibt, oder mit Schmierseife spritzt, oder
Instrument verletzr, wo Sie dann im Kind-

gehen Sie nieht dahin, ich warne Sie!
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Frau: Aber Sie . . . Sie schicken mich ja dahin!

Arzt: Ich? Ich schicke Sie dahin? Sind Sie toll? Ich habe Sie nicht gerufen und

nicht weggeschickt! Soll ich ein Verbrechen begehen? Kann ich den Para—

graphen ändern?

Frau: So viele Ärzte seid Ihr in Deutschland . . . Tausende Ärzte . . . und so laßt

ihr die Menschen sterben?"-L

1930 12. März

Die Nationalsozialisten bringen in den Reichstag folgenden Gesetzentwurf »zum

Schutz der Deutschen Nation« ein:

»Wer es unternimmt, die natürliche Fruchtbarkeit des deutschen Volkes zum

Schaden der Nation künstlich zu hemmen, wird wegen Rassenverrat mit Zucht-

haus . . . in besonders schweren Fällen mit dem Tode bestraPc.«

Dr. E. Rösle veröffentlicht eine Vergleichsstatistik:

Sterblichkeit an Kindbettfieber Berlin—Leningrad 1922—1924

Groß—Berlin Leningrad

Jahr Geburten Sterbefälle an Geburten Sterbefälle an

Kindbettfieber Kindbettfieber

I922 47 643 626 = 12:4 % 24 959 94 = 3,77%

I923 40489 559 = 13,80 0/0 33 004 112 = 3,39%

1924 41269 475 = 11,05 % 32 762 86 = 2,63 %

Erläuterung: »In Berlin, wo die Abtreibung verboten ist und mit Zuchthaus

bestraf’c Wird, kamen 1922 bis 1924 je 13 septische Todesfälle auf je 1000 Frauer_x,

in Leningrad dagegen, wo die Abtreibung legalisiert ist und in staatlichen Kli—

niken durchgeführt Wird, nur 3 auf je 1'ooo Frauen. (Dabei handelte es sich bei

diesen Todesfällen fast nur um solche nach Geburten außerhalb der Kliniken.)«

31. Dezember:
Papst-Enzy/eli/ea: »]eder Gebrauch der Ehe, bei dessen Vollzug der Akt durch

die Willkür des Menschen seiner natürlichen Kraft zur Weckung neuen Lebens

beraubt Wird, verstößt gegen das Gesetz Gottes und der Natur, und die solches

tun, beflecken ihr Gewissen mit schwerer Schuld. Die Staatenlenker und Gesetz-

geber dürfen endlich nicht vergessen, daß es Sache der staatlichen Autorität ist,

durch zweckmäßige Gesetze und Strafen das Leben der Unschuldigen zu schützen,

und zwar um so mehr, je weniger das gefährdete Leben sich selber schützen kann.

Und hier stehen doch an erster Stelle die Kinder, die die Mutter noch unter dem

Herzen trägt. Sollte jedoch die öfientliche Gewalt diesen Kleinen nicht allein den

Schutz versagen, sie vielmehr durch ihre Gesetze und Verordnungen den Hän-

den der Ärzte und anderer zur Tötung überlassen oder'ausliefern, dann mögen

sie sich erinnern, daß Gott der Richter und Rächer unschuldigen Blutes ist, das

von der Erde zum Himmel schreit.«

“' Zitierr. aus: Friedrich Wolf, Gesammelte Dramen, Band 2, Aufbau-Verlag, Berlin 1950.
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Damit hat sich das Karussell wieder auf seinen Ausgangspunkt zuruckgedr;i1t.
Wir sind wieder einmal da., wo Wir immer schon waren. A1]es„15t gesagt _nror en.

Alles ist aufgedeckt worden. Alles ist in seinen Zusammenhangen erklart wor-
den. Alles ist nach seinen Ursachen befragt worden. A11_es ist geschrieben und be—
schrieben worden. Und es ändert sich nichts: im Gegente11.

I93 I o - . o ' _Friedrich Wolf wird in Stuttgart zusammen m1t'der Arztm Dr. ]acobow1tz
Kienle am 19. Februar wegen gesetzwidriger Abtreibung verhaftet.

25. Februar »Welt-Erwerbslosentag«.
Bei einer Massenkundgebung auf dem Stuttgarter Marktplatz fordern Sprech—
chöre nicht nur:

»Wir wollen Arbeit und Brom,
sondern auch:

»Nieder mit dem 5 218«
»Schluß mit der weißen Schmach«
>>Heraus mit den verhai’ceten Ärzten«

28. Februar
Friedrich Wolf lehnt es ab, gegen eine Kaution von ro 000 Mark auf freien Fuß
gesetzt zu werden. Er fordert:
—- daß der Prozeß sobald wie möglich und in aller Öffentlichkeit geführt Wird
-— aß die Bewegung gegen den 5 218 als ein politischer Kampf, eine wirkliche

Volksbewegung geführt Wird
— daß ein Volksbegehren zur Reform des S 218 durchgeführt wird.

Es gibt eine Handvoll mutiger Ärzte in dieser Zeit. Viele von ihnen kommen
ins Gefängnis. Und eine heute von der Bürgerrechtsbewegung in den USA 311f'
genommene Aktionsform wird praktiziert:

Während die Männer im Gefängnis sitzen, halten ihre Frauen die Reden und
Vorträge in der Öffentlichkeit, die die Verhafleten nicht halten können. So macht
es die Frau von Friedrich Wolf, die Frau von Lothar Wolf und die Frau von
Peter Hodann.

Dein Körper gehört Dir!

Wir bringen im Auszug die Rede der Frau de
den Stuttgarter Protestversämmlungen gegen den S 2.18: .

Werte Anwesende, Genossinnen, Genossen!Ich wundere mich, daß so viel Männer und‘so wenig Frauen das Wort; nehmen. Ma_rm undFrau sollen in einer Front ihre Werke vollbrinéen, nicht, daß die Frau abhängig ist vomManne und der Mann abhängig von der Frau. Aber dieser Paragraph ist Sache der Frauerf-’Die Männer können nicht verstehen, was es heißt, trotz der Freude am Kinde abzutre1-ben.
Wenn wir uns gegen den Paragraph wehren undweil dieser Paragraph ein Schandparagraph ist,

trifl’c. Wir wollen nicht eine zügellose Abtreibun

s bekannten Berliner Arztes Dr. Hodann in

seine Beseitigung verlangen, so deshalb,
der auf die heutige Zeit nicht mehr zu—

g, denn wir wissen, daß Abtreibung auf
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Abtreibung uns allein schädigt, keinen anderen. Wir wollen daß nach dem Fall des Para-

graphen, der der Frau das Recht auf ihren eigenen Körper nimmt, eine vernünf’cige Ge—
burtenverhütung einsetze, daß möglichst wenig Abtreibungen vorgenommen werden.

Man hat bis jetzt insbesondere uns Frauen in der Art erzogen, daß man uns von Anfang
an das Denken systematisch abgewöhnt hat, denn denkende Frauen sind_schlecht zu regie—

ren. (Beifall.) Solange die Frauen alles glauben, was man ihnen sagt, sind sie bequem zu

regierende Staatsbürgerinnen!
Darum müssen wir aufräumen und aufklären! Wir lernen alles im Leben: Kleidernähen,

Kochen, Waschen, Plättenl Doch die Wichtigsten Dinge hat man uns versagt. In den
Schulen hängt noch heute der geschlechtslose Mensch. Über das, was vom Nabel an bis

zum Knie geht, darüber spricht man nicht. Dieser Paragraph erfaßt nicht nur die Frauen,

wenn sie an sich die Abtreibung vornehmen lassen müssen, dieser Paragraph wir& bereits
seine Schatten auf die ersten Liebesbeziehungen zweier Menschen. Anstatt an sich und ihre
Liebe zu denken, haben sie nur die große Angst vor den eventuellen Folgen dieser Liebe.
Und diese Angst, die geht mit, die läßt nicht mehr los, die schleppen wir wie eine Kette
im Lebens-Zuchthaus mit, alle Jahre, von Tag zu Tag. Das trifft nicht nur die Frau des
Arbeiters, des Arbeitslosen, das trifl’c jede Frau. In seiner Allmacht hat der liebe Gott: bloß
vergessen, fiir die regierende Kaste besondere Vorrichtungen zu treffen. (Stürmische Hei-
terkeit!) Doch diese Herren sind aus demselben Stoff, mit denselben Bedürfnissen ausge-
stattet wie wir. Es besteht nur der Unterschied, daß die Frau, die Geld hat, überall Hilfe

fipdet, während die Frau, die kein Geld hat, zum Kurpfuscher laufen muß. Darum ist
dieser Paragraph ein Klassenpamgmpb!

Wir sehen, daß durch die ängstliche Erwartung der Regel von Monat zu Monat die
Frauen so etwa Mitte der Dreißiger sehr nervös sind, daß mit dieser Angst die Gefühls-
kälte wächst, die ofl; den Zusammenbruch einer Ehe im Gefolge hat.

Die Befürworter sagen, daß dieser Paragraph der letzte Wall der Moral ist. Wenn das
der letzte Wall der Moral ist, dann ist diese nicht mehr weit her. Die Moral hat mit der
Seche nichts zu tun, denn die Moral sieht immer so aus wie die jeweils herrschende Klasse,
die sxe bestimmt.

Zitiert aus: »Paragraph 218 —- Reden und Aufsätze zum Fall Wolf—Kinde«, Stuttgart
! 9 3 r.

Die Situation am Ende der Weimarer Republik:
Die Reform des 5 218 ist Thema der »SoziaI-Literatur« und der »Straße«.

Zum erstenmal werden hunderttausende Frauen in eigener Sache aktiv, ergreifen

Partei für sich selbst, geben die »Objekt—Rolle« auf, die passive Hinnahme der

Unterdrückungsmethoden. Politisch nutzt das nichts. Denn:

Das alte Schema spult ab: Mögen die auf den Straßen so viel demonstrieren

und fordern wie sie wollen, die Fäuste ballen in ohnmächtiger Wut über die Un-

gerechtigkeit und das Leid, das sie ertragen, mögen sie schreien so laut und viel

sie wollen, die, die Macht haben, mokieren sich höchstens über das niedere Ni-

veau der Klageschreie.
_Die Befürworter der Reform, die sich kontinuierlich einsetzen, sind Kommu-

msten, Intellektuelle, Liberale, sozialistische Ärzte und Juristen. Sie verlieren von

Jahr zu Jahr an Boden gegenüber den Kirchen, Zentrumsparteien, Rechten, va—

terländischen Frauerivereimn und Faschisten.
Trotzdem: Die Chance, den S 218 grundlegend zu reformieren, war in der

Weimarer Republik greifbar nahe. Daß sie verschenkt wurde, geht auf das Kon—
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to der Sozialdemokraten, die viel von der Reform des S 218 redeten — und ihre
Versprechungen nicht hielten.

In Dollheimers »Großes Buch des Wissens« heißt es unter dem Stichwort »Ab-
treibung« über die Reformbestrebungen und ihr Ende: _

»Der Niedergang des natürlichen sittlichen Volksempfindens und _d1e hem-
mungslose Abtreibungs-Propaganda des Marxismus durch Reden, Flugblatter, Ro-
mane und Dramen haben in der Nachkriegszeit durch das Umsichgre1fen der Ab-
treibung der Volksgesundheit wie der Bevölkerungsentwicklung schwersten
Schaden zugefügt.

Erst der Nationalsozialismus hat dieser gefährlichen Entwicklung Einhalt ge-
boten.«

Drittes Reich
Die Nationalsozialisten »reformierten« den 5 218: für den Abtreiber gab es m
schweren Fällen jetzt die Todesstrafe statt Zuchthaus, und »erbkranker Nash“
wuchs« wurde als Indikation eingeführt. Wie kindbezogen die staatlrche Geber-
pflicht tatsächlich war, läßt sich an den Maßnahmen dieses Regimes ablesenz_wer“
dendes arisches Leben wurde geschützt Wie nie zuvor. Werdendes nicht—ansches
Leben wurde auf staatliche Indikation hin abgetrieben. Ähnlich Wie in Rom und
Griechenland, als die verheiratete Frau abtreiben mußte, wenn der Mann keme
Nachkommenschaft wollte, und falls er Nachkommenschafc wollte, auf %;emen
Fall abtreiben durPce, wurde auch jetzt verfahren. Doch war auch hier mit dem
Begriff werdendes Leben nie das sich entwickelnde individuelle Kind gememt‚
sondern nur ein Objekt von Macht- und Herrschaflsinteressen.

Was dasin Wirklichkeit für die Frauen und ihre Kinder bedeutete, geht aus
der Biographie von Hanna R. hervor, 1912 in einer Kleinstadt geboren, gutbur-
gerliches Elternhaus, Mittelschule, gelernte Schneiderin, wegen Abtreibung in 2 Fal-
len von einem nationalsozialistischen Gericht verurteilt.

Ihre Geschichte ist ein Zeitdokument.
Sie beginnt im Jahr 1935.
»Ich war etwa 22 oder 23 Jahre alt und lernte einen netten Jungen kennen-

Er hatte gerade seinen Doktor gemacht und war aus guter Familie. Wir waren
beide maßlos verliebt und, na ja, dann ist es halt passiert und nach einigen Mom.-ten mußte ich ihm sagen, daß ich schwanger hin. Er war nicht sehr erfreut dar-
über. Er sagte: Such Dir ’ne Stelle in Berlin, ich such mir auch dort erne.Wir waren ehrlich verliebt, ich war ein sehr temperamentvolles Mädchen, wel-leiCht‚ was man heute sexy nennt. Wir fuhren also beide nach Berlin. Ichglaube, weil er mich aus unserer Kleinstadt weghaben wollte. Dann hat errnir Chinin besorgt, ist mit mir in Bäder gegangen. Ich mußte heiß baden. Dann1st er mit mir Motorrad gefahren. Eines Abends blutete ich etwas, ging am ande-ren Tag noch zum Dienst und plötzlich merkte ich, daß — ich hatte gar keineAhnung, ob das nur Blut ist oder ob das mehr ist — wenigstens ging ich zur T0i'

der Klumpen weg. Ich blutete stark und erfand eine Ausrede,
_. Aber die merkten, was los ist. Und die Chefin sagte dann?

sofort me1n Haus verlassen



angesehen. Ich bin dann in meine Wohnung. Es blutete und blutete und blutete

und schoß nur so aus mir heraus. Ich kam kaum noch die Treppe hoch und hab

dann meine Wirtin gebeten, einen Arzt zu holen. Der kam sehr schnell und hat

mir eine Spritze gegeben. Ich schlief dann ein, und es hörte sehr schnell auf Zu blu—

ten. Er kam nach 2Wei Tagen wieder und gab mir einen Zettel, daß ich in ein

Krankenhaus gehen könne und mich ausschaben lassen. Der junge Mann kam

dann immer mich besuchen und hat sich rührend um mich bemüht und war be-

sorgt und sagte: Mach das nicht in der Klinik. Du wirst dort dann gefragt, und

wie ich dich kenne, bist du harmlos und sagst, ja ich habe irgendwas getan. Das

möchten wir doch nicht haben. Sieh mal, ich bin doch Jurist. Jurist. Na klar, das

war ja das Wichtigste. Und ich merkte dann . . . nach dem das alles vorbei war . . .

wurde er kühler und kühler, und dann hat er sich ’ne Stelle woanders gesucht. Als

Berater in irgendeinem Werk. Na und dann war mir ja alles klar. Allein in Ber-

lin mochte‘ich nicht bleiben. Die Erinnerungen waren dann zu stark. Nicht daß

ich durch die Abtreibung einen seelischen Schock bekommen hätte . .. daß ich in

alle Kinderwagen gestiert hätte . .. Nein, das ist alles blöd, das ist nicht wahr.

Man ist froh, wenn das vorbei ist. Ich habe mich auch nicht vor mir selbst ge—

schämt, absolut nicht. Neulich las ich, daß die Frauen einen seelischen Schaden

davon behalten. . . Ich glaube, man erhält eher einen seelischen Schaden, wenn

man ein Kind auf die Welt bringt und kann es nicht ernähren und sich drum küm—

mern.

Na ja, ich bin dann nach Hause und blieb dort ein Jahr. Aber es hat mir dann

einfach in der Kleinstadt nicht mehr gefallen und ich wußte, daß er dann irgend-

wann zurückkomrnt, und ich hing ja noch irgendwie an ihm, und hab eine Stel—

lung woanders angenommen. Da war ich zweieinhalb Jahre. Und lernte einen

Dentisten kennen. Und . . . na ja, das Übliche. '
Wir haben dann Heublumenbäder gemacht, ich habe Rotwein getrunken. . .

aber nichts. Seine Schwester kam eines Tages zu Besuch und sagte, sie hätte

Schiffskarten für Amerika, sie wandere aus. Ich fragte sie, warum? Sie sagte, der

B_ruder würde wohl auch mitkommen. Sie seien Vierteljuden. Deshalb wandern

Sie aus. Damit war natürlich das Urteil schon gesprochen. Ich hab dann Knall

auf Fall meine Stellung aufgegeben und. bin nach Hause gefahren. Schwanger.

Das war 1938. Meine Mutter war ein halbes Jahr vorher gestorben. Zu Hause

waren noch zwei jüngere Geschwister. Mein Vater war verreist. Ich hab also wie-

der heiße Bäder gemacht. Hab alles mögliche getrunken. Bin die Treppen herunter-

g63prungen — vom Tisch . .. nichts. Dann hab ich mich an eine Freundin gewen—

de}, die mir mal erzählt hatte, daß sie abgetrieben hat, und der gesagt, du mußt

mu: helfen. Sie sagt, es gibt ein Gerät, damit kann man es selbst machen, ’ne

ver8rößerte Spritze.
_ Da bin ich aber erst mal zu einem Arzt,.der war dafür bekannt, daß er in Not-

81t_uationen schon mal geholfen hat, ein Freund meines Vaters. Der sagte mir, das

Sei etwa der 3. Monat, was sollen Wir da machen? Ich sagte, ich denk’, daß Sie

mir helfen. Ne, sagt er, das kann ich nicht. Wer weiß davon? Meine Freundin,
che hat mir eine Spritze besorgt. Nein, nein, sagt er, ich kann es unter gar keinen

Umständen.

Dann war ich noch bei einem zweiten Arzt. Der sagte auch, er könne nichts ma-
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chen, aber wenn es anfinge Zu bluten, dann wäre er da. Na ja, dann hab 1ch es

mit dem Gerät gemacht. Man hat da Seifenlauge reingetan und versncht, es ganz
tief in den Gebärmuttermund zu pressen. Ich hab bis dahin noch gar n1cht gewuß_t,
daß ich eine Gebärmutter habe. Ich bin zu Hause nicht aufgeklärt worden. Mem
Vater war sehr preußisch und streng, wenn wir als Kinder mal etwas uber eme

Frau, die ein Kind kriegte, sagten, wurde mit der Faust auf den T1?Ch geschla-
gen und er sagte, er wünsche solche Gespräche nicht, das käme h1er mcht m Pfa-
ge, das sei eine anständige Familie. Und meine Mutter ka?hohsch und sehr prufie:
von der Erziehung her, ungeheuer prüde. Nie hat sie mir 1rgendwac_s gesagt ? me.

Als ich zum erstenmal meine Regel bekam, sagte meine Mutter, ja nun b1st du
ein großes Mädchen und da reinigt sich der Körper einmal im Monaf selbste —
wenn es blutet, reinigt sich der Körper selbst. Also, ich habe d1eses_ Gerat 1n m1ch
reingestoßen und den Gebärmutterrnund gesucht... und dann g1ng es los und
blutete. . . und dann ging es ab undich hab’s eingewickelt und verbrannt und dann
hat es aber immer weitergeblutet . .. und dann rief ich den Arzt {in. Ma_chen Sie
Frottiertücher steril, sagte er, legen Sie sie auf den Küchentisch. Die hab ich dann
also auf den Küchentisch gelegt. Ich war Gott sei Dank allein, und dann i<arn er,
mit noch einem anderen Mann, der hat mich festgehalten, er hat denn am (_3u-
rette genommen, tut’s weh?, hab ich gefragt, ja, sagte er, aber das 1st eben n1cht
zu ändern. Dann hat er curetiert und das hat furchtbar weh getan. Der andere
hat mir die Hand gehalten. Sie waren eigentlich furchtbar nett und als alles vor-
bei war, sagte er: So, nun kannst du ins Bett gehen, und zog mir das Nachthemfl
über und klopf’ce mir auf den Po und sagte: Auf ein Neues! Das war schreckl1-
cher als die ganze Curette.

Ein paar Wochen später, ich hatte mich gerade einigermaßen erholt un<i woll-
te nun wieder in meinem Beruf weiterarbeiten, wurden in unserer Klemstg.dt

PlötzHCh vier oder fünf Leute wegen Abtreibung verhaftet, darunter auch am
Verwandte meiner Freundin, die mir die Spritze gebracht hatte. Das War Stadt-
gespräch. Das wußte jeder damals, die Stadt war ja nicht groß und Provinzstadt,
Katholikenstadt, Bischofsstadt‚ lauter alte Weiber, also auf jeden Fall eine Stadt,
wo das von Mund zu Mund geht. Und ich bin bald gestorben vor Angst‚ Angst,
daß meine Freundin und ich verraten werden.

Und eines Abends, ich war gerade dabei mich anzuziehen, um ins Theater zu
gehen —- mit meinem Vater und meiner Schwester, Rock und rosa Bluse, ich sg—
he es wie heute. Es klingelt, und ich mache auf. Guten Abend, Kriminalpo_h-
zei. Sie müssen mal mit uns kommen. Ich sagte, ich wollte ins Theater, so wie ich
angezogen bin? Ja, können Sie anbehalten, können ja nachher ins Theater oder
nach Hause, je nach dem, wie lange es dauert. Kann ich mich nicht umziehen?
Nein, kommen Sie sofort mit. Mir schwante nichts Gutes. Also, ich ging mit und
kam in einen Raum. Dort saßen mindestens fünf Männer, die wollten VOn mir
wissen, ob ich abgetrieben hätte. Ich hab zuerst versucht zu lügen. Aber das kann
sich keiner vorstellen. Ich kleine Provinzwurscht, was sollte ich denn gegen fünf
Männer? Da war ein ganz Scharfer, der hat von Mord gesprochen und Kindes-
mord. Wenigstens drei Stunden haben sie mich bearbeitet und gesagt: Das GC-rät haben Sie doch bekommen von Ihrer Freundin. Die weiß auch, daß Sie einKind erwarteten. Wo ist das Kind?
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Also, ich bin jedenfalls zusammengebrochen. Und ich höre mich noch heute sa-

gen . . . da sagt der zu mir: Haben Sie oder haben Sie nicht? Da hab ich ihn an-

geschrien: Ich haaabe! Ich war so fertig. Da haben sie gerufen: Wachtmeister, so—

fort abführen! Ich bin, so wie ich war, sofort in U-Hai’c gekommen. Dort wurde

ich von einer Frau im Mund untersucht, in den Haaren, im Geschlechtsteil, hört

sich fies an, in den Genitalien, ist ja auch egal, selbst da. wurde reingeleuchtet‚-ob

da irgendwas versteckt war. Ich kam dann in eine Zelle. Dort hab ich ge-

schrien wie eine Wahnsinnige, ich war überhaupt nicht zu beruhigen. Drei Tage

lang habe ich nichts gegessen. Dann siegte der Selbsterhaltungstrieb. Die Anstalt

war sehr klein und die Aufseherin sehr nett. Und als sie hörte, daß ich Modistin

sei, fragte sie mich, ob ich ihren Hut ändern Will, damit ich was zu tun hätte. Sie

Wollte mich nicht Zöpfe fler‚hten lassen, nein, das wollte sie nicht. Dann hab ich

ihr Bänder an Schürzen genäht. Also sie hat dann privat von mir sich ihre Garde—

robe in Ordnung bringen lassen. Für sie war’s günstig und für mich angenehmer

als.irgendwas zu flechten.

Drei Tage nach meiner Einlieferung erhielt ich Besuch von einem Anwalt. Den

hatte mein Vater geschickt. Ich dacht’ ja, meinen Vater sehe ich nie wieder. Aber

meine Schwester sitzt mit meinem Vater im Theater und sagt, du, ich muß

dir was sagen, die Hanna ist eben verhaftet worden. Weshalb?, hat sie wieder ’ne

Fahne runtergerissen? Ich hab nämlich mal Nazi-Fahnen runtergerissen. Nein,

sagt Sie, Wegen Abtreibung. Mein Vater hat natürlich sofort das Theater verlassen

und getobt wie verrückt. Dann ist: er aber vernünftig geworden. Da muß sofort

ein Anwalt her. Das ist nun mal geschehen. Wenn sie mir das vorher gesagt hät-

te, ich hätte sie wahrscheinlich erschlagen, wenn sie mit einem unehelic'nen Kind

gekommen wäre, aber nun braucht sie Hilfe. Und ich durfte acht Tage nicht schrei-

ben. Niemandem. Kein Besuch, gar nichts. Aber nach drei Tagen hatte ich einen

Rechtsanwalt. Der sagte, erzählen Sie mir, wie es gewesen ist. Da. ist nichts zu

machen. Sie werden mit einer ziemlich hohen Strafe rechnen müssen. Ich sage

Ihnen das gleich. Wehren Sie sich nicht gegen die Untersuchungshaf’c. Was Sie hin—

ter sich haben, haben Sie hinter sich. Hier sind Sie gut aufgehoben. Wenn Sie in

eine andere Haflanstalt müssen, ist es viel schlimmer. Er war eigentlich ein ganz

väterlicher Mann.

Es dauerte drei Monate, und mein Vater hat„einen bekannten Staatsanwalt an—

gerufen und gesagt: Hören Sie zu, das sind drei Monate, damit müßte sie doch

die Strafe verbüßt haben, können Sie nicht dafür sorgen, daß sie raus kommt?

Der hat das auch versucht und es ist gelungen. Ich war dann ein halbes Jahr bei

meiner Großmutter und wartete, traute mich nicht aus dem Haus, traute mich

Zu keiner Arbeit, war »stadtbekannt«‚ Einmal begegnete ich einer guten Bekann-

ten auf der Straße, die hat mich dann angespuckt oder besser vor mich hinge—

_Spuckt. Und der Blockleiter sagte: Mensch, diese Hure! Ein halbes Jahr wartete

mb auf den Prozeß.
Und dann kam die Anklageschrii’c und ich wurde angeklagt in den beiden Fäl—

ien. Ja, in beiden, ich habe das von Berlin beim ersten Verhör auch gestanden . ..

lch war so fertig . . . ich wollte es auch loswerden . . . ich habe gedacht, hier wirst

du gequält . .. hab es alles gesagt. Ich hab gesagt, nun ist es passiert, macht mit;

mir, was ihr wollt, bringt mich ins KZ, mir ist das alles gleichgültig . . . Nach drei
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Stunden mit fünf Männern, da ist man doch als junger Mensch mürbe. Ich war
damals doch noch ein relativ harmloses Mädchen, wenn ich auch schon ein paar
Männer kannte. Das hatte aber nichts damit zu tun, daß ich nicht harmlos war.
Oder der Sache nicht gewachsen war, wollen Wir mal so sagen. .

Beim Prozeß hab ich nur dagesessen und geweint. Der Staatsanwalt war em
ganz Junger, das war, glaube ich, sein erster Fall, und da wollte er sich besonders
hervortun, er rief immer: >Mord< und >Substanz des Volkes< und forderte dapn,
glaube ich‚ eineinhalb Jahre Gefängnis. Die Richter waren alte Herren, väterhch.
Mein Rechtsanwalt sehr flau — redete von meiner Jugend, der Mitverantwor-
tung der Männer, der Angst, vor meinem Vater mit einem unehelichen Kind an—
zukommen . . . und bat um Milde, was sollte er sonst auch sagen, konnte er
sagen! Da war gerade vorher irgendeine Verschärfung des S 218 durchgekom-
men, hat er mir gesagt, also, was konnte er schon sagen?

Na ja, haben sie mich zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Das war dann 1940
in Köln, im Klingelpütz. Erst kam ich in eine Einzelzelle. Winzig klein. Ich werde
nachts wach und denke, was haste denn bloß. Morgens war ich vollkommen zer-
stochen am ganzen Körper. Dann auf dem Hof sagen die anderen: Mensch, daS
ist ’ne Neue, die hat: das Gesicht voll Wanzenstiche. Ich hab mich dann dutzend-
mal erbrochen vor Ekel. Aber das half mir nichts. Ich hab der Wärterin gesagt,
ich kann hier nicht mehr drin bleiben. Aber die sagte, sie könne das nicht ändern.
Ich habe mir dann Nacht für Nacht ein Tuch vors Gesicht gebunden, damit die
Tiere nicht daran konnten und hab jeden Tag erbrochen. Es war furchtbar. Dann
mußte ich Tüten kleben. Waschmitteltüten. Ich habe geklebt und gewühlt, da-
mit die Zeit nur vorüber ging. Ich kam dann in eine Zelle ohne Wanzen, dort
hab ich dann Zöpfe geflochten fürs Mattenflechten. Ich hab immer weit: über Soll
gearbeitet, nur weil ich was zu tun haben wollte. Komischerweise, ich hab mich
nie schuldig gefühlt. Ich hab immer nur gedacht, warum bist du eigentlich hier.
Das geht mir heute noch so.

Ich kam dann in eine Gemeinschaftszelle. Eines Nachts dann, furchtbarer
Kfach, Licht und alles. Sagte eine: Hach, jetzt werden sie wieder geköp£’a Dann
hörte man Wasser tauschen, Licht. Man hörte keine Schreie, aber es war Licht und
man wußte das einfach Dann begannen die Fliegerangrifle. Und wir waren ein-
geschlossen im Gefängnis. Nachts hagelten die Bomben. Im Flakscheinwerferlicht
sahen Wir die Flugzeuge und waren eingeschlossen in einen Raum, und die Bom-pen fallen rechts und links. Also, das war wohl das Schrecklichste. Davon träume
1ch heute noch. Dann kam ich eine Woche auf die Krankenstation und kam dann
in eine Zelle zu zwei stillen bescheidenen Frauen, Diebstahl. Ich kam dann in
eine BVerkstatt und hab dort Fahrradlampen, wo so Bosch—Birnen drin sind, her-geste t.

Und da13n eines Tages kam die Wärterin und sagte: Sie dürfen nach Hause.Ich hatte em Gnadengesuch e1ngereicht und sie haben mir 2 Monate erlassen- IChhatte Angst vorm Nachhausekommen. Zu Hause wurde ich dann von meinerGroßmutter abgeholt, die natürlich in Tränen aufgelöst war. Aber es hat miChalles kalt gelassen. Ich war wieder frei.
Aber dann fing eigentlich erst die sehr böse 2 't I ' ' t

d.h. ich W°ute’ un e1 an. ch gmg zum Arbe1tsam ‚
d stand dann davor und dachte, jetzt mußt du sagen, W911er
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du kommst. Wieder zurück. Dann bin ich auf Zeitungsannoncen gegangen, da_nn
wollte ich wieder Kleider machen, ja, aber als sich dann herauss_tell_te, _WOhCE' 1ch
kam, das sich rumsprach, nein, die Stelle ist besetzt. Dann kagn 1ch 1{1 e1pe ngh'C-
pauserei. Da hab ich nach Wochen die Inhaberin gefragt, Wlsser_x Sxe e1ggnthgh‚
was los ist? Ich erfuhr dann, daß man es ihnen erzählt hatte. 31e sagte, 1ch b1n
keineswegs entschlossen, Sie deshalb zu entlassen, wenn a.th manche Kunden
sagen, >Wie können Sie die beschäfligem. Eine Kundin kam re1p und sagte_: Guten
Tag, da sind Sie ja wieder. Wo waren Sie denn? Ich war verre15t. Ach ja, ln.Cellebei Hannover. Und meine Umgebung, wo meine Großmutter wohx3te, «he ha}-
ben mich natürlich alle nicht angeguckt. Das gab sich dann mit der Zen. Aber d1e
ersten Jahre waren furchtbar.

_ _Dann lernte ich den Vater meiner jetzigen Tochter kennen. Akt1ver Offi21er‚
sehr charmant, sehr nett, und es war eine wunderschöne Freundschaft. Er Warsechs Jahre jünger als ich. Und ich hab immer gesagt, das hat doc}? ke1nen Sm.n‚also ich hatte Angst davor. Ich sagte, Wir werden ja doch nicht he1raten, du 131512jünger als ich. Ich wollte ihm das doch nicht sagen. Und dann hat man abends et-was getrunken und dann bin ich mit in seine Wohnung gegangen und dann habich mit ihm geschlafen. Und dann sagte er, weißt du, wir fahren nächste Woch_e zumeinen Eltern. Und dann hab ich ihm gesagt, das sei Quatsch, ich sei katho!ls£her könne mich nicht mitnehmen. Ich kannte die Eltern. Da meinte er, das 56% na—türlich schlimmer als gestohlen. Ich sagte, und ich hab auch noch andere Dmge.Und dann hab ich ’s ihm erzählt.

_Ich dachte, nun ist er erschüttert. War er aber nicht. Wie jahre später me1r&€Tochter, als ich es ihr erzählte, und sie gesagt hat: Na und! Er hat gesagt: W_1rheiraten. Aber dazu mußte man eine Genehmigung haben. Und ich mußte empolizeiliches Führungszeugnis vorweisen. Und da stand es natürlich drin. Er }_1ates eingereicht, aber es ist abgelehnt worden. Dann sagte er: Ja, das ist ganz em—fach, der Hitler braucht Babies, dann mußt du eben ein Baby kriegen. Ich _warzuerst ein wenig schockiert. Aber dann hab ich gedacht, warum eigentlich mchnWenn Wir dann heiraten können. Es war wirklich die große Liebe. Das anderewar mehr _]ungendplänkelei.
Aber ich war 13. 1nzwischen immerhin fast dre' ' .

dessen wurde ich zum SD beordert und dort wollte man unbedingt wissen, wasfür ein schlechtes Frauenzimmer ich bin. Wollte wissen, wann das erstemal, mitwem, wo, im Walde, auf der Couch, also, der Frage5teller war derart ordinär.Heute Würde ich sagen, der war geil. Und ich sagte, das brauche ich Ihnen d0Ch



denn machen, ich kann doch kein uneheliches Kind kriegen, Ja, ich kann Ihnen ja

die Adresse vom Lebensborn in München geben. Da. kriegen Sie dann das Kind.

Das ist dann ein Kind für den Führer. Ich hab dann gesagt, nein, das Kind kann

ich auch zu Hause kriegen.

Ich hab dann meinem damaligen Verlobten geschrieben. Er kam und sagte, nun

ist uns das egal. Dann kommt das Kind zur Welt und Wir heiraten eben nach dem

Krieg. Und dann hat er ein Testament gemacht. Daß er mich gern heiraten möch-

te, aber unüberwindliche Hindernisse stünden dem im Wege.

Eröffnet — don 5.Septcnber 1944-
ge z.* .

IV 58141 .

!.‘eataltlt.

Ich, der„
_, z.Zt. beider Einheit Feldpoatxumer 48566 C verfilge letztwil
wie folgt: '

Ich bin mit Fräulein “___,
an 12. 7. 1912 verlobt. Meine Verlobte hat an 6. August 1945 ein
Kind_ geboren‚deäeen Erzeuger ich bin. Ich habe die
Vaterschaft dieses Kindes anerkannte

Meiner beabsichtigten Eheschlieaaung\ nit Fräulein _ stehen
zur Zeit Hindernisse gegenüber die ich trotz a"! ler Boutihnngen
iu überwinden ‘vornochte .

Gleichwohl ist es mein mereohli‘tterlicher wille.dio Ehe nit
!räuleih_ einzugéhen‚vipnn untl nobald die der Eheschließung,
utgegeustehenden Hindernisse überw_uluien mind.

Wenn mir in feldo etwas zurtoseen sollto‚so habe ich den sehn-
liebsten Wunsch,dasa reine Braut _ durch Nauelgebulß
heine. Nahen erhält und. dass da:1t '].eichzoitiß auch das Kind
logitinie‘rt wird. Sowohl an meiner Braut wie an mein- Kindo hänge
ich 7411; unersohiitterlicher Liebe.

Meine Braut _ aetze ich hiernit m naher alleinigen
Erbin ein. Für den Fall‚daan 510 vor 1.1r veretirbt‚berufe ich zu

ne1uer Alleiner'bil nix Kindm .

_ ‚del_
gel. — .

Abuohrift “int 11% nr Urnohriti ubomiu
#

sun %äoberaükre tür

Ich hab das Kind bekommen. Und er hat sich so gefreut. Er kam dann im Ur-

laub und ist mit dem Kind auf dem Arm rumgelaufen. Und von dem Aug_enbhck

an waren die Menschen älle lieb und freundlich zu mir. Da war ja alles m Ord-

nung. Da hatte ich ja einen Mann, der mich beschützen konnte. Dann kam er von

Südfrankreich nach Berlin, und dann wollte er nach Hause fahren und 151: unter-

Wegs durch Bombenangrifie umgekommen. _ _

ICh hab ihn dann in meiner Stadt beerdigen lassen. Ich bin mit memen Schwxe-

gereltern sehr gut gewesen. Sie haben auch befürwortet, daß ich den Namen

kriegen soll.

geb
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Nach 1945

Das war das Erbe der Stunde Null: Die Gebärzwang-Ideologie und durch Hun-
ger, Krankheit, Vergewaltigungen so viel Abtreibungen wie nie zuvor.

In Berlin wurden unmittelbar nach Kriegsende Tausende von Abtreibungen
— quasi legal — vorgenommen, die Ärztekammern führten Buch darüber. In
den Großscädten der Alliierten Zonen ebenso. _

Und Hanna R. lief mit dem Testament ihres umgekommenen Mannes, dem die
Nationalsozialisten die Heirat verboten hatten, von Gericht zu Behörde und von
Behörde zu Gericht. Völlig umsonst. Die vorbestrafie Abtreiberin bekam den Na—
men ihres Mannes nicht. Und das Kind blieb ein uneheliches Kind unter der V01_'-
mundschai’c des Jugendamtes, das alle vier Wochen eine Fürsorgerin schickte, d1e
sich das Kinderbett zeigen ließ und die Füße des Kindes überprüfle. Warum
schauen Sie sich sie Füße immer an? Weil man an den Füßen eines Kindes sehen
kann, ob es gepflegt ist. Ihr Kind ist gepflegt.

Hanna R. war keine Offizierswitwe, bekam keine Rente, ihr Kind war keine
Halbwaise, deren Vater im Krieg umgekommen war, sondern unehelich von
einem Erzeuger »mit einigen Unklarheiten«.

1945 war Hanna. R. 33 Jahre alt, vorbestrafi, 10 jahre aus ihrem gelernten
Beruf heraus, Mutter eines unehelichen Kindes, wohnte in einem Zimmer bei ihrer
Großmutter und versuchte, durch Nähen den Lebensunterhalt zu verdienen. Von
Rehabilitation keine Spur. Ihre »Abtreibungs—Geschichte«‚ die von Einstellung des
nationalsozialistischen Staates zum 821 8 geprägt ist, geht nauch nach 1945 weiter.

Mit den anderen Unmenschlichkeiten des Nationalsozialistischen Staates steht
auch jetzt wieder der S 218 zur Diskussion.

1947
Wiederaufführung des Stückes «Cyankali» von Friedrich Wolf in der Volks-
bühne Berlin. Am 10. Januar sendet der Berliner Rundfunk einen Querschnitt
durch das Stück zum 8 218. Der Norddeutsche Rundfunk übernimmt diese Sen-
dung einen Tag später.

Ein Beispiel aus der Flut der Zuschrifcen, die der Autor 1950 innerhalb eines
Vorwortes zum Erscheinen des Stückes in dem Band 2 seiner gesammelten Dra-
men veröffentlicht:

»Charlottenburg, 15. januar 1947-

- Berta K., Oberschwester.
Lieber Rundfunk! Als alte erfahrene Schwester bin ich für sofortige Abschaf-

fung des 8 218. Eile tut not! Aus meiner Tätigkeit als Operationsschwester in
einer gynäkologischen Abteilung im Berliner Osten möchte ich Ihnen von früher
einige erschütternde Beispiele bringen. Diese Klinik hatte Patienten aller Kran-
kenkassen und auch den Bettennachweis. Ein Tag von vielen bleibt mir unvergeß'
11ch;wir hatten an diesem Tag vier Todesfälle von kriminellen Aborten. Die Lei-
chen wurden beschlagnahmt und damit war alles erledigt, und so ging es Jahr für
Jahr weiter — weil Männer diesen Paragraphen gemacht haben. Wurde eine
Frau gesund, so sagte sie zu mir: >Sehwester, was soll ich nur weiter machen? VierKinder hab ich Wie die Orgelpfeifen, und alles in einer Stube und Küche, derVerdienst des Mannes reicht nicht mal für uns, und wenn jetzt noch das fünfle
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kommt? Ich muß ja dann wieder zu einer Frau gehen oder mir selbst helfen!<

Diese verzweifelten Frauen hielten weder meine Mahnungen, noch Gefängnis,

noch der“ drohende Tod von ihrem Vorhaben ab. Und Atteste? Wir wollen offen

sein, Atteste können sich gewisse Frauen beschaffen, meist ist es eine Geldfrage.

Was macht nun aber die arme Frau, deren Leben doch genau so wertvoll ist wie

das zu jener Frau, welche Mittel dazu hat?«

Zweigeteilt geht die Geschichte des S 218 in Deutschland weiter. In der DDR

Wird der Paragraph liberalisiert —- bei uns sieht man keine Notwendigkeit dazu.

Es bleibt alles beim alten, nur die K0mmunisten reden manchmal von einer Re-

form dieses Paragraphen. Aber die anderen? —- Im Gegensatz zur Nachkriegszeit

1919 ff. ist der 5 218 kein Gesprächsthema oder Diskussionsthema. Er fällt wie-

der zurück in die alte Tabuzone des Schweigens und der Heimlichkeit, wie vor

der Jahrhundertwende und als ob bisher nichts geschehen wäre.

Die Geschichte von Hanns. R. geht weiter.

1950 gewinnt sie den Kampf um den Namen ihres Mannes und den Status der

Tochter. In der Schule wird dem Mädchen gesagt: Du heißt ganz anders wie du

dich jetzt nennst —- und deine Mutter war im Gefängnis. Hanna R. bekommt

das Angebot, als Schneiderin fiir eine Behörde zu arbeiten. Aber eine feste

Anstellung kommt wegen ihrer Vorstrafe nicht in Frage. Also arbeitet sie »auf

Rechnung«, weil da. nicht nach dern polizeilichen Führungszeugnis gefragt wird.

Dann macht sie einen Laden auf, sie meinte, das müßte doch gehen. Aber es

geht nicht. Und 1955 bekommt sie ein Gespräch mit, das zwei Frauen vor dem

Schaufenster ihres Ladens führen: »Die Sachen sind hübsch.« »Aber bei dem Kit-

chesbruder kann man schließlich nicht kaufen.«

Da gibt sie den Laden wieder auf. Die Behörde stellt sie als »Aushilfskrafiz«

ein, da braucht man kein Führungszeugnis. Von Männern, sagt sie, habe ich mich

in all’ diesen Jahren ferngehalten. Mir ist: kein Mann mehr in die Nähe gekom-

men. Das war vorbei. Als sie 50 Jahre alt ist, lernt sie einen Main kennen, der sie

heiraten will. »Wissen Sie eigentlich, was das für eine Frau ist?« fragen die Klein—

st‘a'dter. Er sagt: »Sie vergessen, daß Sie von meiner zukünftigen Frau sprechen.«

Das war 196 3. Da war die Geschichte immer noch nicht zu Ende. Und sie ist

es auch heute nicht: 15 Jahre fehlen ihr in ihrer Versicherungszeit, als Aushilfs—

krai’c hat sie nur die Hälfte von dem verdient, was sie als Schneidermeisterin eigent-

lich hätte verdienen können, die Zeit in der Lichtpausenanstalt nach dem Ge—

fängnis bringt den alleruntersten Rentensatz — 277 Mark, ist ausgerechnet wor—

den, kommen als Rente zusammen, wenn Hanna R. sich 1972, mit 60 Jahren,

von der Arbeit zurückziehen möchte. '
Ihre Geschichte ist immer noch nicht zu Ende. Die verfolgt mich, sagt sie, bis ich

tot bin. Und immer, wenn ich 8 218 jetzt irgendwo sehe oder höre, sagt sie, dann

werde ich daran erinnert.

Die Restauration der Heuchelei
CDU und CSU, diese Vereinigung zweier Weltanschauungsparteien zur Durch-

setzung von kirchlichen, wirtschaftlichen und obrigkeitstaalichen Herrschai’cs-

1nteressen, sorgten fast 2 5 jahre lang nach Kriegsende dafür, daß am 8 218 nicht

gerüttelt wurde. Es wurde noch nicht einmal darüber diskutiert.
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Zwar gab es zwischen 1950 und 1968 unzählige Kur};fusche1—li’rozesse3 aber

sie waren stets nur Anlaß, ein großes'Wutgeheul über die »schm1engen Morder«

und ein großes Wehgeschei über die »armen Frauen« anzustimmen. D1e Frage

nach der Ursache des Pfuschertums und dem Elend der Frauen wurde mcht ge-

stellt. _
Mit einer Ausnahme. Als 1963 in Hamburg der Arzt Albert Suhr vor Ger1cht

stand und zugab, 2000 Schwangerschaflsabbrüche vorgenommen zu haben. Suhr,

der als junger Medizinstudent zum Hamburger Kreis der W1derseandsgruppe

um die Geschwiéter Scholl gehört hatte und von den Nationalsozmhsten zum

Tode verurteilt worden war, durch einen Zufall mit dem Leben devonkam und
seit 1959 eine Praxis in einem Arbeiterviertel hatte, sagte vor _Ger1_chtz »Ich b1n
immer schon gegen den Paragraphen 218 gewesen, der für mich e1nen Verstoß
gegen die Menschenrechte der Frau darstellt — und ich lehne diesen Pa1agraphen
auch heute ab.« Nach dieser exemplarischen Aussage setzte für kurze Zel?_so etwe.s
wie eine Diskussion des 8 218 ein. Aber die Standesorganisationen der Arzte, d1e
Strafrechtler und die machthabenden Politiker hatten die Situation schnell W16d61'
im Griff. Am 1. September 1963 konnte die »Welt am Sonntag« verkünden: "

»s 118 soll bleiben« — Präsident der Ärztekammer zum Fall Dr. S_uhr. Fur
eine Beibehaltung der Bestimmungen des 5 218 StGB hat sich der Prä51dent der
Bundesärztekammer, Dr. Fromm, ausgesprochen. Die Diskussion um den_Ab-
treibungsparagraphen war durch den Fall Suhr ausgelöst worden. Pr'el31dent
Fromm steht auf dem Standpunkt, daß ein Eingriff nur dann erlaubt sem soll,
wenn das Leben der schwangeren Frau in Gefahr ist. Fromm sagte »Nein« ?‚uf
die Frage, ob dem Arzt größere Vollmachten und mehr Entsd1eidungsbefugnlsse
in die Hand gegeben werden sollten als bisher.

Fachleute schätzen, daß im Bundesgebiet mindestens auf jede Geburt eine Ab-
treibung kommt.

.Im Entwurf für die sogenannte große Strafrechtsreform hat das Bundeskab1-
nett eine Beibehaltung der Bestimmungen des 8 218 vorgesehen. Auch die viel-
diskutierte >ethische Indikation< wird im neuesten Entwurf abgelehnt.«

Das war die Situation 1963 ff.
Der Paragraph 218 war tabu. Lebendiges 19. jahrhundert an der Schwelle

zum.zr. Jahrhundert. Ein paar Progressive dachten anders. Geändert hat das
nichts — bis' die Frauen die Zone des tabuisierten Schweigens durchbrachen.



III

Das Verbrechen der Abtreibung

Gelmrtenregelung und S trafrecbtsreform

Von Carl Nedelmann

Vorbemerkung

Weil es immer beißt: Natürlich muß der 5 218 reformiert werden, aber das geht

nicht von heute auf morgen und das bedarf sorgfältiger Prüfungen und Erwä-

gungen aller Argumente und Reformvorscbläge. '

Die Argumente und Reformvorscbläge‚ die heute zur Diskussion stehen, smd

nicht neu. Seit fahren schon hätten sie sorgfältig geprüfl werden können, wenn

man es von zuständiger Seite für notwendig erachtet hätte, sie zu prüfen.

Beweis: Dieser Aufsatz, veröffentlicht in Carl Nedelmann und Gert Schäfer

(Hrsg.): Politik ohne Vernunfl, Reinbek 1965 und nachgedruc/et in »Vorgänge«

7/1965. Carl Nedelmanns Auseinandersetzung mit der seit 1952 anstehenden

Strafrecbtsreform ist nur ein Beispiel. Ein Beispiel für 1965 und die davor lzeg_en-

den jahre. Ein Beispiel auch fiir die Aufklärungsarbeit der Humanistiscben Unten.

Die Zahl der jährlichen Abtreibungen in der Bundesrepublik und in West—Berlin

Wird auf eine Million geschät2t. Abgetrieben Wird in dieser hohen Zahl der

Fälle, weil die Empfängnisverhütung versagt hat. Das millionenfache Versagen

hat seine häufigste Ursache darin, daß an sich zugängliche Verhütungsm1ttel m—

folge unzureichender Aufklärung nicht jedem zugänglich sind. _

Ein Weg, Verhütungsmittel leichter zugänglich zu machen, um d1e' Zahl der

Abtreibungen zu verringern, ist die öffentliche Werbung, die jeden erre1cht und

jedem Erwerb ünd Anwendung dieser Mittel erleichtert. Jedoch ist die Werbung

für Verhütungsmittel in der Öffentlichkeit untersagt. Gesetzentwiirfe der Bun—

desregierung halten daran fest. _ _ _

In Wirklichkeit in die Geburtenregelung unumgänglich; durch sxe yv1rd d1e Fa.—

miliengröße den Lebensmöglichkeiten angepaßt. In dem Entwurf emes Strafge-

setzbuches von 1962 ist die Geburtenregelung teils behindert, tells strafwürd1g.

Sie ist behindert, weil in diesem Entwurf die öffentliche Propagäerung von. Ver-

hütungsmitteln faktisch untersagt ist. Sie ist strafwürdig, weil am unerwünsch-

te Schwangerschafl: häufig zur Abtreibung zwingt und diese bestraPc wn‘d.

Was in der Wirklichkeit unumgänglich ist, nämlich die Geburtenregel_ung,_ soll

nach dem Entwurf eines Strafgesetzbuches behindert werden. Was m v1elen

Fällen eine Folge der Behinderung ist, nämlich die Sd1wangerschai’csunterbre-

Chung, soll bestraft werden. Der Widerspruch, der hier vorliegt, Wird im Folgen-

den untersucht.
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I. Der Entwurf eines Strafgesetzbuches *

Der Entwurf bekennt sich zum Schuldstrafrecbt . . . Die Schuld kann auch festge-
stellt und gewogen werden, wenn auch nur im Rahmen menschlicher Er_leenntms-

möglichkeiten. Es handelt sich dabei nicht um eine kausalwzssens'cbafllzcbe Fest-
stellung, sondern um einen sittlicben Wertungsvorgang innerhalb der Rechtsge-

meinscbafl, der gerade das eigentiimlicbe Wesen des Richtersprucbes ansmaclat.‘
Dabei muß der Gesetzgeber die sittlichen Grundansclaauungen des Volkes berns/e-
sichtigen, um nicht das sittlicbe Empfinden des Volkes zu trüben und zu verwu-
ren.2 _

Vorstellungen von Schuld und Strafe sind verschieden na‘ch individuellem Be-
dürfnis, sozialem Stand und überkommener Ansicht. Wer seine Vorstellungen
durch das Volk begründet, läuft Gefahr, bestimmte persönliche Wertungen zum
allgemeinen Prinzip zu erheben. Die Verfasser des Entwurfs eines Strafgesetz-
buches sind dieser Gefahr erlegen: Sie entziehen ihre Vorstellungen der Wissen-
schafilichen Kritik —- Kausalwissenschafl ist in dem Satzzusammenhang des Ent-
wurfs eine Tautologie, weil keine andere Wissenschaft gegenübersteht —- und
überlassen die Abwägung der Strafwürdigkeit dem sittlicben Wertungsvorgaflg
Um ihre Vorstellungen dennoch zu begründen, weichen sie auf das Volk aus und
meinen, diese Fiktion berücksichtigen zu müssen, um nicht das sittlicbe Empfin-
den des Volkes zu trüben und zu verwirren.

— Die Rede von dem sittlicben Empfinden des Volkes ist zwar alt, doch erweckt
sie besonders peinliche Erinnerungen an eine Zeit, in der mit Berufung auf das
Volksempfinden manche Untat gerechtfertigt wurde. Die Berufung ist geblieben.
Und zwar: je umstrittener' ein Tatbestand, desto hartnäckiger die Berufung. Das
zeigt sich besonders bei den Straftaten gegen die Sittlicb/eeit.

Bei der Beurteilung dieser Straftaten werden zwei Gesichtspunkte in Betraeht
gezogen: einerseits die Bewahrung der natürlichen Lebensardnmag, andererseits
der Schaden, den die Strafverfolgung auf diesem Gebiete bewirken könnte. Der
eine Gesichtspunkt ist dem anderen gegenteilig, und beide stehen einander unver-
einbar gegenüber. Daraus folgt: Die Gesetzgeber setzen sich in eir'i merkwürdiges
Dilemma: die natürliche Lebensordnung, die sie im Sinn haben, ist so eigentüm-
lich, daß ihre Bewahrung die Frage nach dem S chaden nicht zuläßt. Oder umge-
kehrt: wer bei der Beurteilung der S traftaten gegen die Sittlicbkeit bedenkt, wel-
chen S cbaden ihre Strafverfolgung bewirkt, ist nicht imstande, die natürliche Le“
bensordnung unserer Gesetzgeber zu bewahren.

Unter so verwickelten Umständen muß der Gesetzgeber mehr noch als auf i?"
gendeinem anderen Gebiet die sittlicben Grundanschaunngen des Volkes berück-
sicbtzgen. Und das stellt den Ges ' '

_ fgabe. Die besondere Schwierigkeit ergibt sich aus dem
Rechtsgut, das her geschützt werden soll: die natürliche Lebensardnu”8“
Dieses Rechtsgut ist vage, weil die Vorstellungen über die Natürlichkeit der Le-
bensordnung natürlich unterschiedlich sind. Die Gesetzgeber wollen ih re Vor-stellungen Sichern und fügen hinzu, dieser Gesichtspunkt lasse sich aus der unbe‘

"' Zitate aus dem Entwurf eines Strafgesetzbuches von 1962 sind kursiv gesetzt.
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streitbaren Erkenntnis ableiten, obwohl er dem Gesichtspunkt des Schadens ge-

genteilig ist und ihm unve7einbar gegenüber steht. Somit Wird die Unbestreit-

barkeit des einen Gesichtspunktes'im Entwurf selbst ad absurdum geführt. Die

Gesetzgeber helfen sich, indem sie dem gegenteiligen Gesichtspunkt nicht die Er-

kenntnis, sondern nur Erwägungen zubilligen, die sie fiir unbestreitbar halten.

Erwogen Wird unter diesem Gesichtspunkt, das Strafrecht könne gerade auf

diesem Gebiet . . . weit mehr Schaden als Nutzen stiflen ; denn die gehäufle Durch-

führung der drohenden Strafverfolgung sei geeignet, durch den mit ihr verbun-

denen Einbruch in den Intimbereicb menschlicher Beziehungen Angst und Ver-

wirrung zu erregen und damit den Nährboden für die verbrecberiscbe Ausbeutung

unsittlichen Verhaltens zu bereiten. Außerdem sei es bedenklich, die persönliche

Freiheit gerade auf diesem Gebiet iiber die Erfordernisse hinaus einzuschränken,

die sich aus der Notwendigkeit ausreichenden Schutzes allgemein anerkannter

Recktsgüter ergäben.
Solche Erwägungen sind einleuchtend. Unsere Gesetzgeber mochten sich nicht

offen gegen sie bekennen und schrieben daher, für den Gesetzgeber kann nicht in

Frage kommen, sich grundsätzlich der einen oder anderen Ans‘chammg anzu-

scbließen, zumal beide Gesichtspunkte gute Gründe fü? sich haben. Trotzdem ste-

hen sie einander unvereinbai gegenüber, und der eine Gesichtspunkt, weil _er uh-

bestreitlmr ist, schließt den anderen aus. Unbestreitbar ist die Bewahrung der na—

türlichen Lebensordnung unserer Gesetzgeber, sie schließt daher Erwägungen des.

Schadens, der Angst und der persönlichen Freibeit aus.

Hier enthüllt sich die Gefahr, die unsere Gesetzgeber verschleierten, als sie ihren

sittliclaen Wertungsvorgang der wissenschafllichen Kritik a priori entzogen. Die

Entscheidung darüber, welche Verfehlungen gegen die gescblecbtlicbe Sittlicbkeit

mit S trafe zu bedrohen sind, ist nun von keinen Erwägungen mehr getrübt und

läßt sich aus der unbestreitbaren Erkenntnis ableiten, daß die Reinheit und Ge-

sundbeit des Geschlechtslebens eine außerordentlich wichtige Voraussetzung für

den Bestand des Volkes und die Bewahrung der natürlichen Lebensordnung ist.

Dafür sind gewisse Unzuträglich/eeiten in Kauf zu nehmen, z.B. die Unzuträg-

lichkeit der persönlichen Freiheit, die unvereinbar ist mit: der natürlichen Lebens-

ordnnug.

Unbestreitbare Erkenntnis unserer Gesetzgeber ist ferner, daß namentlich unsere

beran‘wachsende ]„gend eines natürlichen S cbutzes vor sittlicher Gefährdung be-

darf: dessen bedarf sie. Nur stellt sich dabei die Frage, ob nicht gerade die natür-

liche Lebensordnzmg mit ihren Unzuträglicbleeiten die Jugend gefährdet; denn
die unantastbare Würde des Menschen, die nach dem Grundgesetz oberstes Rechts-

gut ist, wird durch die Straftaten gegen die Sittlicla/eeit in erheblicher Weise an-

getastet und den Vorstellungen unserer Gesetzgeber untergeordnet. Wer sich die—

sen Vorstellungen nicht fügt, soll-für schuldig erklärt und gerichtet werden. So

wollen es unsere Regierungsparteien, die den Entwurf zu verantworten haben.

Werden sie in diesem Jahr wiedergewählt, steht zu befürchten, daß künPcig in

der Bundesrepublik ein Strafrecht gelten wird, das ihrem Entwurf entspricht.

Das Bundesjustizministérium stellte den Entwurf 1960 nach den Ergebnissen der

großen Strafrechtskommission zusammen. Die Bundesregierung brachte ihn im

selben Jahr ein, Nach der Verabschiedung durch den Bundesrat legte Bundesja—
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stizminister Bucher den Entwurf im März 1963 dem Bundestag _vor und begrun—
dere ihn.$ Der Gesetzgeber also, das sind in erster Linie — h1n31chthch der Ver-
antwortung — Vertreter der Regierungparteien, _mcht zuletzt l_3ucher; denn, Wie
er in einem Vortrag am 18. 12. 1964 in der Tübinger _Umversrtat zu em3m voln
ihm abgelehnten Paragraphen erklärte »selbstverständhch muß_man trotz em ai
Ressortminister den Entwurf verteidigen«. Das fällt ihm offensmhthch lacht, Wßäl
er nicht versteht, warum die unbestreitbare Erkemtn_is der Gesetzgeber geliia"le
in bezug auf die Straftaten gegen die Sittlich/eeit hefhg bestritten Wird.lEg' a«t
entgegen, der Entwurf sei doch »kein Gesetz zur Abschaffung des Sexualdle 695€;
und glaubt somit, auf die Einwände adäquat geantwqrtet zu haben. Na semen
Aussage gab er diese Antwort einem Kritiker der m den Regrerungsparten
herrschenden Sittlichkeitsvorstellungen, und sie gefiel ihm selbst so gut, daß er 516
auch dem Tübinger Publikum zumutete.

Die Einwände aber sind mit Buchers Antwort nicht erledigt. Es muß gefragt
werden, was unsere Regierungsparteien unter der Reinheit und Qasundbezt 85
Geschlechtslebens verstehen und wie diese außerordentlich wicbtzge Vorausset-
zung ihrer natürlichen Lebensordnung beschaffen ist. _ _ _. I'ch 3

Da, Wie gezeigt wurde, diese natürliche Lebensordnng ein soe1gentum1 e
Gebilde ist, daß auf die Frage nach ihrem Schaden keine Riicks1ci_fi genommen
werden darf, und da., wie sich zeigen wird, diese Ordnung im Widerspruch Z}:
den' heutigen Lebensbedingungen steht‚ so kann sie nur durchgesetzt werden 31
staatlichem Zwang: die Ultima ratio der natürlichen Lebensordmmg unserer e-
setzgeber ist die Unterdrückung. _ _ f"h-

Der Nachweis dieser Behauptung Wird mit wissenscha?clichen Kr1tenen zu ih
- ren sein, das ist unvermeidlich. Die Gesetzgeber allerdings werden davon nl ':

berührt werden, da sie sich ja von der Wissenschaft abgesetzt und in die Unbe-
streitbarkeit ihrer Wertungen begeben haben.

2. Das Verbrechen der Abtreibung

Sind Kinder unerwünscht und versagt die Verhütung, wird in der Mehrzahl Eier
Fälle die Schwangerschaft abgebrochen. Frauen entschließen sich dazu Ul}abhanägig von der jeweils herrschenden Rechtslage, die nur für die Frage bestimmen
ist, ob eine Schwangerschaft legal oder illegal abgebrochen wird. Von der Lega—lität oder der ,Illegalität aber hängt weitgehend das gesundheitliche Risiko dieses
Eingrifies ab.

Der ständige Schriftführer der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie undVerfasser des »Leitfadens der Indikation zur SchwangerschaflsunterbreChung“’Naujoks, schätzte 1958 in einem Gutachten zu Fragen der Strafrechtsreform, daßdie tödliche Gefahr eines »jeden Eingriffes dieser Art »bis Zu I °/0<< betrage-4Dieser Prozentsatz ist noch nicht einmal in Deutschland, also unter den Bedlfl“gungen des zum Verbrechen erklärten artifiziellen Abortes richtig. In Ländernaber, in denen Schwangerschaf‘cen in großzügiger Weise legal abgebrochen Werdenkönnen, ist das Risiko, daran zu sterben, ungleich geringer.In der DDR_ verliefen 1948—1959, also in der Zeit erweiterter Indikation,von 28 755 art1fimellen, legalen Aborten 11 tödlich, das sind 0,038 °/of. In der
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Tschechoslowakei verliefen 1958—1959 von 140 170 ‘artifiziellen, legalen Ahor-

ten 9 tödlich, das sind 0,0064 0lo.6 In Ungarn verliefen 19 58 von 145 64I arti-

fiziellen, legalen Aborten 8 tödlich, das sind 0,00 5 5 0/o.7

Die Zahl der jährlichen Abtreibungen in der Bundesrepublik und in West-

Berlin Wird in der Höhe der Geburtenzahl angegeben, also eine Million pro Jahr.

Auf dem Deutschen Ärztekongreß in Berlin 196 3 wurde von der doppelten Zahl

gesprochen.8 Also 1—2'Millionen oder — vorsichtiger formuliert — nicht unter

1_ Million Abtreibungen jährlich. Es handelt sich dabei in Ermangelung verwert—

barer Statistiken weitgehend urn Schätzungen. Doch es Wird mit diesen Dunkel—

zahlen gerechnet, mindestens insofern sind sie relevant.

Die aufgeklärten Abtreibungsfälle lagen 1963 unter 3000 9, sie werden »fast

ausnahmslos durch Zufall Gegenstand von Ermittlungen«‘°. Die außerordent—

lich große Diskrepanz von heller und dunkler Ziffer jedoch läßt nicht auf einen

Zufall, sondern auf ein ganz bestimmtes soziales Verhalten schließen. »A11e Be-

teiligten schweigen, . . . weil sie ihr Verhalten richtig finden. Dabei gehören häu—

fig zu dem informierten Personenkreis auch familienfremde Personen, die also

nicht aus Familiensolidarität schweigen, sondern weil sie das Geschehene ganz

einfach als die einzige Lösung empfinden. Somit ist die Verborgenheit solcher

Erscheinungen an sich kein Zufall, sondern durch bestimmte Vorstellungen be-

stimmt; ebensowenig kann die Entdeckung bzw. Nichtentdeckung als ein Zufall

angesehen werden. Denn die Kenntnis nehmenden Polizeiorgane sind ja zunächst

auch ein Teil der Bevölkerung, der. .. etwas billigt, was zu mißbilligen seine

Pflicht wäre.«ll

Die plausible Erklärung kümmert unsere Gesetzgeber einer natürlichen Le-

bensordmmg nicht weiter; sie wollen an ihren sittlichen Grundanscbauungen des

Volkes festhalten und halten unter Strafe, was »von weitesten Kreisen der Be-

völkerung nicht: mehr verstanden und gebilligt«“2 Wird. — Durand—Wever be—

I'1Chtet aus ihren Erfahrungen in Berliner Beratungsstellen: »Macht man sich die

Mühe, die Patienten zu fragen, was sie getan hätten, um ihre Familie so klein zu

halten, so erhält man meist die Antwort: »Mein Mann nimmt sich in acht«, und

dann, wenn man sich erkundigt, ob das immer funktioniert habe, das Geständnis,

»na1a, ein paarmal habe ich mich ausschaben lassen«13.

Jede Schwangerschaf’csabbrechung ist in mehrfacher Hinsicht ein fragwürdiges

Unternehmen. Nur eben geht es in der Realität nicht um diese Fragwürdigkeit

als solche, sondern um sie Tatsache, daß millionenfach abgetrieben Wird. Und

ganz unzweifelhaf’c, gerade2u trivial ist die Feststellung, daß in Kliniken, also

unter ärztlich einwandfreien Bedingungen, artifizielle Aborte ungleich weniger

mskant sind, als es bei den durch die Strafandrohung im geheimen betriebenen

gebräuchlichen Methoden, der Fall ist.
Komplikationen in der Folge illegaler Aborte, wie z. B. fieberhafte Erkran-

kunge9 oder Nachblutungen, sollen in über 25 % der Fälle vorkommen.“ Kom-

Phkatlonen in der Folge legaier Aborte kamen 1958 in Ungarn in 1,8 0/0 der

135 641 Fälle vor.7 — Dabei ist zu bedenken: leicht behebbare Komplikationen

fuhren außerhalb ärztlicher Pflege in einer unkontrollierbaren Zahl der Fälle

Z_\}m Tode oder zu einem nicht mehr behebbaren Dauerschaden, z. B. zur Sterili—

tat, die in dem Leben einer jungen Frau ein entsetzliches Ereignis darstellt. Ge-
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senius nahm 19 59 an, »daß mindestens jede siebente —- bei fieberhaftem Verlauf
jede vierte —- Frau nach der Abtreibung unfruchtbar Wird«‘$. Bickenbach und
Döring stellten 1964 lapidar fest: »I$—20 0/o aller Frauen bleiben nach einem
Abort unfruchtbar«“, also — nach den fiir relevant gehaltenen Schätzungen der
Abortzahl -— 140 000—200 000 westdeutsche Frauen jedes Jahr. Daran soll-
ten unsere Gesetzgeber im Zusammenhang mit dem Bestand des Volkes denken! —
Mehlan untersuchte in der DDR »eine große Anzahl der Frauen« 4—5 Jahre
nach legalem Abort und beobachtete »eine scheinbare Sterilität . .. nur in 2%
der Fälle«$: möglicherweise liegt also der Prozentsatz noch niedriger.

Alle Komplikationen sinken erheblich, sobald Frauen, die eine unerwünschte
Schwangerschafc abbrechen wollen, gleich und nicht erst, wenn sie in Lebensge-
fahr sind, eine Klinik in Anspruch nehmen können. Weil aber die bei uns herr—
schende Gesinnung artifizielle Aborte nur unter den Bedingungen der medizini-
schen Indikation, sonst aber unter keinen Umständen dulden Will, begeben sich
jährlich Millionen Frauen in äußerst entwürdigende und Gefahr bringende Um-
stände. Es sei denn, sie haben Geld genug und finden einen sauber arbeitenden
Arzt, der sich neben dem Eingriff auch das gesetzliche Risiko hoch bezahlen läßt.
Das ist für die meisten Frauen zu teuer, darum liefern sie sich dem gesundheitli-
chen Risiko der Pfuscharbeit aus. — Wer also am meisten unter dieser Gesetzge-
bung zu leiden hat, ist die breite Schicht der sozial schlechter gestellten Bevölke-
rung.

Selbst bei flrückender sozialer Not darf eine Schwangerschaft nicht abgebro-
chen werden. Daran hält auch der Entwurf zu einem Strafgesetz fest: Für die so-
ziale . .. Indikation versteht sich das bei der Grundbaltung des Entwurfs von
selbst.” — Es ist wenigstens dankenswert, daß die Gesetzgeber offen sagen, was
sich für sie von selbst versteht. Die Berücksichtigung sozialer Verhältnisse ver-
steht sich für sie nicht von selbst, obwohl sie »sich immer stärker als alle staath-
chen Maßnahmen zur Unterbindung der Aborte erwiesen haben«“, zumal von
den »Familien mit mehreren Kindern . .. ein gut Teil — trotz Wirtschaflswun-
der — an der Grenze oder gar unter den Fürsorgerichtsätzen zu existieren ge-

zwungen iSt«‘9. Bei unverheirateten Frauen hat das Moment der Schande seine

Bedeutung nicht verloren. Trotzdem liegt es auch bei ihnen vor allem an den
wirtschaftlich sozialen Faktoren, wenn sie Schwangerschaflen nicht austragen
wollen. Ein Kind bedeutet für die unverheiratete Frau fast immer die totale Um-
wälzung ihrer wirtschaftlichen Lage oder die Unmöglichkeit, es selbst zu pflegen,
und manchmal beides. Der Staat bietet ihr da wenig Hilfe. Noch nicht einmal
mit den Rechten eines ehelichen Kindes wäre ihr Kind bedacht, obwohl das Grund-
gesetz die Gesetzgeber vor nunmehr 16 Jahren in Art. 6, Abs. ; beauftragt hat,
den unehelichen Kindern die Rechtsgleichheit zu geben. Die Gesetzgeber mißach-
teten den AUftrag, weil ihre natürliche Ordnung die Familien aufwertet durch
Abwertung der unehelichen Kinder. Jetzt endlich wird im Bundesjustizministe-
r1_um an einem Entwurf der rechtlichen Gleichstellung gearbeitet, aber: hatten
d}e Gesetzgeber bisher das Grundgesetz mißachtet, wollen sie es jetzt brechen und
(118 volle Gleichberechtigung den unehelichen Kindern Weiterhin vorenthalten.”
— Unverhe1rateten Frauen ist es nicht zu verdenken, wenn sie ihr Kind einer
solchen Ordnung nicht ausliefern wollen.
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Der Fragwürdigkeit, eine unerwünschte Schwangerschai’c abzubrechen, stehen

schwerwiegende Bedenken, eine solche auszutragen, gegenüber; denn »auf Grund

eines erdrückenden Erfahrungsmaterials sieht man sich genötigt zu folgern, daß

die Auswirkungen einer Schwangerschaf’csunterbrechung für die Mutter verschwin-

dend gering sind im Vergleich zu den Folgen einer von“ der Konzeption an ge-

störten Mutter-Kind—Beziehung«". .

Unsere Gesetzgeber mißachten dieses »erdrückende Erfahrungsmaterial« und

mißachten zugleich die Würde einer Frau, die gezwungen sein soll, ein Kind zu

gebären, das sie nicht gewünscht hat, es» zu pflegen, obwohl sie es ablehnt‚ und

ihm Liebe zu schenken, die sie nicht empfindet.

Ein Kind aber ist ebenso auf die mütterliche Liebe angewiesen wie auf‚kör-

perliche Pflege ", 22: eine ungestörte Mutter—Kind-Beziehung ist eine der be—

stimmenden Voraussetzungen für die gesunde kindliche Entwiéklung. Lehm eine

Frau ihr Kind ab, so setzt sich die Muttefliebe gegen eine solche Ablehnung nicht

instinkthaf’c durch, wie die Parteigänger der natürlichen Ordnung es vermeinen,

sondern bleibt in den meisten Fällen dem Kind versagt. Die willentliche Haltung

einer Frau vermag daran nichtsiu ändern." 4

Nicht nur Mütter und Kinder, auch die Familieri-haben an den Folgen von un-

erwünschten und unter sozialem und psychischem Druck ausgetragenen Schwan-

gerschaften mitzuleiden; denn »Wir können . .. feststellen, daß die Anwesenheit

eines Kindes, das vor oder nach der Geburt nicht erwünscht war, in einer Fa—

milie Spannungen hervorrui’c, unter denen die ganze Familie leidet«”.

Gewiß ist die Schwangerschaflsabbrechung die am wenigsten empfehlenswerte

Art der Geburtenregelung, jedoch erst unter dem Zwang des Gesetzes wird sie

zu dem Übel, das sie in unserer Gesellsahai’c äarstellt.

3. Die gesetzlich behinderte Empfängnisverhütung

Nur die verhinderte Empfängnis verhindert den Abort. Die Tatsache aber, daß

es_technisch nahezu vollkommene Mittel zur Empfängnisverhütung gibt, gewähr-

leistet noch nicht die wirksame Verhinderung von Schwangerschaflen. Die Emp—

fängnisverhütung scheitert jedes jahr millionenfach an den Folgen einer sexuel—

feindlichen Erziehung in der Kindheit und der später vorenthaltenen Aufklä-

rung}: Hilfe, die sich die Betrofienen nicht selber geben können, ist notwendig,

im die Geburtenregelung in die vernünflige Bahn sachgerechter Kenntnis zu len—

en.

Ein Weg dazu sind Beratungsstellen, ein anderer, Verhütungsmittel beson—

ders leicht zugänglich zu machen, ein dritter die Werbung für sie. Beratungsstel-

len gibt es zuwenig, und zu wenige Wissen‚ daß es sie gibt. Der Kauf von Verhü—

tungsmitteln ist erschwert, die öflentliche Werbung für Verhütungsmittel verboten.

Im Entwurf eines Strafgesetzbuches ist die öffentliche Werbung für Verhü—

tungsmittel unter Strafe gestellt, wenn sie in einer Sitte oder Anstand verletzen-

den Weise (5 221) erfolgt. Faktisch entspricht dies einem Verbot; denn der 5 221

gehört in den Abschnitt der Unzucht, und Unzucbt verstößt gegen Sitte oder

Anstand. — Nun ist es zwar bezeichnend fiir die Gesinnung unserer Gesetzgeber,

Mittel der Empfängnisverhütung im Abschnitt der Unzucbt abzuhandeln, aber
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noch kein Beweis für die Unzüchtigkeit dieser Mittel. Doch das ergibt sich aus .den
Vorstellungen, die sich unsere Gesetzgeber von der Unzucbt oder der unzücbtzgen
Handlung machen.

Sie stellen sich darunter vor einheitlich solche Handlungen, ...die das allge-
meine Scbam- oder Sittlz'cb/eeitsgefii/al in gescblecbtlicher Beziehung erheblich ver-
letzen und in wolliistiger Absicht vorgenommen werden. Diese Begrifi‘sbestim-
mung legt dieselben Merkmale zugrunde, die in der Rechtsprechung herausgear-
beitet worden sind 23.

Was über das allgemeine Scham— und Sittlicbleeitsgefübl die Rechtsprechung
herausgearbeitet hat, Wird deutlich an der Begründung des BGH—Urteils zur Ver—
lobtenkuppelei vom 17. z. 19 ;4, die am 9. 3. 1962 in der Begründung eines ent-
sprechenden Urteils »trotz der im Schrifltum erhobenen Einwendungen«“r aus-
drücklich noch einmal bekräftigt wurde. Darin heißt es über die »geschlechtliche
Zucht«z »Normen des Sittengesetzes . . . gelten aus sich selbst heraus; ihre (star-
ke) Verbindlichkeit beruht auf der vorgegebenen und hinzunehmenden Ordnung
der Werte . . . ihr Inhalt kann sich nicht deswegen ändern, weil die Anschauungen
über das, was gilt, wechseln . . . Die sittliche Ordnung Will, daß sich der Verkehr
der Geschlechter grundsätzlich in der Einehe vollziehe, weil der Sinn und die Fol-
ge des Verkehrs das Kind ist.«ls

Damit ist das objektive Tatbestandsmerkmal der Unzucbt, das verletzte allge-
meine Scham— und Sittlicb/eeitsgefiibl, geklärt: von allen anderen Ausdrucksfor-
men der Sexualität ganz abgesehen, ist der »Verkehr der Geschlechter« grundsätz-
lich nicht nur außerhalb der Ehe unzüchtig‚ sondern auch in der Ehe, wenn nicht
»der Sinn und die Folge des Verkehrs das Kind ist«. Hinzu kommt noch das sul?«

je/etive Tatbestandsmerkmal der Unzucht, das verwirklicht ist, wenn es dem
Handelnden darauf ankommt, eigene oder fremde Geschlechtslust zu erregen
oder zu befriedigen.”

Hier wird die Geschlechtslust schon als solche abgewertet und diffamiert, und
in dem großen Bereich der Sexualität bleibt nur ein einziger Fall, der Weder
objektive noch subjektive Tatbestandsmerkmale der Unzucbt trägt. Er ist gege-
ben, wenn ein Ehepaar geschlechtlich verkehrt, um ein Kind zu bekommen, unter
Vermeidung von Lust. Ein Ehepaar hingegen, das mit: Absicht den Verkehr in
die empfängnisfreien Tage der Frau legt, also den Verkehr von der Empfängflis
trennt, um diese zu verhüten, handelt im Sinne der katholischen Moral noch im
Rahmen ehelicher Zucht, ist aber nach der Moral unserer Gesetzgeber bereits der
Unzucbt verfallen. Die »sittliche Ordnung«‚ die unsere Bundesrichter heraus-
gearbeitet haben, »will« das so. Und unsere Gesetzgeber legen dieselben Merle—
male zugrunde.

Bucher hat: mit seiner Bemerkung, der Entwurf eines Strafgesetzbuches sei
doch »kein Gesetz zur Abschaffung des Sexuallebens«‚ insofern recht, als an der
Bemühung, das Sexualleben abiuschaffen, die »Normen des Sittengeset2es«‚ die»aus sich selbst heraus« gelten, scheitern. Doch was nicht abzuschaffen ist, 8011u_nterdriickt werden. Und je intensiver unsere 2. Z. gewählten Gesetzgeber ihre
szttlzcben Grundanschauungen des Volkes über die Wähler verhängen, desto rei-ner kann die Reinheit und Gesundheit des Geschlechtslebens erstrahlen. Zu diesem
Zweck wollen unsere Gesetzgeber die Geburtenregelung behindern, weil ihre
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Sittlicb/eeit will, daß »der Sinn und die Folge des Verkehrs das Kind ist«. Wer sich

danach nicht richtet oder wer anderen hilft, sich danach nicht zu richten, handelt

schuldhaft die Strafwürdigkeit kann je nach der Willkür unserer Gesetzgeber

und Richter abgewogen werden; denn es handelt sich dabei nicht um eine kausal—

wissenscbaflliclae Feststellung, sondern um einen sittlz'c/aen Wertungsvorgang, der

gerade das eigentiimlicbe Wesen des Richtersprucbs ausmacht. Kausalwissenscbafl-

lieb ist: dazu festzustellen:

Es ist »zu bedenken, daß alle Kulturen der Vergangenheit entweder die Ge—

burtenbeschränkung ausdrücklich übten, oder die Ungunst der Lebensbedingun-

gen nur ein Überleben Weniger gestattete. In unserer Kultur ist praktisch die

Säuglingssterblichkeit ausgeschaltet, die Seuchensterblichkeit ebenfalls, die Sterb—

lichkeit der Kinderkrankheiten in nie vorher erreichter Höhe reduziert; Eltern

eines heute geborenen Kindes wissen deshalb im Gegensatz zu früheren Zeiten,

daß ihnen ihr Kind erhalten bleiben Wird«". »Damit ist natürlich die persör_1—

liche Verantwortung für (jedes) einzelne Kind entsprechend gestiegen, so daß die

kritiklose Forderung nach uferlosem Kinderreichtum heutzutage einen Anachro-

nismus darstellt. Ebenso zeitwidrig ist demgemäß jede Ablehnung einer vernünf-

tigen Empfängnisregelung.«26 ‘

Bundesgeneralanwalt Martin hingegen ängstigte der »Sog zur Empfängnisver-

hütung, der durch die hemmungslos betriebene Aufklärung über Verhütungsmög-

lichkeiten nachhaltig gefördert Wird<<=7, folgte seinem sittlicben Wertungsrvor—

gang und schrieb: »Schließlich darf bei der Sorge um die Volksgesundheit die mit

der Geburtenregelung zwangsläufig verbundene moralische Verwilderung mit

ihrem lähmenden Einfluß auf Schaffenskrafl und Opferbereitschafl: des Volkes

nicht übersehen werden.«?7

Die Gesetzgeber haben diese Gefahr nicht übersehen und begründen den 8 221

mit folgenden Worten: Die Vorschriflen . .. über Werbung für Verbütungsmit-

tel . . . dienen dem Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren, die erwachsen, wenn

sich unzücbtiges Treiben öfientlicb entfaltet.”

Millionen von Frauen leben stets in der Angst vor einer drohenden Schwan—

gerschaft, weil sie und ihre Männer sich dem Sinn, den unsere Gesetzgeber der

Sexualität unterstellen, nicht beugen, aber wirksame Verhütungsmöglichkeiten

nicht anzuwenden wissen. Millionen von Frauen werden in die Illegalität artifi-

zieller Aborte getrieben. Für unsere Gesetzgeber ist das unerheblich; denn der

Inhalt der Normen ihrer Sittlicb/eeit »kann sich nicht deswegen ändern, weil die

Anschauungen über das, was gilt, wechseln«. Darum lassen sie ihre Vorschriflen . . .

über Werbung für Verbützmgsmittel faktisch a_uf ein Verbot hinauslaufen, um

nicht das sittlicbe Empfinden des- Vollees zu trüben und zu verwirren; denn ihr

sittlicbes Empfinden, das sie dem Volk unterschieben, wiirde getrübt und verwirrt,

Wenn sich das, was sie unziicbtiges Treiben nennen — die Werbung für Verhü-

tungsmittel —- öfientlich entfaltet: vor solchen Gefahren glauben sie die Allge-

meinheit schützen zu müssen, dem dienen ihre Vorschriften. — Die illegalen

Aborte entfalten sich ja nicht öffentlich, darum braucht die Allgemeinheit vor

dieser Gefahr nicht weiter geschützt zu werden.

Die Ultima ratio des Entwurfs zu einem Strafgesetz und die Ursachen des Ver-

brechens der Abtreibung sind dasselbe: angedrohte Strafe und verfemte Auf-
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klärung — die üblichen Maßnahmen einer unterdrückenden Ordnung, welche die
Machthaber als natürlich hinstellen. Den Opfern dieser Ordnung schieben Sie
die Verantwortung zu, berufen sich, Wie Minister Bucher in seinem Tübmger
Vortrag, auf den Indeterminismus der Person und waschen sich rein von der
Schuld, indem sie die Opfer bestrafen. Sie nutzen die Ursachen des Verbrechens
der Abtreibung als Mittel.seiner Bekämpfung, verfemen die sexuelle Aufklärung,
lassen schuldig werden, wer die 'Empfängnisv‘erhütung verfehlt, und strafen' ihn.

Vorstellungen, die solcher Politik zugrunde liegen, erscheinen in dem Enthrf
‚eines Strafgesetzbuches, aber nicht nur dort, sondern auch in anderen verabschie-
deten oder entworfenen Gesetzen:

Nach Postminister Stücklens neuer Postordnung, die am 1.6.1964 in Kraft
trat, dürfen Prospekte vo_n Präpafaten der Empfängnisverhütung nicht mehr als
Drucksache, also einsehbar, verschickt werden. Die Post »begründet das damit,
daß zum Teil jugendliche Po_sthelfer eingeset2t werden, die könnten in ihrem
Sittlichkeitsgefühl verletzt Werden«“;

Wirtschaftsminister Schmücker ist “es mit zu Verdanken, daß 1959 das Verbot
der Präservativaußehautomaten im Hammelsprung beschlossen wurde, nachdem
er als Vorsitzender des Wirtschaftsausschusses verfügt hatte, den Gesundheitsam-
schuß in dieser Frage nicht mehr zu hören, und damit durchgekommen war.‘9

In dem Kompetenzbereich der Gesundheitsministerin Schwarzhaupt ist das
»Gesetz über die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens« entworfen wor-
den. Es enthält, den Entwurf eines Strafgesetzbuches noch übertreffend, ein gene-
relles Verbot der öffentlichen Werbung zur Verhütung der Schwangerschafi 111
Ressortbesprechungen war geltend gemacht worden, diese Verbotsvorschrift kön-
ne mit gesundheitspolitischen Erwägungen nicht begründet werden, zumal den
Verhütungsmitteln eine besondere Bedeutung der Abtreibungsprophylaxe zu-
komme, aber solche Erwägungen gingen ebenso unter Wie die Erwägungen, We1'chen Schaden das Strafrecht auf dem Gebiete der Sittlichkeit anrichten könne, im
Entwurf eines Strafgesetzbuches untergegangen sind: Im Juni 1963 kam das ge-nerelle Verbot der öffentlichen Werbung für Verhütungsmittel in die Regierungs—
vorlage hinein, »um dem dringenden Wunsch der Frau Ministerin nach_einer
deraftigen Verbotsvorschrifl: zu entsprechen«”.

Im Bundesjustizministerium schließlich bega'nnen Ende 1964 die Vorbereitun-
gen zu dem Verbot der Sterilisation aus anderen Gründen als dem eugenischen;dem medizinischen und dem medizinisch—sozialen. Warum dieses Verbot erfor-
derlich ist, hat ‘das OLG Celle im Zusammenhang mit dem Dohrn-Prozeß klar-
gelegt, indem es ausführte, daß »Sterilisationen, die nur sozial indiziert sind . ..allenfalls der sozialen Besserstellung dienen, im Falle der Gefälligkeitssterilisa-
tion aber sogar einer ungehemmten Genußsucht Vorschub leisten<d°. »SozialeBesserstellung« ist für die natürliche Lebensordmmg ein unerheblicher Gesichts-
p_unkt, wenn die Sittlicb/eeit derselben auf dem Spiel steht. Und vor der Gefahr
einer »ungehemmten Genußsucht« müssen natürlich Ehepaare mit mehreren Kill“dern bewahrt werden, so wollen es die sittlicben Grundanscbauungen des Volkes,denen sich unsere Gesetzgeber verpflichtet wissen. Und damit sich jedermann dar-an halte,.mißbrauchen die Gesetzgeber das Instrument der Gesetzgebung undmachen mehr allgemein geteilte Anschauungen allgemein strafwürdig.
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Sie erheben ihre natürliche Ordnung zur unbestreitbaren Erkenntnis und miß-

achten, was tatsächlich erkannt werden kann, daß nämlich »die Wertungsskala

sehr schnell zu einheitlichen Beurteilungen zusammenschrumpf’c, sobald es sich um

Verhaltensweisen wie z. B. Notzuchtsakte oder Verbrechen an Kindern handelt,

bei denen die Antisozialität des Verhaltens und der psychischen Verfassung des

Täters deutlich Zum Ausdruck kommt, während die Auffächerung der Auffas-

sungen sofort größer und das Verhalten »umstritten‚« wird, wenn es sich um se—

xuelle Beziehungen handelt, deren gesellsclmi’csfeindliche und gesellsd1ai’cssdaäd-

liche Richtung nicht mehr erkennbar zutage tritt . . . Die Überlegungen laufen . . .

darauf hinaus, daß bei rechtspolitischen Entscheidungen die Moral — jedenfalls

als Maßstab der Strafwürdigkeit einzelner Handlungen — besser aus dem Spiel

gelassen werden sollte.«st

Die Bundesminister Stücklen, Schmücker, Schwarzhaupt und Bucher verwer—

fen solche Überlegungen, weil ihre Moral will, daß ihre Moral über alle gewor-

fen sei. Darum nehmen sie die Folgen, die aus der Illegalität- der artifiziellen Ab—

orte entstehen, in Kauf und behindern obendrein die Empfängnisverhütung, die

zu fördern ein wirksames Mittel wäre‚ wenn schon nicht die schädlichen Folgen der

illegalen Aborte, so doch wenigstens deren Zahl zu vermindern. Das war in Res—

s_ortsbesprechungen des Bundesgesundheitsministeriums klar erkannt worden, hat—

te aber im Erhardschen Kabinett geringeres Gewicht als der »dringende Wunsch«

der Bundesgesundheitsministerin, die öffentliche Werbung für Mittel der Emp—

fängsniverhütung generell zu verbieten.

Die Zahl der Opfer der auf dem Wege des Gesetzes erzwungenen Moral geht

jedes Jahr in die Million. Jedes Jahr wird jede zehnte gebärfähige Frau in die

Illegalität eines artifiziellen Abortes getrieben. An der Bundesregierung hätte es

gelegen, diesen Mißstand zu beseitigen, der jährlich Hunderttausende von Frauen

in Angst und Verzweiflung, in Krankheit und Sterilität, und Zehntausend von

ihnen in den Tod treibt. Der Bundesregierung aber lag daran, die Empfängnis-

verhütung zu verhindern.

Auf folgende Werke wird in den Anmerkungen mit römischen Ziffern hingewiesen:

I. Entwurf eines Strafgesetzbuches 1962 (mit Begründung).

II. Internationale Abortsituation, Abortbekämpfung, Antikonzeption; hg. v. K. H.

Mehlan; Thieme Leipzig I 961.
III. Sexualität und Verbrechen; hg. v. F. Bauer, H. Bürger-Prinz, H. Giese, H. Jäger;

Fischer-Bücherei; Frankfurt 1963. . .
IV. Gutachten und Stellungnahmen zu Fragen der Strafrechtsreform m1t ärtzhch€m

Einschlag; Bundesministerium der Justiz, Bonn 1958. . _

V. Die gesunde Familie in ethischer, sexualwissenschaf’clicher und psychologischer Sicht;

hg. v. H. Harmsen; Beitr. z. Sexualf. 13 (1958).

1 L 96; das vollständige Zitat lautet: Der Entwurf bekennt sich zum Sd1uldstrafrecht.

Das bedeutet, daß die Strafe, die ein sittliches Unwerturteil über menschliches Verhalten

enthält und als solches immer empfunden werden wird, nur dann und grundsätzlich nur

Insoweit verhängt werden darf, als dem Täter sein Handeln sittlich zum Vorwurf gemacht

Werden kann. Ohne solchen Schuldvorwurf strafen zu wollen, würde den Sinn der Strafe
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verfälschen und sie zur sittlich farblosen Maßnahme maci1en‚ d1e zu päli{äßdmä£äfiäi
mißbraucht werden könnte. Schuldstrafreéht setzt allerdmgs voraus, e; belscennt sich zu
Schuld gibt, daß sie festgestellt undfige{wogczg fir_der} k?2iklgäzäiäifgr0hie ihn gibt es

' o aussetzun en. Der Begri er 11 ist im . - _ _
£;äeäegeii nach sittliihen Wertvorstellungen. Ohne sm:hche Werevorstelha1gen is; 13:3;sä
liches Leben aber nicht möglich. Auch die Wissenschaft vermag n1cht_ derN erz F%r5d1un-
Grundlage zu entziehen, daß es Schuld im Handeln des Menschen g1bt. (:.iuerewenn auch
gen geben dem Raum. Die Schuld kann auch festgestellt und gewog_en gie; 'enecht um eine
nur im Rahmen menschlicher Erkenntnismöglichkexten. E.s h_andelt sxch a e1n1 “ inner-
kausalwissenschai’clid1e Feststellung, sondern um einen_ smhchen Wertupäsvorgjucäes aus-
halb der Rechtsgemeinschaf’c, der gerade das eigentiimhche Wesen des R1 tersp

acht.
"

m z I, 359; das vollständige Zitat 1autet:‘Die Entscheidung dar_uber, welcäe Väf;eillzmliä
gegen die geschlechtliche Sittlichkeit: mit Strafe zu bedrohen smd, stellt _ en 'chts Enkt€vor eine besonders schwierige und verantwortungsvolle Aufgabe. Zwe1 Gesx feinbal’
der Beurteilung, von denen jeder gute Gründe für sich hat, stehen emansierGun‘g ebqugegenüber. Der eine beruht im wesentlichen auf folgenden Erwagungen: D1e 256 Vgergan-
müsse sich die größte Zurückhaltung auferlegen, weil nach alien Erfahrunger} er en abge-. genheit: das Strafrecht gerade auf diesem Gebiet, von gien grobsten Ausschaltung sei nursehen, weit; mehr Schaden als Nutzen stif’cen könne. Die drohende Strafve_rfo gungnzuhal-bedingt brauchbar, um Menschen zu einer sittlich einwandfreie? Lebensfuhrung %,inbruch
ten, ihre gehäufle Dur'chführung jedoch geeignet, durch den mm 1hr_verbundenefl n undin den Intimbereich menschlicher Beziehungen Angst und Verwirrung zu errege be-damit den Nährboden für die verbrecherische Ausbeutung unsitthchen Yerhaltex;; zu"ber
reiten. Außerdem sei es bedenklich, die persönliche Freiheit gerade auf diesem Ge_éfi‘ “dendie Erfordernisse hinaus einzuschränken, die sich aus der Notwer3d1gkext_ ausre1 kinläßt
Schutzes allgemein anerkannter Rechtsgüter ergäben. Der gegente11_1ge Gesmbtsptä;1 't dessich aus der unbestreitbaren Erkenntnis ableiten, daß die Re1nhe1t und Gesun %; lke$
Geschlechtslebens eine außerordentlich wichtige Voraussetzung für den Bestand des h0 an—und die Bewahrung dei natürlichen Lebensordnung ist und daß namepthch unser3 ? Erwachsende Jugend eines nachdrücklichen Schutzes vor sittlicher Gefahf‘dung be 3__1‘ iich-legt eine strenge Regelung und damit zugleich die Bereitschafl: nahe, gew1sse Unzutragkeiten in Kauf zu nehmen, die wegen der nur bedingten Eignung des Strafrechts zur Be-kämpfung von Gefahren für die allgemeine Sittlichkeit unvermeidlich sind . . . Für denGesetzgeber kann nicht in . .. . . enFrage kommen, smh grundsatzhch der emen oder dei“ ang;fcnAnschauung anzuschließen' und daraus in den einzelnen Vorschnfl:en nur dl_e F0 ger g

. . . . .. . . .. escn-
zu 21ehen. Seine Aufgabe 18t Vielmehr, fur Jeden hier zu erorternden Sachverhalt 8dert das Für und Wider eines strafrechtlichen Schutzes sorgfältig abzuwägen. Dabei m;£er mehr noch als auf irgendeinem an'deren Gebiet die sittlichen Grundansehauu!}8"’n Ai-' nd sich darüber klar sein, daß jeder Fehlgriff geeignet ist, ZY;£_

berzeugung und dem Gesetz eine Klufl: aufzureißen und das 51
kes zu trüben und zu verwirren . . . ch 5'3 Bucher, E.: Begründung der Regierungsvorlage zum Entwurf eines Strafgesetzl_ofl e ’Sonderdruck aus dern Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung

4 Stellungnahme d. dt. Ges. f. G
; Mehlan, K. H.: Die Abortsitu
6 Vojta, M.: Die Abortsituation in der CSSR; II, 108, no.7 Hirschler, I.: Die Ahortsituation in Ungarn; II, 118. . OR-8 Holzmüller A.: Die Gesundheit und das Bundesgesundheitsministerlum; VGÄNGE 1963, 2.25.

ynäk.; ausgearb. v. H. Naujoks; IV, 129-
ation in der DDR; II, 57.
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9 Poliz. Krimin. Statistik 1963; Wiesbaden 1964, 14.
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IV

Schwangerschaft 1 - 1 3

Typische Abtreiberinnen: ( I 9 37—1971 )

Von Edith Boldt

Akademikerfrau Schülerin, unverheiratet

Angestelltenfrau Mädchen vom Land, v9rlobt

Arbeiterfrau Stenotypistin, unverhe1ratet

Studentin, verheiratet Lehrling, unverhe1ratet

Vorbemerkung:

Alle Fälle basieren auf — zum Teil mehrstündigen — Tonband-Interviews‚

die folgende Fragen—Gliederung hatten:
Datum der Schwangerschaft

Alter der Schwangeren/Familienstand
Äußere Bedingungen:

Ausbildung

Beruf

Finanzielle Lage

Wohnsituation
Innere Bedingungen

Einstellung der Frau zur Schwangerschaft
Einstellung des Mannes zur Schwangerschaft
Schwangerschai’csverlauf
bzw. Verlauf des Schwangérschaflsabbruches

Die Reihenfolge der Fälle ist — ausgehend von der jeweils 1. Schwangerschaffi
- chronologisch geordnet.

‘ Akädemikerehefrau

I. Schwangerscbafl 1937
Ich war 24 Jahre alt, hatte als Buchhändlerin, einschließlich Lehrzeit, sieben Jah'
re lang gearbeitet, Höchstverdienst 110.— Mark monatlich. Ich gab den Beruf
gern auf, als ich heiratete.

Mein Mann war Lehrer, 27 Jahre ah: und verdiente 280 Reichsmark. Wir hat-
ten eine schöne, große Dachwohnung, 41/2 Treppen in einem alten Etagenhaus.
Wir zahlten 56.— Mark Miete. "

Zwei 1\_/on_nate_nach der Hochzeit blieb die Regel weg und ich fing an, mid1 un-
wahrsch_emhch zu freuen auf das Kind. Wir wünschten uns viele, viele Kinder-
Der Kr1eg stand zwar vor der Tür — wir sahen ihn unausweichbar kommen ‘
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und es irritierte mich manchmal, daß Adolf Hitler auch wollte, daß Wir viele,

viele Kinder kriegten, aber — Wit freuten uns sehr. Als auch die nächste Regel

wegblieb, ging ich zum Arzt, der untersuchte mich und schrieb auf den Kranken-

schein: Gravidität. Stolz ging ich nach Hause.

Wir sagten es niemand, wollten es noch ein bißchen für uns behalten. Zwei

Tage nach der Untersuchung fing ich an zu bluten. Mein Mann war gerade weg-

gefahren fiir 14 Tage dienstlich, ich hatte Nähmaschine genäht, lange Nähte an

Bettwäsche, als ich zu bluten begann. Ich legte mich ins Bett, weinte, fühlte mich

hundeelend, warm lief es aus mir» heraus. Ich sagte es niemand, ging auch nicht

zum Arzt, denn ich konnte kaum ein paar Schritte gehen. Es dauerte drei Tage

oder so, dann kroch ich wieder ein bißchen herum. Der Arzt sagte, von seiner

Untersuchung könne das nicht kommen. Woher auch immer es gekommen sein

mag, es war mir gleichgültig und ich dachte immerzu: aus deinen vielen gewünsch-

ten Kindern wird überhaupt nichts werden. Du kannst gar keine Kinder haben.

Wir waren sehr traurig.

z. Schwangerscbafl 19 37

Der Arzt hatte zwar gesagt, Wir sollten uns vorsehen im nächsten Vierteljahr —

aber ich war unwahrscheinlich glücklich, als ich drei Monate später wieder schwan-

ger war. Ich ging schön vorsichtig mit mir um, erSt spät sagten wir es den an-

deren und erst spät wagten Wir, kleine Babysachen zu kaufen.

Das Kind wurde 1938 geboren, es war ein Junge.

Der Krieg kam, als das Kind anfing zu laufen und zu sprechen.

3. Schwangerscbafl 1940
Mein Mann war Soldat, ich war 27 jahre alt. Die Dachwohnung hatten wir auf—

gegeben, die nächtlichen Lufischutzkellergänge, ein schlaftrunkenes Kind auf dem

‘ Arm, im vierten, fünfien Monat schwanger —- so ging es nicht weiter. Unten im

Haus wohnte ein Schuster. In seinem Hinterzimmer schliefen wir in den aller-

schlimmsten Nächten des jahres 1940, zogen uns dann nur in der Mitte des Flurs

nachts alle Zusammen. Anfang I94I fuhren Wir mit einem großen Transport

»Mütter mit Kindern« ins Unbekannte, der Junge wurde in Sachsen geboren. Er

war gesund und wir freuten uns sehr, obwohl mein Mann ihn erst sah, als er ein

reichliches halbes Jahr alt war . ..

_4. Schwangerscbafl 1943
Kmderh'aben war wunderbar schön! Sie stärkten mich, trösteten m1ch, Wll' Waren

miteinander fröhlich bei aller Sorge; alles, alles war auf die Kinder bezogen und

sie zu retten, zu schützen, zu ernähren und zu kleiden, mit ihnen zu sprechen, zu

spielen, zu leben war noch viel schöner, als ich es mir je vorgestellt hatte. Viele,

viele Briefe an meinen Mann in Rußland handelten nur und nur von den Kin-

dern, und so war ich todunglücklich, als ich eine Blutung bekam zur Zeit der

zweiten ausgebliebenen Regel. Grade hatte ich meinem Mann geschrieben, daß

Wir wieder ein Kind bekämen.

Ich kam ins Krankenhaus. Die Stadt war verdunkelt. Das Krankenhaus war „

ein einziges Elendslager — ich hatte nicht gewußt, daß so viele Frauen Fehlge-
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burten hatten zu der Zeit. Ich lag auf einer Bahre im Vorraum zwischen vielen

anderen Frauen auf Bahren, warm lief es aus mir heraus, Wir warteten lange.

Drinnen im OP eine Ausräumung nach der anderen, viel Geschepper, Gerüche,

Gelaufe, Gestöhne, danach lag ich in einem großen Raum mit vielen Frauen Bett

an Bett. Ich legte mir ein Tuch über die Augen, ich wollte allein sein mit mir und

mit meinem Kummer. Meine Mutter War bei den Kindern, mein Mann in Ruß—

land und eine Frau sagte zu mir, ich solle doch froh sein . . . Ich war nicht froh!

Ich war entsetzlich traurig. Die Schwestern gingen roh mit uns um, erst hier

merkte ich, was eigentlich los war und höre noch den spöttischen Ton der Schwe-

ster, als ich sagte, daß mir elend zumut sei: Ja, das kommt davon, sagte sie —

mein Gott, wie war- das bloß alles schrecklich! -— War es 1eid1tfertig, jetzt, im

vierten Kriegsjahr noch ein Kind haben zu wollen. DurPce man sich überhaupt

zu dieser Zeit ein Kind wünschen? Im vierten Kriegsjahr? Ich wußte es auch

nicht. Mir schien, Wir retteten uns auch wiederum ins Kinderkriegen. Aber die—

ses Kind bekam ich nun nicht.

;. Scbwangerscbafl I945
Ich war 32 Jahre alt. Der Krieg war zuende. Dramatische Rückkehr meines Man-_

nes, keine Gefangenschai’c, keine Vetwundung, keine zerstörte Wohnung, zwei
gesunde Kinder, eine glückliche junge Frau. Wir waren davongekornmen; was
auch immer noch geschehen mochte, gemeinsam würden Wir das alles schaffen;
wir hatten eine kleine Wohnung ganz für uns alleine, die alten Möbel, mein Mann
war Wieder Lehrer und ging in die Schule, auch unser Ältester war in die Schule

gekommen und so waren wir übergiücklich, als wir im Frühjahr I946 wieder
einen Sohn hatten.

Aber es war hart für uns: wir fror'en, wir hungerten, die Kinder Waren ent-
setzlich mager, sie wuchsen irrsinnig schnell aus ihren Schuhen, ihren Hosen, aus
allem heraus. Ich schickte ein Jahr lang Milch auf die Säuglingsstation des Kran—
kenhauses, das brachte uns Buttermarken ein und der Kleine gedieh trotzdem
prächtig und wurde auch noch satt dabei. Aber wir, besonders ich, wir gingen
ganz schön kaputt dabei, vor Schwäche zitterten mir oPc die Knie, mein Rücken
tat weh und manchmal schrie ich meine Kinder an — ohne Grund, nur weil ich
erschöpft und müde war. Unsere Wohnung war 54 qm groß, ein gefangenes Zim-
mer dabei, mein Mann war jetzt an der Universität, arbeitete oft im Hause, die
Kinder waren normal und gesund und laut, der Winter 1946/47 war sehr hart, “35
war kalt in der Wohnung - aus Schwäche und um Kohlen zu sparen gingen Wir
oPc sehr früh ins Bett.

6. Schwangerscbafl 1947
Ich war '33 Jahre alt. Ich kann es niemanden deutlich machen, wie mir zumut
war, als ich rpeine Schwangerschai’c bemerkte. Es war einfach unmöglich, vollkom-
m_en qnmöghch‚ in dieser kleinen Wohnung, bei diesen quicklebendigen Kindern,
die mich auffraßen, mich und meine Krafi, es war einfach unmöglich, bei diesem,
mu: Reeht an seinen Beruf denkenden Mann. Schließlich, wovon sollten wir alle

"leben, emer mußte doch die Brötchen verdienen, auch wenn es durchaus keine But-
tersemmeln waren. Die beiden Großen hatten gerade Masern gehabt, sie Waren
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zum Erbarmen mager. Mir selbst war hundeelend, ich hätte mich gern" mitten

entzweigerissen, aber ich mußte durchhalten, ich durfte nicht aufgeben, Wir muß-

ten schließlich — jetzt, wo es keinen Krieg und keinen Lufischutzkeller mehr gab,

zvir mußten leben! Es war also einfach ganz unmöglich, noch ein Kind zu ha-

en.

Es waren die schwersten Kämpfe meines Lebens, als ich mich auf den Weg

machte zur Ärztekammer mit einem Antrag, den unser Hausarzt gestellt hatte.

Der hatte mich offenbar verstanden, als ich ihm sagte, daß ich diese Schwanger-

schaPc ganz gewiß nicht austragen würde. Mein Mann verdiente damals ungefähr

450.— Mark im Monat.

Ich mußte zur Ärztekammer und dann zu drei Gutad1ter—Ärzten. Ich hatte

wahnsinnige Angst, sie könnten den Antrag ablehnen. Weinen wollte ich nicht

vor denen, nein, dann ging ich lieber zu irgendeiner weisen Frau. Ich mußte

versuchen, solche Adressen zu finden.

Ich saß lange in vollen Wartezimmern und hatte die Großen mitgenommen, die

blieben solange im Wartezimmer und ich sagte drinnen zu dem Arzt: Nein, ich

kann nicht und ich werde nicht. Diese Kinder, die da draußen, die brauchen mich

und für die bin ich da..

Der Arzt sagte: Aber gerade von solchen Frauen, wie Ihnen, von denen wollen

wir doch Kinder haben! Ich dachte: Wärest du schwachsinnig oder sonst irgendwie

schief. Schade, daß du normal aussiehst, du bekämst'sonst von diesem Mann eine

Befürwortung.

Daß ich sie trotzdem bekam, ist Wohl nicht nur meiner verzweifelten Rede,

sondern auch der Zeit Zu verdanken, in der wir alle lebten. Ich konnte jedenfalls,

nachdem zwei weitere Ärzte, einer davon uralt, ihre Zustimmung gegeben hat-

ten, konnte ich meine Kinder irgendwo abgeben fiir eine Woche. Ich tröstete mei-

nen traurigen Mann, packte mein Köflerchen und zog todesmutig ins Kranken-

haus. Mit Erlaubnis. Auch da machte ich innerlich alles zu, ich wußte genau, es

Würde wieder so ein wunderbares Kind werden wie die anderen, aber es würde

eins ohne Mutter oder mit einer bösen und ständig erschöpflzen Mutter sein. Ich

mußte es daran hindern, solch ein Kind zu werden.

»Wollen Sie es sich nicht nochmal überlegen? Es ist_doch schade drum!« sagte

der Arzt bei der Untersuchung. Ich hätte ihn fast erschlagen, obwohl er es nett

sagte. Kein Mann kann dies beurteilen, dachte ich, kein Mann, auch deiner nicht,

und dieser soll dir bloß nicht erzählen, ob’s etwa ein Junge oder ein Mädchen ist!

Für dich ist es kein Kind, es ist eine Art: Geschwür, das du darin hindern mußt,

dich gänzlich zu zerstören, mach die Augen zu, hol tief LuPc, ganz tief, sei tap-

fer, denk an deine Kinder. Nächsce Woche bist: du wieder zu Hause. — Dies geht

vorbei.

ES ging vorbei; aber nicht vorbei ging das Angstgefühl beim Geschlechtsver-

kehr. Die Knaus-Ogino—Methode, sie stimmte nicht —— oder wir stimmten nicht —-

ganz egal, wie immer —— das durflen wir nicht noch einmal falsch machen! Ein

Präservativ war nun wahrhaft zum Kotzen für mich, es stank, es vergällte mir

alle Lust. Ich drückte mich möglichst, ich litt tausend Qualen, denn eigentlich,

winselte ich vor Angst, wenn mein Mann bei mir war, denn wirklich und wahr—

haftig: wir durften keine Kinder mehr haben! Kein einziges mehr! Diese drei,
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sie brauchten meine ganze Kraft, ich hatte nicht mehr als grade ganz knapp diese

Kraft und manchmal war ich so erschöpft daß ich hätte we1nen konnen.

. Schwan erscba 1 _ .
Icii war 36 fahre alftl. Iilfivar wieder schwanger. Ich sagte es memen_Mann. W:}i

litten beide. Geld hatten Wir grade genug, um auch mal m1t den K1ndan ne. {

Hagenbeck fahren zu können — das war schon eine Ausgabe:_ Fahrgeld ffir fan
Leute und unterwegs ein Eis oder sowas. Ich versuchte zu springen, a_tber as aä

seine Grenzen in einer Etagenwohnung. Ich badete heiß, sehr heiß unc! Jeden Aben.

die Füße und heißen Rotwein. Ich sprach mit niemandem über m_emaLage3 mit
keiner anderen Frau, obwohl ich wußte, daß auch sie gelegenthch m der gle1chen
Lage waren, ein paar Tage im Bett blieben mit Halsen_tzündung oder me es lsonst

genannt‘vmrde. —- Es war wieder sehr, sehr schlimm d1eses Mal2 genau so sc_h lmm
wie beim ersten Mal, doch nein, es war schlimmer, denn meme I$raflz‚ 51e W_ar
nicht die alte. Ich hing ziemlich herum. Eins nur war sicher_: das Kind bekam Ich
nicht. Da konnte ich ganz ruhig sein, das Kind würde ich meint bekommen! Aber
mit jedem Tag, an dem ich >ganz ruhig< war, mit jedem ruiugen Tag wurde das
Kind größer, das Kind, von dem ich sagte, es sei doch gar kem K1nd! _ _

Unser Hausarzt half. Er gutkte den Kindern in den Hals, wenn Sie F1e_ber
hatten, er" kannte uns gut. Er öffnete die Gebärmutter, ich btauchte'gar mehr
viel zu ihm zu sagen, er tat’s, er beruhigte mich, er gab mir am Sgr1tze. Aber
es half nicht. Meine unendliche Abhängigkeit ist mir niemals in meinem _Lebeä
so zum Bewußtsein gekommen Wie in dieser Zeit. Es formt sich etwas m mir un
ich will nicht, daß es sich formt, Ich habe es nicht veranlaßt, sich zu formen. ES
hat sich nur meine Gebärmutter ausgesucht, um sich zu formen, ausgerechnet
meine! Es ist aber nicht mein Kind, es ist ein Versehen, es muß da raus,. es derf
nicht weiter Wachsen, ich will’s nicht, ich kann’s nicht, ich darf’s nicht, nem, nem,
nein!

Ich lief schwer blutend zur Telefonzelle und bestellte mir selbst einen Kx_‘anken-
wagen. Wieder wurde ich behandelt wie Dreck in der Klinik. Jetzt wußte 1ch.aber
Bescheid, jetzt kränkten die mich nicht mehr mit ihren falschen Verdäehtlgum
gen. Wer waren wir denn überhaupt, konnten die mit uns machen, was_s1e well-
ten? Mit mir nicht! Man durfte eben überhaupt nicht nach rechts oder links bhk-
ken, hierbei mußte man geradeaus gucken, nach vorne, direkt und man mußte den
Weg allein gehen. Bloß daß einem eben jemand auf diesem Weg helfen mußte."

Ich ließ mir von einem Frauenarzt raten, als ich wieder einigermaßen bei Kraf-
ten war. Er verpaßte mir ein Pessar, es wurde über den Gebärmuttertnund ge-
setzt, alle paar Tage mußte es gespült werden, sonst stank es. Es ging m1r verlo-
ren irgendwie in mir»selbst, ich habe kurze Finger und hatte ausgesprocl‘l‘?ne
Schwierigkeiten, 65 ein2usetzen‚ abzunehmen, einzusetzen, abzunehmen. Ich heß
es den Arzt wieder irgendwo aus meinem Bauch herausfischen und fragte ihn, “{”
ich tun könne, ich wolle ganz, ganz bestimmt keine Kinder mehr haben. Drei Dm-
ge sind möglich, sagte er, und wenn Sie alle drei beachten, dann sind Sie fast
sicher vor einer neuen Schwangerschaft: Knaus-Oginos empfängnisfreie Tage be-
achten, éin Präservativ und ein Pessar benutzen. Es gibt dann noch Spülungen.

Aber mir reichte es! Verdammt nochmél, irerkrampfler kann dies wohl nicht
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veranstaltet werden! Ich dachte doch, eigentlich sei es eine Lust. Von nun a_n

nicht mehr für mich. Davon bleiben. Das ist nicht zumutbar, n1erpand kann mm

das zumuten. Mönche und Normen leben doch auch ohne . . . Wu.- mcht!

8. Schwangerschafl 1951 _ _

» Ich war 38 Jahre alt. Ich faßte es kaum und rannte geradezu bele1d1gt zum Arzjc,

ließ mir meine »Trotz-allem-Schwangerscha&«. bestätigen. Der Ath sagte, d1e

Natur sei groß, größer als Wir. _

Diese große Natur ließ mich die vielen, vielen Chinin-Tabletten i}berleben, d1e

ich schluckte. Ich erinnere mich, daß ich am Gitter der Klinik, in d1e 1_ch d1esngal

zu Fuß ging, weil Zu Hause eigentlich schon alles passiert war, daß 1ch, _als 1ch

mich von meinem Mann verabschiedete, gar nicht ganz da war. Als er mgch aus

der Klinik entließ, drohte der Frauenarzt halb scherz- halb ernsthafl m1.t dem

Finger: Ich krieg Sie schon nochmal zu einer Entbindung hierher!_Er hat s1ch ge—

irrt. Ich habe den Freuden der Ehe entsagt, ich habe mich vor memem Mapn ge—

fürchtet, es war erreicht, ich hatte meine Ruhe und meine drei Kinder. Es st1m@te

alles nicht, nein, es stimmte ganz sicher nicht, es war sehr schreclghch, aber d1ese

Methode war si'cher. Ziemlich sicher, die sicherste jedenfalls, d1e_1ch kannte._

Von Zeit zu Zeit brachen Schuldgefühle auf. Als ein Kind m1t hohem F1eber

im Krankenhaus lag. Das Krankenhaus war dasselbe, in dem der erste Schwan—

gerschaflsabbruch gemacht worden war. Das Krankenhaus hatte eme M1ttelstraße,

an der rechts und links die Gebäude liegen. Der Zufall ließ das fiebernde K1r{d

genau gegenüber dem Haus liegen, in dem ich damals gewesen war. .Ich hatte em

ausgesprochenes Waage-Gefühl, als ich auf die beiden Häuser zugmg uné e1ne

wahnsinnige Angst, daß die Waage sich neigen und m1r flas Kmd sterben konnte.

Wahnvorstellungen, die sich von Zeit zu Zeit in irgendemer Form mederholen.

Angestelltenehefrau

I. Schwan erscba I 1
Ich war 22 %ahre fit, €Äufmännisdm Angestellte. Zwei ]ah3‘e Lehre und sed“

Monate Höhere Handelsschule. Ich verdiente 120.—- Mark be1 de_r HEW' .
Wir haben im Januar geheiratet, mein Mann war Soldat. 1ch_bekam eme

Dachwohnung mit zwei Zimmern. Mein größter Wunsch War em Kmd. ES wur-

de im Oktober geboren. Es war ein Mädchen. . ch
Als es ein viertel Jahr alt war, kam mein Mann auf Urlaub, aber da 15\: es no -

mal gut gegangen.

2. Schwan erscha !

ICh war 24 äahre fit, iäifmännische Angestellte. Zwei Jahre Lehre und sechs

Ohren, sagte mein Mann. Wir freuten uns aber. Das war m dem schhmmen Jahr

mit den Bombenangriffen. Ich war mit: dem Kind, selber hochschwanger_‚ auf der

Flucht durch halb Deutschland, zuletzt waren wir in Oldeanrg. Da.s K1nd wur-

de im Oktober geboren in Hamburg, es war ein Mädchen, W1egler am. Das we}r

nicht so schön. Mein Mann wollte doch absolut einen jungen, _1ch fand auch, em

Junge war Wichtig. Aber Wir haben uns gefreut, nur ich war z1eml1ch elend nach
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dieser Geburt. Zwei Jahre später war der Krieg zuende und mein Mann kam im
Oktober. Wir waren uns einig, daß Wir kein Kind mehr haben wollten.

3. Schwangerscbafl 1945
Ich war 26 Jahre alt, ich war sofort wieder fest und bin zu einer Ärztin ge-
gangen, zu einer Frauenärzrin. Ich tat sehr überrascht, als sie mir sagte, ich wär
im dritten Monat schwanger. Obgleich ich es wußte. Ich hab dann geweinr. und
gesagt, ich wollte kein Kind mehr, die Zeiten wären so schlecht und ich fühlte
mich so elend, es Wäre einfach zuviel für mich und ich wäre überfordert. Da hat
sie zu mir gesagt: Eine Frau, die so gesund ist und so gebaut ist Wie Sie, die ist
prädestiniert zum Kinderkriegen! Das hör ich noch heute. Ich wär der am liebsten
an die Gurgel gegangen! Sie hat mich richtig angeschnauzt und zur Minna ge-
macht. Ich war fertig danach. Ich bin rausgetrottelt wie ein begossener Pudel;

* wie ein gescholtenes Kind. Der einzige Trost war die Zusatzkarte, daß Wir ein
bißchen mehr zu essen hatten.

Dann wurde der Junge geboren und das war sehr schön. Aber ganz glücklich
war ich nie dabei. Ich fühlte mich einfach überlastet. Immer nur die Kinder und
Windeln waschen und nochmals waschen und ohne Waschmaschine. Natürlich
liebté ich das Baby, das ist klar. Es war ja auch süß, aber ich war doch unglück-
lich, weil ich absolut kein Kind mehr hatte haben wollen. Ich hab es ausgetragen.
Mit Widerwillen Will ich nicht sagen, aber ich war nicht glücklich gewesen in der
ganzen Zeit. Ich hab ihm nur immer Abbitte getan, denn das Kind konnte ja
nichts dafür.

Mein Mann hatte eigentlich immer ein schlechtes Gewissen, es war eine ganz
schwere Zeit. Das Geld, das man hatte, das spielte ja gar keine Rolle, denn man
konnte sowieso nichts kaufen. Er fing mit 280.— Mark monatlich an, genau so
Wie er aufgehört hatte in der Firma, als er eingezogen wurde, kriegte aber bald
mehr danach. Wir kamen damit aus, weil man nur auf Marken kaufen konnte,
das g1ng also, aber Kinder sind ja eine enorme Belastu'ng! '

4. Schwangerscbafl 1947
Ich war jetzr 28 Jahre alt, wir waren umgezogen in eine größere Wohnung: 3
Zimmer, 54 qm, die Mädels schliefen im Schlafzimmer, der Kleine im Kinder-
zimmer und wir beiden schliefen im Wohnzimmer auf der Couch. Als ich merk-
te, daß ich schwanger war, waren Wir entsetzt. Ich wollte auf keinen Fall noch
ein Kind.

*
Ich fand einen Arzt, der mir helfen wollte. Er öffnete den Gebärmuttermund.

Das erste.Mal klappte es nicht, das zweite Mal, wieder nicht, beim dritten Mal
sagte er, Jetzt mache er nicht mehr mit. Aber er hat es nochmal versucht. Dann
b'ekam ich Blutungen und mein Mann brachte mich ins Krankenhaus. Da habensxe mich gefragt: Ich hätte doch bestimmt was gemacht. Das wäre doch nicht nor-
{nal! Aber ich hab das abgestritten und gesagt: Nein, das wäre ganz normal und1d1 hättc_e plötzlich Blutungen bekommen, getan hätte ich»nichts dabei. Denn id“konnte ja den Arzt nicht mit reinreißen. Ziemlich unpersönlich und kühl warensxe dann n_ut m1r im Krankenhaus, aber es hat mich nicht weiter interessiert. Ichwar froh, 1ch war erle1chcert und alles andere war mir egal.
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Dann wurde ich aber am sechsten Tag krank. Ich bekam wahnsinnigen Schüt-

telfrost und meine Bettnachbarin sagte: Was ist denn mit Ihnen los. Ihr Bett, das

wackelt ja! Ja., sag ich, mich friert so, aber ich hab nicht gewußt, was mit mir los

war. Dann hat sie die Schwester gerufen, das war morgens um 6, ich war eiskalt

und dann wurde ich wieder heiß und dann ging es wieder los mit dem Schüttel—

frost. Die Ärzte kamen alle und standen um mein Bett rum und wußten nicht,

was los war. Ich hab einen Lichtbogen gekriegt, aber das half auch nichts. Da

hatte ich Kolibakterien im Blut, das ist wahnsinnig gefährlich, die sitzen sonst

im Darm und da muß irgendwas ins Blut gekommen sein. Ich hab mir nachher

sagen lassen‚ daß nicht sauber gearbeitet worden ist. Aber das kann man ja nicht

beweisen. Die Ärzte sagten auch nichts. Das war sehr schlimm. Da. hab ich auf

Leben und Tod gelegen. Das war im Januar 1947.

}. Schwangerscbafl 1947

Inzwischen war ich 29 Jahre alt und wieder schwanger. Im Herbst I947. Was

sollte ich tun? Ich mochte nicht wieder zu dem Arzt gehen. Es war mir peinlich.

Ich genierte mich. der hatte das ohne einen Pfennig Geld gemacht, dem war ich

dankbar, der kannte uns auch, aber schon wieder dahin? Nein, ich fand, das ging

nicht. Bei anderen Ärzten war nichts zu wollen, die kannten mich nicht oder ich

konnte nicht angeben, von wem ich kam. Das war alles wahnsinnig schwierig.

Ich hab immer überlegt, hin und her. Von einer Freundin von mir is; der Mann

praktischer Arzt. Hab ich die angerufen und ihr mein Leid geklagt, sie sagt: A1-

50‚ ich sprech mal mit ihm. Dann rief sie mich an und sagte: Komm her, er will’s

machen. Wir sind hingefahren und er hat mich ausgeräumt. Er hatte Praxis als

Assistenzarzt oder als praktischer Arzt im Krankenhaus gehabt, ich glaube, da

hatte er auf der Frauenstation gearbeitet. Er hat mich ausgeräumt und seine Frau

mußte assistieren. Er konnte ja seine Sprechstundenhilfe nicht dafür nehmen. Die

Frau fiel in Ohnmacht, sie konnte das nicht mit ansehen.

Man weiß ja, wie Ärzte sind, er sagte zu meinem Mann: Los, komm her, hilf

mir, kannst gleich mal sehen, was du angerichtet hast, vielleicht vergeht dir der

Appetit dann. Mein Mann hat also assistiert, und Wir fuhren mit der Taxe naeh

Hause. Nachts kriege ich Schmerzen, wahnsinnige Schmerzen, hohes Fieber. W1r

morgens den Arzc angerufen: Ja, sagt er, das nützt nichts, ich komm gleich mal

hin. Er kam, Penicillin gespritzt und er sagt zu mir: So, wenn’s jetzt mcht besser

ist bis heute abend, dann mußt du ins Krankenhaus, dann mußt du sagen, was

os ist!

Das war mir ja furchtbar, denn ich hätte den ja ruiniert, es war doch ein Freund

Von uns! Also ich hab dann gezittert, hab den ganzen Tag im Bett gelegen und

hatte nachts wieder wahnsinnige Schmerzen. Morgens mußte mein Mann 19. z_um

Dienst, da bin ich ohnmächtig geworden, hab mich Wiedergefuriden vor memer

C°Ud1‚ mit den Armen draufliegend, ganz eiskalt. Ich wieder ins Bett, den :Arzt

angerufen, da sagt er: Also, ich komm nochmal hin. Aber dann ging das Fieber

runter und ich stand wieder auf.

Aber ich hatte drei Wochen lang noch Blutungen, ich verlor immer solche

großen Stücken geronnenes Blut. Ich konnte gar keine normalen Schlüpfer tragen,

ich mußte mir da unten Gummiband reinziehen, damit ich’s nicht so auf der Stra-
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ße verlor. Also wieder denArzt angerufen, da sagt der, er wolle nicht nochmal
rangehen, aber wahrscheinlich wäre nicht alles ausgeräumt, er wolle mich zu ei-
nem Kollegen überweisen, einem Frauenarzt, mit dem er gut befreundet war. Das
hat er dann gemacht. Dann war ich es endlich los. Aber damit hab ich lange zu
tun gehabt! Und zweimal in einem Jahr!

6. Schwangerscbafl 1949
Ich war 30 Jahre alt, es war Ostern, als ich es merkte. Ich war körperlich zieru-
lich elend und eines nachts, da hatte ich das Gefühl, ich mußte zur Toilette, da ist
mir ‚die Frucht so weggefallen, ins Becken, ohne einen Tropfen Blut, ohne alles!
Und ohne, daß ich was dagegen unternommen hätte. Nur ganz im Anfang, als
die Regel nicht kam, da hatte ich Chinin genommen. Dies Chinin war entsetzlici3.
Da hab ich nämlich zwanzig Chinin—Tabletten genommen, das war eine Viechere1.
Das Blut sauste mir so in den Ohren, ich hab nicht: den Wecker gehört, so laut
war das Blut in den Ohren. Es war unwahrscheinlich. Aber weggegangen wat: es
nicht davon und da hab ich mich drein ergeben, aber immer gehofft. Nun glI_lg
es so weg und in einer Weise war ich natürlich sehr erleichtert, aber andererseits
war dies ein furchtbares Erlebnis! Dieses fertige Kind, man konnte schon sehen,
es war ein Junge, es war völlig fertig, es war dreieinhalb Monate und überhaupt
nicht beschädigt, wie eine Puppe, genau so!

Ich habe furchtbar gezittert und es meinem Mann gezeigt und dann hab ich es
in ein Schächtelchen getan und war schrecklich aufgeregt. Eigentlich war dies das
schlimmste! Vorher, da hatte ich es ja nie gesehen, aber jetzt, hier in dieser Schach—
tel, das war mein Kind.

Dann bin ich am nächsten Tag Zu einem Arzt gefahren, hab das mitgenom—
men und habs ihm gezeigt. Naja, sagt er, dann wollen wir mal ausräumen. Kom—
men Sie mal in drei Tagen wieder. Da. hab ich furchtbare Angst gehabt, ich Wuß—
te ja nun nicht, wie das ging, ich hatte Angst vor einem Blutsturz oder sonstwas,
aber es war alles gut gegangen und ich fuhr zu ihm. Sie müssen mir erstmal 25
Mark bezahlen für die Reinigung des Raumes und des Stuhles und meiner Sprech-
stundenhilfe, der müssen Sie auch nochmal 25 Mark geben, dafür, daß sie assistiert.
Das war zu dieser Zeit viel Geld für mich, ich fand das unverschämt. Denn er
hatte doch einen Krankenschein und mußte mich darauf behandeln. Ja, und dann
hat er mich getätschelt und gesagt: Das ist ja nun nicht von selbst gekommen,
Sie haben doch irgendwas gemacht. Und bei der Sache hatte ich ja nun wirklich
nichts getan, außer den Chinin—Tabletten, aber die hatte ich ja ganz im Anfang
genommen, als die Regel eben überfäilig war. Er hat mich dann getätschelt und
»Kleine Frau« Zu mir gesagt, so als wenn ich eine ganz primitive Frau wäre und
dann meinte er: Ja, das hätte man eben auszubaden, was man sich eingebrockt
hätte. Dann hat er mich ausgeräumt, ohne Betäubung, es war furchbar! Dem
könnte ich noch heute an die Kehle gehen! Es war das Letzte! Diese Behandlung!
Diese Männer, Wifk1i0h! Ja, dann sagte er noch, als er fertig war: Ja, kleine Frau,
sowas muß man sich vorher überlegen und nicht so unüberlegt sein! — Da blieb
mir doch die Sput‘ke weg. Ich war ehrlich beleidigt, ich war gekränkt und em-port.
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7. Schwangerscbafl 1950

Ich war 31 Jahre alt, es war im Winter. Inzwischen hatte ich mir eine Mutter-

spritze besorgt. Das ist ein langes Rohr, das sich nach vorne verjüngt‚ wie eine

Spritze. Die muß man sich an den Muttermund führen und dann mit Wasser

spritzen, mit Seifenwasser. Sunlicht. Das hab ich dann fabriziert. Aber es war

wahnsinnig schwer, denn die Gebärmutter hat immer eine andere Lage, man

kann das also nicht jeden Tag machen. Ich hab es also jeden Abend versucht, bis

es an einem Abend dann mal in der richtigen Lage war und hab gespritzt. Immer

klappt das auch nicht, man mußte das ein paar Mal machen. Aber damit hab

ich’s weggekriegt. Und das war noch ganz im Anfang, ich blutete furchtbar, hat—

te auch Schmerzen, aber zum Arzt bin ich dabei gar nicht mehr gegangen.

8. Schwangerscbafl 1951

Ich war 32 jahre alt, ich'hatte ja die Spritze. Aber ich hab mir da wohl Lufl:

r6ingespritzt‚ da habe ich gedacht, ich werde wahnsinnig. Ich nehme jedenfalls an,

daß es Luft gewesen ist, aber ich war bis zum Hals gelähmt. Ich konnte mich

überhaupt nicht mehr bewegen, es muß Lufl gewesen sein, ich weiß nicht, was es

sonst gewesen sein könnte. Wir waren völlig verzweifelt. Mein Mann ist zu Hau-

se geblieben, hat mich im Bett gelassen und die Kinder versorgt. Meine Mutter

wohnte ja in der Nähe, aber die sollte es nicht wissen. Für die hab ich immer ir—

gendwelche Märchen erfunden. Das war auch grausam! Ich glaube, einmal hab ich

es ihr er2äh1t, die andern Male weiß sie nicht.

_ Ja, was sollten wir auch tun? Einen Arzt mochten Wir nicht holen, Wir hatten

19- Angst. Aber gegen Abend gab es sich dann, es ging langsam wieder aus dem

Körper raus und eine Woche später bekam ich Blutungen. Da bin ich wieder zu

dem Arzt gegangen, der mich schon einmal ausgeräumt hatte, den mir dieser

Freund empfohlen hatte, damals.
Dieser Mann war sehr verständnisvoll und überhaupt reizend, ein ganz net—

ter Mann. Er hatte selbst viele Kinder und war in unserem Alter und hatte viel

Verständnis fiir mich.

Zu dem ging ich und er sagte zu mir: Ich kann Ihnen wirklich nicht helfen‚

es tut mir sehr leid. Ich kann es nicht! Aber wenn Sie Blutungen haben, dann

kommen Sie sofort zu mir, bitte. Dann kann ich Ihnen helfen. Ich sage, ist das

nicht idiotisch'r‘ Sie verlangen ja praktisch von den Frauen, daß sie selbst an ihren

Körper rangehen. Eine Frau, die kein Kind haben will, die macht doch alles

möglich. Der ist es doch egal, ob sie draufgeht oder nicht! '

Mir war auch alles egal zu der Zeit. Ich fand das Leben mit so vielen Kindern

entsetzlich! Seinerzeit waren unsere finanziellen Verhältnisse so, daß ich mich

tüChti8 umdrehen mußte, um mit dem Geld auszukommen. Wir hatten ungefähr

700.— Mark zu der Zeit, brutto, und die Miete war 130 Mark, und die Kinder

brauchten vieles. Das war ziemlich wenig damals für uns.

Bei dem Arzt da, als wir uns unterhielten, da hab ich gesagt: Soll ich mir da

vielleicht Ochsenblut hinschmieren oder sowas? Damit Sie gedeckt sind? Da hat

er‘ nur mit den Schultern gezuckt. Ich weiß ja—nicht, ob man das machen kann,

sag ich. Aber Sie verlangen doch von mir, daß ich mir Schaden zufüge. Da hat

er wieder mit den Schultern gezuckt und gesagt: Verstehen Sie mich doch. Ich
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kann es nicht. Mir sind die Hände gebunden. Ich verstand ihn. Ich sah das ein.
Er räumte mich aus.

. Schwan erscba 1952 _
Id? war 3 3 fahre ai und hatte meine Spritze und Seifenwasser h_atte 1ch auch.
Ich glaube, diesmal hab ich es niemandem erzählt. Mein Mann war 1mmer fu_rcht-
bar zerknirscht und ganz klein und häßlich und er sagte, das sollte me w1eder
vorkommen. Und es kam immer wieder vor. _

Also, da hatte ich auch gespritzt und es tat sich nichts und ich mußte dr1ngend
in die Stadt. Ich wollte irgendein Geschenk kaufen und bin in die Sta_clt gefghrer}
Und wie ich auf der Rolltreppe stehe am ]ungfemstieg, da merk 1ch, W1e mu;
was wegschießt. Wie es mir unten ganz heiß wurde. Und ich auf der Rolltreppe-
Ich hab dann die Beine zusammengepreßt und wußte nicht, was ich machen soll-
te. Dann bin ich mit ganz kleinen trippelnden Schritten zum nächs_ten Clo am
Jungfernstieg gegangen -— und da. hatte ich die ganze Bescherung m der Bux.
Da hab ich erstmal schreckensbleich gezittert, hab da gesessen und hab dann alles
ins Clo geworfen und weggespült. Da war die Frucht dabei, alles,_d_er ganze
Kram! Ich hab wahnsinnig viel Blut verloren und dann, dann bin 1ch erstmal
ins nächste Kaufhaus gegangen und hab mir einen Schlüpfer gekauPc, hab den
angezogen und dann hab ich meine Einkäufe gemacht, bin nach Hause gefahren,
hab meine Kinder versorgt und konnte mich erst hinlegen, als mein Mann nach
Hause kam. Nach ein paar Tagen bin ich zum Arzt gegangen, der hat m1ch un-
tersucht, aber es war wirklich alles abgegangen. Da brauchte ich nicht ausge—
räumt zu werden.

ro. Schwangerschafl 1953
Ich war 34 Jahre alt und natürlich war nicht immer ganz genau ein Jahr da-
zwischen, manchmal etwas mehr und manchmal etwas weniger Zeit. _

Ich hatte natürlich mit dem Arzt gesprochen über Vethütungsmöglichke1tep«
Er sagte, Wir sollten die Knaus—Ogino-Methode anwenden oder er sollte am
Präservativ benutzen oder auch solchen Schaum sollte ich nehmen. Aber ich fand
das entsetzlich.

Es war ja nie so, daß wir uns vornahmen, also heute abend ist irgend etwas
los. Das kam spontan und ich mochte dann nicht sagen; nun warte mal eben,
ich muß erstmal was tun. Dann wäre es doch aus gewesen, und ich hätte ke1'ne
Lust mehr gehabt dazu. Aber auf der anderen Seite war es so, daß ich Wirkh‘3h
manchmal keine Lust hatte, aber konnte ich ihm das sagen? Ich wollte ihn d0Ch be-
halten, ich wollte ja nicht, daß enwoanders hinging.

Das War eben solch Problem! Ich war müde, ich war abgespannt, mein Rücken
tat weh, den ganzen Tag mit Heu Kindern und dem Haushalt, ich hätte gernegeschlafen. Aber er war gar nicht müde, hatte den ganzen Tag im Büro gesessen,das war sehr oPc der Fall. Dann hab ich immer gute Miene zum bösen 3Pi31 ge-macht und hab ihm was vorgespielt zu der Zeit.

Aber wir liebten uns sehr, wirklich sehr! Vielleicht wäre man sonst auch etwas
überlegter gewesen. Ich weiß es nicht. Ich könnte es mir jedenfalls denken, daßman, wenn es nicht so ganz die reine Liebe ist, daß man dann sagt: 30 - einen
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Moment mal, warte mal, jetzt nehm ich erstmal ein Vei'hütungsrnittelfhdeiilniach

eine Verhütungsmaßnahme oder sowas. Und die Stimmung ist m t in.

11. Schwan erscba 1 _

Ich war 36 ]alg1re alt.fiDizjidlutterspi-itze, die hatte ic1_1 mir natiirlieh geheim anfer-

tigen lassen, eine Freundin hatte mir geholfen unfi jetzt hab ich immer gespr1'gä

und wenn ich blutete, bin ich immer zu dem gleichen Arzt gegangen, der mx

aus eräumt hat. _ _ _

Iäach dern Spritzen, da tat sich manchmal noch iange nichts und e1genthch W1_1;ä

man dann auch irgendwie gleichgültig, ich habe immer erstmal abgewagtet, 1

war ziemlich fatalistisch geworden mit der Zeit. Obwohl: ]edesrnal bin ich Wie-

der tief in Verzweiflung gestürzt und war immer fix und fertig. Ich muß sa.—

gen: Alle vier Wochen hab ich Ängste ausgestanden, in meiner ganzen Ehe —

immer!

12. Schwangerscbafl 1956 _ _ _ ‚ h .
Die Verhältnisse: die gleichen; an Einzelbetten kann zcb mzcb mc t ermnem.

13. Scbwangersclmfl I 9 5 7
Dasselbe

14. Schwan erscba 1 8 _ , ..
Ich wurde 40 %ahre afllt u9rfd ging zu meinem Arzt, der m1°h immer au.sral‚lmte- {13};
sagt er: Erstens liegt eine Schwangerschaf’c vor, zung anderen haben Sie ein gm'ch

Myom an der Gebärmutter. Sie müssen sich operieren lassen. 5% nunÄiag ä ;

was Wird mit der Schwangerschaft? Die muß weggenommen werden: 'd?d a

für müssen Sie zu einer Ärztekommission. Ich Will es beantragem Da hm 1 __ ?‘ä;

von einem Arzt zum anderen gegangen, drei Äf2te‚ die alle 5e_hr unPers°ä:

waren und wenig freundlich. Aber da sie mich nun sahen 1nnd m1ch untersu t en

und sahen, daß ich dieses große Gewächs hatte, da. haben Sie alle zugäätlglä . n-

Dann wurde ich operiert, die Gebärmutter wurde weggenommen‚ le wa

erschaPc mitbeseiti t. _ . .
g Das war 1958. I.glnd seitdem habe ich meine Ehe eigenthch erst rl_£‘htlg g$$ä:

sen, wenn ich so sagen darf. Nie mehr Angst gehabt, ICh war von emem s

ren Druck befreit. . .. -
Ich fühlte mich wie neugeboren. Die Umstellung hat mir ube1;l;au_p'£ käfi

Schwierigkeiten gemacht. Ein Alptraum war von m1r genommen ' as ‘“ W
lich wahr! -

Es war eine Spanne von fünfzehn jahi:en gewesen‚_ ganz geaau,flgigé 3222?
von 2 5 bis 40 Jahren! Gesprochen hab ich bisher noch “mit keinem ätü 1 I_‘ä ber

mit meinem Mann — aber auch nicht immer. Er tat mir auch furcht ar el ‚ a

was sollten wir machen?
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Arbeiterfrau

I. Schwan erscba 1 _
Sie war 21 fahre alftl ur9iä9arbeitete in einer Reifenfabrik, Akkord. Was Sie kurz
nach der Währungsreform verdiente, weiß sie nicht mehr ganz genau, 'ä wa:
ren jedenfalls nur ein paar Mark die Woche. f_kber dafur konnte man 31 ' we
nigstens was kaufen, und sie war froh, daß s1eüberhanpt Arbeit hatte. h b i

Ihr Mann war 9 Jahre älter, aus dem Krieg zurück, a._rbe1tslos, wo nte e
Nachbarn zur Untermiete. Sie heirateten, als sie bereits im werten Monat sehwan-
ger war. Sie arbeitete bis drei Tage vor der Geburt. Die Arzt1n hatte Sich mit
dem Termin verrechnet, oder das Kind kam einfach früher. Es war em _Iundge‚
kränklich. Erbrach oft. Sie ging wieder in die Fabrik. Der Vater sorgte fur. 25
Kind. Schlimm war, daß sie das Zimmer, in dem sie wohnten‚_so schlecht heizen
konnten, es hatte drei Außenwände und war kaum warm zu kriegen.

2. Scbwangersclmfl 1950
Sie war 22 Jahre alt, arbeitete weiter in der Fabrik. Der Mann hatte 1_etzt_ 931Ch
Arbeit. Auf den kleinen Sohn paßte die, Großmutter tagsüber auf..Zwei Kinder,
sagte sie, wären ihr aber zuviel. Sie machten sich alle Sorgen, Wle das_weruälj
würde mit dem zweiten Kind. Das Kind wurde im Dezember geboren, em Ma
chen. Es starb eine Woche nach der Geburt. Sie nahmen sich fest vor, keine Kinder
mehr zu bekommen.

3. S cbwangerscbafl 1952
Sie war 24 Jahre alt und arbeitete weiter in der Fabrik. Es fing gerade an, ihnen
etwas besser zu gehen. Der Junge war jetzt aus dem Gröbsten raus. Siegolltäé
das Kind nicht. Sie nahm heiße Bäder, trank ROtWCIH, aber das half nl ts.. . - tersuchte emen Arzt, aber memand wollte es machen. Eine alte Krankenschwes
machte es dann. Mit einem Holzpflock. Anschließend mußte sie ins Krankenhaus
zum Ausschaben.

4. Schwangerscbafl 19 54
Sie ist_26 Jahre alt und arbeitet immer noch in der Fabrik, Wochenloim ausbe-
zahlt 110 Mark im Schnitt, weil sie fleißig ist. Das ist fast mehr 2.13.1111“ Manln
bekommt. Sie haben jetzc eine 2-Zimnier-Wohnung, ohne Bad, aber mit Zentra '
heizung. Als sie wieder schwanger ist, Will sie wieder zu der alten I_{ranken'schwester, aber die ist weggezogen. Der Sohn kommt in einem Jahr in dle SChUIe'Die Großmutter ist krank, kann nicht mehr auf das Kind aufpassen. Da be-schließen beide, daß sie nach der Geburt mit der Fabrikarbeit aufhören und zuHaus bleiben und sich um Haushalt und Kinder kümmern soll.

Das Kind Wird im Oktober geboren, ein Junge.

;. Schwangerscbafl 1955
Sie ist 27 Jahre alt und zu Hause. Finanziell geht es ihnen schlecht. Statt zweierLohne nur einen und einen Esser mehr. Aber sie meinen, wo vier sind, geht esauch noch mit einem fünften.

Das Kind wird im Novenhber geboren, ein Mädchen.
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6. Schwangerscbafl 19 56 _ _ ‘

Sie ist 28 jahre alt und krank. Der Ath sagt, ihre Gesundhe1t SC]. emfach ange-

griffen, eine genaue Krankheit hätte sie nicht. Und d1ese neue Schwangerschai°c

sei eigentlich zuviel für ihren Körper. Sie bittet ihn, ihr dann doch z_u helfen. Er

sagt, er dürfe nichtheifen. Das Kind Wird im November geboren, am junge.

. Schwan erscba 19 57 _ _

Sie7 ist 29 ]afire alt.flSie leben zu sechst in den 2 Zimmern — von e1nsm Arbe1ter-

lohn. Der Älteste muß sich ofl: um die Geschwister kümmerr_1 ung! s1e versorgen,

weil die Mutter tagelang mit hohem Fieber im Bett liegt.. 516 w1egt 56 kg. Das

Kind wird im November geboren, ein Junge. Sie schläft mit dennbe1den ]ungsten

in einem Bett, bittet den Mann sie »in Ruhe zu lassen«. Er schlafe auf dem 30f9-

in der Wohnküche.

8. Schwangerscbafl 1960 „ . . .
Sie ist 32 Jahre alt, ihre Verhältnisse sind unverandert, das Kind Wird lm Sep-

tember geboren, ein Mädchen.

9. Schwangerschafl 1961 . . .
Sie ist 33 Jahre alt, ihre Verhältnisse sind unverändert, das Kmd wn‘d im No-

vember geboren, ein Mädchen.

zo. Schwangerscbafl 1963 . . .. - '
Sie ist 3 5 Jahre alt. Sie ist gesundheitlich völlig am Ende. Sie Ist V0111g apath15d1

und läßt alles »laufen«. Als sie Betten überzieht, setzen plötzhch statke.Blu-—

tungen ein. Im dritten Monat schwanger. Im Kranker3haus behalten 51e_ 131e 14_

Tage, damit sie etwas Zu KräPten kommt. Dann muß Sie nach Hause, we1 zwei

der Kinder Masern bekommen haben.

11. Schwarz erscb'a 1 6 . .
Sie ist 36 Jah%e alt. ]Äls9sig wieder schwanger ist, sagt 51? ihrem Mann “ädßde-n
Kindern und allen Leuten, die es hören wollen, daß 51° “ICh? mehr _kann, . a Sie
dieses Kind nicht haben kann — sie ist nicht mehr sg apath15d} w1e zwe1 ]ai_x}t;e
Zuvor und in den Jahren davor. Sie Will kämpfen: 318 fi13ciet emen Arzt, deä ! _r

*hich. Für 150 Mark. Das ist billig, sagt er. Fiir die Fgm111e b_edeutet es, da Sie

Wieder keinen Urlaub machen können. Sie wollten emmal eme Woche Urlaub

machen.

12. Schwangerschafl 1965 .
Sie ist 37 Jahre alt. Ihr Hausarzt findet ihren Gesundhextszustand derart schlecht,

daß er einen Antrag an die Gutachterstelle der Ärztekammer auf Schwanger-

sd1af‘csabbruch stellt.
Bei der Gutachterstelle Wird daraus der Fa11AZ 57/1°65 Ab t
Anamnese: 8 Partus, 7 lebende Kinder, davon 5 unter zo Jahren 3 er e.

Jetzt 12. Gravidität in 16 Jahren.
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Durch die Gutachterstelle wird der Antrag genehmigt wegen Hypertorue,
Myocardinsuffizienz und allgemeiner Schwäche bei 12. Gravidität. .

Ablehnung von seiten der zur Vornahme der Eingriffe aufgesuchten staa_tli—
chen Klinik, da eine Hypertonie nicht vorläge und auch sonst keine yvesenthche
Erkrankung, Bereiterklärung zur Vornahme der postpartalen Sterilisation.

Nach der Geburt des Kindes wendet sich der 46jährige Ehemann briefhch an
die Gutachterstelle:

»Im Januar dieses Jahres wurde meiner Frau die Genehmigung einer Ster1h-
sation von Ihrer Dienststelle genehmigt.

Da die Ärzte bei so einer schwierigen Operation Bedenken haben, möchte1ch
mich der Operation unterziehen.

Nebenbei bemerkt haben wir 8 Kinder, das let2te wurde am 27. 8- 6 ; gEb°'
ren.«’f

Studentin, verheiratet

I. Schwangerscbafl: 1958
Ich war 22 Jahre alt. Studentin im 4. Semester und knapp zwei Jahre verhe1-
ratet. Außerdem verdiente ich Geld durch journalistische Arbeit, hauptsächlich
beim Funk.

Wir hatten netto im Monat 800 bis 900 Mark und lebten in zwei Zimmern zur
Untermiete: 32 qm mit Kochnische für I 35 Mark im Haus einer alten Dame, die an
14 Studenten Zimmer vermietete. Wer ihr nicht paßte, wurde zum nächsten er-
sten gekündigt. Ein Kind, das hatte sie uns schon kurz nach der Hochzeit gesagt,
käme natürlich überhaupt nicht in Frage. Wir waren 1956 in die frühere Stu<ien-
tenbude meines Mannes gezogen und hatten das zweite Zimmer ein Jahr spaterdazugemietet, als ein Kommilitone rauszog. Eigene Möbel hatten Wir nicht, durf-ten Wir auch nicht haben.

„Wir sparten eisern auf eine richtige Wohnung und für Hausstandsgegenstan-
de. Von zu Hause hätten Wir beide nichts mitbekommen -— außer einer quak-fizierten Schulbildung. Doch, zur Hochzeit hatten wir Geschirr, Besteck, Gläser
und Bettwäsche zum »dreimal Wechseanmitbekommen. Und viele Bücher. Das
war alles.

.
.Mein Mann wax; 28 Jahre alt. Diplom-Volkswirt. Er arbeitete bei einem Wl_ft'schaflsverband, 7 50 DM brutto, und nebenher an seiner Doktorarbeit. Elf_le

Doktorarbeit, an der nicht mindestens 4 Jahre hart gearbeitet wird, pflegte sem
Doktorvater zu sagen, kann gar keine Doktorarbeit sein, in unserer Diszip1m'Mein Mann arbeitete an seiner Arbeit seit einem halben Jahr.Wir versuchten mit 600 Mark (bei I 35 Marl; Miete) im Monat auszukoml'fl.en
und 3.00 Mark zu sparen. Mein Studium mußte ich selbst finanzieren. Weil ich
verheiratet war, gab es kein Stipendium, Mein Vater hätte die Kosten meil}esStudiums wenigstens von der Steuer abziehen können. Für Verheiratete galt die“se Erleichterung nicht. Und von meinem Verdienst konnte ich auch nichts steuer-

* Zitiert aus: Sozialhygienische Forschun. . . gen: Band 19 »Schwangerscha&sunterbrechun'gen und Sterilisation von Frauen in Hambu
_rg« von Dr. Stella Hungar. Hamburg, 1968'
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lich abziehen. Ich studierte halt auf eigene Kosten und verdiente. Und mein Mann

verdiente und promovierte auf eigene Kosten. Wie heißt es? »]eder ist seines

Glückes SChmied«.

Als ich sicher war, daß ich schwanger war, dachte ich, ich werd’ verrückt. Ich

hatte das Gefühl in einer Falle zu sitzen. Wir hatten geheiratet, um zusammen-

zuleben und zusammen Weiterzulernen, studieren — und später gleichberechtigt

nebeneinander zu arbeiten. Wir haben nie die »Geschlechter-Arbeitsteilung« ge—

wollt: die Frau im Haus, der Mimn im Beruf. Wir wollten später ein Kind oder

vielleicht mehrere Kinder. Aber jetzt nicht, auf keinen Fall jetzt.

An unserem >nein< gab es überhaupt keinen Zweifel. Ich ging durch die Stadt,

auf die Suche nach einer Arztpraxis. Ich dachte, jeder sieht mir meinen Zustand

an. Wenn ich andere Frauen sah, die mit Freunden Arm in Arm gingen oder Zärt- '

lichkeiten austauschten, dachte ich: Na. warte! Dich erwischt es auch noch mal!

Und dann sitzt du in der Falle — wie ich.

Erster Besuch bei einer Frauenärztin. Ich dachte, weil sie eine Frau ist, wird

sie Verständnis für dich haben und fragte sie, ob sie mir helfen könnte. Sie hörte

Sich meine Gründe an, um mich dann Wie auf dem Exerzierplatz einer Kaserne

anzubrüllen: ob ich verrückt sei, eine gesunde, junge Frau und verheiratet! Ja,

was mir denn überhaupt in den Sinn käme? Studium? Beruf? Ja, dann hätte ich

mir das doeh früher überlegen sollen. Ja, dann hätte ich eben nicht mit zo Jahren

heiraten sollen. ja., da gibt es doch ein entweder / oder. Ja, ob ich mir vielleicht

vorstellen könne, warum sie nicht verheiratet sei? Weil sie sich eben anders ent-

schieden habe: für Studium und Beruf. Und das hieße Verantwortung gegen-

über Studium und Beruf. Und wer da leichtsinnig meine, beides einfach so mit ein—

ander verbinden zu können, der käme eben früher oder später in die Situation,

wo es nicht mehr weiter geht. Und in dieser Situation wäre ich nun. Und da gäbe

es überhaupt keinen anderen Weg als den, den die Natur nun vorgeschrieben

hätte. Und wenn ich jetzt nicht sofort diese Arztpraxis verlassen würde, dann

würde sie die Polizei anrufen und dann wäre mir aber eine Anzeige sicher und

meinem Mann genauso, darauf könnten wir uns verlassen.. Und sie brüllt so

194“, daß es nebenan im Warteraum alle hören können.Und dann steht sie auf

und reißt die Tür auf und brüllt nochmal was von Polizei und exemplarisch vor-

gehen und brüllt mir nach: ich sei ein abschreckendes Beispiel für alle, die even—

tuell ein gleiches Ansinnen an sie stellen wollten.

ICh Spreche mit anderen Frauen. Eine Woche lang vage Versprechungen, d_ann

drei Adressen am gleichen Morgen, telefonisch durchgesagt, Auflage: um kernen

Preis bekanntgeben, von wem.
Zweiter Besuch bei einem Frauenarzt. _

Noch vor der Untersuchung sagt er mir auf den Kopf zu, was ich W111: Frage:

Woher stammt di'e Adresse. Ich sage sie nicht. Dann könne er mir auch mcht hel—

fen. Ich sage sie. Kenne ich nicht, ist seine Antwort. Dann geleitet er mich freund-

1iCh‚ aber bestimmt zur Ausgangstür seiner Praxis, nicht durchs Wartezrmmer.

Sta!t meinen Namen zu nennen, hättest du 9 so Mark sagen müssen, war der

Kommentar der Kontaktherstellerin.

Dritter Besuch bei einem Frauenarzt. . _ _

Als die Sprechstundenhilfe meine Personaldaten aufmmmt und mich nach mer-
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nen Beschwerden fragt, sage ich »Ausbleiben —- das heißt Unregelmäßigkeit bei

der Menstruation.«

Als ich dran bin, schaut er sich den Karteizettel an, deutet wortios auf den

Untersuchungsstuhl, sagt nach der Untersuchung und nachdem er michugefrag.t:

wieviel Tage schon und wann die letzte und wann die letzte Unregelmaß1gke1t:

Ich gebe Ihnen jetzt eine Spritze, wenn sich dein keine B_lutung 1n_nerher ven

3 Tagen einstellt, kommen Sie wieder. Die Blutung stellte Sich natürhch nicht em.

Ja., dann ist das einen keine Regel-Unregelmäßigkeit, sagt er, sondern eine

Schwangerschaft, ich gratuliere Ihnen. Ich fange an zu heulen. Er sagt? Sie ha-

ben 9 Monate Zeit, um sich auf das Kind zu freuen, wenn Sie jetzt we1nen, _be-

sagt das gar nichts, das tun mehr Frauen in diesem Augenblick, als 316 Vielleicht

meinen, Sie sind da nicht allein. Ich versuche, ihm meine Lage klarzumachen, bitte

um Hilfe. Ach, liebe junge Frau, sagt er, was glauben Sie, wie 0&- Ihre Bitte an

mich gestellt wird? Ich hätte sonst nichts mehr zu tun, wenn ich auch nur emer

solchen Bitte nachkommen würde. Aber bei Marianne S. haben Sie es gemacht;

fährt es aus mir raus, und zwar noch nicht mal vor einem halben Jahr. Nun wer-

den Sie aber bloß nicht unverschämt, sagt er und bittet seine Sprechstundenhflfe

herein, redet nur noch in ihrer Gegenwart: Also, wenn Sie weiter keine Beschwet_'-

den haben, an mich gewandt, in den nächsten vier Wochen, dann brauchen Sie

erst zum Ende des nächsten Monats mal wieder vorbeizuschauen. Vier Tage Spa-

ter erhalte ich eine Rechnung über 35 Mark. Diagnose: Gravidität. Jetzt hab’ ich

es schwarz auf weiß.

Vierter Besuch beim Frauenarzt:
Ich sage sofort: Sie sind meine letzte Hoffnung. Ich habe Ihre Adresse ven

Frau X. Ich war schon bei drei Ärzten. Alle haben mich abgewiesen. Ich bin vol-

lig am Ende. Wenn Sie mir nicht helfen, weiß ieh nicht, was ich machen soll. Un-

tersuchung. Der Arzt ist nervös, sagt kein Wort. Ich habe einen Schweißausl_aruch

nach dem anderen. Er tut mir leid. Er sagt: ich habe noch eine zweite Prax1e. In
einem anderen Stadtviertel. Kommen Siemorgen, viertel vor 2 Uhr zu dieser

Adresse. Da machen wir den ersten Teil. Und morgen abend, die Zeit teile ich

Ihnen morgen nachmittag noch mit, kommen Sie dann hierher. Es wird rnit dem

Liegen nach dem Eingriff eine gute Stunde dauern. Lassen Sie sich von irgend
jemand mit dem Wagen abholen, ich will nicht, daß ein Taxi Sie abholt.

Ich sage: ich danke Ihnen; Was bin ich Ihnen schuldig? Was können Sie zah-
len? 500 Mark. Ist das genug? Oder? Das ist genug. Aber ohne Narkose_kh
muß allein arbeiten. Die Narkose ist ein Unsicherheitsfaktor. Nehmen Sie Vor—
her einige starke Schmerztabletten. Im übrigen ist der Schmerz in diesem Fall
zumutbar, ich mache nichts, was Ihnen nicht zuzumuten wäre.

Am nächsten Tag: Die andere Praxis sieht genauso wie die Praxis vom V01"
tage aus.

'
Der Gebärmutterhals wird erweitert. Ein rasiermesserscharfer Schmerz fährt

mir vom Unterleib ins Hirn. Der Arm katapultiert eine Art Bolzen in die G6"
bärmutter. Ich denke, ich krepiere.

Das wär’s, sagt er, diesen Fremdkörper entfernen Sie in genau sechs Stundefb
Er läßt sich wie ein Tampon an einem Faden aus der Scheide ziehen. Um halb
9 Uhr finden Sie sich dann in meiner anderen Praxis ein;
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Wie ich‘nach Hause komme, weiß ich nicht mehr. Sechs Stunden Bauchschmer—

zen. 14 Schmerztabletten, die ich mehr aus Angst vor kommenden Schmerzen

fresse als gegen die augenblicklichen, die lassen sich nämlich aushalten. Kurz vor

8 ziehe ich den Holzbolzen raus. Die wehenartigen Schmerzen lassen sofort nach.

An dem Holz ist etwas dunkelrotes Gewebe, wie bei einer Mensis; Ein bißchen

Blut kommt nach. Das ist alles. Ich spü1 es weg. Um halb 9 beim Arm; auf dem

Stuhl. Zum siebtenmal in diesen Wochen, rechne ich nach. Wenn ich lebend von

diesem Stuhl runterkomme, sage ich zu mir, laß ich keinen mehr an mich ran, nie

mehr mach ich die Beine breit. Der Arzt sagt, jetzt täte es weh, aber zumutbar

Wie gesagt. Es .tut weh, aber es geht schnell. Und mir erscheint das alles —- im

Vergleich zu all dem, was bisher war — noch am erträglichsten. Wahrscheinlich,

weil die Angsc weg ist, diese irre Angst.

Eine halbe Stunde bleibe ich danach noch auf einer Couch liegen. Dann gebe

ich dem Arzt 500 Mark. Es ist alles in Ordnung.

In dieser Nacht sage ich zu meinem Mann: Nie in meinem Leben bin ich je so

erniedrigt worden. Keinem Menschen gegenüber fühle ich mich so dankbar wie

diesem Arzt. Ich habe das Gefühl, ich bin neu geboren. Faß mich ja nicht noch mal

an — ich tret’ dir mit beiden Füßen in die Eier.

2. Schwangerscbafl 1961 ‘

Ich war 25 jahre alt. Inzwischen fünf Jahre verheiratet. Mitten in der Doktor-

prüfung, beauftragt‚ nach bestandener Prüfung die schriflliche Arbeit durch ein

Forschungsprojekt, das ein halbes Jahr dauern würde, zu erweitern und als Buch

herauszugeben. Forschungsauftrag genehmigt. Verleger gefunden. .

Wir hatten netto im Monat 710 Mark und 4000 Mark Schulden, weil Wir ge-

rade eine z—Zimmer-Wohnung bekommen hatten. _

Mein Mann war 30 Jahre alt. Immer noch vor der Dissertation. Er war m—

zwischen Angestellter beim Staat. TOA III. Rund 800 DM. _

Es war anders als drei Jahre vorher — und doch dasselbe. Dasselbe Gefühl, _m

der Falle Zu sitzen. Dasselbe Gefühl, wenn du jetzt ein Kind kriegst, dann 1st

alles, was bisher gelernt und erarbeitet wurde, umsonst.

Ich wollte diese Schwangerschafl auf keinen Fall austragen. _

Ich bekam eine sogenannte »gute« Adresse. Mit dem Hinweis, 1ch müß_te al-

lerdings gleich zu Beginn des Gesprächs sagen, daß mir der Preis bekannt se1. Der

Preis betrug: 1200 DM. Dafür gab es allerdings eine Evipan-Spritze, eine Schwe-

ster oder Assistentin, die bei den Vorbereitungen half und hinterher eine Stun_de

lang mein Aufwachen aus der Betäubung und Ausruhen überwachte,_ freundhd1

und sachlich. Überhaupt war die ganze Atmosphäre freundlich, sachhch und ge-

Pflegt. Der Ar2t meinte, selbstverständlich könne er eine «angehende Ak_adem1-

kerin» in solch einer Situation nicht im Stich lassen — und wünschte mir alles

Gute fürs Rigorosum.

3. Schwangerschafl: 1963 . . ..
Ich war 27 Jahre alt, promoviert, gerade dabei »ins journahs'asche Geschai’c«

einzusteigen. Wir waren jetzc neun Jahre verheiratet, verdienten zusammen

Isoo Mark monatlich, hatten ein drittes Zimmer zu unserer Altbauwohnung da.-
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zubekommen, Miete 250 Mark ohne Heizung. Mein Mann hatte sein Studium nun

auch abgeschlossen. Wir sagten uns: entweder jetzt ein Kind— oder me.

Das Kind wurde 1964 geboren. ' .
Zwei jahre nach der Geburt fand ich einen Arzt, der mir eine Sp1rale e1nlegt.

Langsam lerne ich Sexualität ohne Angst zu erleben.

Weil es immer heißt;

Heute im Zeitalter der Pille ist Abtreibung doch gar kein Problem mehr — der

5 218 ist doch heute kein Problem mehr, die folgenden Fälle als Antwort.

Und den Hinweis darauf, daß viele Ärzte heute von einer rüclfläufigen Ent-

wicklung der Pille als Verhütungsmittel sprechen und behaupten, m den letzten

anderthalb Jahren würde die Pille viel weniger von den Patientinnen verlangt

als früher. Was kein Wunder ist„ bei der Gegenpropaganda, die von _Deutsch-

lands größter Boulevardzeitung seit jeher gegen die Pille getrieben W1rd. Und

außerdem ist es ja tatsächlich eine Frage, ob Frauen über 10 oder 20 Jahre Inn-

Weg unter ständiger Medikamentisierung leben sollen und müssen, nur well, d1e
»Pille danach« und die Spirale und dergleichen Mittel der Geburtenregeluflg
bei uns als Abtreibungsinstrumente angesehen werden und unter den S 218 fallen.

Abtreibung 1969: Schülerin, unverheiratet
Ich habe die Pille nicht genommen, weil der Frauenarzt mir davon abgeraten hat.
Ich hatte ziemliche Schwierigkeiten mit meiner Regel. Sie kam ziemlich unregel'
mäßig, weil ich eben selten einen Eispr‘ung bekam. Und so hatte ich mich eb€n
ziemlich darauf verlassen — und ich hab dann auch ein «Präparat bekommen, da-
mit ich meine Regel regelmäßig bekam. Und dann lernte ich jemanden kennen,
den ich unheimlich gern mochte und hab natürlich auch mit dem geschlafen. Und,
ja; ich war knapp neunzehn, da wurde ich schwanger. Ich wohnte bei meinen El‘
tern. Es war kurz vorm Abitur.

Ich merkte es eigentlich nach einem Monat, als ich meine Regel nicht bekam.
Aber ich fand das gar nicht so aufregend, weil das ziemlich häufig vorher schon
geschehen war. Und ich ging zum Arzt und ich bekam ’ne Spritze und — also —-
die Regel kam nach der Spritze und nach zwei Tagen war sie Wieder zu En<_ie'
Und sie war ziemlich schwach gewesen. Und mir war, auch so komisch, also 15511
fühlte mich irgendwie die ganze Zeit nicht so ganz wohl. Das sagte ich auch da_1n
der Praxis und da meinte die Sprechstundenhilfe, ja, es könnte ja sein, daß Ich,
schwanger sei und ich sollte gleich am nächsten Tag meinen Urin mal hinbringen‚
damit sie den Krötentest machen könnten. .Das haben sie denn auch gemacht und mittags, nachmittags hatte ich denn die
Gewißheit, daß ich schwanger war. Also, daß der Krötentest positiv ausgefal_len
war. Also‚ ich hab ziemlich hyst6risch reagiert‚ also ich hab das überhaupt ”lebt
fa_ssen können. Ich war fest davon überzeugt, die Leute würden sagen: der TeSt
se1 negativ ausgefallen. Aber der war eben positiv und das konnte ich nicht fas-
sen

Ich. sagte dann zu der Sprechstundenhilfe, also, das gäbe ja für mich nur eine
Möghchkext, also, ich würde das Kind abtreiben lassen.

Und sie sagte zu mir, gleich im Anfang: Also bitte keine Dummheiten, darun-
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ter verstand sie wohl erstens keinen Selbstmord machen und zweitens keine Ab-

treibung, nicht? Und ob es denn nicht möglich sei, meinen Freund zu heiraten.

Aber das war nun wirklich nicht möglich. Und als sie dann feststellte, da_ß ieh

überhaupt nicht zu überzeugen war, daß ich das Kind haben wollte, sagte 31e‚ sm

könnte mir keine Adresse sagen, aber ich sollte mich doch umhören, daß ich e1nen

guten Arzt fände.

Ich hab die Adresse durch eine Freundin, die zwei Kinder schon hat und ihr

drittes Kind nicht haben wollte, die hat eine gute Adresse gehabt von einexn Arzt

—— und da bin ich denn auch hingegangen. Das war zuerst ziemlich deprimxerend,

erstmal in diesem Sprechzimmer zu sitzen. Es war nicht grad die schönsjce Ham-

burger Gegend, es waren unheimlich viele alte Leute da, viele Gastarbe1ter, else

keine wohlgekleideten Menschen, wie man vielleicht in Othmarschen,_ ir_1 emer

schönen Frauenarztpraxis sehen könnte, es war alles sehr, sehr depr1m1erem_i.

Und mir 'vvar es auch sehr peinlich, ich war fest davon überzeugt, man wü1rde mm

das ansehen, daß ich schwanger war. Das ging mir auch so in der S-Ba.hni 1ch war

ständig knallrot und fühlte mich ständig beobachtet und dachte, also (im Leute,

die wüßten das alle. _

Und dann war er schrecklich schwierig, den Amt zu überzeugen. Meme Ereun-V

din hatte immer gesagt, du hast den Arze sozusagen in der Hand. Es we1ß jeder,

daß der Abtreibungen macht. Also du kannst immer sagen: er m_uß es rnachen,

sonst könntest du ihn ja. anzeigen, nicht? Du kannst also ganz 51cher sem, c_ler

muß das machen. Aber beim erstenmal meinte er, ja — er hätte überhaupt ke1_ne

Zeit '— und er hatte auch wirklich unheimlieh viel zu tun. Es wer ein ziemhch

armes Viertel in Hamburg und der hatte sehr viele Patienten_da m der Gegend.

Es war ein praktischer Arzt. Und der hatte wirklich sehr v1el zu tun und sah

auch sehr überlastet aus, sehr nervös und so. Was ich hinterher anch _total ver—

stehen konnte, wenn jemand Abtreibungen macht, steht man ja m1t emem Be1n

im Gefängnis und kann sich nicht so sehr sicher fühlen. Das erste Mal hat er m1<_:h

abgelehnt und meinte, ich sollte doch nächste Woche wiederkommen. Und da hm

ich denn voll durchgedreht und meinte, ob er denn nächste Woche genau dasselbe

sagen würde. _ _

Aber das nächste Mal haben Wir sofort einen Termin abgemacht und be1m dm:-

tenmz.1‚ da wurde es gemacht. Ganz einfach. Er gab mir keine Vellnar}iose -__nur

eine leichte Spritze, also eine örtliche Betäubung, die natürhcb mehr v1e1' genutzt

hat, aber es war mir also zuletzt egal. Ich hatte also unheimhche Angsc_ lm War-

tezimmer, da. waren noch einige Leute vor mir da, und d1eses entsetzhche War-

ten War so fürchterlich. Ich hatte so wahnsinnige Angst davor. Er hat es ganz al—

lein gemacht, und darum, ich hab mich nachher erkundigt, war ‚es sehr gut‚_ daß

er keine Vollnarkose gemacht hat. Denn wenn irgendwas pass1ert, dann 15t es

besser, wenn es nur örtlich betäubt ist. Ich meine, man hält es tatsächhch aus,

auch wenn es ziemlich weh tut, aber man hält es aus. _ .

Wir haben uns hinterher noch unterhalten, über Krieg, und daß w1r be1d„e den

Krieg ablehnen. Und was das Geld angeht, wußte er genau, daß _1ch Schulerm

war. Ich hab 300 Mark bezahlt. Ich hätte wahrscheinlich auch wen1gex1 bezahlen

können. Ich weiß das von dieser Freundin, die mir die Adresse _gab, die hat nur

250 bezahlt, aber es waren wirklich grad soviel, wie ich erübr1gen konnte. Ich
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hätte natürlich auch 200 sagen können, da ich nicht mehr als 200 Mark hätte

erübrigen können. Aber ich war dem Arzt: so dankbar in dem Moment, daß er das

alles hätte machen können. Also, ich hätte wirklich nicht gewußt, was ich hätte

machen sollen, wenn ich das Kind bekommen hätte. Eine Panikstimmung in der

Zeit, das war nicht zu fassen! Mit dem Jungen habe ich erst viel später darüber

geredet. Ich habe das allein durchgestanden. Er wußte überhaupt nichts davon,

ich wollte auch nicht, daß er was davon erfährt. Ich hielt ihn nicht für jemanden,

an den man sich hätte anlehnen können, mit dem man irgendwelche Schwiergg-

keiten hätte durchsprechen können. Dabei hätte ich das doch machen können, 1ch

habe ihn irgendwie falsch eingeschätzt . . . und habe es eben ganz allein durchge-

macht, auch ohne meine Eltern., die wußten davon, aber ich habe es allein ge-

macht. Und ich meine, das Körperliche war eigentlich gar nicht so wesentlich a_n

der ganzen Geschichte, sondern nur die ganze seelische Belastung. Ich kam mu“

in der Zeit, als ich schwanger war und auch noch kurze Zeit, nachdem ich die Ab-

treibung gemacht hatte, wie eine Außenseiterin vor. Sehr komisch: Ich fühlte

mich ständig beobachtet und meinte also, alle Leute müßten mir das ansehen,

daß ich schwanger sei. Und die Angst, vielleicht macht der Arzt doch eine Ab-

treibung nicht und eventuell mußt du doch das Kind äustragen, die Angst war

viel, viel größer als alles andere, als irgendein Solidaritätsgefühl zwischen

Frauen, die auch Abtreibungen gemacht haben.

Abtreibung 1970/7I: Mädchen vom Land, verlobt

Ich war 19 und hatte mit der Pille pausiert. Meine Hausärztin hatte mir ‚das

empfohlen. Ich lebte mit meinem Freund zusammen, der noch zur Schule ging.
Von zu Hause war ich weg‘gezogen, weil ich mit meinem Freund zusammensem

wollte. Wir waren unheimlich vorsichtig — aber wahrscheinlich ist uns ein Kon-

dom gerissen, denn wir haben da immer Kondome genommen. Als meine Reg"«l

wegblieb, so nach zehn Tagen, bin ich zum Arzt gegangen, der hat gesagt, _1Ch
solle mir keine Sorgen machen, die käme oft verspätet, wenn man mit der P1lle

pausiert. Na ja, dann hab ich gewartet, wieder hingegangen, hat er mir Tablet-
ten gegeben, da sollte die Regel innerhalb von sieben Tagen kommen, kam aber

nicht, ja dann, sagt er, liegt wahrscheinlich eine Schwangerschaft vor. „
Wir haben beide gedacht, Wir werden verrückt. Wir waren doch beide noch m

der Ausbildung,“.jobbten, um uns zu“ ernähren, keine Unterstützung von den El"

tern . .. Dann bin ich zu einer Frauenärztin gegangen, die hat mich untersucht;
sagte, es kann eine Schwangerschaft sein, ist aber nicht sicher. Sagte ich Zu ihr, W"f
sind beide in der Ausbildung und ohne Stipendium oder Unterstützung von 2“
Hause, da gibt es gar keine andere Möglichkeit für mich, dann fahr ich nach Eng-
land. Da sagte sie, es gibt auch Ärzte bei uns, die das ordentlich machen, da brau-
che ich nicht nach England zu fahren. Diese Ärztin hat es auch nicht gemacht,
sondern sie hat mir eben nur die Adressen gegeben. Und dann hab ich erstm'«}1

einen Test machen lassen, nach diesen sieben Tagen, und da stellte sich eben dle
_Schwangerschaft heraus. Also er war positiv, der Test. Und dann, ja, dann bin
1ch eben losgerannt. Beide sind wir losgeranm, mein Verlobter und ich. Der AYZt
war sehr wortkarg. Und dann hat er mich eben untersucht und hat gesagt:: Heute
abend. Und dann bin ich eben am Abend hingegangen und über den Preis hat
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er gesagt: Laut Gesetz ist es ja eine Ausschabung, und die kostet im Krankenhaus

400 und soundsoviel Mark, also fast 500. Also 600 Mark nehm ich dafür. Und

das wußte ich auch von dieser Ärztin da. Und da haben Wir uns also geeinigt.

Und dann ist das also abends gemacht worden. Und nach meiner Meinung,

der war sehr vorsichtig, und ich hab eigentlich nicht soviel davon gemerkt. Ich

bekam eine Narkose. Es waren zwei Ärzte und eine Sprechstundenhilfe, ein Nar—

kosearzt und dann dieser Arzt, der das gemacht hat. Mein Verlobter, der hat ge-

wartet und der hat mich dann nach Haus gefahren. Ich hatte gerade ein Prakti—

kum gemacht in der Zeit und mir eine Woche Urlaub genommen, dann hab ich

auch eme Woche hier gelegen und. die Ärztin, die ich da privat kenne, die ist

dann öfter hierher gekommen und hat sich so ’n bißchen gekümmert um mich und

hat mir Medikamente gegeben, das hat der Arzt mir allerdings auch gegeben, der

das gemacht hat bei mir. Und hat mir also schmerzstillende Tabletten verschrie—

ben, der hat das alles sehr ordentlich gemacht. Ich werde wohl nicht mit der Pille

59 leicht wieder pausieren, denn der Frauenarzt hat mir auch gesagt, das ist

elgentlich Unsinn, daß man eben sagt . . . Ich mein, da stimmen die Ärzte wahr-

scheinlich auch nicht so sehr überein. Einige sagen: Also mindestens einmal im

Jahr muß man absetzen -— meine Hausärztin hatte rnirdas eben auch empfoh-

len — und da ist mir eben gesagt worden, das Wär einfach unverschämt, das müß-

te Pflicht jeden Arztes sein, daß man sagt: Also passen Sie bitte auf — da kann

nach sechs Wochen noch der Eisprung, der Eisprung kann auch noch nach fünf Wo-

chen kommen. Und ich hab ja gedacht, also das ist ganz normal, nach vierzehn

Tagen muß man eben eine Woche wahrscheinlich aufpassén und dann kann nichts

mehr passieren.
Meine Eltern haben es nicht erfahren, das dürfen sie auch nicht. Mein Glück

war, daß ich von zu Hause weggezogen bin . . . hier in die Großstadt. Ich Wüßte!

sonst.nicht‚ was ich hätte machen sollen. Wenn ich zu Hause gewesen’wär —

wahrscheinlieh hätte ich das Kind dann zur Welt bringen müssen. Ja.

Abtreibung 1970/71: Stenotypistin, unverheiratet

1611 war achtzehn Jahre alt, mein Freund neunzehn. Wir_kannten uns ein Jahr,

und ich hatte auch bereits ein Jahr die Pille genommen, ungefähr seitdem ich ihn

kennen gelernt hatte. Ich muß aber sagen, daß es mir immer schlecht ging mit

der Pille, habe auch häufig die Pille gewechselt.

ICh wohnte bei meiner Großmutter in einer anderthaIb-Zimmer—Wöhnung und

War gerade ein Jahr als Stenotypistin angestellt und verdiente noch sehr wenig,.

ein Anfangsgehalt noch. Aber ich wohnte bei meiner Oma -— darum ging das -

Ich ernährte mich selber. Meine Eltern, ich bin ausgezogen, als ich siebzehn war,

—— _also ein Jahr davor -— meine Eltern waren geschieden, und meine Mutter hat

rr_m- da auch überhaupt nicht reingeredet. Ich durfte auch zu meiner Großmutter

Ziehen, weil das eben meine Großmutter war.

ICh ging grade zu einem Arzt, um wieder die Pille zu Wechseln, und da sagt er

mir, daß diese Schwierigkeiten auch bei den anderen Pillen eventuell immer wie-

der auftreten würden, und da beschloß ich, dann erst mal vielleicht drei Monate

auszusetzen, um zu sehen, ob diese Beschwerden auch wieder zurückgehen. Und

da haben Wir wohl, kann man sagen, nicht aufgepaßt. Wir haben zu der Zeit Prä-
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servative benutzt, soweit wie das ging und in diesen kritischen Tagen das mög—
lichst auch noch gelassen . .. Was ich da noch nicht wußte und was mir auch nlcht
gesagt worden ist: Daß sich das bei der Pille ohnehin alles verschiebt, daß‚es 2150
sein kann, daß erst nach zwei Monaten eine Periode wieder einsetzt — das hf“—
te er mir nicht gesagt, wo ich ein Jahr doch die Pille genommen hatte und mich
also nicht irgendwie orientieren konnte. Ich hab mir gar nichts dabei gedacht, _315es sich den ersten Monat verzögerte. Ich dachte: Ja., guck mal, ein Jahr lang P1_11egenommen, jetzt ist es einen Monat überfällig Und da haben Wir uns gar keine
Sorgen gemacht, denn wir hatten ja aufgepaßt und eben nur vier Tage vorherund vier Tage nachher nicht . .. Aber so nach vierzehn Tagen bin ich dann d<_)Ch
zum Arzt gegangen und der sagte mir dann: Also auf jeden Fall kann‘éS emeSchwangerschafl sein und gab mir gleich einen Tag später eine Spritze. Eme Hos-monspritze. Ich sollte dann eine Woche später wiederkommen. Eine Woche spa-ter sagte mir die Sprechstundenhilfe: Ja, Sie sind schwanger! Und ich war da ge-rade auf der Arbeit und fiel natürlich aus allen Wolken, weil ich — trotz allem —-
immer noch fest daran glaubte, daß das wegen der Pille sich verschoben hat. Ich
mußte dann zu dem Arzt wieder zurück, ich war ziemlich durcheinander und fr-
schrocken, hab mir aber im gleichen Augenblick auch gesagt: Ich muß jetzt mog-lichst sofort was tun. Und ich hatte ja Glück mit der Firma, weil ich wußte, daßmindestens ein — zwei Mädchen auch schon Abtreibungen hatten durchführ_en‘ lassen. Geschwankt, ob ich das Kind kriegen sollte, hab ich überhaupt nicht, nem,ich hab einmal, das muß ich ehrlich gestehen: So ein bißchen dieses Sentimentale
— das kam aber eigentlich erst etwas später. Und ich fand dann aber auch, daßsei Einbildung und das wurde mir dann auch von einer Arbeitskoll€gin gesagt:Um Gottes willen, sagt sie, das war bei mir auch so, bloß nicht jetzt anfangen,darüber nachzudenken, nein! Denn denk dir bloß, was nachher ist . . .Ich bin an dem Tag furchtbar geknickt nach Hause gegangen —- meiner Om}konnte ich natürlich auch nichts sagen und meiner Mutter schon gar nicht! D1estirbt vor Angst. Ich sofort meinen Freund benachrichtigt, und wir haben das ge-meinsam besprochen, haben beinah einen Tag lang geredet. Mein Freund wußteauch einen Arzt, der das macht — und den Preis: 800 Mark. Da bin ich dann hm-gegangen. Und ich hab zu ihm gesagt, daß ich zu ihm käme, weil ich schwangersei und ob er mir helfen könnte. Und da hat er gesagt: Ja, das könnte er. Und:Wissen Sie es denn bestimmt? Und da hab ich gesagt: Ja — und er: Das müßteer erstmal sehen. Ja —- sagt er — und was ich mir nun vorstellen würde. Da habgeh gesagt: Daß ich auf jeden Fall dieses Kind nicht bekommen möchte und daßICh auf jeden Fall eine Schwangerschaflsunterbrechung machen wollte und auch,ob er nicht jemanden wüßte. So hab ich das gesagt. Und dann sagt er: Ja ' ermacht’s auf gar keinen Fall. Das sagte er sofort. Aber eventuell wüßte er je—menden, der das machen Würde. E



Ja, natürlich, ich hätte das Geld dann auch da. Und er hat dann eiskalt gesagt,

er würde den betreflenden Arzt fragen, er machte das nicht - und mein Freund -—

ich solle keinem was sagen. Ich sollte auch mit meinem Freund nicht darüber spre-

chen! Ob ich darüber schon gesprochen habe? Hab ich gesagt: Nein, es weiß über:

haupt niemand davon. Ich bin am nächsten Tag Wieder hingegangen. Heilfroh

und in der Erwartung, jetzt die Adresse eines anderen Arztes zu bekommen. Und

hab wieder lange gewartet. Also das Geld, das sollte ich an dem Behandlungstag

mitbringen, der Behandlungstag würde schon feststehen. Das war eine Woche

darauf, denn wenn, sagt er, müßte man es ziemlich schnell machen. Da hatte ich

immer noch nicht die Adresse des anderen Arztes, und er sagte dann zu mir, ieh

Würde krankgeschrieben werden für eine Woche, auf Krankenschein wegen eines

kurzen Eingriffs. Und ich hatte auch Vertrauen und dann hat er mir das alles

noch erklärt, Wie das nun funktioniert, daß ich keine Angst zu haben brauchte,

daßimmer eine Infektionsgefahr'besteht, aber wenn ich im Bett bleiben würde

und Penicillin—Tabletten nehme und so, dann brauchte ich mir keine Sorgen zu

machen, und das sei im Grunde genommen ein ganz leichter Eingriff, so als

wenn man sich die Mandeln rausnehmen lassen würde. Und ob ich mir das auch

gut überlegt habe. Und ich habe eigentlich noch ganz eingehend mit ihm gespro-

chen. Und dann sagte er auf einmal, nicht er würde das machen, es würde in der

Praxis passieren, eine Woche später, morgens punkt 8 Uhr. „

Es war ein Montag. Der Arzt war da, aber nur der, den ich schon kannte, er

begrüßte mich sehr freundlich und sagte, der andere Arzt würde gleich kommen.

Das Geld hab ich abgeliefert, als ich reinging —- 12 Hundertmarkscheine in einem

Umschlag. Inzwischen dämmerte mir, daß er sicherlich auch dabeisein Würde. Ich

legte mich hin, wurde festgeschnallt, so mit den Beinen und den Armen dann und

er machte nochmal solche Voruntersuchung und hat Blutdruck gemessen. Und

{nackte eine normale Vorbereitung und hat mich auch gefragt, ob ich schon mal

1m_ Krankenhaus gewesen bin und. was ich für Krankheiten hatte. Und dann

kr1egte iCh natürlich furchtbare Angst, als die mit diesen Geräten da ankamen

und ich nun diese Nadel bekam und sie sagten, ich würde gleich wunderbar

schlafen. Und da merkte.ich auch schon, Wie ich so langsam wegsackte. .

Als ich aufwachte, war ich in einem anderen Zimmer. Gegenüber von mir l_ag

auch eine Frau, die _ was ich so sah —- grade dasselbe anscheinend hinter sich

hatte, Wahrscheinlich noch nicht so lange, die schlief nämlich noch. Na — 1ch

Wachte auf und dachte: 0 Gott, lebst du noch und wie fühlst du dich, und ich war

überhaupt nicht irgendwie schwindelig —- ich weiß nicht — das m_uß überhaupt

schon ungefähr zwei Stunden später gewesen sein. Und da kam d1e Sprechstun-

denhi1fe und sagte, ob ich noch ein bißchen da liegenbleiben wollte. Und m1r_ w_ar

Eigfäntlich so, wie solch böser Traum. Ich dachte immer: Mens‘ch‚ du muf_$t 13 ?"

gendwie nach Hause jet2t, und ich sah den Arzt überhaupt nicht, der zeigte 51ch

gar nicht mehr, und dann hab ich mich noch ein bißchen mit der Frau_ unterhalten,

die dann aufwachte, und die sagte das dann auch — ja. - dann bm 1ch aufge—

standen und hab gesagt: ja, dann könnte ich ja eigentlich nach Hause gehen. Ja

— ich War dann zu Hause und hatte meiner Oma. vorher, in der Woehe, alles

erzählt. Und dabei stellte sich heraus, daß meine Oma auch schon zwe1 Abtra-

bungen hinter sich hatte, aber bei einer war es_ ganz schlimm, und dann auch
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noch mit irgendwelchen Chinin—Sachen, die sie eingenommen hatte, wo sw Slch
wirklich furchtbar dreckig gefühlt hatte. Und die hat noch gesagt: ja, wenn dä
ein vernünftiger Arm ist, dann kannst du es ruhig machen. _51e verstand mi
vollauf. Meine Mutter nicht, die hatte auch noch keine Abtre1bung maci1en les-
sen, der hab ich das aber auch erzählt, aber hinterher. Meine Oma hat mir gleich
das Bett gemacht und eine Riesentasse Kakao, das war also wunderber und be-
bevoll und mein Freund kam dann sofort und war schon ganz verzwe1felt.

Abtreibung 70/71

Lehrling, unver/aeimtet
Sie ist 16 Jahre alt.

Ihr Vater ist Kranführer, arbeitet unständig‚ weil er trinkt. Er war schon_e1;1l-
ge Male in einer Trinkerheilanstait. Er ist das, was man emen Quartalssan er
nennt, er hat nüchterne Phasen, er nimmt Tabletten gegen die Sucht, er sagt im-
mer, daß er nun »darüberhin« sei und die Tabletten nicht mehr brauche. Wen£
er sie nicht mehr nimmt, fängt er Wieder von neuem zu trinken an. Er ist no
keine 0 ahre alt.

Das4Mädmen war mit einer Freundin zum Tanzen. Ein Bundeswehrsoldat
brachte sie nach Hause. Sie sagt, sie habe nicht geglaubt, daß sie gleich vom er-
stenmal schwanger-werden könne.

Sie wohnen in einer der nach dem Krieg gebauten Notwohnungen am Stadt-
rand.

Das sechszehnjährige Mädchen ist bis Ostern 1971 in die.8. Kiasse der V01iis:
schule gegangen. Sie wollte gerne Friseuse werden. Sie ist 1etZt im ersten Le ?
jahr. Ihre Chefin kennt die häuslichen Verhältnisse.

Das Mädchen ist mager und hieß.
Mutter und Tochter haben Angst vor dem Vater. Wenn er Tabletten nimmt,

geht es einigermaßen‚-aber wenn er trinkt, versetzt er alles, was er erreichen kann.
Als bei dem Mädchen die Regel wegbleibt erschrecken beide Frauen und g‘f'

hen zur Apotheke und lassen einen Test machen. Der fällt positiv aus. Zu der Zelt
hat das Mädchen grade Urlaub und der Bundeswehrsoldat war aus der Kaserne
weg und wieder im Sauerland, woher er stammt. Er soll nichts davon Wissen,
sagen die Frauen.

Dias Kind kann, soll und darf nicht geboren werden. Das ist den beiden Frauen
ganz klar. Fiir die Mutter ist die schlimmste Sorge, daß sie keinen Menschen 1;ennß
mit dem sie über ihre Sorgen sprechen könnte. Sie weiß keine Adresse, 516 1:1atauch kein Geld. Die Tochter ist zu der Zeit in der 7. Woche schwanger und W_emtviel. Ihr Urlaub ist inzwischen zu Ende. Die Mutter weint auch, aber sie beginntzu handeln. Sie bekommt eine Adresse in einem feinen Stadtteil. .Der Arzt sieht eigentlich sofort, was los ist. Er untersucht das Mädchen, 5Chrell?tein Attest auf und schickt die Mutter zu einer Nachtdienst-Apotheke; das Med?kament zu holen. Er sagt, dann kann ich den Eingriff morgen leichter machen-Kommen Sie morgen Wieder

Die Mutter hat ihn
hatte der Arzt gesagt.

nach dem Preis gefragt. Darauf kommt es jetzt nicht 312;
Die Mutter hatte geantwortet, sie würde ihm naCh ““
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nach jede Summe bringen, nur jetzt hätte sie kaum Geld, jedenfalls sehr wenig.

Das macht nichts, hatte der Arzt gesagt.

Die beiden Frauen kamen am nächsten Abend vergebens. Mit einer Ausrede

war die Tochter früher aus ihrem Frisier-Salon weggegangen. Es war der zweite

Tag nach dem Urlaub, an dem sie wieder arbeitete und sie durfte ihre Lehrstelle

nicht verlieren. _

Der Arzt sagte, er könne es doch nicht machen. Er könne ihnen die Adresse emeq

anderen Arztes geben, der sehr gute Anträge auf Schwangerschafcsabbrueh bei

der Ärztekammer stellt. Er schickt die Frauen wieder weg. jetzt wartet Sie auf

einen Bescheid der Gutachterstelle.

V

_ Bad Boll

8ip schulbeispiel christlicher meinungsbildqng . _

dze frau findet nicht statt, oder: nächstenlzebe zst lzebe zum mann

von peter jacobi

anfang januar 1971 erhalten einige männer in der_brd und westberlin_, ärz_te,

journaliste_n‚ juristen, politiker und teologen der beiden staatsk1rcl_1en eme em-

ladung der EVANGELISCHEN AKADEMIE BAD BOLL, an emer »d13kus-

sion urn den s 218« teilzunehmen. .. "1 1
die tagung auf christlichem boden ist für »ärzre und facharzte der gyna 10 0—

gie« vorgesehen, da — so heisst es in der begründung — in den zusta_nd3gen aus:—

schüssen des bundestages »entscheidungen gefällt werden mii_sscn, d1e Ihre reli—

giöse, politisd1—soziale und ethische bedeutung haben«. apgebhch nehmen an den

gesPrächen die »namhaf’cesten experten« teil und die e1_ngela_.denen werden ge-

beten, »die last und die verantwortung der problemat1k m1tzutragen und ge—

meins'am zu durchdenken.« _ .

die einzigen sachdienlichen hinweise aus dem programn_a bez1ehen s_1ch auf da.—

tums — und uhrzeitangaben‚ aus denen zu entnehmen 15_t,. wann diskussmnen

Stattfinden, wann gegessen und wann gottesdienst, resp. hellige messe a_v.b_gehalten

Werden. bei den namhaPcesten experten handelt es 51ch um 51e_ben medmner, un—

ter ihnen sechs direktoren medizinischer institute (durchschmttsalyer der herren

um 60), vier juristen, zwei teologen (durchschnittsalter 65) und e1neri_poflircfiker.

die tagungsleitung ruht in den händen eines pfarrers und e1nes geschaf’cs u rers

der akademie. beide leiten auch zeitweilig die diskussion.
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wer den inhalt des$ 218 nicht kennt, müsste aus dem tagungsort, der liste

männlicher referenten, darunter "überwiegend mediziner, dem hinweis auf ent—

scheidungen des bundestages, die religiöse, politisch-soziale und ethische be-

deutung haben und deren last und verantwortung alle mittragen sollen, schlies-

sen, es handele sich um einen teokratischen staat, in dern die kirche beauftragt

sei, einen strafgesetzlichen tatbestand neu zu formulieren, der möglicherweise

medizinische eingriffe bei christlichen männern regelt. aber der 8 218 stellt che

abtreibung unter strafe, berührt über 30 millionen weibliche wesen in diesem lan—

de, ist in erster linie ein humanes und nur für christlich indoktrinierte frauen ein

künstlich geschafienes religiöses problem und er ist nur solange eine last für die

frauen, Wie er existiert.

den hinweis darauf, daß nicht eine einzige frau in der einladung genannt wird,

könnte die akademie weit von sich weisen. immerhin Wird frau schneeweiss auf

ihr erwähnt. sie sitzt im sekretariat und beantwortet unter der nummer 07164

351/ app. 29 ; anfragen der teilnehmer, immerhin. auch das angebot von doppel-

zimmern zum preis von so,— dm beweist, daß die akademie frauen, wohl ehe-

frauen der männlichen experten, nicht abzuweisen gedenkt. während der tagung

Wird akademiepfarrer rassman‘n auf diesen tatbestand hin angesprochen, seine

antwort ist hilflosigkeit. er habe einige frauen eingeladen, aber sie hätten abge-

sagt. selbstsicher verweist er auf die einzige frau, leiterin einer beratungsstelle_ m

einer süddeutschen stadt, die einer einladung gefolgt ist. rassmann verschwelgß

dass er die dame erst drei wochen vor beginn der tagung eingeladen hat, ohne ihr

mitzuteilen, dass sie sich auf dem podium neben drei seit monaten vorbereiteten

professoren behaupten solle. erst am abend ihrer ankunflé erfährt sie aus dem

berichtigten programm von ihrem auftritt, erhält aber keine gelegenheit, dei_fl
pfarrer fragen zu stellen. die bitte, sich am zweiten tag nochmals zu akadem-

kern aufs podium zu setzen, lehnt sie ab. im übrigen, sagt rassmann, kenne er

aus vorangegangenen tagungen mehr männer. außerdem seien ja zahlreiche fra}:-

en anwesend. damit hat er recht, aber das ist nicht das verdienst der akadem1e.

unmittelbar nach verschicken der einladung werden frauen auf die thingstätte
BAD BOLL und das brisante tema hingewiesen, verständigen sich untereinan-

der und beschliessen, die tagung, wenn nicht zu sprengen, so doch umzufunktio-

meren. viele unter ihnen melden sich an, die meisten (rund 80 frauen aus der gan-
zen brd und westberlin) erscheinen am ersten abend und. fordern einlass, sitz auf
dem podium und stimme. die akademie ist vorbereitet, aber erwartet den an-
sturm erst für den kommenden tag. vorsorglich hat sie für sonnaben£L den
2° ‘ 2 ' 7I einen beru}ligungSzettel entworfen, der an die frauen verteilt werden
soll. auch ein saal ist fiir die frauen vorgesehen, wo sie hocken und über laut-
sprecher an der diskussion teilnehmen dürfen. die einlassbegehrenden frauen laS'
_sen s1ch_nicht auf sonnabend vertrösten und unbemerkt zieht die tagungsleitung
1hr papier zurück.



EVANGZUSCNE AKADEMIE BAD BOLL
Evangelische Akademie Bad. Boll :|luii7nizmlrsuznlunomuolomr

Tagungsleitung

20. Febr. 1971
WWMÜIÜÜB

immxmondruhnd«0flhhh
mll.bhihlohvulfll hl-dlol

Sehr geehrte Damen!

Wir begrüßen Sie in der Evangelischen Akademie. Hier steht seit gestern bis ein—

schließlich Sonntag der Paragraph 218 StGB und die ihn begleitenden Probleme

zur offenenDiskussion. Unsere Bitte an alle Teilnehmenden, die Last und Ver-

antwortung der Problematik im Vorfeld einer bedeutsamen parlamentarischen

Entscheidung mitzutragen und gemeinsam zu durchdenken, ergeht selbstver—

ständlich auch an Sie. Für Ihre Aufmerksamkeit an der Sache, die Sie durch Ihr

Kommen bekunden, danken wir Ihnen.

Gerechterweise werden Sie einsehen, daß beschränkter Raum und begrenzte Ver-

S9fguflg es erforderlich machen, daß der größte Saal, den wir hier haben, zunächst

einmal von denen besetzt wird, die sich zu dieser Tagung schon seit langem an—

gemeldet und dafür auch bezahlt haben.Wir müssen Sie also bitten, mit einem

anderen Saal, in den wir die Vorträge und Diskussionen mit Lautsprechern über—

tragen, vorliebzunehmen.

Aber wir möchten Ihnen dennoch Gelegenheit geben, Ihre Argumente und Dis-

kussionsbeiträge in das große Plenum einzubringen und bitten Sie, aus Ihrer

anitte 3 Damen zu wählen, für die wir im großen Saal noch Plätze freimachen

onnen.

Und schließlich gilt es noch ein Mißverständnis oder eine falsche Information

Zurechtzurücken: Hier wird nicht unter Männern ein Problem, das in erster Li-

nie die Frau betrifft, diskutiert. Das entspräche weder dem Ernst der Sache, um

die es hier geht, noch den Erwartungen der Tagungsleitung und aller Beteiligten.

ES wurden Sachverständige als Referenten aus dem Bereich der Medizin, des

Rec_hts und der Theologie eingeladen. Das sind freilich einmal Männer. Sie geben

In ihren Referaten und Podiumsgesprächen den Einstieg in die Diskussron im

großen Plenum. Und das Plenum besteht, sd wie Wir sehen, zu einem Drittel aus

Frauen, also von der einladenden Akademie keineswegs geschlechtsspezifisch ma—

nlpulien. ]edwede ander51autende Verdächtigung weist die Akademie zurück.

Unser Pressereferem, Herr Schwerk, steht Ihnen für Informationen zur Verfü-

gung.

N0Cél einmal: Wir begrüßen Sie in der Akademie und danken für Ihre Aufmerk—

Sam eit.
Ihre

Evangelische Akademie Bad Boll

, —- Tagungsleitung —-

als dokument unterstreicht es lediglich den autoritären anspruch der BV. AKA-

DEMIE» den S 218 nur unter männern aushandeln zu wollen. süssäuerlich klingt

die begrüssung der »verehrten damen«, an die sich die bitte, last und verantwor-

tUng mitzutragen, auch wendet. dabei könnte man fast vergessen, dass_ keine der

damen geladen ist. sie werden in einen anderen raum verwiesen, was Sie »gerech-

terweise« einsehen müssen, obwohl der grosse saal platz für alle hat. sxe dürfen

‚'
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aus ihrer mitte drei damen wählen, gnä'dig Wird es gestattet. zum schluß Wird ein
missverständnis zurechtgerückt: >>hier Wird nicht unter männern ein problem, das
in erster linie die frau betrifft, diskutiert.« oh, nein!« das entspräche weder dem

ernst der sache, um die es hier geht, noch den erwartungen der tagungsleitung
und aller beteiligten.« ein erstauntes: ja., aber, auf dem podium, als referenten
sind doch nur männer vorgesehen, rückt die tagungsleitung sogleich zurecht: es

wurden »sacbverständige« eingeladen, um dann zynisch fortzufahren, »das sind
freilich einmal männer!« »und das plenum besteht, so wie wir sehen, zu einem
drittel aus frauen, also von der einladenden akademie keineswegs geschlechts-

spezifisch manipuliert. jedwede anderslau_tenden verdächtigungen Weist die aka-
demie zurück.« da über die hälfte aller bundesbürger frauen sind und mehr als
die hälfl:e der im plenum anwesenden frauen nicht eingeladen waren, sondern
sich auf eigene initiative angemeldet haben, ist die frage berechtigt, ab wann für
eine christliche akademie der begriff »manipulation« verwendung findet.

beschwörend redet der badpfarrer rassmann auf die damen ein. sie möchten
sich auf den kommenden tag vertrösten lassen, nur angemeldete gäste hätten an—
recht auf einen stuhl, sie hätten sich ja anmelden können (tagungsbeitrag
60.—- dml), ein anderer saal sei für sie vorgesehen, drei damen würde ein platz
auf dem podium freigemacht, keine käme zu kurz . . . . . . . . . . . noch Während er
redet, werden tagungskarten von teilnehmerinnen im saal nach draussen _g6-

SCh1€USt‚ und immer mehr frauen gelangen »legal« ins innere des tempels. eme
viertelstunde später gibt der zerberus auf und die übrigen frauen besetzen den
saal. alle finden platz.

gestützt auf die konservative mehrheit im saal läßt die »tagungsleitung« gleich
zu beginn über einen verhandlungsmodus abstimmen, der allen kritikern iind ins-
besondere den frauen die möglichkeit nimmt, ihre position nachhaltig zu vertre-
ten. refefenten und podiumsteilnehmer haben unbeschränkte redezeit, stimmen
aus dem saal Wird nach drei minuten das wort entzogen! abweichend von der
sonst üblichen gepflogenheit »ladies first!« lässt rassmann auch den männlichen
podiumsteilnehmern den vertritt und gibt ihnen zuerst gelegenheit, ihre stand-
punkte zu erläutern. auch die im saal verteilten tesen behandeln ausschliesslich
gedanken männlicher juristen und mediziner. stimmen von frauen fehlen voll-
kommen. die diskussionsbeiträge der drei frauen auf dem podium lassen zum er"
sten mal die tiefe klufk zwischen juristen, medizimrn, teologen einerseits und den
wirklich betroffenen andererseits ahnen. während die männer in der zehn stun—
den andauernden diskussion dieser drei tage von indikationskatalogen schWäf'
men, über den beginn und den Schutz des lebens meditieren, den eid des hipp°'
krates beschwören (aber es wohlweisslich unterlassen, das verbot des grieche{h
Steine aus dem körper zu schneiden, auch mit einzubeziehen), mit obskuren ml“
muntersuchungen vor den psychischen und physischen folgen der abtreibung Wal"
nen, wechselseitig den beiden staatskirchen ihre mehr oder weniger starre haltung
vorwe1_fen, gutachter— und beratungsstellen installieren, nach rechtssicherheit ru-
fen, minutiös den weg der befruchteten eizelle verfolgen, den »begrifi der huma—
nität den bedeutungsbestimmungen des humanen zuordnen«‚ »das nichtgegeben'
sein individueller und personaler potenzen im präimplantativen stadium« zur
kenntms nehmen (allerdings auch das gegenteil), und immer wieder, mit jedem
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satz zu erkennen geben, dass sie niemals einen abtreibungseingnff über Sich er-

gehen lassen müssen und auch in zukunft nicht auf den st_uhl eu klet_te_rn brauchen,

brandet diesem bollwerk von arroganz, verständnisloagkelp P?hns°h_er r_nacht,

professoraler eitelkeit und fantasielosigkeit aus dem saa1 eine m dre1 m1nuten

zerstückte welle von tatsachen temperamentvoll vorgetragen? enrgegen. pfarrer
rassmann kann einer frau nur entgegnen: »sie haben sich un21emhch verhal‚teni«

zu den tatsachen gehören: . '
»Während der dreitätigen tagung werden in der brd und westberhn ca. 20 000

abtreibungen vorgenommen.« __ .
»indikationen dienen wiederum der verschleierung der verhaltnisse.«

»der S 218 ist klassenstrafrecht.« .

»ärzt1iche berufsetik und moral beugt sich einem indikanonskatalog.«

»ich selbst habe abgetrieben, noch vor einem halben ]8.hl'-<< ‚ . d -
»solange ärzte, juristen und teologen in einem atemzug a!)tt(?lbüfl% r?“ mer

bezeichnen, aber nach einer indikation zum »morden« bereit smd, bleiben ihre

argumente scheinheili ‚« _ _ . -
»die vorgelegten äiäztlichen statistiken halten einer kritischen Wissenschaf‘ch-

chen durchleuchtung nicht im mindesten stand.« „ df

»den 0& beschworenen folgen bei legalen abtreibungen stehen die tausen 3.—

chen folgen bei illegalen abtreibungen anklagend gegenüber.« _ d

»abtreibung Wird nicht als mittel zur geburtenregelung Pr0Paglert’ son em
muss als »parmenhilfe« verstanden werden.« ‚ .

zu einer diskussion kommt es kaum, die experten stellen Sich nicht <_ien argu-

menten der frauen, die machthaber lassen nicht mit sich reden. akademifhebem
}r:1ut breitet sich aus, die ruhe der klausurtagung ist ge5tört' ”Wer hat Sie “ er-

aupt hierher ebeten?« ' 'statt des gesälligen beisammenseins bereiten am kommenden_abend matghefder

der frauenaktion 70 eine resolution vor, in der sie von der weitergel}en en for—derung nach völliger aufhebung des S 2I8 abrücken und Sich deedre1mo_nats or_-1

mei des alternativentwurfs der 16 professoren annäherm um W?mg5ten.emep te}

der liberalen teilnehmer zu einer unterschriPc zu bewegen- ?“?“ S.°l.1 e"ie emsel_
tige darstellung der tagungsleitung gegenüber dem bundeslusuzmmätef‘éum ve;
mieden werden. zwei professoren des alternativausschusses_unters re1_fin n0_

in derselben nacht. drei frauen rücken prof. thielicke_aufs Zimmer, der_ ‘ nen m:

Pyjama erklärt, er habe im prinzip nichts gegen den inhalt der resoiuuon einzu-

wenden, aber allzu leicht werde mit seinem namen mwsbrauch getr1eben. er un

terschreibt nicht. ein 69 minuten langer monolog des 13ircl?enmannes_am kor_nmen-
den tag läßt nichts von thielickes prinzipieller überemstnnmung mit den }ptääää

damen erkennen. der vorwurf prof. baumanns, th1ehcke moge m1t seineciln eng en-

rigorismus »den juristen nicht ins handwerk pfuschen«‚ verschlagt “L tnf%rgzu-
über der tagungsleitung beschwert_ er sich SP'331_1er 5°8f“'} m_an habe 11 mbl%ef an
sätzliche diskussionsbeiträge nicht genügend ze1t gewehrt. m emem iöserf 21 te.-

das Hamburger Abendblatt wenige tage 5Päter’ V_erfä15°ht er_ den ?b ?.u "bäein-

gung aus christlicher sicht. die »jungen damen«‚ “?“ de.nen er 1.1“ 1;rm21p “ e »die
gestimmt hatte, werden im leserbrief zu einer klemen 1mksradxka en gÄUPP ‚« für

am ersten abend gewaltsam in diese geschlossene versammlung em rang.
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thielicke ist es das schreiben einer »sondergruppe«, die in keiner weise diesen kau-
gress repräsentierte und bei der sich kaum ärzte und jurxsten befanden. sowe3t
thielicke. dem abendblattleser gegenüber kann er es sich erlauben, zu verschwa-
gen, dass nahezu die hälfte aller am letzten tag anwesenden tagungst_e1lnehtufl
diese resolution unterschrieben, nachdem die frauen des ersten abeuds langst v;_r_1e-
der abgereist waren, während die Stellungnahme der katholischer_1 ärzteschai’c funf
unterschriflen trägt. seelsorger thiélicke eine gewisse, altersbedmgte ahnungslo-
sigkeit zu bescheinigen, hiesse ihn und seine kirche sträflich_unterschat_zen.

bestürzend offenbaren sich allerdings fehlende kenntmsse und s1ch daraus
ergebende ahnungslosigkeit bei anderen tagungsteilneh1ueru. stell_vereretené mag
als beispiel ministerialdirigent dr. Sturm aus dern bundes;ustxzmmxs_tenum d1enen,
der nach seinen eigenen worten mitglied der kommission zur bearbeltuug des S 218
im ministerium ist. er lehnt es ab, die resolution der »kleinen linksrad1kalen grup-
'pe« zu unterschreiben. nach seinen gründen befragt, erklärt er, als kathohscher
vater von vier töchtern sei ihm weder aus dem verwandten— noch aus dem be-
kanntenkreis auch nur ein einziger fall von abtreibung bekanut und er glau_läi
(sie!) auch nicht an die immer wieder genannten zahlen. er w1rd gebeten, 31
doch wenigstens bei anwesenden katholischen juristen verläßliche zah!en neunen
zu lassen und ruPc den frauen beim letzten mittagessen zu, er habe sich qurm1eru
‘soo ooo illegale abtreibungen jährlich seien ihm bestätigt worden. hoffentl1ch ver-
wertet er diese erkenntnis auch bei der neufassung des gesetzes. . __ _

die letzte diskussionsstunde in Bad Boll beweist nochmals die irrational1tat,flmfl
der hier unterschiedliche standpunkte ausgetragen werden. eine hamburger ;_n‘z-
tin berichtet von frauen aus einem heim für uneheliche mütter, die an kemet
hamburger klinik nach ihrer entbindung eine beratung über schwangerschafis-
ve'rhütung erhalten haben, auch nicht an der von prof. dietel geleste_ten fraufn-
klinik. mit hochrotem kopf poltert dietel, das sei gelegen, bei ihm sex em arzt fur
eine derartige beratung vorgesehen. ob dieser seinen verpflichtungen nachkommß
weiss dietel allerdings nicht zu beantworten. _ .

kurz vor der mittagspause wendet sich der streitbarste der liberalen jurxsten‚
prof. baumann, an den erregten dietel mit der frage: baumann: »d.ie frage ?“die drei herren mediziner, die dort auf dem podium sitzen, die mich 1mmf:r w1e-
der bewegt: was ist eigentlich ihre sittliche entscheidung in dem fall, dass em_e _P9;'
tientin in ihre klinik kommt, dass sie die unterbrechung, da nur eine n:1edmm—
sche zugelassen ist, ablehnen müssen, dass sie aber genau wissen, deiss dsese frau
—— und sagen sie nicht, das gäbe es nicht - dass sie genau wissen, dass d1_ese fx:au
zum nächsten kurpfuscher geht und dort abtreibt. ich wüsste gern mal, was 1}}re Sltt'
liche entscheidung in einem solchen fall wäre?« dietel: »das wesentliche,ldle.let2'
te frage, ich würde nur auf die letzte frage eingehen. es kommt eine pat1entl_n zu
mir. ich habe keine medizinische indikation, aber ich sehe ein, aus der sch11de'
rung ihrer sozialen lage, dass die schwangerschafi für sie unzumutbar ist. dann
werde ich die schwangerschafl: unterbrechen. ich werde aber natürlich die gl_lt'achterstelle in Hamburg anrufen.« stimmen im saal, das tonband versagt an' d_1€'
ser stelle, aber baumann ru& dietel sinngemäss zu: es handelt sich nicht um ememedizinische indikation, sondern um eine soziale. darauf dietel wieder klar V€f'
nehmbar: »dann würde ich in diesem fall die schwangerschaf’c unterbrechen. das
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kann ich ganz deutlich und offen hier sagen. ich habe das schon gemacht und ich

werde es auch weiterhin machen.« baumann: »dann verstehe ich nicht, herr die-

tel, warum sie an der alten form des 5 218 festhalten.« der saa1 hält den atem

an. immerhin hat der zu dieser zeit noch amtierende präsident der DEUTSCHEN

GESELLSCHAFT FÜR GYNÄKOLOGIE als erster in der brd öffentlich einen

verstoss gegen den 5 218 zugegeben.

presse und rundfunk berichten anschließend ausführlich über BAD BOLL.

rundfunk und fernsehen lassen es sich nicht nehmen, diesen dialog zwischen bau-

mann und dietel im originalton auszustrahlen. dietel schweigt. der berichterstat—

ter der »WELT«, dr. med. friedrich deich, schont seinen kollegen und fälscht den

dialog schlichtweg um.
fassung in der »WELT« vom 24. z. 71: baumann: »W9.S schreibt ihnen ihr ge—

wissen vor, wenn eine frau in ihrer ganzen hilflosigkeit zu ihnen kommt, die

schwanger ist und dem elend ausgeset2t sein wird, wenn sie ihr den wunsch nach

abbruch der schwangerschaft verweigern und sie wissen, dass die frau anschlies—

send zum kurpfuscher geht? wie ist ihre gewissensentscheidung in einem fall mit

krasser sozialer indikation?« dietel: »in einem solchen fall werde ich die frau

nicht im Stich lassen. ich werde die abtreibung vornehmen.« die brisante stelle

läßt deich weg, die selbstanklage fällt unter den tisch springers. dietel schweigt.

der SPIEGEL übernimmt diesen dialog aus der WELT, verifiziert ihn ausge—

rechnet bei deich, giesst ihn sprachlich etwas um und bringt ihn erneut als Wört-

1iche rede. dietel schweigt. erst ein leserbrief im SPIEGEL, der die wörtliche

stelle nach tonbandaufnahmen des rundfunks bringt, rui’c dietel auf den pian.

dem schreiber des leserbriefs droht er mit gerichtlichen schritten, falls keine nch—

t1gstellung erfolge. wörtlich schreibt er: »ich muss ihnen widersprechen. weder

habe ich das schon gemacht, noch werde ich das auch weiterhin machen! ich habe

auch eine solche äußerung in BAD BOLL nicht getan. nach erscheinen der SPI.E—

GEL—nummer habe ich mich mit der tagungsleitung in BAD BOLL in verinn-

d_ung gesetZt und gebeten, die dort vorhandenen unterlagen (tonband und schrift-

liches protokoll) daraufhin zu überprüfen. mir Wurde einmütig erklärt, dass eine

solche äusserung von mir nicht gefallen ist.« _

als erklärung für das fehlende erinnerungsvermögen dietels mag die span—

nung8geladene atmosfäre in BAD BOLL dienen. ob aber sein doppeldeut1gee ver-

halten als präsident der DEUTSCHEN GESELLSCHAFT FÜR GYNAKO-

LOGIE rückschlüsse auf die vielstrapazierte fragebogenaktion dieeer gefellschafl

unter deutschen gynäkologen zulässt oder gar symptomatisch für v1ele semer kol—

1egenist, bleibt vorerst dahingestellt. _
dietel wie thielicke berufen sich zur stützung ihrer ansichten auf die tagungs-

leitung in BAD BOLL, die sich im einen fall an nichts zu erinnern weiss, 1m.an-

deren fall ein »ausführliches tagungsprotokoll« dern minister (jahn) Zuielten

Wird. tatsächlich hat die pressestelle von BAD BOLL unter der protokolldxenst-

nummer 5/71 ein 55 seiten umfassendes protokoll herausgegeben und auch an das

lustizministerium versandt, in dem es einleitend heisst: »eine stellungnahme der

ev. akademie BAD BOLL ist mit dieser veröflentlichung nicht nusgesprochen.«

damit versucht die akademie wenigstens den bauch von objektiv1tänzu uerm1t-

tel“, aber auch der verflüchtigt sich bei näherer untersuchung. angebhch g1bt das
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protokoll »lediglich ausführungen von referenten und tagungsteilnehmern W16-
der.« unerfindlich bleibt, warum ein referent, der moralteologe p1_‘ef. auer aus
tübingen, der weder auf der tagung anwesend, noch dessen reaktxonare tesen den
tagungsteilnehmern bekannt waren, auf den seiten 13—15 c_les sogenanpten pro-
tokolls ausführlich zu worte kommt. welches interesse hat am evangel1eche akg.—
demie daran, beliebige, konservative' katholische stimmen .zu_ veröffentl.1chen, die
in dern satz gipfeln: »sollte 5 218 wirklich fallen, bricht m1t 1hm' e1ne b151ang fur
wesentlich gehaltene stützung des äusseren verhaltem durch d1e rechtsordnung
zusammen.« wer zerstreut den verdacht, dass die evangelische k1rche,_nach aus-
sen sich liberal gerierend, katholische stimmen bemüht, um eme aufwe1chungäes
S 218 zu verhindern? unterstützung erfährt dieser gedanke durch d1e tatsa _e‚
dass die stellungnahme der katholischen ärzteschal’c im vo%len wortlaut auf se1te
45 abgedruckt wird, obwohl nur fünf teilnehmer sich bere1tfanden, s1e zu unter—
schreiben‘, während die resolution der FRAUENAKTION 70 end der HUMI}-
NISTISCHEN UNION auf seite 34 nur mit 9 zei1eu erwähnt, 1hr wortlaut mit“
samt den über 30 unterschrifien aber rundweg unterschlagen W1rd.

Tagung der

Evangelischen Akademie, Bad Boll
I9.—2L II. 1971
«Die Diskussion um den S 218»
Dokument II

Herrn

Bundesminister der Justiz Gerhard _] a. h n
53 B o n n

Rosenburg

Bad Boll, den 21.2.197I
Sehr geehrter Herr Minister Jahn,
die Unterzeichner, Teilnehmer der Tagung »Die Diskussion um den S 218“, for-
dern Sie auf, einen Gesetzentwurf zur- Liberalisierung der 88 218—220 StGB
vorzulegen.

_ . ‚Die unterschiedlichen Diskussionsbeiträge der Tagung aus medizin1scheh JUI'1'stischer und theologischer Sicht ergaben, daß die Mehrheitslösung des »Alterga'
tivenentwurfs der Strafrechtslehrer« augenblicklich die einzige und beste Mog-
lichkeit darstellt.

Wir fordern Sie, sehr geehrter Herr Minister Jahn, deswegen auf, diesen Ent-wurf zur Grundlage der Reform zu machen.
.Wir erinnern daran, daß selbst konservative Schätzungen von 500 00° b15: 000 000 illegaler Abtreibungen pro Jahr ausgehen. jährlich sterben 25° Frau-en an den Folgen unsachgemäß durchgeführter Schwangerschaflsunterbrechuw

gen. Angesichts dieser Zahlen ist es dringend geboten, im Rahmen der Strafrecht?
reform die Liberalisierung des S 218 vorrangig zu behandeln.

Wir weisen darauf hin, daß auch die F.D.P. sich zu diesem Alternativen6ß'
wurf bekannte, und daß die Bundesfrauenkonferenz der SPD noch darüber hm-a_us ging, indem sie die ersatzlose Streichung des 8 218 forderte.In der sozial—liberalen Koalition sehen Wir die beste Möglichkeit, diese längst
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fällige Reform zu verwirklichen. Deshalb wiederholen Wir unsere Forderung, die

Reform der 88 218—220 StGB entschlossen durchzuführen.

wen erstaunt es unter diesen umständen, dass die brisanz der tagung, die aus-

schliesslich durch die frauen zustande kam, im protokoll mit der lupe gesucht wer—

den muss? der stürmische verlauf der ersten diskussion erstirbt im protokoll zu

den zeilen: »in der weiteren diskussion wurde noch eine fälle von problemen an-

gesprochen, die durchweg in den folgenden podiumsgesprächen ausführlich be-

handelt wurden und in den sich anschließenden plenumsdiskussionen erneut auf-

gegriffen wurden.« die zurückhaltunlg der evangelischen akademie wird dadurch

zur farce, aber »bescheiden« reicht die kirche dieses »objektive« dokument dem

ministerium ein, um zur meinungsbildung beizutragen, wie das grundgesetz es

vorsieht.

die tendenz des protokolls lässt sich im übrigen auch an der verteilung der stim-

men nachweisen, die darin aufgeführt werden, wenngleich der oberflächliche laser

nichts davon bemerkt. insgesamt kommen frauen rnit 20 %, männer mit 80%

zu wort. die zur diskussion gestellten grundtesen bestreiten die juristen mit 50 %

mediziner mit 35 0/o‚ teologen mit 14 % und politiker mit 1,6 0/o. frauen haben

nichts zu melden! in den diskussionsbeiträgen tauchen die juristen mit 24 0/o, die

mediziner mit 42 %, teologen mit 15 0/o und frauen mit I 5 0/0 auf. kein politiker

sa_ss je auf dem podium. in den plenumsauseinandersetzungen behaupteten sieh

die frauen mit 46 %, juristen mit 28 0/o, mediziner mit nur 10 %, teologen mm

8 0/o und politiker mit 40/0. gerade hier wird die diskrepanz am deutlichsten.

mediziner, teologen und politiker haben dem drängen der frauen auf abschaf—

fung des S 218 nichts als die allmacht der bestehenden verhältnisse entgegenzu-

setzen, die sich nicht befragen lässt oder auszuweisen braucht. deshalb erklärte

prof. kaufmann am ende auch sinngemäss: wir juristen haben uns alle erdenkliche

Il}ühe gegeben, den medizinern und teologen eine brücke zu bauen, aber mit ge-

rmng erfolg. es ist jetzt sache der frauen, ihre forderungen selbst zu vertreten.

am ende bleiben fragen.
was hatten eigentlich die mediziner in einer evangelischen akademie zu suchen?

hier hilf’c vielleicht eine amerikanische untersuchung aus dem staate OREGON

Weiter, die sich u.a. mit der frage der konsultation von frauen beschäftigt, die

emen abort Wünschen. 70 0/0 aller ärzte lassen sich nach aussagen dieser unter-

Suchung bei rein medizinischen entschlüssen von religiösen vorstellungen beein—

flus'sen„ inwieweit das auch auf unsere verhältnisse zutrifi't, inuss solange offen

ble1ben, bis ähnliche untersuchungen angestellt werden. _

warum wehrten sich die ärzte in BAD BOLL so entschieden gegen eme ab-

schaffung des S 218? die vielzahl ihrer begründungen ist hinlänglich bekanny,

aber keiner unter ihnen wagte es, die karten offen auf den tisch zu legen. um d1e

antwort aus dern bereich der spekulation herauszunehmen, sei die umfassendste

analy5e Zum tema abort angeführt, die in den USA von dem KINSEY-team

dur°hgeführt wurde und die laut prof. husslein, WIEN, vorbehaltlos auf euro—

PäiSChe verhältnisse übertragbar ist. danach Werden 91,2 % aller illegalen ab—

treibungen von ärzten durchgeführt, 6,3 0/0 von anderen personen und z,; °/o.von

den frauen selbst. mangelnde information über die abtreibungstätigke1t v1eler
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kollegen mag eine erklärung sein. immerhin droht jedem .arzt der öi°_f_enthche 1320-
zess und der durch die eigenen standesgerichte. daher 15t leder sorgfalt1g bemu t,
nichts an die öffentlichkeit dringen zu lassen. aber angesichts von 500 090 1118g8;
len abtreibungen jährlich gehört schon ein unglaubliehes maass an sozul-p91afl-
scher unbedarf‘cheit, gepaart mit selbstüberheblichke1t dazu, um 1mmer W1e er
ärztliches etos zu beschwören, statt zu handeln. leider hilft auch das DEUTSCHE
ÄRZTEBLATT den kollegen wenig, wenn es erstmalig in der auguet-nummer 7I
»gedanken zum abortusproblem« ausgerechnet unter der überschr1fl: »zur fort-
bildung — aktuelle medizin« anbietet. _ f bwas aber hat die tagungsleitung in BAD BOLL aus dem desaster nn e n-IÄI:
gelernt? anfang oktober findet Wieder eine ärztetagung unter der ubersc}clir_l _-
»gesundheitswesen in medizinischer und politischer verantwortung« statt." 1e2h
mal sind es insgesamt zo männer unter leitung pfarrer rassmanns und naturx
eine frau im sekretariat, frau schneeweiss, zu erreichen unter nummer .......
siehe weiter oben.

ja, ja . . . sachverständige — -— und das sind freilich einmal männer._ »nach dem62
mann sollst du verlangen, er aber soll über dich herrschen.« » der le1b derfr1uäf)
hört ja nicht ihr, sondern dem mann,“ der sie lieb hat.« (paulus, romer “...»jedwede anderslautenden verdächtigungen weist die akadem1e zuruck«- -
tagungsleitung —

VI

Aktionen und Reaktionen bis Sommer ’71

Chronik laufender Ereignisse zum _0‘ 218 seitBad Boll bis Redaktionssc/aluß “'

Von Regina Rusch

Abkürzungser/elärungen

SU = Schwangerschaflsunterbrechung
_ _WHO = World Health Organisation, die Weltgesundheits—Organßatlon

Facbausdriic/ee

medizinische Indikation = Gefahr für Leib oder Leben der Frau

"’ Ende September 1971.
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Gefahr, daß das Kind geistige oder körper-

liche Schäden haben wird

Schwangerschafl: nach Vergewaltigung

der Frau kann aus sozialen Gründen nicht

zugemutet werden, die Schwangerschafk aus—

zutragen. (z.B. finanzielle familiäre, gesell-

eugenische Indikation

ethische Indikation

soziale Indikation

schaftliche Gründe)

Gesundheit im Sinne der \WHO = umfaßt das körperliche, seelische und soziale

_ _ Wohlbefinden der Frau

N1damon = Einnistung des befruchteten Eis in der Gebär-

' mutterschleimhaut

24. Februar Bonn — Bundestag
Kle1ne Anfrage des Abgeordneten Vogel und der Fraktion der CDU/CSU: Über

W_e1°he Unterlagen verfügt die Bundesregierung für die Behauptung, »daß es in

dle_Sem Lande unbestrittenermaßen Hunderttausende von Fällen illegaler Ab-

tre1b.ung gibt« (Jahn am 5. z. 71 vor dem Bundestag). Wie ist die Höhe der Dun-

kelmfier, Wie ist die Situation und die Erfahrung im Ausland?

3. Mä_rz Düsseldorf — ]uristinnenbund

Der Junstinnen—Bund e. V. (]uristinnen, Volks- und Betriebswirtinnen) fordert:

Strafminderung bis Straffreiheit bei Abtreibungen. Der Paragraph 218 hat sei-

nen Zweck, das werdende Leben zu schützen, nicht erfüllt und entspricht nicht

mehr dem Rechtsbewußtsein weiter Kreise der Bevölkerung. Eine SU in den er-

sten 3 Monaten soll nur dann mit: einer Geldstrafe oder einer Gefängnisstrafe

bis zu 3 Jahren belegt werden, wenn sie gegen den Willen der Schwangeren, ge—

werbsmäßig oder medizinisch unsachgemäß vorgenommen ist. Später als 3 Mo-

nate von einem Arzt durchgeführte SU soll straffrei bleiben, wenn die Frau jün—

ger'als 16 Jahre ist, oder bei medizinischer, ethischer, eugenischer, sozialer Indi-

kanon. Die Indikationen müssen durch mindestens 2 Ärzte oder eine Gutach-

terstelle festgestellt werden.

15- März ]ustizminister ]a/an

Aussage ]ahns in einem »Spiegel«-Gesprächz »Die Forderung, den Paragraphen

2I8 völlig zu streichen, akzeptiere ich nicht. Wir stehen ja noch am Anfang der

Überlegungen.«

Bonn —- Bundestag

Per Parlamentarische Staatssekretär im ]ustizministerium Alfons Bayerl (SPD)

mc.16r schrifilichen Antwort auf eine Frage des CSU-Abgeordneten Franz Weigl:

»Die Meinungsbildung zum 8 218 ist noch nicht abgeschlossen. Leitlinie für die

Gesetzgebuflg muß der Schutz des menschlichen Lebens sein, vor allem auch des

Werdenden. Andererseits muß das Recht aber der Not der Mutter Rechnung tra-

geg, ES Wird sorgfältig erwogen, ob es über die medizinische Indikation hinaus

dr1ngende Gründe gibt, die SU zu legalisieren. Das ist aber noch völlig offen.«
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2 ;. März Bonn — Bundestag
Antwort des Bundesjustizministeriums auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU
vom 24. z. 71: Das Justizministerium verfügt nicht über eigene Berechnungen
hinsichtlich der Zahl der illegalen Abtreibungen in der BRD. Die Schätzungen der
Experten divergieren zwischen 200 000 und über 1 Million pro Jahr. Die Zahl
der polizeilich erfaßten »Abtreibungshandlungen nach S 2I8« ist sen: I953 fast
kontinuierlich von 6 555 auf 1005 im Jahr 1969 gesunken. Daraus ist jedoch mcht
unbedingt auf einen Rückgang der illegalen Abtreibungen zu schließen. Nach An-
sicht verschiedener Klinikärzte werden Abtreibungen heute überwiegend von Per—
sonen vorgenommen, die den »Eingriff technisch beherrschen«. Die Erfahrungen
in den anderen Ländern zeigen, daß mit der Freigabe des Verbots die Zahl der
legalen Abtreibungen sprunghafc gestiegen ist.

;. April Frankreich — Le Nozwel Observatenr
343 Französinnen bekennen im politischen »Nouvel Observateur«z »ch habe
abgetrieben«. Darunter sind Prominente wie Simone de Beauvoir, Fran901se Sa-
gan, Violette Leduc, Marguerite Duras, Jeanne Moreau, Catharine Deneuve‚ Ma.-
rina V1ady, Micheline Presle. In ihrem Appell heißt es: »Eine Milhon Frauen
lassen jährlich in Frankreich Abtreibungen vornehmen. Wegen der Heimlichkflt‚
die ihnen aufgezwungen Wird, tun sie das unter gefährlichen Bedingungen, _W?h'
rend dieser Eingriff unter ärztlicher Aufsicht äußerst einfach ist. Diese Mühen
Frauen ist verschwiegen worden. Ich erkläre, mich einer Schwangerschaf’csunter-
brechung unterzogen zu haben. Wir fordern freien Zugang zu Mitteln der Ge-
burtenkontrolle und freien Schwangerschai’csunterbrechung!« ‘

Das französische Strafgesetz sieht Strafen von 6 Monaten bis zu 2 Jahren und
Geldstrafen bis zu 5000 DM für Abtreibung vor. Schon die öffentliche Befürwor-
tung ist strafbar. In Frankreich nehmen nur etwa 6 0/o der Frauen die Pille, die
auch erst seit 1967 zugelassen ist.

Hamburg — ]ungdemoleraten
Der Landesverband Hamburg der Deutschen Jungdémokraten appelliert in ZWEI
offenen Briefen an Justizminister, Jahn und Gesundheitsminister Frau Strobel,
sich für die Reform des 5 218 einzusetzen. Unter Hinweis auf das Elend, das
dieser Paragraph verursacht, und die 700 000 bis I Million jährlichen illegal_en
Abtreibungen fordern sie die Streichung des S 218. Die Frau soll berechtigt sem,
eine SU in einer staatlich anerkannten Frauenklinik oder durch einen fachhch
vorgebildeten Arzt vornehmen zu lassen. Die Kosten sollen die Krankenkassen
übernehmen. Die DJD-Hamburg »Wehren sich gegen die Bevormundung durchaußerparlamentarische Kräfte, die eine Neuregelung verhindern wollen.«

24. April Mainz — DAG-quen
Die 8. Bundesfrauenkonferenz der DAG fordert ihren Bundesvbrstand auf : »Die
DAG möge sich für die Liberalisierung der Schwangerschai’csunterbrechung ein-
setzen.«
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26. April Frankreicb —- Meinungsumfrage

Eine Meinungsumfrage in Frankreich ergibt, daß 55 0/o der Bevölkerung der {&n-

sicht sind, die Frau habe das Recht auf eine legale SU, wenn sie das Kind nicht

Will. 87 % meinen, das betroffene Paar muß die Entscheidung zusammen treffen,

ob die Schwangerschaft ausgetragen werden soll oder nicht. Für 47 % ist Abtra-

bung ein Verbrechen.

29. April Marburg — Humanistiscbe Union

Eine öffentliche Veranstaltung der Humanistischen Union Marburg zum Thema

»Abtreibung« endet mit einer Resolution. Forderung: S 218 wird gestrichen.

D1e SU wird bis zum dritten Monat freigegeben, später nur nach Konsultamon

e1ner ärztlichen Gutachterstelle. Der Strafparagraph ist ein M1tt€i zur Systemer-

haltung und unterdrückt »die emanzipative Kraft einer freigestaltenden Sexua—

lität.«

3. Mai Frankreicb — Le Nowuel Observateur _

152 Arzte, darunter 22 Professoren, fordern »im Namen der arzthchen Verant—

wortung« und im »Namen der persönlichen Freiheit« die Freigabe der Abtrei—
bung. Sie verweisen auf 850000 illegale Abtreibungen pro Jahr, d1e_»unter 13e—

dingungen vollzogen werden, deren Sicherheit nur von den finanmellen Mog-

hchkeiten der Betroffenen abhängt.«

.F7‘fwkfnrt — Fmuenaletion 70

M1tglieder der »Frauenaktion 7o« beschließen, ihre Kampagne gegen ‚das Ab-

treibungsverbot, die sie seit ihrer Gründung im vergangenen jahr betreiben, auf

das ganze.Bundesgebiet auszuweiten. Wie in Frankreich sollen die deutschen

Frauen aufgerufen werden, einen Appell »Ich_habe abgetrieben« zu unterzeich-

nen und damit die Sinnlosigkeit des 5 218 aufzuzeigen.

I_2. Mai Bonn — SPD-juristen _ _ _
Sozmldemokratische Rechtswissenschaf’cler umreißén dre1 Problemkre15e: 1.) Die

I‚° bis 14 Tage nach der Befruchtung des Eis bis zur Nidation sollen_ nicht unter

em Strafgesetz fallen, wenn eine medizinisch-wissenschaflliche Bestängung erbal-

ten werden kann, daß es einen qualitativen Unterschied (Befruchtung —- _N1da-

tlon) gibt. 2-) Nach der Nidation ist eine SU nur dann zulässrg, wenn die Ge-

3Undheit der Frau erheblich gefährdet ist. Gesundheit heißt hier »körperhches,

seelisdres und soziales Wohlbefinden«‚ im Sinne der WHO-Def_inition. Unter die-

sem medizinischen Gesichtspunkt ist auch das Problem der sozmlen und der ethi—

SShen Indikation zu berücksichtigen. 3.) Die Frage, ob die Entscheidung zur med1—

Zlni5d1en Indikation allein dem Privatath zustehen muß oder emem Berater-

gremium‚ ist noch nicht ausdiskutiert. _ _ _ _

Das bedeutet, eine völlige Freigabe käme fiir die SPD nicht in Frage. Die »P11-

le danach« könnte eventuell gesetzlich erlaubt werden.

13. Mai Stellungnabme deutscher Frauenärzte

Das Deutsche Ärzteblatt veröffentlicht. die »Stellungnahme« der deutschen Frau-
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enärzte zum Problem der SU im Rahmen der Strafrechtsreform.g Diese__$tel-
lungnahme hatte das ]ustizministerium im Herbst 1970 erbeten. Eme 16kopfige
Kommission unter Leitung des Vizepräsidenten der Deutschen Gesellschaft fur
Gynäkologie, Professor Heinz Kirchhoff, erarbeitete einen Fragebogen, der von
1712 Frauenärzten beantwortet wurde. Fast 95 0/o der 1_\rzte stir_nmten der For—
mulierung zu: »Die Tötung eines Embryos ist die Vermchtung e1nes Rechtsguäs;
sie ist daher nur aus schwerwiegenden Gründen zu verantworten«. Rund 90 /0
sehen den Beginn einer Schwangerschaf’c erst nach der Nidation. Das bedeutet,
Nidationshemmende Mittel (2. B. Spirale, Pille danach) gelten noch nicht als Ab-
treibung.

Weitere Antworten:

Die bisherige Regelung ist unzureichend. Völlige Freigabe würde aber die Unan-
tastbarkeit des Lebens gefährden.
ja 92,70 0/0 —nein 6,3 I [’/0
Gutachter— und Beratungsstellen sind dringend erforderlich

je. 89,72 °/o—nein 9,52 0/0

zu den Indikationen:

medizinische Indikation im Sinne der WHO ja 85,46 0/0 " nein 65 4 3/"
ethische Indikation ja. 83,94 0/0 — nem 7,5 4 /°
eugenische Indikation ja 73,13 0/0 — nein 153 ;/°
Einschränkung: eugenische Indikation nur, ja 28,74 0/0 - nem 27‚I6 lowenn dadurch die Gesundheit im Sinne der
WHO gefährdet ist

Keine Notwendigkeit, eineuntere Altersgrenze festzulegen. Nur im Falle der
Gesundheitsgefährdung (WHO) kann Schwangerschaftsabbruch gerechtfertigt
werden: ‚

ja 73‚I3 °/o—nein Ig,g4 %
Soziale Indikation ist gegeben, wenn die Gesundheit der Mutter im Sinne der
WHO durch unzumutbare und im gegebenen Zeitpunkt unabänderliche soziale
Faktoren ernstlich gefährdet ist:
ja 65,48 °/o—nein 24,82 0/0

Marburg —- Humanistiscbe Union
In zwei Offenen Briefen an die Minister Jahn und Strobel fordert die Human?stische Union: Völlige Freigabe der SU bis zum Ende des dritten Monats. Überdiesen Zeitpunkt hinaus auch dann, wenn die Schwangere das 16. Lebensßhf
noch nicht vollendet hat, oder wenn eine ärztliche Gutachterstelle festgestellt hat,daß eine medizinische oder eugenische Indikation gegeben ist. Jahn und Strob$1
werden aufgefordert, »den Druck und die irrationalen Argumente seitens derKuchen nicht länger hin2unehmen«._ Rund 2500 Marburger Bürger unterzelfh'neten diese Briefe.
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14. Mai Paderborn: Katholische Krankenschwestem

Die Katholische Arbeitsgemeinschafl: für Krankenpflege in Deutschland (KAKD)

lehnt es als »unerträgliche Zumutung und grundgesetzwidrig ab, in Zukunfl:

möglicherweise zur Mithilfe bei Tötungsdelikten durch Abtreibung gedrängt zu

werden«. Die rund 40 000 Krankenschwestern und —pfleger der KAKD wollen

sich mit allen Mitteln gegen die Versuche zur Wehr setzen, die Abtreibung zu 1e—

galisieren.

3. Jimi »stern« — 374 Frauen—Bekenntnisse

374 deutsche Frauen erklären in der jüngsten Ausgabe des »stern«: »Ich habe

abgetrieben. Ich bin gegen den Paragraphen 218 und für Wunschkinder.« (Siehe

Appell im Anhang)
Sie fordern die ersatzlose Streichung des Paragraphen 218, umfassende sexuel—

le Aufklärung für alle, freien Zugang zu Verhütungsmitteln und das Recht auf

die von den Krankenkassen getragene Schwangerschafcsunterbrechung. _

Diesen Appell unterzeichneten Hausfrauen, Studentinnen, Sekretärmnen,

Journalisten, Lehrerinnen, Angestellte aus West-Berlin und der ganzen Bundes—

republik. Außerdem Prominente wie Helga Anders, Senta Berger, Gisela Elsner,

Ursula Noack, Susanne von Paczensky, Peggy Parnass, Erika Rur_1ge‚ Sabme

Sinjen, Romy Schneider, Vera Tschechowa, Lis Verhoeven, Hanne W1eder.

Dieses spektakuläre Massenbekenntnis bringt eine Welle von Aktionen und

Stellungnahmen in Gang. _ _ _

Die BILD-Zeitung bringt noch am gleichen Tag ein Interview mit Justizmi—

minister Jahn: »Eine völlige Freigabe der Schwangerschai’csunterbrechung kommt

überhaupt nicht in Frage.« Es werde jedoch an der Vorbereitung der Reform ge-

arbeitet. Eventuell solle die ethische Indikation zugelassen wegden.

4. Juni Bonn — FDP
Der Bundesfachausschuß für Rechtsfragen und Innenpolitik der FDP emPfiehlt

der Fraktion auf Initiative der beiden Strafrechtler Professor Jürgen Baumann

und Professor Ulrich Klug, »auf der Grundlage des A1ternativ—Entvquf£f eier 16

Strafrechtslehrer zur Schwangersd1afl5unterbrechung (s. Anhang) 1n1t1at1V zu

Werden. Die Reform des 8 218 darf nicht auf die lange Bank geschoben werden.«

Das bedeutet, Schwangerschaflsunterbrechung wird bis zum Emile des 3. M0"

nats nicht mehr unter Strafe gestellt. Im I. Monat kann die Frau die Schv_vange?

schaf1: selbst unterbrechen (»Pille danac11<<)‚ im 2- und 3' Mor_1at mUß em ‚Arzt
den Eingriff vornehmen. Nach Ablauf des 3. Monats ist Abtreibung nur bei me-

dizinischer und eugenischer Indikation zulässig.

Frankfurt _ _ _ _

Der Parteitag des SPD-Unterbezirks Frankfurt erklärt Sich sohdansch mit den

Zielen der Frauenaktion ’70‚ das heißt, mit der Abschaffung des Paragraphen

2.18.

Die Kosten einer SU sollen von der Krankenkasse übernommen werden.



;. juni Umfrage des Allensbacher Instituts _
Das Allensbacher Institut für Demoskopie gibt die Umfrageergebmsse zu 5 2_18
bekannt. Die bereits im März gestartete Untersuchung stellt _die frage: »Es W1rd
viel über den S 218 des Strafgesetzbuches gesprochen, der Abtre1bungen grund-
sätzlich verbietet. Wie denken Sie darüber —- sollte dieser Paragraph abge-
schaflt werden, oder sollten Abtreibungen weiterhin grundsätzhch verboten
sein?«

Antworten: 46 % der Befragten sind für die Abschaffung;
(davon Frauen 41 0/0)
und Männer 50 %)
39 0/o wollen die Abtreibung weiterhin verbieten,

und

15 % sind unschlüssig oder haben anweichende Meinungen.
Bei den unter Dreißigjährigen sind sogar 64 0/o für die Abschaffung (Frauen

62 0/0, Männer 64 %) und nur 21 0/0 dagegen.

Fmniefurt.‘ Demonstration der »Franena/etion ’70«In Frankfurt organisiert die »Frauenaktiom ’70« eine Demonstration durch dieInnenstadt. Mit Transparenten wie »Die Unterdrückung der Frau fängt _1m Bettan und hört im Betrieb auf« und »In der modernen Familie repräsentmrt derMann die Bourgeoisie und die Frau das Proletariat« fordern sie die {\b3ci1affungdes S 218. Rund 4000 Bürger erklären sich durch ihre Unterschrift sohdansch.

6. Juni Minister ]abn zur »stem«-Veröfientlicbung
Jahn nennt die Veröflentlichung im stem einen »zwar bemerkenswerten; abersicher nicht repräsentativen Vorgang. Die Aufforderung dieser Frauen_ a_m denGesetzgeber ist ein gewichtiger Diskussionsbeitrag, aber Wir werden kritisch zusehen haben, daß diese Äußerungen . .. keineswegs alle Gesichtspunkte berück-sichtigen, die berücksichtigt werden müssen.«

8. juni Hamburg — Selbstbezicbtigungen
In Hamburg bekennen 18 Redakteure der SPD-orientierten Hamburger MO?"genpost in einem Aufruf: »Ich habe gegen den S 218 verstoßen«. Unter derÜberschrii’c >>Halbe Nation hängt in der Sache drin«, werden die Leser zur Öf-fentlichen- Selbstbezichtung aufgerufen.
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9. juni Die Ermittlungen beginnen_ _

In München erklärt Oberstaatsanwalt Fendt, die Staatsanwaltschafc se1 »von

Amts wegen« verpflichtet, die Ermittlungen gegen die Selbstbezmhngu_ngen

durchzuführen, weil es das Legalitätsprinzip zwingend vorschrexbe. Allem_m

München betrifit das 70 Untefzeichnerinnen. In Düsseldorf werden Erm1t'tlun-

gen gegen 33 Frauen eingeleitet. In Hamburg liegen zwei Anzeigen gegen_Romy

Schneider vor. Weitere n Frauen warten noch auf ihre Verfahren. ]ust1zsena-

tor Dr. Ernst Heimen meint dazu, die Staatsanwaltschai’c werde auf jeden Fall

den Aussagen der Beschuldigten nachgehen, es sei jedoch völlig offen, W1e d1e Er-

mittlungen ausgehen werden. (

Marburg —- Humanistiscbe Union
Die Humanistische Union Marburg schließt sich der »Aktion« 21 8« an und f9rdert

alle Marburgerinnen auf, eine eventuell vorgenommene Abtreibung öffentlmh zu

bekennen und einen Appell für die Abschaffung des S 218 211 unter56hfelben-

II. Juni Kassel —DBG-quenleonferenz _ ‚ .
Auf der 7. Bundes-Frauenkonferenz des DGB in Kassel fc_>rdern d1e I9° Welbh'

Chen Delegierten bei nur vier Gegenstimmen Straffreihext fiir d1e Schwanger-

schaftsunterbrechung bis zum Ende des dritten Monats. D_arüber I_1inans soll

Abtreibung möglich sein, wenn eine medizinische oder engemsche Ind1kauon ge—

geben ist oder die Schwangere das 16. Lebensjahr noch n1cht vollendet hat:

Schwangerschai’csunterbredmng soll laut Forderung der DGB-Frauen zur

Pflichtleistung der Krankenkassen werden. Kurz zuvor hatte der Hauptredn_er

der Konferenz, Justizminister Jahn, noch erklärt: Es sei ungeheuer 5_chwrer1g‚
In diesem Zwiespalt eine verantwortungsvolle Lösung zu finden‚_namhch emer—
seits den Frauen einen zumutbaren Weg zu weisen und andererse1ts das ungebo—

rene Leben zu schützen. '

12. juni Aktionen
In München, Saarbrücken und Kassel: _ _ d
Unterschriftensammlungeu gegen den S 218. Überall das gleiche Blld= V0!“ en

Listen stehen die Menschen Schlange, um sich für die Abschaflung des Paragra-

Phen 218 einsetzen zu können. . - '
In Pinneberg bei Hamburg sammelt eine Gruppe unabhängxger Fr“°“ m_zwe1

Stunden rund 700 Unterschrifl:en gegen den 5 218- Die Listen werden den Pmne-
Eerger Bundestagsabgeordneten zur Weiterleitung ans Justizmimstenum uberge-

en.

13. Juni Hamburg —- Bischof Wölber ' _

In der Hamburger St. Nikolai-Kirche predigt der leitende B15chof der Evang.—

Luther. Kirche in Deutschland, Hans—Otto Wölber, über »das Leben, das Gott ge“

höru und fragt »Ist es eigentlich ein großer Schritt von der Absage an werfendes

unerwünschtes Leben zu der Absage an gewordenes unerwünschtes Leben.« 'ch

Den 374 Frauen, die sich im stem zu einer Abtreibung bekannt_haben,ßpn t

er ab, aus echter Not gehandelt zu haben. Bei ihnen handele es s1d1 schhcht um
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das demonstrative Nein zum werdenden, aber unerwünschten Leben. Den Frau—
en, die ihre Contergan—Kinder ausgetragen und angenommen haben, bezeugt der
Bischof »erheblichen Respekt«. Sein Fazit: »In der Frage der Ehrfureht v'or
dem Leben gibt es nur ein unabdingbares Entweder-Oder, das uns die Bibel im
5. Gebot sagt. Und eine Gesellschaft die nicht die Unabdingbarkeit aufrichtet,
begibt sich an den Rand des Unheils und der Katastrophe.«

Kassel — FDP
Die FDP-Bundestagsabgeordnete Lieselotte Fundce erklärt in Kassel auf einem
Parteitag der FDP, ihre Partei wird auch allein einen Antrag zur Reform des
8 218 im Bundestag einbringen, falls keine Einigung mit der SPD zustandekom-
me.

Der FDP-Kreisverbanal Kassel sammelt an einem einzigen Tag über 800 Un-
terschrii’cen gegen 5 218.

Bonn — CSU-Anfmge _ _
Der CSU—Bundestagsabgeordnete Dionys _]obst bringt eine Kle1ne Anfrage 1m
Bundestag ein. Die Regierung soll Auskuni’c geben, wie sie die Selbstbezichtigung
der 374 Frauen beurteilt und ob sie die Ansicht teile, daß werdendes Leben Wei-
terhin strafrechtlich geschützt bleiben müsse.

Auszug aus Hans Habes »Wams«-Artikel v. 13. 6. 71.
Falsche Märtyrerinnen

». . . In meiner Kindheit zeigte sich auf Rummelplätzen eine Dame, die man die »Dame
ohne Unterleib« nannte. Sie war ein unglücklicher Krüppel. Nicht weniger krüppelhai’f 815
die Schaustellung >keines< Unterleibes ist die Schaustellung des Unterlei'bes. jede der J‘-"}“
gen Frauen, die sich vom >stern< vor den Karren der Publizität spannen ließen, Welß; m“welchen ekelerregenden Vorstellungen sich der Akt der Abtreibung verbindet. offenbar
samt und sonders Verfechterinnen des freien Sexus, rufen sie Vorstellungen zum Abge-
wöhnen herauf.

_Ist das schlimm genug, so ist die Geschmacklosigkeit noch schlimmer. Ich weiß nicht, Obes einen einzigen Mann gibt, mit dem diese Frauen liiert sind oder waren - ganz ohneMänner dürfte ja. nicht zustande gekommen sein, was sie abtrieben —-, der die Auf.merk-samkeit auf den operierten Unterleib seiner Frau oder seiner Geliebten zu lenken wunschß
Ich kann mir nicht vorstellen, daß es ein Kind gibt — viele der prominenten »Engelmad1e'rinnen« haben Kinder —, das einst auf seine Mutter sehr stolz wäre, weil diese der Illu-
strierten-Öf’fentlichkeit mitgeteilt hat, daß sie sich des Schwester'chens oder Brüderchens
entledigte. Rüäsiétslosigkeit gegenüber helfenden Ärzten, gegenüber dem Partner, gegen-über den zufällig nicht gerade abgetriebénen Kindern kennzeichnet die mehr oder weniger
freiwilligen Opfer des >stern<.

.Rücksichtslosigkeit aber auch Sich selbst, uns und der Sache gegenüber. Die Scham10513'keit, mit der sie uns ihr Privatestes enthüllen, macht ihr Privawstes reizlos. Die Sache derReform wird durch die Unsachlichkeit geschädigt. Was übrig bleibt, ist eine abstoßendeReklame, em Strip—tease, der sich nicht mehr mit: der totalen Nacktheit begnügt‚ der nun ’es mußte so kommen -— auch die Gedärme entblößt . . .

14. juni Hamburg — Meinung einer Kirchengemeinde _ .Im Rahmen des »Kritischen Gottesdienstes«‚ der ständig in der St. Ja60bl'K'r'



che Hamburg abgehalten Wird, diskutieren zum Thema. »8 218 — Abtreibung«

rund 800 Te1lnehmer. Die Mehrheit der Versammelten ist für eine Reform oder

S?gar Al_)schaffung der Paragraphen. Es wird ein Arbeitskreis zur Vorbereitung

emes welt€ren Diskussionsabends in der Kirche gebildet.

Nur einer war dagegen

Brulgesehlfl wlu 15 In GesptzevThon, zu der :|. elliüluh:
lexlen und Gynlkclogenduulseh„Multcrschllt hmm. e\n Klnd nu!Großer Bella" tur file Thesen zur

dl. WII! zu bringen und In dien
Well hlnllnwachun zu luun.Ahschalfunu des Paranranhßn 218

mu Th bricht ln lmmlt
hrllhro Ku cin: über dir
„Amon 21l" Ill Inch dl. Kirch.
unlrlllun. Von du Kinn! prc-
dlgto Hnmhurgn Blum»! HIM-
0lto Wblbnr mm .dn Lnbon.
du Gott qohbrl“ — und dl. Oo-
mnlmio ung, nlehdnm „Ihr P|-
|lor“. dcr lulhnd- Bllchul dcr
Blmolhd1-Lulhurhduon Klreho
ln D.uhehllnd‚ ringean unpro—
dun mug, dm Ahlnlbungn-
pluguphln lbxuleh in All
dl. Gemeindo
bnlrn ..Krlillehun Gallen nnl\"
von mw Dr. Flul Schulz In
in St. szhlklreho, gib „
dunnomdon Boll.“ nich Worin.

dio “h dh 5bfld\ullunn du
8lnlpluguphnn plldllrhfl.
Zwulmul Klrdu — uhlr ein und
dloulbu Gemeindo‘!

Vor nllem dl. Thum von Dr.
Luc Joehlmun. dcr Humburgor
Autorin und Soziologln. wurnn
u, nut dl. cm. 800 Monwhon
In der borslend vollen Kirch! ml!
loaondem Applaus nnlworlolm.

„Ich bin für dla Absehnlfung
du 5 218. wo" Ich (fir den Schuh
des Lehm; bin unslollo des
Schutzes werdenden Lobens“.
arkllnu dIe-nrlolgreta‘nu Publizi-
stln und Muller nme: suehullhrh
gun Sohngu. „!qh bin mr dla Ab—
sehulfunu du 5 218, woll Ich mr
dl. Muttqriehull bin. |nflull. du
Goblrzwnngn". hlaß Ihn 1wnuc

Vernnlworlung und Liebe. du .:
um du Hlnelnwnehson In eine

Aktion

21

kludlrlelndllche Well gshl. Das
ventehc Ich unler Mullerschull
und nluht du Auflagen elnar
Schwangirschun.
Ausmßen
onlmomehllchlu

AUS »Hamburger Morgenpost« vom 14. 6. 1971

I)‘- Juni
Herbert Kremp von der WELT kann si

Lese— und Übersetzungsgehilfe

»juri5tisfher >Null-Tarif< für den Ab—

Ort«

”Aufstand der Aborteurinnen«
»Zu

Stars« Oder:
Suffragetten umgeschminkte

”Zeuginnen der Schickeria«
»Sent1mentales Geschrei aus der Zille-

Ära«

218 — zu ernst für Schickeria

Juristischer »Null—Tarif« fiir den Aborü

V0n Herbert Kremp

Die Aktion hat, wie so oPc, mit der Sache nichts zu tun,

Nihan
Gsblr-

und
einer Lelbeslrueht.

und

In onlwllrdlgendcm Sozlnldarwl-
nlsmus hnlm." Und These Nr. 3:
„Ich bin für dl. Ab:ehnjlung des
5 218. well Ich für die Menueh-
wardung der Frau bin. anstella
olnos Brulkörpers ohne Bewußt-
sßln.“ Mensehwnrdunn der Frau
mnsu slah lusdrüuken In dar
Frolhell. dla thl (rollen zu' kön-
n0n zwlsehen Ja und Ncln zu
einem Kind und nicht „ein Kör-
per seln. der .nuslrlgl'. ein Ge-
llB. Nihrbcdsn. Trnguller._ go-
zwungcn und nehllou."

Naeh laut dnl Slunden Diskus-
sion wurde In der SL Jacobi-
klmho ein Arbeitskrcls gegrün-
det. der Nr olnu ..Ändlrung des
Ablrelbungspuragrlphen“ ein-
tritt. 160 Sllmmnllel im eine Ab-
schl"una wardun gozlhli. dnzu
10 Sulbubozlchlluungen und nur
um. einige Sllmmo. dl. Abtrei-
bungen weiterhin unlar Strafe
stellen will.

ch nicht länger zurückhalten. Hier eine

ll

II

II

Freigabe der Abtreibung

»stern« — Aktion

die Prominenten in der Liste der

Selbstbezichtigerinnen

II die Forderung, eine Schwanger-

schaPc aus sozialen Gründen abzu-

brechen

sondern benutzt sie als Mittel zum

Zweck. Über die schwierigen Probleme des Sd1wangersd1aflsabbruchs wird in den verant-

Wortlichen Gremien des Stäates und der Gesellscha& seit langem diskutiert. Die Bundes-
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ministerien der Justiz und für Jugend, Gesundheit und Familie prüfen alle Aspekte derAbtreibung. Das Ergebnis kann sich in einer Reform des Strafre_clns n1eds:rschlafic;)m S elDer Sturm gegen den umstrittenen Paragraphen fährt also in ohnei:nn geb a te _8g .Sein radikaler Pfifl', konkret gesagt, die Forderung nach einer unbeschr_ankteq Ausyäfiflä}äder sozialen Indikation, erinnert an einen ordinären Gassenhauer. Hier spuckt mchtdelnNot, sondern die Willkür, wobei das Motiv, den Gesetzgebex: zu.ergressen‚sau undnaivsten Juristen und Politikern einleuchten müßte. Das Angn_ffszxel Ist dä taat ani-seine Aufgabe, durch eine Gesetzesordnung und ihre Wahrung d1e Gesellscha zu org

Slel"—‘_n- ' ' " ' ‘ Hundert zu
Die Unterschnf’cenakuon gegen den 5 218 StGB, angefuhr_t von em1ger_1 d' tiz‘Suflä‘agetten umgesd1minkten Stars find ihren Verkaufsjoumahsten‚‚proyozmrt ä]üs'e.und setzt die Exekutive und Legislative unter Druck: Ihre Machtlosx_gke1t soil na gA6;iö_sen werden an einem Punkt des positiven Rechts. Dahinter steht w;1terentw1cke_lte d “Ideologie. Was man mit der Charakterisierung des Polizi5ten als emer »prc_>vozwien enFigur schon einmal erreicht hatte, soll jetzt mit dem Staatsanwalt durch dl_f: Ellizharvunäseiner »unmenschlichen« HandlungSWeise wiederholt werden. Und zwar grund 1 er “

. . . . - - " Pd e
wenn er gelingt, den Staat und seme E1nr1chtungen, und er_ verhindert eine vscäilll;l2htälfilsachbezogene, am Gemeinwohl orientierte Erörterung des Problems. Der I Wirk-»Mein Bauch gehört mir« kennzeichnet das demagogische N1veau der Aktion. nlichkeit geht es um das Leben, um seine Schutzwürdigkeit, um die Entstehung des Men-schen, um sein Lebensrecht und seine Würde . . .

uns auf Grund der Verfassung —‚ muß dieses Prinzip in jeder Hinsicht gelten: ä“fc€älEmbryo, den unheilbar Kranken, den hinfälligen alten Menschen, den Schwerver “Man.Prinzipien haben die Eigenschaft, das Messen mit zweierlei Maß nicht @zulasseä; Pc? “kann mcht den alten Menschen Umsorgen — der Staat tut: es, tut: es auch die Gesells_ 3 urund gleichzeitig das werdende Leben, in dem substantiell schon alles angel?" 15t,Bzei-
Tötung freigeben. Die Folge des Prinzipienbruchs wäre nämlich, um beim gewahltexg enspiel zu bleiben, daß der »sozialen Euthanasie«, der Tötung der hinfälllg gewor en

den könnte . . . ‚_ k" enmg aus sozialen Motiven rechtfertigen Wurden‚_ °‘}I?___nicht anerkannt werden. Der Staat, besser noch die Gesellschafi: in der Gestal_t freier {3'6ger sollen gefälligst die Vorkehrungen treffen, die zur Linderung der Not bez1ehungswe.ile
zur würdigen Unterbringung und Erziehungshilfe für Zufallskinder im Zeitaltef d‘?” Pluf' ' ' ' t Wie die Bundesrepublik kann sich nicht p'10t2hcglf‘ch
sentimentales Geschrei aus der Zille-Ära einlassen. Das soziale Argument ist mchf: re 'lch;
sonder_n bestenfalls kraftlos. Die Stars, die sich mit ihren Abtreibungen brüstem Sind “1

euginnen der Not, sondern Zeuginn6n der Schickeria„ Die Not hat; andere W0hnungm '
Und dort Wird über '

'

— Ärztemeinung



Bonn — FDP _

Die Rechtsexpertin der FDP, Frau Diemer-Nicolaus, erläutert die Reformvor—

stellungen ihrer Partei: _
Schwangerschaflsunterbrechung kann in den ersten vier Wochen durch einen

Arzt oder die Schwangere selbst, im zweiten und dritten Monat nur _von einem

Arzt vorgenommen werden. Die Entscheidung liegt in jedem Fa_ll bei der Frau.

Gutachterstellen werden abgelehnt, ebenso ein erweiterter Indikationskatalog.

Nur eine Beratungsstelle soll der Frau zur Seite stehen. Nach <_16nl dmten Monat

allerdings kann Schwangerschaflsunterbrechung nur bei med1z1mscher oder euge-

nischer Indikation zugelassen werden. ' _ _ _
Der Abtreibungsparagraph muß nach Meinung der FDP noeh m d1eser Legs-

laturperiode abgeändert werden. Die jetzt gültigen Strafbesmmmungen haben

nicht zu einer Eindämmung der Schwangerschaflsunterbrechungen geführt, und

ihr Ziel, werdendes Leben zu schützen, nicht erreicht.

(Vergleiche auch 4. Juni)

17. Juni Bonn — SPD . ..
Der Sprecher der SPD—Fraktion in Strafrechtssachen, Hans de With, befurwox:-

tet Straffreihei'c für SU, wenn sie in den ersten drei Monaten nach Beratung n}1t

dern Hausarzt von einem Ath vorgenommen wird oder wenn — nach dem drit-

ten Monat -— eine ärztliche Gutachterstelle die medizinische _oder eugenlsche 111-

dikation bestätigt. Nach seiner Ansicht besteht die Möglidikelt, daß 31ch der Bun-
destag auf folgendes einigt: .
I. Werdendes Leben ist grundsätzlich geborenem Leben gle1chzusetzen und dem-

entsprechend vom Staat zu schützen. ‚ _ . -
2. Strafrechtlich zu sd1ützendes Leben liegt erst nach der N1dauon V0f- D1e ”Pd"

le danach« Wäre also keine Abtreibung.
3.Wegen des biologischen und existenziellen ZusammenhangeS des werdenden

Lebens mit dem Leben der Mutter ist es gerechtfertigt, StrafreChthCh unter-
schiedliche Regelungen vor2usehen.

_18. juni Bonn - Bundestag . - F ‘ b
D1e Bundesregierung Spricht sich zum ersten Mal öffenthch gegen eme re1ga e

der Schwangerschaft in den ersten drei Monaten aus. A1}th°rt aufd1e Kleme_An-
frage des CSU—Abgeordneten Diony$ J0b5t vom 14' ]um gibt. de1-1Parlamentarltsid'le
Staatssekretär Alfons Bayerl (SPD): Das werdende Leben 1“ em Rechts_sgüß e?-sen strafrechtlicher Schutz gewährleistet sein muß. _Alle_ Reformen mussen l;oél-

nerseits der Schutzwürdigkeit und der S::hutzbedürftlgktflt des W‘.”der_1den Lel ensin möglichst effektiver Weise Rechnung tragen« und »anderersexta d1e Probbeme

berücksichtigen, die sich in Fällen ungewollter Schwangerschai’c fur das LeflenS-

schicksal der betroffenen Frau und. die ärztliche Entscheidung ?rgeben«- Nah6äi
Einzelheiten teilt Bayerl nicht mit, da die Sachargumente 'zu emer Reforn}l nä
geprü& würden. Die Selbsdaezichfigung V0“ 374 Frauen im sten} benrtex t erAbgeordnete als Absicht, „das Problembewußtsein in der Öflenthchke1t zu ver-

stärken«.
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I9. juni Aktionen ‘ _
Frankfurt: Dort fordert die »Frauenaktion 70« in einer Demonstration und
Unterschriflensammlung: »Abtreibung nicht gesetzeswidrig« ung! »Geb_et den
Engelmachern keine Chance! Weg mit dem 5 218«. Audi die Arbe1tsgerne_mschafl
Sozialdemokratischer Frauen und die Jungsozialisten sammeln Unterschrxfien.

Berlin: Die »Abtreibungsinitiative der Humanistischen Union« und der »30-
zialistische Frauenbund West—Berlin« informieren an 10 verschiedenen Plätzen
der Stadt über S 218 und fordern seine Abschaffung. 10 000 Berliner erklären sich
solidarisch, zoo Frauen beziehtigen sich selbst einer Abtreibung.

Hamburg: Die erste Sammlung der »Aktion 218« bringt in kurzer Zeit 1050
Solidaritätsunterschrifien.

Berlin'— Bischof Scharf
Bischof Kurt Scharf erneuerte vor der Regionalsynode West der Evangelischen
Kirche von Berlin—Brandenburg das aus den Jahren 1945/46 stammende Ange-bot der Kirche: Werdende Mütter, die eine Abtreibung erwägen, können ihreKinder unentgeltlich in einer evangelischen Klinik entbinden lassen. »Alleri_ill}gSmit der Bitte, daß sie ihr Kind in den ersten drei Wochen nach der Geburt im sich
behalten«. Die Berliner Kirche und ihre Diakonie verpflichtet sich, ‚für d1e Km-der zu sorgen. Andere Mitglieder der Synode bezeichneten dieses Angebof. 1ed9chals unrealiétisch und nicht mehr der heutigen Situation entsprechend. D16 M08“lichkeiten der Kirchen, es zu verwirklichen, seien außerdem sehr begrenzt.

20. juni Bonn — SPD
Parteirat, Parteivorstand und Kontrollkommission der SPD lehnen eine ers„at_z-lose Streichung des 5 218 ab, befürworten aber eine Reform, durch »sorgfaltlgausgewogene, verantwortungsbewußte Lösungen«‚ weil das geltende Strafrecht
dem erforderlichen Schutz des Lebens nicht gerecht wird.

Husum — SPD
De; Landesparteitag der SPD Schleswig-Holstein fordert die Einführung der3-Monats—Frist fiir SU. Bei unter 16jährigen soll Abtreibung generell erlaubt
sem.

‘

Göttingen — SPD
_ _ .Ein_ von den SPD-Arbeitsgemeinschaflen in Göttingen gebildeter Init1at1vkre15

Hannover — ]usos
'Der Jungsozialisten—Beirat im SPD—Parteibezirk Hannover in einer Aufforde-rung an den Justizminister: Völlige Abschaffung des S 218!

Schweiz — Bern
ne Unterschriflensammlung wird gestartet, die eine Volksabstimmung über das

Ei

Verbot von SU herbeifiihren soll. Initiatoren éind z. T. prominente Politiker und
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Rechtsanwälte. Das Abtreibungsverbot sei illusorisch geworden, WFÜ “@ d1e

»überwiegende Mehrheit der Frauen« nicht daran hält. Deshalb W1td em %u-

satz zur Bundesverfassung gefordert: »Wegen SU darf keine Strafe ausgefallt

werden«. Wenn 50 000 Unterschriften zusammen kommen, muß d1e Volksab—

stimmung darüber durchgeführt werden.

22. juni München — Razzia bei »A/etion 218« . _

Rund 30 Polizeibeamte besetzen um 6 Uhr früh zwei Wohnungen von M1tghe—

dern der Aktion 218. Nach einer zweistündigen‚Hausdurchsuchung werden 2000

Solidaritätsunterschrii’cen und etwa zoo Selbstbezichtigungen von Frauen (»Ich

habe abgetrieben«) beschlagnahmt. Außerdem Listen mit Adressen vonflKontal—rt—

personen. und sympathisierenden Frauen, Telefonnotizbücher, Flugblatter, Srt—

Zungsprotokolle und ähnliches. Angeblich ging es der Staatsanwaltschafi; nur um

die Selbstbezichtigungen — als Beweismaterial für Verstöße gegen 5 _218. Ober-

Staatsanwalt Sechser: »Wenn ich von einer strafbaren Handlung we_1ß, muß 1ch

einschreiten.« Außerdem wisse man ja nicht, ob die in der Illustrrerten stern

genannten Namen stimmten oder nicht. Es bestehe der Verdacht der Urkunden—

fälschung oder der Vortäuschung einer strafbaren Handlung. Wa.er dann3.ber

das ganze übrige Material mitgenommen wurde, konnte Sechser mehr erklaren:

D_ie Besc}llegnahme der Solidaritätsunterschrif’cen (freie Meinungsäußerung!) _sel

e1_n »Versehen« gewesen. Mitglieder der Aktion 218 forderten jedoch vergebhch

d1e Rückgabe.

53. ]uni Bonn — Deutsche Bischöfe ' 1Pralat Wilhelm Wöste überreicht den Ministern Jahn und Strobel d1e »Stei ung—

£agme des Kommi35ariats der Deutschen Bischöfe zum Schutz des werdenden

e ens«.

Grund5ät2fi°h Wird der Frau das Verfügungsrecht über werdendes, ungebore—

nes Leben abgesprochen, da es nicht »Teil des Körpers der Fr_au« 13_t._1\(1enschhch

ver5tändli°h und rechtspolitisch vertretbar ist eine SU nur be1 medmmscher In-

dikati0n_ Andere Begründungen für die Straffreiheit einer Töt_ung werdenden

Leben können nicht anerkannt werden, auch nicht für den _Fall emer durch Nä-

Zucht auf‘552W11ngenen Schwangersthai’c. Das würde nämhch bedeuten, Unre t

durch neues und noch schlimmeres Unrecht wiedergutmachen zu wollen. Der Sgaa'c

muß nach Wie vor die Abtreibung als »vorsätzliche Tötung men_schhchen Le äns

bestrafen«. Wenn die Achtung vor dem werdenden Leben abmrnmt‚_ droht _ (lie

Gefahr‚ daß die Ehrf\1rcht vor dem menschlichen Leben überhaupt. germger _;v1r .

Das Cin2ige geeignete Mittel, der Abtreibung entgegenzuwrrken, rst neben äh r3n1

V-erb°t der Ausbau Von Beratungs- und Hilfeleistungen, an dem srch au re

K1rche beteiligen Will.

25- Juni Bonn —- ]ustizministerium
. . - ' ' vor-

Na€h »H1nweisen gut: unterrichteter Kre15e« sehen d1e derzemgen Ef%fcii der

Stellungen ]ahns etwa so aus: Der Tatbestand der Abtrerbung 1st er
. . - ' be der

N1danon erfüllt. Die Pille danach ist also legal. An eme generelle Freiga
Abtreibung ist nicht zu denken. Schwangerschai’csunterbrechungen durfen nur
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vorgenommen werden, wenn eine medizinische Indikation vorliegt. Unter den
recht weit gefaßten Begriff der medizinischen Indikation fallen auch zu erwar-
tende schwere Schädigungen des Embryos, Vergewaltigungen und soziale Aep_ek-
te. Ob Prüfungskommission mit Entscheidungsrecht, ob beratende Kommmsmn,
ob der Hausarzt allein oder mit anderen Kollegen diese Frage zu entscheiden
hat, ist noch unklar.

25. juni Bonn — Montag-Club
Der Bonner Montag-Club, ein Gesprächskreis SPD-mhestehender Frauen for-
dert: Der Gesetzgeber soll den Mut haben, den Schutz werdenden Lebens meht m
fragwürdigen Verboten zu suchen, sondern durch die freie Gewissensentsche1dung
der Frau zu erreichen. Es gehört entscheidend zur Würde der Frau, selbst darüber
zu bestimmen, ob sie eine Schwangerschaft austragen Will oder nicht. SU soll nach
dem dritten Monat bei medizinischer, eugenischer, ethischer und sozialer Ind1ka-
tion in besonderen Härtefällen erlaubt sein. Die Kosten sollen die Krankenkas-
sen tragen.

Köln — Niedergelassene Ärzte '
Der Verband der Niedergelassenen Ärzte Deutschlaiids (NAV): »]ede SU ist
Vernichtung neuen Lebens und damit ein Akt der Tötung«. Das neue Leben ge-
hört sich selbst und muß prinzipiell geschützt werden. »Einen Embryo zu ver-
nichten, kann nicht mit den gleichen Maßstäben bewertet werden, als gelte ‘?5:
einen Blinddarm oder eine Geschqust zu entfernen.« Der Verband verurtelIt
die »geradezu beschämende Manier« der gegenwärtigen Diskussionsführung urn
den 8 218. Diese Diskussion ist überhaupt unnötig, wenn man einer Empfängfll$
vorbeugt: »Auch bewußter Sex ist eine soziale Aufgabe.«

26. Mm" Münster — Bischof Tenhumberg
.Der Bischof protestiert am >>Tag der Frauen« vor rund 5000 Frauen gegen d_1_e

»Abtreibungspropaganda«: »Der Schwangersdaaf’csabbrudu ist und bleibt T0“tung.« Gleichzeitig spricht er den Frauen seinen »Respekt« aus, die ein uner-wünschtes Kind austragen, und bietet ihnen seine Hilfe an: katholische Famlllen
sind sicher bereit, unerwünschte Kinder aufzunehmen. Die Kirche Will - geradebei] einer Schwangerchaf’c nach Vergev'valtigung — die Pflege und Erziehung über-
ne men.

In einer Stellungnahme, die Justizminister Jahn zugeleitet wird, erklären che
Teilnehmer der Kundgebung, ihre Bestürzung über die »Tendenl, die Tötungwachsenden Lebens im Mutterleib als straffrei zu erklären«. Sie fordern, das
ungeborene Leben mit allen Kräflen zu schützen.

27. juni Paderborn—Erzbiscbof ]aeger\
In einem sonntäglichen Hirtenwort vérurteiit Erzbischof Kardinal Lorenz Jaegerdas »neue Euthanasie—Programm, fiir das im Augenblick in unserem Lande eine
breite Öffentlichkeit eintritt und sich stark macht: die Beseitigung des >unwerten<
Lebens im Schoße der Mutter«. Es kannnicht in einer Abstimmung freigestel.ltwerden, ob Abtreibung erlaubt sein soll oder nicht, da das Recht auf Leben em
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Grundrecht jedes zivilisierten und freien Volkes ist. Schonigar mehr. kann _das

Töten des Kindes vor seiner Geburt als ein Ze1chen der Befre1ung und Emanz1pa-

tion der Frau angesehen werden.

Freiburg — Erzbischof Schäufele .
Der Erzbischof von Freiburg Hermann Schäufele fordert alle Kat_hohken aüf‚

»sich von jedweder Aktion für die Abschaffung des S 218 zu d15tanz.leren«. Wer-

dendes Leben ist vom Augenblick der Empfängnis unantastl_aar WH? das Leben

des schon geborenen Kindes. Abtreibung und Tötung des Kmdes smd >>Vefab'

scheuungswürdige Verbrechen«.

Berlin — Erzbischof Bengsch .
Auch der Berliner Kardinal Alfred Bengsch übt Kritik an der Tendenz der Dis-

kussion über die Abtreibung. Mütter, die nicht bereit sind, »dem Leben zu d1e-
nem, zerstören mehr als nur ein Ungeborenes.

München —- Schriflsteller
-— 'Sieben Schrifizsteller solidarisieren sich mit der »Aktion 218« und erklaren, Be1—

hilfe zu einer Abtreibung geleistet zu haben. Ernst Bloch, Bernt Engelmann‚ Max
von der Grün, Paul Schallück, Günter Wallraff, Dieter Wellershoff,.Gerhiwd
Zwerenz erklären: »Veranlaßt durch das empörende V01'gehen gegen d1e Akuop
218 und als Ausdruck unserer Solidarität mit allen, die verfolgt..werden‚ Wellsie sich für die Abschaffung des barbarischen und menschen_unwurd1gen_P2ra-

graphen einsetzen, beziehtigen Wir uns hiermit selbst öfienthch der Beihilfe zu
Straftaten gegen 8 218 StGB. Wir fordern alle verantwortgngbeWumen Kolle-
gen auf, unserem Beispiel zu folgen und so mitzuhelfen‚ e1ne Regeln“.g z.u är-
zwingen, die unseren Vorstellungen von Menschlichkeit, ReCht und Frühen er
Persönlichkeit entspricht.«

Miincben —- SPD ° clIn einem oflenen Brief an Bayerns Justizminister Held protest1eren ad1e_L;n -

tagsabgeordnete der SPD gegen die »Nacht- und—Nebel—Aknomz der ‘1_VIun ner

Staatsanwaltschafi: (siehe 22. 6.!). Der Minister Wird aquef.orde.rt, dafur 21-1 Isa;
gen daß Nachstellungen der Staatsanwaltschai’c künf’c1g n1°ht ”? das zw1e1geraten, » der Umerdflickung demokratisdlel’ Willensbildung zu dxemm«.

28' Juni Hambur — Kritischer Gottesdienst _ _ _

In der Hamburger SE _]acobi—Kirche findet der zweite »Kymsche Gottesämnäf;

zum Thema Abtreibung statt. Eine von einem Arbe1tskre1s vorgelegte _ 650 e-

ti0n Wird mit Mehrheit verabschiedet. Sie enthält die F_orderung nach ägi‘gäfl

Setllidien Neuregelung des S 218 in der Weise, daß SU m de}1cfl:1rswlä 3 mission«

generell zulässig ist. Später nur, wenn eine sogenanqte »Gem15 t(e) gm eine eu-

(nicht nur Ärzte!) eine medizinische Indikation im S1nne der WH 0 er

8enische Indikation als gegeben sieht.

99

\/



Leben und Tod

ie öffentliche Auseinanderset—
Dzung um eine Liberalisierung
oder gar Preisgabe des Abtreibungs-
verbots wird unter Prämissen ge-
führt, die Selbsttäusehungen sind. Da
wird von „Schwangerschaftsunter-
brechung“ gesprochen. Dieses Wort
enthält eine Haibwahrheii: und ist
wie jede Ha1bérahrheit Unwahrheit.
Eine zerstörte‘ Schwangerschnft kann
nicht fortgesetzt werden wie eine
unterbrochene Rede. Der Eingrifl. ist
endgültig, er tötet menschliches Le-
ben. Dieser Sachverhalt wird ehrli-
cher mit dem Wort „Schwanger-
schaftsa'bbruch“ bezeichnet. Schwan-
gerschafisabbmch bedeutet Tötung.

Als zweite täuschencle Prämisse
wird unterstellt, es sei zuerst Aufga-
be neuformulierten Strafreehts, den
Kurptuschern und Engelmacherinnen
ihr schwarzes, todbring'endes Hand-
werk zu legen. Die von der „plumpen
Drohung mit dem Strafgesetz“ —- so
die 16 Strafrechtelehrer in ihrem
Alternativ-Entwurt vom Januar 1970—— mitverursadzte Katastrophe mas—senhafter illegaler Abtreibungen legtdiesen Fehlschluß nahe. Doch esbleibt ein Fehlechluß.

Wenn bis auf radikale Außenseiter
alle darin übereinstimmen. daß esnicht Sinn der Reform sein kann, die
Massentötxnm werdenden Lebens
hinzunehmen oder sogar zu legall—sieren, Sondern sie mit den am besten
geeigneten Mitteln abzuwenden,
dann kann die Modifizierung des Pa-ragraphen 218 Strafgeaetzbuch nurdas sekundäre, allerdingn notwendi-
ge Mittel sein‚ Primär kommt es er—stens darauf an, unerwünschte
Schwangerschaft gar nicht entstehenzu lasnen und zweitens die gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und
sozialen»Gründe zu beacitigen, dieeine Frau veranlassen können, die
Schwangerschaft abzubrechen. Inder Rangfolge der Mittel zur Ver-hinderung illegaler Abtreibungen
müssen Hilfe zur privaten Familien-
planung und Sozialhilfe an erster
Stelle stehen. Hier muß öffentliche
Kritik an der Gesellschaft und amStaat nnketzen.

In den Kirchen hat sieh die Er-
kenntnis von der richtigen Rangfolge
der Pmbleme Bahn gebrochen. Aberzu tragen ist doch: Wie kommt es,

Von W. HERTZ-EICHENRODE

Abtreibung nur in Notlagen

Sozialhilfe vor Strafrecht
—.__________

daß erst jetzt die Evangelische Kir-
che schwangeren Frauen unentgelt-
liche Entbindung in kirchlichen Kli-
niken und auch die Übernahme der
Sorge für das geborene Kind anbie-
tet? Wie kommt es, daß erst jetzt die
katholischen Bischöfe bekunden, die
Kirche stelle ihre Einrichtungen zur
Verfügung und prüfe
Hilfsmaßnahmen?

Die Politiker folgen nur >zögemd.
Immerhin hat sich die FDP zu der
Parole aufgerafit: Sozialhilfe vor
Strafrecht! Auch Martin Hirsch,
Rechtsexperte der SPD—Bundestags—
fraktion, fordert ein langfristiges
Sozialhilfeprogramm der Gemein—
den, der Länder und des Bundes. Die
Kosten hat freilich noch kein Politi-
ker taxiert‚ und Worte sind billig.

Für eine Neufassung des Paragra-
phen 218451: das die denkbar schlech-
teste Ausgangssituation. Über Straf-
bestimmungen sollte eigentlich erst
gesj)ro_chen Werden, Wenn private
Fannlienplanung und Sozialhilfe die
Abtreibung in der sozialen Wirk-
lichkeit auf die nachprüfbaren Not-41äile eingegrenzt haben. Davon kann
leider nicht die Rede sein. Die von
Versäumnissen der Gesellschaft und
des Staates mitverschuldete müssen-
hafte illegale Abtreibung drängt die
Politiker auf. den scheinbar einzigen
Ausweg: Rückzug der Rechtsord-
nung aus der Verantwortung für den
Schutz werdenden Lebens, weither-
zige Liberalisierung des ' Abtrei-‘
bungsyerbots mit der falschen Be-
gründung, allein 50 werde erreicht,
daß Schwangere nicht zum Kurpfu—
5cher, sondern zum Arzt gehen.

Der Rückzug der Rechtsordnung
aus der Verantwortung fiir denSchutz werdenden Lebens kündigtsich bei der FDP und der SPD inVorschlägen an, die bei pragmati-

scher Betrachtung als Versuch geltenkönnen, die Abtreibungskatastrophe
zu .‚iiber1isten“. bei sittlicher Wer-

Aus »DIE WELT« vom 28. 6. 197!
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weitere“

tung jedoch Heuchelei genannt wer-
den müssen. Beide Parteien stellen
rhetorisch den Schutz des Lebens,
auch_des werdenden Lebens„ obenan.
Aber wie die Mehrheit der „Alterna-
tiv—Professoren" fprdert die FDP
Straflreiheit bei Abtreibung in den
ersten drei Monaten der Schwangex»
schaft. Das bedeutet: In den ersten
Monaten soll das entstehende Kind
schutzlos möglicher Willkür seiner
Mutter ausgeliefert sein, es aus nich-
tigen Gründen zu töten.

In der SPD scheint sich eine Auf-
fassung durchzusetzen, die als Ab-
wälzung der Verantwortung auf die
Ärzte charakterisiert werden kann.
Gedacht wird an eine zur General-
klausel ausgeweitete medizinische
Inäikatlon, über deren Anwendung
die Ärzte in eigener Verantwortung
vor ihrem Gewissen und ihrem hip-
pokratischen Eid zu entscheiden hät-
ten. Die weitaus meisten Ärzte wür-
den diese Verantwortung ernst neh-
men. Dennoch wäre routinemäßnge
„Abtreibung auf Wunsch“ in auf soi—
che Schlächterei spezialisierten Kli-
niken das voraussehbare Ergebnis.
Dafür gibt es im Ausland Beispiele.

as menschliche Leben ist dasiun-
damentale Rechtsgut. An dem

Grundsatz, daß sich der Staat aus der
Verantwortung tür dieses Rechisgut
nicht einen Augenblick dispensxeren
kann, darf nicht getüttelt werden.
Eine Reform des Strafrechts m Sa-
chen Abtreibungsverbot ist nur
glaubwürdig, wenn Gesellschaft und
Staat unverzüglich Anstrengungen
unternehmen, mit Beratung eur Fa-
milienplanung und mit Soznalhiliefa
den Schwangerschaftsabbruch au
die wirklichen Notfälle zu beschrän-
ken. Dann aber bedarf es keiner
Flucht der Pdlitiker in eine offene
oder verdeckte Freigabe der Abtrei-
bung. Angemessen wäre die Anwfl:
dung einer erweiterten medizn1
schen Indikation, die auch soziale
Aspekte berücksichtigen kann. De
rechtlich nechprütbare Entscheidung
sollte bei Gutachterstellen liegen. die
mit privaten Ärzten und_ Wiss]e)r_le
schaftlern zu besetzen wären. lt-
Gut‘aehterstellen hätten 50 zu en
scheiden. daß der _ zugelas:ägfl°
Schwangerschaftsabbruch in je €;“
Einzelfall als die Ausnahme in
sonderer Notlage zu erkennen ist.



SPD — MdB Martin Hirscb

„An der Heiligkeit des Lebens

muß festgehalten werden“

Der Leiter des Arbeitskreises Rechtswesens der SPD-Bundestagsfraktion spricht

sich in einem WELT-Interview mit Hertz—Eichenrode gegen die ersatzlose Stre1-

chung des S 218 aus. Allerdings ist der Paragraph in seiner jetzigen Form »un-

möglich«, weil er nicht Wirkt. »Aber ich bin für eine sehr vorsichtige Änderu_ng

unter absoluter Wahrung des Gruhdsatzes: das Leben ist heilig.« Hirsch yerne1r1t

auch eine befristete Freigabe, weil solche Grenzziehungen »Willkürlidl_« su_1d. Sel—

ne Reformvorstellungen zielen auf eine erweiterte medizinische Ind1kau_on, _et-

wa im Sinn der WHO, und auf die ethische Indikation. Eugenische Ind1kaj:10n

lehnt er ab, weil »das im Endergebnis zur Euthanasie führt«, ebenso die sc_>zxale,

denn »in einem Staat, der sich eines relativen Wohlstands erfreut, muß d1e Ge-

sellschaft mit den finanziellen uhd sozialen Problemen anders fertig werden als

durch Abtreibung.«

I. juli Hamburg —— Bürgerscbafi '
Yor der Hamburger Bürgerschafl: fordert die FDP—Fraktion den Senae auf, sich

lm Bundestag für eine Änderung des S 218 einzusetzen. FDP-Gesundh_e1tsexperte

Dr. Rolf Bialas: »Wir bestreiten dem Staat das Recht; auf Grund et_luscher Vor—
stellungen eines Teils der Bevölkerung, alle Frauen zu zwingen, eme_ Schwag—
gerschafc auszutragen«. Eine SU soll in den ersten 3 Monaten strg.ffre1 sem, d1e

Entscheidung allein bei der Frau liegen. Im 2. und 3. Monat allerdmgs_nur »nac_h
Sachkundiger Beratung«. Die Einschaltung von Gutachterstellen und eine Erwgver

terung des Indikationskatalogs lehnt die FDP ab. Fraktionschef Muller:Lmlü

»Auch für uns ist das werdende Leben ein Zu schützendes Rechtng= aber W“ ver-
trauen es in den ersten 3 Monaten dem Gewissen der Mutter an, I_IICht dern Straf-

gesetzbuch.« SPD—Sprecherin Anke Fuchs: Auch die SPD ist für am Reforn.l' D1e
Freiheitsrechte der Frau müssen in den ersten 3 Monaten den Vot:rang gemeßen.

Dfr Antrag Wird an den gemeinsamen Rechts— und Gesundhextsausschuß der

Burgerschai’c überWiesen.

Selbstbezicbtigüngen
' h b 11Im »stem« Nr. 28 beziehtigen sich weitere 1024 Frauen, abgflneben zu a e .

USA- New York - '
Vor einem Jahr trat im Bundesstaat New York ein neues Abtre1bungsgesetz 1“

kraft. Danach ist SU rechtmäßigfwenn sie innerhalb von 6 Monate? Vätgälilä;

men Wird. Über diesen Zeitpunkt hinaus auch dann, wenn Gefahr für 25 ; e-
der Sdlwangeren besteht. Seit Juli 1970 wurden 165 000 legale $Uen g1r if%er

führt. Vorausgesagt waren zo 000, von den Gegnern 300 000. De Star cz

lag bei 5,3 pro (Skandinavische Länder 40, Gf°ß'Britannien I7)'
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2. juli Bonn — SPD—Frauen
_

Der Bundesfrauenausschuß der SPD erklärt: Sd1wangerschafisabbruch 15t grund-
sätzlich strafbar, außer wenn er innerhalb der ersten 3 Monate nach Beratung der
Frau mit einem Arzt ihres Vertrauens vorgenommen wird. Indikationen werden
abgelehnt. Soll eine Schwangerschaft nach dem 3. Monat abgebrochen werden,
muß jedoch eine medizinische Indikation vorliegen. Die Aufklärung über Fam1-
lienplanung muß intensiviert werden. Dabei muß in Erwägung gezogen Werden,
ob die Kosten für Antikonzeptionsmittel von den Krankenkassen getragen Wer-
den können. Die Gesellschaf’c darf die Frauen in »il1rer Angst und Not« nicht
allein lassen.

Groß—Gemu —— [uses
_

Die Jungsozialisten des Unterbezirks Groß-Gerau fordern ersatzlose Streichung
des S 218: Es ist eine »widerwärtige öffentliche Heuchelei, wenn die Gesellschaft
unerwünschte Geburten durch ein Gesetz erzwingt, danach aber die Frau allem
läßt. Die verhängnisvolle Ideologie, dem deutschen Volk Kinder gebären zu mus-
sen, ist endlich durch klares Denken und rationale Geburtenplanung 111 1nterna-
tionaler Verantwortung abzulösen«.

2. juli Hamburg —— Selbstbezz'cbtigungen
Die SPD—orientierte >>Hamburger Morgenpost« veröffentlicht die Namen von
221 Frauen und Männern, die bekennen »Ich habe gegen 5 218 verstoßen«, undappelliert an die Politiker, sich für eine Reform des Paragraphen einznsetzem
Zwischenbilanz für Hamburg: Für die Abschaffung des S 218 hat die Aktion 218
rund 4500 Unterschriften gesammelt, die Deutschen _]‘ungdemokraten 42°°' EineReform fordern rund 2200 Hamburger.

Miinster — Theologen
26 evangelische Theologen, der Universität fordern die kirchenleitenden Gremien
zur Initiative gegen 5 zr8 auf. Eine Abtreibung kann selbstverständhch nur eine
letzte Notlösung sein, es müssen jedoch humane Asfnekte berücksichtigt werden
»Wer dazu beiträgt, oder es durch Untätigkeit duldet, daß die juristische \{nd P°'litische Behandlung des S 218 weiter hinausgeschoben Wird, macht sich mitschul-
dig an dem tausendfachen Elend, das täglich durch diesen Paragraphen hervor-
gerufen Wird.«

München — ]ustizminister Held
Bayerns Justizminister Philipp Held lehnt jede Freigabe, auch eine befristete ab-Einzig mögliche Indikation ist weiterhin die medizinische. Auch das werdendeLeben genießt den Schutz der Verfassung: »Es ist fremdes Leben, über das Wed?die Mutter noch ein Dritter verfügen kann. »Die Forderung nach völliger Fret-gabe des Abtreibungsverbots bedeutet die »Unterscheidung lebenswerten und 1e-bensunwerten menschlichen Daseins«.

3. juli Aktionen und Solidaritätsbe/eundungen
.I_(arlsrube: rund I8oo Unterschriflen sind bisher gesammelt. In einer Frakfl°l.ls'Sitzung gaben sogar alle (bis auf 2 Ausnahmen) SPD-Stadträte ihre Unterschrlfß
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Heidelberg: 6060 Bürger unterzeichneten. __

Ulm: Freigabe der SU in den ersten 3Monaten fordern rund 1100 Burger an

Informationsständen des Arbeitskreises —- Sozialdemokratischer Frauen und des

Aktionskreises Emanzipation. _ _ _

Berlin: Der Sozialistische Frauenbund West—Berlin und d1e H0ma_nl$tlsChe

Union sammeln 5500 Solidaritätsunterschriflen und 22_33. Selbstbez1chugungen.

Damit haben sich jetzt insgesamt 17 000 Berliner solidar1s1ert undrund 1500 be-

kannt, abgetrieben oder Beihilfe geleistet zu haben. '

Essen: Über 2000 Unterschriflen zur Freigabe der SU bis zum 3. _Monat hegen

vor. Initiatoren der Aktion sind Mitglieder der Humanistischen Unlon, der Jusos

und der Pädagogischen Hochschule. _ .
Mannheim: 2600 Mannheimer sind solidarisch mit der Almen 218.

Dortmund: Rund 5000, Stuttgart: rund 5000.

4.11?” München—Kardz'nalDöpfner _

Julius Kardinal Döpfner, Vorsitzender der Deutschen B15cbofskonferenz un_d

Erzßischof von München und Freising, lehnt jede Liberalis1_ex;ung des A?tre1-

bung5paragraphen strikt ab. Eine Ausweitung der Gründe, d1e e1ne Abtre1bung

Zulassen‚ ist »grundsätzlich uhvereinbar mit der christlichenVorsfellung van d0r

Würde des ungeborenen Lebens«. Seiner Meinung nach b1rgt 510 auch fur d1e

Gesellschaf’c »größte Gefahren« in sich. _

Ähnlich argumentiert der Ausschuß für Strafrechtsreform sier evangelzsclaen

Landessynode in Bayern: »Eine Rechtsordnung, die menschhches Leben mehr.

mehr schützt, gibt sich selbst auf.«

Gießen — FDP
1 fDer Landesvorstand der hessischen FDP: »Vater Staat muß raus aus Siem S€hcla'_zimmer und endlich seine sozialen Verpflichtungen anerkennen'“.Dle E1131 le n:

gung der Frauen, die heute unter Umständen aus s‘chwerer seelisch?!“ R ? ä
zwungen werden, Kurpfuschex: aufzusuchen‚ mUß beendet‚wefden_' D1e NF °fansvorstellungen der hessischen FDP stimmen mit den von Frau D1emet‘- 100
für die Gesamtpartei erläuterten Ziele überein. (Siehe 16. 6.)

5- Juli Göttin en—SPD und uses . .
Mitglieder der SPgD-Projektgruppje Emanzipation, der j1ingsoz_l a115teä umgipägi‘
Arbeitsgemeinschafi soiialdemokratischer ]ursiten (ASD “bfrre‘d‘e? dem hat
Abge°rdneten Wichert 6000 Unterschriften von Göttinger Bürgern GDC“ e£1rftcs>lchei_
unterzeichnetl), die eine Freigabe der SU bis zum 4- Monat for_dern._ g;r Aktion
fiung soll allein bei der Frau liegen. Der Abgeordnete, der 516“ m1t
Identifiziert, Will sich in Bonn für die Forderungen emsetzem

Tübingen— SPD . . .. - 1:
Der SPD—Kreisverband Tübingen fordert Str9_.ffre1he1t fur SI?£I; (111331;;iiäfi

3 Monaten. Danach auch dann, wenn medizinlsdle °fiefdfugemznschfid1en und
vorliegt. Der Abtreibungsparagraph ist aus gesundhm11 en, m
gesellschafizspolitischen Gründen nicht länger tragbar-
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Bonn —- SPD _ _ _ _
Der Bundesgeschäflsführer der SPD, Hans—Jürgen Wischnewsk1, distan21ert sxch
von den Reformvorschlägen des Bundesfrauenausschusses einer Partei (51ehe
z. 4.). Dieser Vorschlag ist für die SPD nicht verbindlich. Auch noch andere Lö-
sungen sind denkbar.

Fmniereicb — St. Etienne
44 Frauen und 15 Männer werden wegen Abtreibung verurteilt. Die Str_afen
reichen von 130 bis 660 DM Geldstrafe und Gefängnis von einem Monat bis zu
einem Jahr. Eine Krankenschwester, bei der man ein Notizbuch mit Angaben
über Abtreibungen fand, erhält 3 Jahre und eine hohe Geldstrafe.

6. juli Bonn — Käte Strobel
_Bundesgesundheitsminister Frau Strobel: Der Patagraph 218 in seiner heutigen

Form ist unmenschlich. Bei der Diskussion um eine Reform muß aber berücksmh-
tigt werden, daß auch ungeborenes Leben des gesetzlichen Schutzes bedarf. In
jedem Fall ist verhüten besser als abtreiben, deshalb muß es Verhütungsmittel

‚ auf Krankenschein geben.

7. juli Kiel -— FDP „
_‘ Der Landeshauptausschuß der schleswig—holsteinischen FDP: Die Entsche1d}mg

für eine SU soll in den ersten drei Monaten allein bei der Frau liegen. Allerdmg$
soll das Aufsuchen von Beratungsstellen mit Ärzten, Psychologen, Juristen und
Sozialpädagogen obligatorisch sein. Nach dem dritten Monat soll eine SU 11111”

Essen — Hausdurcbsucbungen
Die Staatsanwaltschaft Essen macht eine Hausdurchsuchung bei JUSO'Mitgl‚iedHartmut Schall und in den Räumen des AStA der PH. Man hofft, eine 1115t_emit etwa 120 Selbstbezichtigungen zu finden, die in Essen von der Human15tk
schen Union und von Mitgliedern der Jusos und der Pädagogischen Hochschu%egesammelt worden waren. Begründung von Staatsanwalt Meschede, der .d“"Durchsuchung leitete: Die Staatsanwaltschai’c sei bei hinreichendem Verdacht ?UfVorliegen einer strafbaren Handlung zum Tätigwerden verpflichtet. Die Listewurde nicht gefunden. Sie befand sich bereits auf dem Weg zum »Stern«.

Schweden — Neues Abtreibungs-Gesetz
In Schweden soll das schon sehr freizügige Abtreibungs-Gesetz (medizinische,
eugenische, ethische, soziale Indikation und bei Gefahr erblicher Belastung) 110C_hweiter liberalisiert werden. Eine amtliche Kommission, die seit 1965 die Abrrel-bungsvorschrifl: überprüft hat, macht einen Vorschlag wie das Gesetz zu ändern



& ]uli FDP - Scheel nnd Funcke _ _ „ .

Außenminister und FDP-Parteichef Walter Scheel legt m e1nem C.;esprach m1t

dem »Stern« die Ansichten seiner Partei dar: Bis zum Ablauf des ;!rrtten M03ats

kann die Frau entscheiden, ob sie eine SU vornehmen la_.ssen W111._ Nech _em

3. Monat darf nur ein Arzt bei medizinischer oder eugemscher Ind1kauon em;

SU zulassen. Durch eine Indikationslösung, die eine GutachteIs_telk voraussetzt,

würde die Frau nur in neue Schwierigkeiten gebracht. Zu der} Emwendl_mgen der

Kirchen sagt Scheel, es kann nicht »Aufgabe des Staates sem, theologlsd}e äVIOÄ

ralvorstellungen im Gesetzestext zu verankern, um sie dam1t allgemern bn_x e‘ril_

vorzuschreiben. »Bundestagsvizepräsidentin Lieselotte Funcke W111 s1ch fur re

»Pille. auf Krankenschein« einsetzen.

Paderborn — Morddrohung gegen ]43897‘ . - d -
In einem anonymen Brief soll dem Paderborner Kardmal Jaeger mrt Mc;ä fie-

drqht worden sein, falls er seine Stellungnahme zur Abtrerbung (»neueS “" 9‘

nasie—Programm«‚ siehe 27. 6.) nicht zurücknimmt.

Selbstbezicbtigungen
-

Weitere 355 Frauen bekennen im »Stern« 29 »ICh habe abgesmeben«-

Freiburg — Katholische Fmuenverbc'inde S -_
Die katholischen Frauenverbände in Freiburg warnen vor der ersatzlos?1 greg—

chung des S 2I8, aber auch vor einer befristeten Freigabe. »D1e a_11gemem6 re1

gabe der Abtreibung wäre nicht Rechtsordnung sondern Anarchre.«

9. Juli Hannover -— EKD - ' '
Der Rat der Evangelischen Kirche Deutschlands (EKD) Spr1°ht.smh gegenLcilif
Streichung des 8 218 aus. Die These von der freien Verfügbarkert uber 1_e . er
besfrucht durch die Schwangere ist für die chrisrliche Ethik unvertretbarf°‘. ellfräl_
srrafrechtliehm Neuregelung müßte die Fülle von schwervy1egenden un viserrebt

t1gen Konfliktsituationen jedoch durchdacht werden und eme Fassung an%;'elfalt

Werden, »die unter Wahrung der wichtigen sirrlichefl Grundlagen der 1 a «
der Lebenssituationen von heute besser als bisher gerecht 211 werden verm g-

Bonn — SPD-Frauen ‘ '
Annemarie Renger, Vorsitzende des Bundesfrauenausschugses der SPP1?, b;“gä‘ä‘;

Minister für Arbeit und Soziales, Walter Ahrend, um Prufung der ragn;n Wer-
Pille in den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen aufgeräor?rauenaus_

den kann. Die höhe Zahl der Abtreibung ist nach Memung des Bun es_ __ . ' un von An-
SChusses m erster Linie dadurch zurückzudrangen‚ daß die Versdireib g

- - ' er esetzlichen
tlkonzeptionsmitteln und die Versorgung dam1t als Lerstung d %

Krankenversicherung anerkannt wird.

10. juli Frank urt—Bundestrefie" der' Aktion 218 -B rlin tref-
Vertreterinnen derf Aktion 218 aus 20 Städten der BRD und West e

_ th, Planung
fen sich Zu einer gemeinsamen Tagung- Zrel: Erfahrungsaustaus
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und Koordinierung zukünftiger Aktionen. Aus Berichten der einzelnen Gruppen,die zum Teil bereits vor der Aktion 218 bestanden, sich aber überw1egend an-läßlich der Seletbezichtigungskampagne der 374 Frauen gegrün_denhaben‚ geht
hervor, daß bisher insgesamt 86 100 Solidaritätsunterschnflzen für die ersetzlose
Streichung des S 218 gesammelt worden sind. Den Appell »Ichhabe abgetr1eben«f
haben inzwischen 2 34 5 Frauen unterschrieben. Die Selbstanklege »Ich war K0än'plice bei einer Abtreibung« unterschrieben 973 Männer. Die msgesamt_ 9_6_De e—gierten formulieren ihre Forderungen in einem Offenen Br1e1_c an Jnst12mm1steä
Jahn und fordern ihn auf, endlich Stellung zu be21ehen: »Die Akt1on 218 unfihr weitreichender Erfolg sind der Beweis dafür, daß Frauen den vom Staat au '
erlegten Gebärzwang nicht:]änger als ihr individuelles Problem begreifen. Erst—
mals beanspruchen Wir Frauen, nicht als Stimmvieh behandelt zu werden, soll:"dern uns als aktive, politische Bürger zu artikulieren. Deshalbyerden Wll‘ me rals bisher das Programm Ihrer Partei kritisch prüfen, wie we1t_es unseren Ver- ‚fassungsgeboten zu Sozialstaatlkhkeit und Gerechtigkeit entspr1cht.« Forderfig-gen der Aktion 218: Ersatzlose Streichung des 5 7.18, freier Zugang zu Ver _u-tungsmitteln, SU und Pille auf Kosten der Krankenkassen. Auß_erdemgnehr Kln(;
dergartenplätze, Hilfe für kinderreiche Familien und led1ge Mutter, un_Schwangerschafisurlaub von mindestens einem jahr für Mutter oder Vater. »Wn'. . .. - ° ‘ in
Frauen werden uns nicht mit Ersatzlosungen abspe15en lassen. Wir werden 318dieser Sache nicht zur Ruhe kommen lassen!«

II. juli Kassel —- ]alm mid SPD
, .Auf dem Parteitag der nordhessischen SPD wendet sich Hauptrednere J“5t_l_zrfn’nister Jahn gegen >>radikale Tenden2en zur Reform des S 218«. E1ne v0111g6Streichung kommt nicht in Frage. Auch das werdende Leben steht unter den;Schutz des Grundgesetzes. Noch in diesem Jahr Will er einen Änderungsentwun

vorlegen, der auch der Notsituation vieler Mütter gerecht wird. Die Meinung de1Kirchen ist dabei »mit allem Ernst« zu berücksichtigen. Gleichwohl Veljab5däle'det der Parteitag eine Resolution, in der das Recht der Frau gefordert W1rd‚ eineSchwangerschaft bis Zum Ende des 3. Monats auf Kosten der Krankenkasse un-terbrechen zu lassen.

rund 3 5 000 Gläubigen gegen die Freigabe der Abtreibung, die »Igonsequenfdurchdacht« genau dorthin führt, »Wo wir im Dritten Reich schon einmal Würen«. Wenn das werdende Leben als Grundrecht nicht mehr geschützt bleibt, mußauch um die anderen Grundrechte gefürchtet werden.
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13. juli Tutzing/Stamberger See — Kanzler Brandt _

Bundeskanzler Brandt vor dem Politischen Club der Evangelischen A1;aderme .zu

»jenem Paragraphen des Strafgesetzbuchs, der jetze wieder so stark ln che DiS—

kussion gekommen ist« (wörtliches Zitat!): Eine Gesellschaf’c Wll’d humaner,

wenn weniger Abtreibungen geschehen. Denn Abtreibung ist etwas, was Men—
schen bedrückt und gefährdet und was meist aus Not geschieht. Durch bessere Mu):-

terberatung, eine wirkliche Gleichstellung des unehelichen Kindes und durch em

besseres Adoptionsrecht könnten vielleicht einige der Ursachen redu21ert wercien‚

die zu Abtreibungen führen. Zur gegenwärtigen Diskussion sagt Brandt, er hatte

manchmal den Eindruck, »als sähen die einen in einer möglichst großen Zahl

von legalen Abtreibungen einen Fortschritt der Gesellschaf‘c, und als gehe es den

anderen nur um die Aufrechterhaltung einer staatlichen Strafandrohung.«

Stuttgart —— SPD—quen
Der baden—Württembergische Lmdesfrauenausschuß der SPD: Das werdende Le—

ben muß wirksamer geschützt werden als bisher. Die »unerträglich lichen Ab“
treibungsziffern« können jedoch nicht durch Strafen oder gesellschai’chche Sank—
tionen verringert werden. Schwangerschaflsabbruch soll strafbar bleiben, wenn

er nicht innerhalb der ersten 3 Monate durch einen Facharzt ausgeführt erd
oder nach dieser Zeit aufgrund einer ärzlich festgestellten Indikation erfolgt.

14- Juli München — Ministerprä'sident Goppel
Der bayerische Ministerpräsident Alfons Goppel zu den Aktionen gegen S 218:

D{ese Angriffe sind ein »Hohn auf den Rechtsstaat« und zielen in dessen _Herz—

mitte. Es isn eine Verhöhnung des Staates und seiner Gesetze, wenn man Slch of-

fentlich rühmt, gegen bestehende Gesetze verstoßen zu haben. Zu dem Vorgehen

der Staatsanwaltschafl gegen die »Aktion 218« (siehe 22. 6.) in München meine

G°PP€1= »Des Staates ist es, Macht zu haben und Macht anzuwenden«. Ob bei

der Polizeiaktion »geschickt« gehandelt wurde, ist auch nach seiner Feststellung

»eme andere Frage«.

_15 - 7— Bonn — FDP _ „ _
D1e FDP—Bundestagsabgeordnete Lieselotte Funcke erklärt wrederholt fnr ihre

Partei: Die FDP wird eigene Gesetzesinitiativen ergreifen, wenn man ”Ch “ä

ke}ne gemeinsame Lösung mit der SPD einigen könne. Dem Parlament »mü

drlngend noch in diesem Jahr« ein Gesetzentwurf vorgelegt werden.

Selbstbezichtigungen
- - ‘ 'bIm »Stern« Nr. 3° beziehtigefl sich 218 Männer der Beihilfe zu emer Abtre1 ung.

16- Juli Berlin - Ermittlun en . . .
Die Staatsanwaltschai’c verschicgkt rund 100 Fragebogen an Frauen, die Sich. im

»Stern« selbst bezichtigt haben. In Begleitbriefen wird auf .das Aussageverweäb

rfmgsrecht aufmerksam gemacht. Die Staatsanwaltschai’c vylll Wissen, W816}; 22

“VC für die Abtreibung eine Rolle gespielt haben, ob es_ eme_Ergen- oder rem '

abtreibung war, wer die eventuellen Helfer waren und im wxev1elten Schwanger
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schaflzsmonat die Abtreibung vorgenommen wurde. Auch in Heidelberg Wird ge-
gen 4 Frauen ermittelt.

Darmstadt — Bürgerinitiative — „
46 50 Bürger fordern in einer Petition ihren Abgeordneten im BundestagflGunther
Metzger (Mitglied des Rechtsausschusses des Bundestages) auf, sich dafur einzu-
setzen, daß SU in den ersten 3 Monaten ohne Indikation erlaubt ist und die Ko-
ten von den Krankenkassen getragen werden.

Göppingen — Verurteilung .
Ein Göppinger Gerichtverurteilt ein Ehepaar wegen Abtreibung zu 300 bzw.
200 DM Geldstrafe. Die Mutter von 5 Kindern war auf Drängen ihres Ehe-
mannes zu einer SU nach England gefahren. »Bis zu einer Änderung des S 218
ist jedes Gericht an die geltenden gesetzlichen Bestimmungen gebunder1% auch
wenn die strafbare Tat im Ausland erfolgte — heißt es in der Urte115begrundun%

Nürnberg — S U abgelehnt
'Der Antrag einer 40jährigen taubstummen Frau auf legale SU wird abgelehnt-

Die Frau hat bereits 4 Kinder —- alle sind taubstumm und leben in Heimen.

19. juli Bonn — Aktion 218 bei ]alm
Etwa 30 Delegierte der 22 in der Aktion 218 zusammengesehloss€nén‚Fraflen'
gruppen aus der gesamten BRD und West—Berlin ziehen ins ]ustizm1mster1um, .
um dem Minister die rund 90 000 Solidaritätsunterschrii’cen zur Abschaffung des
8 218 zu übergeben. Die persönliche Referentin ]ahns weist die Gruppe ab: der
Minister sei wegen zahlreicher Termine und der für diesen Tag angesetztenflsorr
dersitzung des Bundestages verhindert. Die Aktion werde als »Meinungsa“ße'rung einer unbestimmbaren Anzahl von Frauen« gewertet. Daraufhin begeben
sich die Frauen zum Bundeshaus und breiten dort vor dem Eingang H StapelwelseUnterschrii’cenlisten aus. Mehrere Abgeordnete und Minister werden in kurze
Gespräche verwickelt. Käte Strobel weicht aus: »Der Meinun83bildung3Pliozeßist doch gerade erst in Gang gekommen.« Innenminister Genscher: »Sie Wissen,
daß ich für eine Reform des 5 218 bin. »Währenddessen gelingt es einer Vertre-
terin der Aktion 218, Minister Jahn im Bundeshaus aufzuspüren und ihm ?mePetition zu überreichen. Wichtigster Punkt: die Forderung nach einem Hearmg‚zu dem Vertreter der Aktion 218 eingeladen werden sollen. Neben den bekann-ten Forderungen der Aktion (siehe 10. 7. !) werden dem Justizminister einige Fre-gen gestellt: »Es heißt, der Staat schätze >werdendes Lebenc; Wie gedenken Siedenn das gewordene Leben der jährlichen Millionen ungewollter Kinder zuschützen? Und welchen Schutz hätten die, die trotz des S 218 gegenwärtig durchAbtreibung verhindert werden?« und: >>Halten Sie es für gerechtfertigt, durchd_as Strafgesetzbuch der gesamten Gesellschafl christlich—ethische Moralbe_gflflee_1ner em_zelnen Gruppe aufzuzwingen?» Jahn sicherte der Alrtionsspr<äChenn zu,s1ch zu emem späteren Zeitpunkt für eine Diskussion bereitzuhalten.
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zo. juli München — CSU-anen

Die Vorsitzende der quenunion der CSU, Centa Haas, lehnt sowohl die _un-

befristete als auch die befristete Freigabe des Abtreibungsverbots ab. Gle1d1—

zeitig verurteilt sie die »Politisierung dieser Frage, die Radikalisiérung, die ted—

Weise demagogischen Methoden, die Verantwortungslosigkeit gegenüber dem Le-

ben, die fadenscheinigen Argumente in der Diskussion.«

Vechta/Oldenburg — CDU
Die Sozialausschüsse der Christlich—Demokratischen Arbeitnehmerschaf’c Vechta/

Oldenburg fordern die Regierung auf, am »absoluten Schutz ungeborenen Le-

b_°ns grundsätzlich festzuhalten« und fragen: »Wer garantiert jedoch, daß in

einer Gesellschafc, in der ernsthafl die Straffreiheit der Tötung ungeborenen Le-

bens gefordert wird, nicht morgen oder übermorgen die Vernichtung kranken und

Pflegebedürftigen Lebens zur Diskussion steht?«

_2I. ]“li Bonn — SPD-quen

Die Vorsitzende des Bundesfrauenausschusses, der SPD, Annemarie Renger,_ for-

dern Straffreiheit der SU bis zum dritten Monat, ohne formale Vorwe15ung

der Indikation — weil das doch dazu führen würde, »daß die Frauen sich scheu-

en, ZUm Arzt zu gehen, weil sie befürchten müßten, mit ihren Gründen mcht

de0h2ukommen«. Nach dem dritten Monat jedoch kann die Schwangerschaft nur

“°°h aus sehwerwiegenden medizinischen Gründen abgebrochen werden. Die 1}e-

f°m} muß »Wirklich sauber, praktikabel« sein. Die kostenlose Abgabe der Pille

181: e_me »gute prophylaktische Maßnahme« und erspart den Krankenkassen Fol-

gelelftungen für unsachgemäße Abtreibung.

Die SPD-Frauen werden »sehr kämpferiseh vorgehen«, um ihre Fm:derpngen

d.“rchzusetzen. Sie wenden-sich gegen Überlegungen, die aus dem Justizministe-

““In bekannt geworden waren und nach denen nicht an eine zeitlich begrenzte

St_rzäffreiheit, sondern nur an eine Erweiterung des Indikations-Katalogs gedacht:

er _

:” Juli München — SPD

D1e SPD—Sektion Schwabing-West überreicht dern SPD-Abgeordneten Wenzel

Bliedl rund 21 000 Solidaritätsunterschriften zur ersatzlosen Streichung des S 218,

mm der Bitte um Weitergabe an den Strafrechtsausschuß des Bundestages-

Gleichzeitig werden die Abgeordneten aller Fraktionen in einem Offenen Brief

a“fgef0rdert, »sich ihrer Verantwortung als Volksvertreter bewußt zu werden

und Sich für die Forderung nach Abschaffung des S 218 einzusetzen.

Kassel —- FDP d

3°°° Unterschrii’cen sind vom FDP-Kreisverband zusammengetragen wer en.

F°rdem = D' ' ' U 13 bis zum Ende des 3. Monats al-

. ng ie Entscheidung zu einer. S mu in Ausnahmefällen d1n'eh einen
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24. juli Karlsruhe — Generalbundesanwalt Martin _Ludwig Martir'1 bezeichnet die »Stern«-Aktion als »unverantwortlich, ja. fr1vol«,weil sie versucht, »geltendes Strafrecht zum Schutz menschlichen Lebens zu unter-laufen und praktisch außer Krafl zu setzen«. Man muß Jahns Bemühungen umdie Problematik des S 218 anerkennen, erklärt der Generalbundesanwalt. Daßer sich gegenüber radikalen, Vorschlägen zur Aufhebung des Abtreibungsverbots
deutlich zurückhalte, »hat seinen Grund gewiß nicht in dem angeblichen Druckder Kirchen, sondern in der verantwortungsbeladenen Erkenntnis, daß dashöchste der vom Staate zu schützenden Güter, nämlich menschliches Leben, aufdem Spiel steht«.

25. juli Bonn — CQU/CSU
Auch der Rechtsexperte der CDU/CSU, Friedrich Vogel, kann sich vorstellen,
»daß der Schutz des werdenden Lebens erst mit der Nidation einsetzt«. Dar-
über hinaus soll die medizinische Indikation zugelassen sein. Zum Begr1ff der Ge-sundheit muß seiner Erklärung nach auch der psychische Zustand der werdenden
Mutter gehören. Es gebe Überlegungen, eine SU auch dann straflos zu belassen,wenn sie in Erwartung erbkranken Nachwuchses vorgenommen wird. H1er smdaber große Bedenken anzumelden. Auch die eventuelle ethische Indikation mußgeprüft werden.

nommenen Abtreibungen, haben im ersten Quartal dieses Jahres von dieser Mög-lichkeit Gebrauch gemacht, und zwar in privaten Kliniken. Diese Zahl wurdedurch den englischen Minister für das Gesundheitswesen vorgelegt.

;. August Frankreich
.Der französische Gesundheitsminister, Robert Boulin, setzt sich fiir eine er%elfh'terte Abtreibung in allen Fällen ein, bei denen es um die körperliche oder gefsflg‚eGesundheit einer Frau geht. Jedoch soll nicht ein Arzt allein, sondern mechszsche Ausschüsse entscheiden, ob eine Abtreibung notwendig ist. Der Einng& darfauch nur in bestimmten Krankenhäusern vorgenommen werden, um Mißbrauchzu vermeiden.

19. August Bonn — Initiative 218
Professor Richard Kepp (Präsident der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie):Frenz Böd<le (katholi_scher Moraltheologe), Professor Helge Pross (Sozxeloglfl)’

sachliche Diskussion im Gegensatz zu der Agitation der letzten Zeit«. Sie grün-den die »Initiative 218«, die sich zwar nicht auf ein bestimmtes Reformm°denfestlegen, die Öflentlichkeit aber über rechtliche und medizinische Fakten inf0f‘mieren will (bis zum 25. September gibt es Informationen dieser Art nicht, da-
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gegen aber Stellungnahmen zum ]ahn-Entwurf). Über die Frage der Finanzie—

rung der »Initiative« kursieren Gerüchte, die bislang noch nicht eindeutig de-

mentiert wurden: Nicht nur von der Industrie und vom DGB, sondern auch vom

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung erhofft (erhält ?) man Gelder.

Querverbindungen »Initiative« -— Jahn werden bestritten. Als Vertreterinnen

der »Aktion 218« jedoch am 5. September den justizminister in Westberlin frag-

ten, »wie das mit der Finanzierung dieser Initiative ist«, antwortete Herr ]ahn:

»Wenn ich denen helfen kann, werde ich ihnen helfen. Sage ich Ihnen ganz offen!«

6. September Bonn —- ]alm
Auf emer Pressekonferenz stellt der ]ustizminister seinen Reform—Entwurf offi-

ziel_l vor: Bei »sozial-medizinischer«‚ genetiäeher (: eugeni5Chef)» ethi?Chöt Il}di'
ka_t10n rst legale Schwangerschafcsunterbrechung möglich. Die Entscherdung hegt
be1m Arzt und bei der Frau. Weitere Gutachter sind nicht vorgesehen.

Eyde September Meinungsnmfmgen
Dre1 repräsentative Meinungsumfragen zu S 2I8 sind bisher durch%eführt wor-
den: Anfang Juni von Allensbach (siehe 5. Juni) im August von infratest_ und

dem Infas—Institut. Dabei zeigt sich deutlich, daß der ]ahn—Entwurf im W1der-

5Pl'uch zum Willen der Mehrheit der Bevölkerung steht.

Für eine Streichung des 5 218 sind 46 0/0(A11ensbach)
54 % (infratest)

dagegen sind 39 % (Allensbach)

3 5 % (infratest).

Beim Infas—Institut sehen 23 o/() die gegenwärtige Regelung als richtig gn‚ 140/o

als nieht richtig. 50 0/0 sind für eine Ausweisung der geset21idlen Möghdlkelten
der Schwangerschaflsunterbrechung. Aber »unter Bezugnahme dara_.uf’ daß"der
geg6nwärtige Zustand in sozialer Hinsicht ungerecht sei, weil derjemg6, der uber

genügend Geldmittel verfüge, auch einen Fachmann im In- oder Ausland tr?tz
des Abtreibungsverbots finden würde, wünschen 65 % der Bevölkerung am
Aufhebung des S 218« (Infas). . 'Fiir die 3—Monats-Lösung sprechen sich 58 0/0 aus, nur 3: 0/0 smd dagegen (m-

fratest). Bei Fragen nach den einzelnen Indikationen liegen z“5tir.nmende Ant-
worten knapp unter oder über 80 0lo. Die soziale Indikation, die 1m Jahn-Ent-

Wurf nicht: enthalten ist, wollen 74 0lo, !; 0/0 sind dagegen-

Nafhsatz: Diese Umfragen wurden von «Eier Regierung in Auftrag gegeben. An-
gesmhts des ]ahn-Entwurfs ist es fraglich Ob sie auch gelesen wurden.
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VII

Die Meinungen der Mächtigen

I. Die Ärzte (Stand: August ’71)

Von Edith Boldt

Vorbemerkung:

Edith Boldt bat eine Fmuenärztin, einen Frauenarzt und einen fraktiscben {1rz‘t
nach ihrer Einstellung zum 5 218 befragt, die innerhalb des glezcbenß?‘°ß”“é?"
schen Bezirks ihre Praxen haben. Sie sind fast Nachbarn. Ihre: Püwnten/ergts;
sind die gleichen. Die Probleme, mit denen sie täglich konfrontzert werden; “"
die gleichen. Man sollte annehmen, daß sie daraus dieselben oder ähnliche KO”-
seqnenzen ziehen.

juli 1971 . . _ _ ohne
Der Frauenarzt Dr. K. sagt: »In Hamburg 1st es lacht, e11_1e Abtlt9leng " __
Kurpfuscherei — zu erreichen — und es ist billig. Die Pre1se dafur hegen ZW1
schen z5o.— und 1000.— DM. Jede einigermaßen intelligente Frau findet eme
Möglichkeit abzutreiben.

»Hier sind die Zahlen aus den Jahren 1965-1971 (I.Halbjahr) von Frauen,die mich um eine Abtreibung gebeten haben:

1965 — ‘ 23 Frauen 1969 — 5 Frauen1966 — 18 Frauen 1970 — 8 Frauen1967 —— 7 Frauen 1971 —— 5 Frauen1968 —— 5 Frauen

Ich habe in den Jahren seit 1965 Anträge auf Schwangerschaftsunterbredlung
gestellt in folgendem Umfang:

1965 -— 4 Anträge 1969 —— 3 Anträge
1966 — 3 Anträge 1970 _ 4 Anträge
1967 —— 2 Anträge 1971 _ 2 Anträge
1968 —- 1 Antrag

Alle meine Anträge sind bewilligt worden.«. . , , . ' le»Es 1st ganz‚ ganz selten d1e effekt1ve Not dahmter — oder e1nfach d1e rote!
körperliche Erschöpfung und Auspowerung der Frau. Sie kann nicht mehr! Aberkann sie wirklich nicht mehr?
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Frage: Sie haben von einer Frau erzählt, die zwölf Kinder hat und gesagt, sie

wäre körperlich nicht erschöpft gewesen. Sie würden also eine hohe Kin—

derzahl nicht für einen Grund zur Erschöpfung halten?

Dr.K.:Nein, nein. Das kommt natürlich auf den Einzelfall an — aber, ist die

Frau gesund und lebt in vernünftigen Verhältnissen, so ist da. gar nichts

gegen zu wollen. Ich halte es in den heutigen Zeiten für... na, zumin-

dest . .. für eigenartig und ich halte es für unverantwortlich den Kindern

gegenüber, wenn sie sich zwölf Kinder leisten, aber man kann’s ja nicht

bremsen.

Frage; Und eine Frau, die beim fünften Kind erklärt, sie könne nicht mehr —

Wii;an Sie die unterstützen darin, dieses Kind nicht austragen zu müs—

sen.

D‘“ K? Ja, da würde ich sagen: wenn bei mir eine Frau . . . schon mit dem zweiten

Kind frag ich ja regelmäßig — nachdem das Kind da ist — kommen sie

zur Nachuntersuchung, dann frag ich regelmäßig: ...und wie ist es nun

mit der weiteren Produktion? Und dann sagen die immer: Ja, nun also,

eumindest zunächst nicht — oder — nie wieder — oder sonstwas . .. Und

“h sage: Schön, da können Wir was (gegen nehmen und wenn die Men-

struation wieder in Ordnung ist, dann tun wir was . ..

Frage: Ja, aber vorher?

Dr. K-=Wenn die Frau total körperlich erschöth ist . . .

Frage:.„sie sagen, echte Erschöpfung ist sehr, sehr selten bei einer Frau

körperliche Erschöpfung und . .. _

Dr.K.:Heute, ja heute! Aber wenn, dann ist es ein Antrag und die Sache W1rd

gemacht Und nun kommt wieder der Witz, den man sich draußen nicht

vorstellt: macht man das korrekt und richtig, sowohl ich hier mit meinem

Antragstellen, als auch die Frau, die dann die ihre vorgeschriebenen, nun

mal die ihr von der Behörde, vom Gesetzgeber erlassenen Wege exalst

einhäh, dann ist die Genehmigung innerhalb von drei Tagen auf me1-

nem Schreibtisch. Und wir fangen an: vier Tage nachdem die Fra_.u h1er

bei mir gewesen ist, kann sie ins Krankenhaus. Am fünfien Tag Wird das

gemacht. Es ist also kein Zeitverlust, und es ist aud1 kein. . . Wie sa_gt

man da . . . es ist auch kein Eröffnen und mit seinen Problernatii<en _1r-

gendwo immer wieder anklingeln, sondern sie erzählt es nur hier, 1C31

fasse darüber einen kurzen Schriflsatz ab, den man da - wenn man 5

einmal gemacht hat, auch so geschickt hinbiegt, daß da gar keme Fragen

mehr möglich sind. Die geht da hin — da wird sie abgehorcht, _w1rd Blut-

druck gemessen und Urin nochmal kontrolliert und dann W1rd gesagt:

Ja, er hat: Recht oder er hat . . . also in diesem Falle id1, der Antragswl'

1er‚ oder ich hab Unrecht und Wir müssen’s genehmigen oder ablehnen.

Frage: Ich hab mir sagen lassen, daß Frauen, die dureh eine Guta_chter-Kom‘

mission gegangen sind und jetzt ins Krankenhaus kommen mit emer Ge-

nehmigung durch Gutachter und die eine Erlaubnis hai?er} . . —

Dr. K.: . . . abgewiesen werden. Ja, das liegt aber daran, daß 51e ms falsche Kran-

kenhaus gegangen sind.

Frage: Gibt es Spezialkrankenhäuser?
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Dr. K.:

Frage :

Dr. K.

Frage:

Dr. K.:

Frage:

Dr. K. '

Frage:

Dr. K.:

114

Nein, es gibt keine Spezialkrankenhäuser dafür. Aber es gibt K_ranken-
häuser, die von ihrer Konzeption her es ablehnen... Das Mar1enkran-
kenhaus, das ist katholisch, macht es nicht. Das Albertinenkrenkenhaus
macht es nicht. Das sind Baptisten oder Mormonen _— 1ch we1ß nicht_ —
also irgendeine... Die Alsterdorfer Anstalten, da. smd große Schme-
rigkeiten zu überwinden, da hat es aber der Chefarzt geschafft. Aber m
den staatlichen Krankenhäusern wird es selbstverständhch gemacht! — Es
sei denn, der betreffende Chef in einem solchen staatlichen Krankenhaus
ist nun Wieder ein überzeugter Katholik. Dem kann ich nicht yerwehrem
zu sagen: Ich inach es nicht, geh ins nächste! Aber ich habe bisher keme
Schwierigkeiten gehabt. Die von mir beantragten Sd1wangerschafisunter-
brechungen —- soweit sie genehmigt wurden — und meme Slnd alle ge-
nehmigt worden — sind alle durchgeführt worden. _
Es läuft so, daß eine Frau zu Ihnen kommt, ihre Gründe darlegt, Sie dann
einen Bogen ausfüllen und die Frau mit dem Bogen . . .

:]a, ich sie zur Är2tekammer schicke. Und die Ärztekammer dann noCh
zwei DaZu-Gutachter — denn es könnte ja meine Tochter oder Nlchäi
sein — damit diese Vetternwirtschaf’c ausfällt — darum werden Äl<i
zwei dazu gehört. . . und dann wird das erledigt und es geht an_stafgcfi 05
über die Bühne. Wenn man die Frau bei der Hand nimmt und Sie m <t:h—
also mit diesem Formularkram, wie ja auf allen Behörden — also m E
allein läßt, ist es kein Problem - Wohlgemerkt, ich kann nur fur Häm-
burg, also sehr genau sprechen — ich weiß es aber aus anderen'Bun_cfis_
ländern, daß es auch dort durchaus durchführbar ist. Da smd d1e R1..t_
linien der Gremien verschieden, da gibt es also in den süddentschen _Rat}
men sehr viel härtere oder beziehungsweise strengere Maßstabe — hier 113
Hamburg ist man — na, konzilianter und großzügiger_— das" ZPä°f‚iben, das ist richtig — aber das ist keine Schwierigkeit. Es ist natur11ch US
die Frau ein Pech, wenn sie nun sagt: Ich geh ins Albertinenkranken au
— oder ich geh ins »jerusalem« oder so . ..
Sind Sie für die Änderung des S 218?
Nein. Ich bin für die Beibehaltung des 5 zr8.
So wie er jetzt ist?. . . . . - - ich—. So Wie er jet2t ist. Weil der Paragraph memes Erachtens em Viel zu W
tiges, das menschliche Leben berührendes Gebiet umfaßt, als daß mal} dä
auf einzelne oder vereinzelte oder Ausnahmen ausweicheni nun eme—Paragraphen beseitigt, ändert oder fallen läßt, der doch zurn Schutzih_es ist vielleicht falsch: zum Schutze aber . . ., um den menschhchen Nii n
wuchs in irgendeiner Form schon rechtlich zu erfassen, erdad1t W‘_” eist. Wenn der Einzelne oder wenn die Minderzahl mit ihren sicherll‘3h "3vielen Fällen zu bedauernden Schicksal und Lebensumständen nulht 2“rechtkommt, wenn diese Minderheit die Mehrzahl aber verändern kann,
dann stimmt’s in unserer Gesellschaft nicht mehr.
Sie gehen also davon aus, daß es jet2t stimmt? _ TNein, hab ich damit ja nicht gesagt. Ich wehre mich bloß, daß 1_eden ag
ein neues Tröpfchen auf dem Wege der sozialen und bürgerlichen un



Frage:

Dr. K. :

Frage:

Dr. K

Frage:

Dr. K.

Frage:

Dr. K

Frage, Sie meinen, wenn es in den ersten drei Mon

menschlichen Gleichschaltung voran geht, ohne daß wir es merken. An

allen Stellen dieser Welt, überall, Wird an uns, unserer Problematik und

soziologischen Strukturen herumgeknabbert, ohne daß ich oder S1e oder

sonst irgendwer etwas merkt. Und nach einem Jahr wacht man ai1f und

sagt: Mensch, das ist: ja. nicht richtig, das gibt’s doch überhaupt nicht. . .

Ich halte den Paragraphen 218 deshalb durchaus für einen Paragraphen,

der vertreten werden kann und bleiben sollte. — Schaer ich den Pare—

gmphen 218 ab — unterstehen wir das mal — wer soll dann en_tsche1—

den, ob das Kind weggernacht wird oder nicht? — Die Frau?

Ja.

Und wer soll’s machen? — Wer? —- Der Arzt?

Ja.

.: Und wenn eine Frau zu mir kommt und sagt, sie will das Kind wegma-

Chen, ist der Arzr verpflichtet, ihr das Kind wegzumachen? Den Arzt

möcht ich sehn!

ICh glaube, daß kein Arzt verpflichtet ist, auch nur Mandeln rauszuneh-

men — oder?

2130011! Natürlich! Das ist doch ein völlig falscher Standpunkt! Wir Ärzte

sind verpflichtet - nein umgekehrt: der Mensch hat ein Recht auf die

Behandlung. Der Mensch hat kein Recht auf die Heilung. Aber auf die

Behandlung hab ich ein Recht, und Wir Är2te sind verpflichtet, das

beste, Was wir können, was in unserer Macht steht, was ich gelernt habe,

56 nach Fähigkeit und Kompetenz, zu tun, um den Betreffenden zu hei—

len. —— Hier heile ich aber nicht!

Sie würden aber zugeben, daß es Ärzte gibt, die Schwangerschaftsunter-

brechungen machen? — Wenn es der eine nicht macht, würde es der an-

dere machen?
.:Sicher. Ja! Das ist aber ein von jedem Arzt individuell zu trefiender

Standpunkt. Das ist richtig. -— Und mein Standpunkt ist bestimmt nun

auch nicht der alleinseligmachende!
.

Meiner mag auf einem extremen Flügel und der andere genz auf e1r3em

anderen extremen Flügel sein. Die Mitte ist; wahrsche1nhch auch nicht

das richtige, denn wie wollen Sie den S 218 in der M1tte iial_bie_ren? Diese

dusselige Freigabe der Drei-Monate ist doch geradezu 1d10t1sch! Denn

bis zum dritten Monat gilt das werdende Kind, die Schwangerschaft ggf

nicht mal so sehr, sondern das, was dann hinterher passmrt, ist das gro e

Problem. Ist: es über den dritten Monat hinaus, hat s1ch die _Frau nicht

damit abgefunden, aber damit auseinandergesetzt und em Tell der Pro-

bleme ist weg - das ist aber wie mit allen Problemen im

ACh So — Stein an Stein —- ich kann’s ja doch abbauen. E1nes

es dann ar nicht so dumm!
‘ "

g
aten freigegeben wurde, dann

- ' ' ' ‘ ' rein-

Würden viel mehr Frauen abtre1bm, d1e Sich jetzt 1rgendw1e »d

schicken«.
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Dr. K.:

Frage :
Dr. K. :

Frage:“

Dr. K.:

Frage:

DR. K.

Frage:

Dr. K.:
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Ja, es ist erschreckend! Die Frauen kommen hierher_und sagen: L1eb_efFreund, mir fehlt irgendeine Regel. Guck nach, ob 1ch sehwanger hf";Und vielleicht zehn von hundert sagen: Mensch, ist das sch1d<! Na, fem.— oder sonst so in diesem Sinne. Achtzig von hundert sageanm G0t'tes willen! Jetzt!! — und der Rest ist total verzweifelt — che brechenheulend auf dem Stuhl zusammen.
Sofort?

. _ . dSofort! — Das darf nicht wahr sein! — Ich bring mich um! — Sie smfwohl wahnsinnig! —— Nein, das nicht — fühlen Sie nochmal! — Das dänicht wahr sein! —- Das sind ungefähr zehn Prozent, quer durch Na 'bars Garten — nicht nur Unverheiratete, sondern auch Veri_1e1ratete. &Zehn Prozent sind entsetzt, sind fix und fertig, marschieren l_uer heullenraus, zehn Prozent freuen sich ehrlich — uud achtzig Prozent smd perp ex,wissen nichts mit anzufangen, müssen sich mit anfreunden.Ist das nicht schrecklich?
_ _ .Wieso? Nein — das ist doeh ganz natürlich! Find ich eigenth°h —blmGrunde genommen, mehr als erkläriich. — Die beiden zehn Prozent 01 er;und unten wollen wir mal ausnehmen — die einen haben’s drä_luf enge eg

frontiert, an die sie überhaupt nicht gedacht haben. Und die erste Reak-tion ist Erschrecken, ist Ablehnung. Die kommen aber nach vier Tagenglücklich hier an. Das gibt sich bald . . .
Alle?

: Nein! Die Hälfte davon — sagen wir, oder auch nur: ein Dr1ttei. Die a2rderen kommen dann etwas später an.. . zugegeben! — I_Ch bl? 1mnreln.wieder überrascht, wie groß der ProZent3atz der Frauen Ist, die sag! _‘Um Gottes willen, das paßt uns aber gar nicht! — Und grffde thth3Nein, Doktor, nein, das muß ich erstmal meinem Mann erzahlen- _lelliwie soll denn das jetzr weitergehen? — Solche nichtssagend?n F1055ra_kommen in Massen —' und dann marschieren sie nach zehn, v1erzehnf _gen hier mit Mutterschein an . . . dann haben sie sich völlig mlt abge 'iiit
den. — Es ist nur der erste Schreck! — Und ich nehm es den Ff?-uen mdaSübel. Das muß so sein! Das ist genau die andere Seite, wenn Sie erstW°-Kind haben — im Krankenhaus — dann gehört zum vernünftig?n uchenbett am zweiten oder dritten Tag ein sinnloser und deCh nff'hts ;,stoppender Tränenausbruch. Da gehen diese ganzen angesteuten An833;Ist das Kind gesund? — Und übersteh ich das? —- Und Wie kommt 5-Kind da raus? — Gerade bei jungen Müttern, die heulen dann hemmuéliäsolos! — Und erst dann läufl’s richtig! — Das ist die Angst, das_mü Vi-sein! Also das war im Krankenhaus, dann hieß es so morgens bei der {Stsite: Die Frau hat aber ihren Tränenausbruch noch nicht gehabt} Paauf sie auf! Da stimmt irgendetwas nicht! _ Also das muß 30 sem.Sie sind freiwillig Frauenarzt geworden?

‚ "h-
Ich bin Mediziner geworden aus Neigung. Und dann bin 1Ch 7 Wa.._rend des Studiums kristallisierte sich dann heraus, WO liegen melfle Fa



Frage:

Df.K-:Nichts von vergnügt! Aber: ohne Hemmungen! Vergnügt ist keine Frau

higkeiten — und das ist bei mir das Manuelle. Also diese — auf gut

Deutsch: diese Fummelei, die Feinmechanik. Und da bleiben in der Me—

dizin wenig Fächer übrig, das ist: Ohren . . . das ist Hals, Nase, Ohren —--

Augen —— die große Chirurgie und —— ja richtig: die Zähne! Dann hätte

ich aber von vornherein gleich auf Zahnarzt marschieren müssen. Und

die Frauenheilkunde? ich bin ja außerdem Internist. ja, ich bin von

Haus aus Internist. Mein Facharzt-Vater, der hat mich also zunächst an—

gefleht und mich für verrückt erklärt und mich dann also in Boden und

Gifi: und. Hölle verdammt, daß ich Vollidiot nun von der internen Medizin

abmarschierte und dann nun erstmal wieder unbezahlt auf einem pfak-

tisch, arbeitsmäßig handwerklich tätigen Gebiet der Medizin Anfänger

bin... Denn Chirurgie, da hab ich draußen keine Praxis und ich bin

kein Angestellter von Haus aus — also —' dasiiegt mir nicht! Und Ohren

nnd Augen mag ich nicht! — Naja, dreizehn Jahre sitz ich jetzt hier —

1m August sind es dreizehn jahre! Und meine Klientel und mein Patien-

tenkreis ist ganz darauf abgestimmt — mehr oder minder — also Pseu-

dowehwehchen im Unterleib, um den Unterleib herum und mit dem Un-

terleib zusammenhängend —- erscheinen bei mir hier in der Praxis rela-

tiv selten. Bei mir kommt man mit konkreten und vernünftigen Beschwer—

den, Klagen oder Problemen! Gott sei Dank!!

Mii' scheint, daß Sie eine ziemlich schlechte Meinung von den Frauen

haben. Im Vorgespräch zu diesem Interview sagten Sie: . . . und geht dann

zu fünf Frauenärzten und der fünfte macht’s dann . .. Dies jetzt aus der

Erinnerung gesagt. Dann haben Sie noch gesagt: Sie wollen, daß der

Staat sich um ihre Kinder sorgt . .. Und: .. . sie würden sich leichtfertig

{nit mehreren Männern einlassen und dann vergnügt eine Abrasio machen

assen. ..

dabei . .. also Angst hat man ja vorm Onkel Doktor und seinen Instnu-

menten . .. von vergnügt kann man nicht reden. Nein, um Gottes W11-

len! Aber doch, ohne es richtig durchüberlegt»zu haben tun sie es_! - Ja,

Sie haben recht: ich habe keine gute Meinung von den Frauen — ich 11e-

be die Frauen — aber ich hab keine gute Meinung von ihnen. Und. . -

daS, was man mir anerzogen hat, dieses Unmaß an Respekt und Hoch-

achtung vor den Frauen —— ganz allgemein —- egal, ob jung, Ob ah: ‘ das

haben mir hier meine Patienten sukzessive ausgetrieben, ausgelogen und

auservorteilt! — Ja, das ist das furchtbar Traurige letzten Endes - das

furchtbar Traurige an der Geschid1te: Daß ich im Grunde genommen —-

für eines der liebenswürdigsten und liebenswertesten Wesen auf dieser -

Erde die Frauen halte. ja — schon von meiner ganzen Entwicklung her.

Und -— ich bin selbst erstaunt über die Wandlung, die ich durchg<ä

macht hab, die mich jetzt also — mit Argusaugen und mit Krgllen un

Stacheldrahtverhauen an Frauen herangehen läßt. —- Das ist keine AVCI"

Sion — das kann ich nicht sagen -— aber ein Übermaß an Vors1dm
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Dr. K. iiber die Pille:
Ich bin ein überzeugter Vertreter der Pille und Verfechter der Pille, ich propagie-
re sie sehr — sie ist bequem, hygienisch, absolut sicher, sauber, leicht zu erreichen,
an jede Straßenecke zu bekommen und deswegen wird es immer weniger Frauen
geben, die ungewollt ein Kind bekommen. —— Es sei denn, sie wohnen auf dem
flachen Lande oder so etwas . .. Aber ich bin —- für mich ganz privat - jemand,
der diese Pille verdammt bis in den letzten Orkus! Ich hasse diese Maschine! —
Mich stört daran die Zerstörung der — sozialen Struktur, unter die wir Menschen
gestellt sind. Wir können uns nicht dagegen wehren und wir müssen, um Zusam-
men leben zu können, irgendwelchen Richtlinien gehorchen - sonst geht’s nicht.
Es ist ganz logisch: Wenn mehr als zwanzig Leute auf einem Haufen leben, dann
müssen sie sich gemeinsam zu irgendeiner Lebensfmm entschließen. Und das ha—

‚ben wir nun —— über die Jahrhunderte und Jahrtausende. Ob richtig oder falsch
— es sei dahingestellt — aber wir leben nun mal dadrinnen in dieser Zeit. Und
mit der müssen wir zurechtkommen. Und wenn wir es nicht tun und nicht kön—
nen, dann werden wir entweder Außenseiter oder wir bemühen uns, diese Ge-
sellschaflsstruktur kaputt zu machen. Und das wird an allen Ecken laufend ge-
tan. Nicht nur auf meinem medizinischen Gebiet, sondern auf allen Gebieten.
Und eines dieser kleinen Bohr-Türmchen — so ein Dauerhammer — das ist die
Pille! Die unser — wenn Sie wollen — unser Zusammenleben als Menschen Wie-
der infrage stellt. Nicht dies allein — und: wenn es nur dieses Problem gäbe _—
dann wär’s völlig uninterssant! Es wäre eines — damit würde die Menschheit
fertig. Aber es ist eines von vielen! — Das erste Mal seit Jahrtausenden ist es der
Frau überlassen: Ich will jet2t — oder: Ich will gar nicht von jenem oder diesem
Mann, sondern ich will nur von jenem bestimmten und dann und dann mein
Kind. Das kann die Frau nicht seit Tausenden . . . solange die Menschheit besteht,
konnte sie das nicht — immer waren die Frauen auf die Männer angewiesen, M
die Vorsicht oder auf diese dusselige Gummiindustrie oder sonstwas angewiesen
Und jezt auf einmal können sie’s! Und statt damit selig und zufrieden zu sem,
nehmen sie die Pille und packen sie nun noch auf den 21 8 drauf ! Das ist einfaeh -_-
in meinen Augen — übers Ziel hinausgeschossen! Wenn man sie _ so schwmr1ß
und so schwerwiegende Folgen der Paragraph 218 für manche Frauen haben mag
—— zugegebenerweise richtig! — aber so einfach ist es auf der anderen Seite nich},
wenn man wirklich bewußt sich um seine Freiheit. . . wie’s so schön heißt: die Frei-
heit . . . nee . .. der Bauch gehört mir oder die Freiheit des Bauches oder soo, 50--
Frage: Mein Bauch gehört mir . . . .
Dr. K.: 3030, ja solche Redensarten — sind ja entsetzliche Slogans! Da haben Sie

ja. nun die Freiheit! — Aber sie genügt ihnen ja. nicht — wie? Also: Ist
das nicht entsetzlich? Man macht sich frei von irgendwas und anstatt nun

diese Freiheit erstmal zu genießen, auszubauen, bis in die let2ten Fem-
helten auszukosten... versucht man, diese Freiheit noch weiter. .. und
schließlich wird dieses, das Freiheitsbedürfnis zu groß, daß man’s niCht
mehr übersicht!
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Dr. K. iiber Mutterscbafl:

Meiner Meinung nach verträgt sich Beruf und Mutter nicht miteinander. Das

geht nur dann, wenn man sich mehr oder minder als Brutmaschine betrachtet:

Ich setze einen neuen Menschen in die Welt und wenn er dann grade krabbeln

kann, von der Mutterbrust entwöhnt ist und die Windeln nicht mehr naßmacht,

dannüberantworte ich ihn irgendwelchen Institutionen, ob das nun die eigene

Oma. ist —— oder ein Krabbelkindergarten — oder dem staatlichen Waisenhaus

oder Findelhaus - das ist mir dabei als Wort egal - aber die Verantwor-

tung ...! Also, ich habe bewiesen, daß ich Kinder bekommen kann und damit

also Frau bin im wahrsten Sinne... und nun gehe ich wieder meinem Beruf

nach. —- Hier kollidieren Mutterschai’c und Muttertum und Erziehung und Sor-

ge, das in der Frau drinsteckt _ der Mutterinstinkt steckt nun mal in der Frau

drin —- dagegen kann man sich nicht wehren —- die kollidieren mit dem Wunsch

nach persönlicher Freiheit, mit dem Wunsch unter Menschen zu sein, eine Auf—

gabe Zu erfüllen, etwas leisten zu müssen. — Die Leistung der MutterschaPc,

der bewußten Mutterschafl, wird heute ja nicht mehr anerkannt — eben, das ist

keine Aufgabe mehr! Das ist eine Beschäi’cigung, allenfalls, ist eine Übergangs-

zeit, aber — das erleb ich doch jede Woche -— ich weiß nicht, wie of’c ich das höre!

Die Frauen sagen mir: Doktor, mir fällt die Decke auf den Schädel — ich halt

das mit den Gören nicht mehr aus — die gehen jetzt in die Schule, kommen mit-

tags nach Hause und ich muß was um die Ohren haben! Burns, dann geht man al-

Sq halbtags arbeiten! Deswegen — also auch, zum Beispiel‚ was völlig anderes:

d1e Ganztagsschule! Ja., warum schickt man sie nicht gleich auf ein Internat? D_a

faßt doch eins ins andere —- und wir Menschen machen uns damit kaputt. Wir

r‘=gen uns hier auf unserer Seite auf über die Ostseite, wo die Kinder von Staats

wegen in die Kindergärten geschickt werden, die Mütter und die Väter dann un-

}“.er schlechten Wohnungsbedingungen - die kriegen die Kinder gar mche über —-

ihrer Arbeit nachgehen und Vater Staat nun die Kinder schon vom zwe1_ten Le-

b_ensjahr an in seiner Weise aufzieht. — Schön, da drüben ist es Zwang, hier pas-

s1ert es in großem Umfange freiwillig! - Wobei ich es nicht nu_r auf_d1e Freu

schiebe. Auch die Männer reden ja nun: Mutti, nun komm, also die kleinen Km-

der, die können ja nun in den Kindergarten -— ich brauch dich, damit Wir das

Auto und den Urlaub und eine größere Wohnung und ich weiß nicht was alies

b?ärhlen. —— Die Männer sind da nicht unschuldig dran. -— Selbstverständhch

m t!«

Die Frauenärztin Dr. S . sagt: _ _

». . . Ich habe als Assistentin in der Gynäkologie noch die Zeiten miterlebt‚ wo die:

Frauen auf dem Lande fünf bis acht bis achtundzwanzig Fehlgeburten_hatten.

AlSo ich weiß durchaus, was es da für schaurige Dinge gibt, die ‚man Slch so —

gerade auch im normalen Leben — gar nicht v)orstellen kann._D1ese Falle von

S&‘Wangerschaflen, von ungewollten, und die Dramen, die damit verbunden wa-

ren. Sterilisation war kaum zu handhaben, weil sie nid1t gestattet war. Der

DOhrn-Prozeß war noch nicht gewesen. Also, dieser ganze n3akaigreficlnzed<en der

ungevvollten Sd1wangerschaf’cen, das habe ich noch als Assxtentm in einem sehr

emPfänglichen Alter miterlebt.
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Aber, um auf den Paragraphen 218 Zu kommen, es dreht sich jetzt darum, ob
an dem Paragraphen wie er ist, gerüttelt werden muß. — Aber eine grundlegende
Änderung ist da gar nicht erforderlich.

Die Indikation, die für mein Gefühl, für meine Anschauung, die richtige ist,
daß nämlich eben in gegebenen Fällen die Gesundheit der Mutter Vorrang hat, die
ist. gewährleistet — zwar etwas gummimäßig, von Land zu Land verschieden
(manche Gutachter stellen sich außerordentlich schwierig an) aber im Großen und
Ganzen haben wir die Möglichkeit, wenn das Leben einer schwangeren Mutter
ernstlich gefährdet ist, legal die Unterbrechung zu beantragen.

Im übrigen: Mir scheint ja, der ganze Wirbel, der jetzt um den 8 218 ge—
macht wird, nicht so sehr um den Paragraphen selber zu gehen, sondern Ausdruck
der allgemeinen Revolutionierung der Gesellschafk und der Frau. Denn wa.er
sind nicht die Frauen vor zehn Jahren auf die Straße gegangen, als es die Pille
noch nicht gab? Warum jetzt?

Frage: Sie wissen, daß sie schon 09: auf der Straße waren?
Dr.S.:Waren sie und sicherlich mit mehr Recht als heute. Nur, es wird }}eute

wohl mit mehr Nachdruck dem Ausdruck gegeben — wir sind ja m einem
Umbruch begriffen in jeder Hinsicht —— durchaus auch begrüßenswert -
aber: Über die Notwendigkeit kann ich mich nicht ganz so erwärmen. WC"

gen der Verhütungsmittel, die die Frau heute zur Verfügung hat, Wi_e k_e1ne
Generation vorher und daß damit ja schon die . . . persönliche Freiheit in
einem außerordentlichen Maße gewährleistet ist — also -— dieser etwas
geschmacklose Slogan: „

„Mein Bauch gehört mir —— der ist ja durch das Vorhandensein der P1lle
durchaus wahr2umachen.
Daß immer noch viel zu viele schwanger werden, das ist ein anderes Pro-
blem — das liegt an der mangelnden Aufklärung, das kann man aber dem
Paragraphen ja nicht zur Last legen . . . _Frage: Und Sie würden sagen, diesen Frauen sollte man nicht behilflich sein, ihr e
Schwangerschaft zu beseitigen?

Dr. S.: Ich rede den Frauen, wenn sie keine Schwangerschaflz wünschen und fest
entschlossen sind, eine Abtreibung oder einen Sd1wangerschaflsabiarp0h
vorzunehmen, denen rede'ich das nicht aus. Ich muß sie nur medizmlsch
beraten und... flicke sie nachher wieder gesund, wie ich es so nenne,
ohne daß ich Einzelheiten wissen will oder daß sie mir im ganzen erzä_thlt

<werden. Also —— es kommt immer wieder vor. Einzelheiten weiß ich nicht
— und, mit Rücksicht auf die Kollegen, die da ja sicherlich in grOßem
Maße ihre Finger drin haben — möchte ich darüber auch keine Einzelhei-
ten wissen.
Also, ich sehe viele Frauen, die irgendwann kommen und voller Schl‘eCk-‘?n
feststellen, daß sie schwanger sind. Der größte Teil arrangiert sich, em
Teil fährt nach England — nehme ich an - ich weiß es ja nicht - entle-
digt sich jedenfalls der Dinge. Es sind ja durchweg gar nicht mal die 1111}-
gen, unerfahrenen Frauen, die sogenannten Unerfahrenen, sondern die
schon überlasteten Familienmütter, für die — tatsächlich —— jede Schwan“
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gerschaf‘c, und das sieht man ja auch, ein weiteres Hinrutschen am Rande

der ganzen körperlichen Existenz bedeutet. — Und da kommen wir nun

zu dem Punkt, wo man den Frauen durchaus eine Hilfestellung leisten

kann, Zu der ich auch immer gfoßzügig bereit bin: das ist die Sterilisation

Im Anschluß an die Entbindung.

Frage: Glauben Sie nicht, daß eine Frau,die wegen einer bestimmten Anzahl

von Kindern und weil sie das Gefühl hat, am Rande ihrer KräPce zu

sein, die jet2t mit einer Schwangerschaft zu Ihnen kommt und die sozusa—

gen gezwungen Wird —- heute, bei dieser Gesetzgebung, so wie der Para-

graph jetzt aussieht — dieses Kind zur Welt zu bringen, um dann eine Ab-

bindung machen zu lassen — glauben Sie nicht, daß es weder für die Mut—

ter noch für das Kind ein Vorteil ist, diese letzte Schwangerschafl noch

zwangsweise austragen zu müssen? _ '

Dr. S.:Das ist es zweifellos nicht, — gerade in den sozialen Fällen —, ich habe da

ein paar Frauen vor Augen, wo man wirklich nur beklagen kann, daß

da eine weitere Schwangerschai’c sich nun entwickelt. Ja, ja, das ist rich-

tig! Dann müßte man die soziale Indikation einführen und . .. da fühle

ich mich von meiner Weltanschauung her nicht gewachsen. Für mich ist

werdendes Leben unantastbar. — Wenn man zur sozialen Indikation

greifen würde, wo soll man da anfangen und wo aufhören?

Und wenn die Frau auf keinen Fall Will, dann findet sie immer Mittel

und Wege, eine Abtreibung durchzuführen. Da! habe ich immer wieder

festgestellt jetzt. Es gibt genügend Möglichkeiten — Kollegen in Harp-

burg, in England, Schweden, die sind — das hört man — dazu bere1t.

Also —— wer partout nicht Will, der tut auch nicht‚ der braucht auch nicht!

Frage: Der braucht auch nicht zum Kurfuscher?

Dr. S.: Der braucht auch nicht zum Kurpfuscher zu gehen. Es gibt genügenc_i Kol-

legen! Wer also nicht will, auch in sozial schlechter gestellten Schichten,

der braucht nicht und der tut auch nicht. _

Frage: Soll man dann dieses Gesetz nicht so ändern, daß die Frau keine Geset-

zesbrecherin ist und trotzdem ihr Kind nicht zu kriegen braucht?

Dr. S.: Da muß man ja die Gesetze nach den Wünschen der Leute machen . . . Nun

ist aber das Gesetz kein Pädagoge und sollte es auch nicht sem. _— Aigen

hat es einen Sinn, Gesetze den Strömungen der Gesellschaft unbedmgt im-

mer variabel anzupassen?

D7- S- sagt über die Pille: _

?Die jungen Mädchen zwischen sechzehn und zwanzig, die kommen hmri1er, ohqe

le_Verkehr gehabt zu haben, lassen sich routinemäßig untersuciuen, brmgen die

E_mWinigung der Mutter mit und wollen prophylaktisch die Pille. Und - ne_u-

g1_erig Wie man iSt —- fragt man: Naja, lohnt es sich denn? Und dan_n: Gott jää

WII” wollen mal sehen, möglicherweise —- und wir haben So_nnabend em Fest im

vielleicht passiert da denn nun was . .. Zuerst habe ich m1ch gewu_ndert, spater

hab ich gelächelt und heute denke ich mir: Naja, so ist nun mal d1e Zen! -.- Ich

kann='s den Eltern nicht übelnehmen. — Verschiedene Mütter kommen jfl dlreät

mit, sind auch meine Patienten, si1'1d nette Frauen, in meinem Alter — ich ha e
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selber auch Kinder und weiß, wie die Dinge so laufen — aber sie stehen hilflos
vor dem Problem! Und da kann ich nicht sagen: Verweigern Sie Ihrer Tochter
die Pille! Da2u bin ich nicht berechtigt und dem fühle ich mich auch nicht gewach-
sen, denn die Aufsichtsmöglichkeii: über die Mädchen ist für die Eltern germg. -
Aber denen sag ich jedesmal:Wenn Sie Ihrer Tochter prophylaktisch d1e P_111e
geben, dann ist das Rennen gelaufen. — Das sind die Frauen, die werden mehr
ungewollt schwanger, denn sie nehmen ja die Pille und das steht ihnen auch zu.
Wenn nun die Männerwelt, allmählich sehr ernüchternd, die Mädchen immer
schon fragt: Stehst du unter der Pille? —- und: Nimmst du die Pille? — dann dür-
fen die Frauen‘sich ja auch nicht wundern! — Ihnen geht die Romantik yerloren!
Die entbehren sie nicht, weil sie sie nicht kennen. Aber: mit einem gew1esen, E36“
klommenen Gefühl sieht man die Dinge laufen — wie sie nun einmal jetzt nn
Rennen sind.

Was entwickelt sich mal aus den Mädchen, die ihr gesamtes Liebesleben mit der
Pille beginnen? Und es auf die Pille einstellen? Sie haben nicht mehr die Anger
vor Schwangerschaf‘c, wie die Generation vor ihnen. Eine' Mutter sagte mal: Mel-
ne Tochter soll es besser haben —— sie soll nicht, wie ich, zehn Fehlgeburt<m haben.
Das kann man akzeptieren. Ich verschreibe ihr auch anstandslos die Pille.und
denke: Gottes Segen mit dir! Aber ich glaube nicht, daß die Frauen glücklicher
damit werden! Und sie werden es auch nicht mit einer Änderung des Paragfa'
phen 218!

Der praktische Arzt Dr. G. sagt:
»Am Paragraphen 218 -— da stört mich diese Reihung von irgendwelchen Be-
stimmungen, die der Staat niederlegt, wonach sich die Frau dann richten {011-

Die Frau selbst soll überlegen, was überhaupt mit ihr passiert. Wichtig 1“! daßdie Frau zuerst gefragt wird, —- daß inimer die Frau letzthin zu bestimmen he];
selbst zu bestimmen hat. Sie muß aber vernünflig aufgeklärt werden - was furFolgen da sein können. Selbst dann, wenn bei Röteln oder Tuberkulose oder bei
sonstigen Krankheiten eine Schwangerschafisunterlfiechung infrage lgommt, —
auch dann soll die Frau befragt werden. Also der Staat darf auf keinen Fall auch
nur im geringsten einen Zwang ausüben! Auch bei der Frage, wenn Kinder von
12, 13 Jahren schwanger sind. Auch dann sollten diese Kinder weder von}len
Eltern noch von dem Pfarrer noch vom Lehrer noch von dem Staat auf keinen
Fall beeinflußt werden. Sie sollten selbst bestimmen, ob eine Unterbrechung Statt'zufinden hat: oder nicht.

Nämlich das ist so: Bei Hitler, wie standen die Ärzte denn da? Da bestimmt?
der Staat, was gemacht werden mußte. Und wir — die Ärzte sind immer dmAusführenden des Staates! Wir sollen immer dasitzen, — Ärzre und Bi.irol«n_‘aten
vielleicht auch, die gar nicht dazu berufen sind, ein Urteil abzugeben, die su:zendort und bestimmen: Ja, es wird eine Unterbrechung gemacht in dem und d?mFall. — Und dann sitzen da andere Ärzre, die sollen das ausführen - Also, IChli:in dafür, daß der Staat So wenig wie möglich Einflußnahme auf diese Sache

at.

Denn wie sieht denn das heute aus? Da. steht das arme Hühnchen, geducktsteht das da und da sind die hohen Herren da oben, die über'ihr persönliches
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Geschehen, in ihrem eigenen Leib bestimmen, über das doch im Grunde genom—

men, sie zu bestimmen hat. Da sitzen ehrwiirdige Herren da. vorne und sie sa-

gen; »Bei dir darf abgetrieben werden! Bei dir darf nicht abgetrieben werden!«

Also, dieses Gefühl der Erniedrigung, der Beschämung, das ist ja eine Tortur, das

ist ja die Hölle, die die Frau durchmachen muß. Und was ich besonders daran

hasse, ist das: Jetzt hat sie diese Hölle durchgemacht, die geht dann aber weiter,

die Hölle! Jetzt sagen die hohen Herren selbstbefriedigt: Hier bitte schön, hier

hast du deinen Schein, bei dir kann abgetrieben werden, da kann die Unterbre—

chung gemacht werden! — Das halt ich für so gemein, denn dann haben diese

Fr_auen nach großen Mühen und Erniedrigungen einen Zettel in der Hand, da-

n{1t gehen sie zum Krankenhaus. — Jetzt ist es aber doch so, daß ein Arzt gar

md“ gezwungen werden kann - und meiner Ansicht nach auch gar nicht ge—

zwungen werden darf —, ein Leben zu unterbrechen, das nach den heutigen Ge-

'Setzen überhaupt geschützt ist. Sie geht nun zum Krankenhaus und weiß gar nicht,

ob die eine Unterbrechung machen! Dann läuft die Frau von Krankenhaus zu

Krankenhaus, sie läuft wirklich, und wenn sie dann endlich ein Krankenhaus hat

oder einen wohlgesonnenen Arzt, der das macht, dann sagt der: Um Gottes Wil-

len, Sie sind ja schon im vierten Monat. Sie sind ja. schon im fünften Monat! Das

i<Ommt gar nicht infrage. Das ist viel zu spät, das gibt ja ein Blutbad, das mach

ICh nicht! '— Das läuPc so und das ist häufiger als man denkt. Diese deprimieren-

de Situation aber, in die diese Frauen durch die augenblickliche Gesetzgebung

ge5tellt werden, die hasse ich, die hasse ich bis auf den Grund! Der Frau muß

mehr Selbstentscheidung gegeben werden!

Das Problem ist, daß die Frau ja in allen Dingen, in allen Lebensbereichen,

selbst in ihrem persönlichen Lebensbereich unterdrückt worden ist. Unterdrückt

worden ist! Und das herauszukriegen . . .‘ das muß langsam vor sich gehen.'Aber

dns echte Freiwerden liegt im Menschen tief drin, denn der Mensch muß inner-

lich frei werden und hier im speziellen grade: die Frau muß langsam lernen, daß

316 frei ist. Das lohnt sich! Ich glaube, daß es sich lohnt. — . _ _

Immer wieder steht im Vordergrund: Nicht der Staat soll irgendw1e der;en1ge

sein, der bestimmt und der ausführt, sondern die Frau selbst. Aber man soll

3“Ch ein bißchen — ich _drück das jetzt: etwas primitiv aus: Man soll auch mal

ein bißchen an die Ärzte denken, die das ausführen! _

ES kann sein, daß in drei Jahren die Dinge, über die wir jetzt sprechen, mcht

mehr so wichtig sind — medizinisch. Da wird es «die Pille danach»_ geben. Aber

wenn die da ist, dann hat die Frau wieder eine Schlacht verloren. 516 hat <ieswe-

gen eine Schlacht verloren, weil diese Sachen nicht geklärt sind, diese Selbstandgg-

keit der Frau, ihre Bestimmung, die Selbstbestimmung. Das ist es eben und ich

meine, das Wird immer wieder vergessen. Wenn ich im Freundeskreis herumrede

und Sowas sage, dann heißt es: Ja, da ist ein Mädchen vergewalt1gnworsien.

Oder: da ist ein Contergankind . . . Sie erzählen einem von l?mgen, d_1e me1ner

Ansicht nach gar nicht so wichtig sind. Das sind Einzelfälle, w1e audi diese, diese

medizinische Indikation. Tuberkulose zum Beispiel - das sind gar nicht mehr 1s{o

Viele Fälle, wenn die Medizin so fortgeschritten ist, daß w1r diese paar Kran -

heiten, die sonsr ein Kind, ein werdendes Kind geschädigt haben, hier besmgen

können. Aber es kommt immer wieder darauf an, es kommt hundertprozenng
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darauf an, zu klären, was hat die Frau für Rechte über ihr Kind. — Das ist
grundsätzlich das Wichtigste! Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Hippo/emtes’ Eid:
Ich schwöre bei Apollon, dem Arzt, und bei Asklepios, bei Hygieia und Panakeia
und bei allen Göttern und Göttinnen, die ich zu Zeugen anrufe, daß ich nach be-
stem Vermögen und Urteil diesen Eid und diese Verpflichtung erfüllen werde:
»Ich werde den, der mich diese Kunst lehrt, meinen Eltern gleichachten, mit ihm
den Lebensunterhalt teilen und ihn, wenn er Not: leidet, mit versorgen, seine
Nachkommen meinen eigenen Brüdern gleichstellen und sie die Heilkunst lehren,
wie sie diese erlernen wollen, ohne Entgelt und ohne Vertrag. Ratschlag und Vol:-
1esung und alle übrige Belehrung Will ich an meine eigenen Söhne und an d1e
meines Lehrers weitergeben, sonst aber nur an solche Schüler, die nach ärztlichem
Brauch durch den Vertrag gebunden und durch den Eid verpflichtet sind. Meme
Verordnungen werde ich treffen zu Nutz und Frommen der Kranken nach bestem
Vermögen und Urteil und von ihnen Schädigung und Unrecht fernhalten. ICh

werde niemandem, auch nicht auf seine Bitte hin, ein tödliches Gift verabreichen
oder auch nur einen solchen Rat erteilen. Auch werde ich nie einer Frau ein M1t-
tel zur Vernichtung keimenden Lebens geben. Was ich bei der Behandlung oder
auch außerhalb der Behandlung im Leben der Menschen sehe oder höre, Werde
ich verschweigen und solches als Geheimnis betrachten.«°“ _

Dazu ein Kommentar aus der Informationsmappe der »Initiative 218 — damit
die VernunPc zu Wort kommt« vom 19. August 1971.

Gründungsmitglied Professor Dr. Richard Kepp, Präsident der Deutschen Ge-
sellschafi für Gynäkologie und Vorsitzender der »pro familia« sagt in einem
Interview mit Ekkehard Schwerk auf die Frage: »Bleibt nun die Entscheidung
über Abtreibung oder nicht dem einzelnen Arzt oder nicht dem einzelnen A_“‘
und seinem Urteil überlassen oder ist er gar dem Eid des Hippokrates verpfl10h'
tet?«

».Er muß seine Entscheidung treffen unter Abwägung der Situationen, die d1e
äleältige Yelt mit sich bringt und die durch den Eid des Hippokrates nicht al)?“

e t sm .
Der Eid des Hyppokrates gilt ja heute auch nur grundsätzlich und nicht für

Einzelfragen.«

Gut, daß man das am berufenem Munde einmal hört: Daß der Eid des HiPPP'
krates nur grundsätzlich und nicht für Einzelfragen gilt. In der allgemeinen DIS-
kussion sah das nämlich bisher so aus, als ob der Eid des Hippokrates grundsätz-
lich nur für eine Einzelfrage gilt: nämlich für die Einzelfrage der Abtreibung- Leo
Klauber schrieb 1926 in der Abhandlung »Abtreibung« zum Eid des Hipp0kf9f
tes: »Wenn aber in dem vielgennanten Eid des Hippokrates den jungen AdePtendas Versprechen abgenommen wurde, keiner Schwangeren bei der Abtreibung
behilflich zu sein, so ist dies wohl nicht, wie es die heutigen Gegner der Abtra-
bung so gern deuten, auf eine Verfemung dieses Eingrifls als solchen zurückzu'

"‘ Zitiert aus Pschyrembel, Klinisches Wörterbuch, Westberlin, 1967.
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führen. Bekanntlich dünkten sich die Ärzte bis‘ins späte Mittelalter hme1n _noch

erhaben über die Geburtshilfe wie die handwerksmäßige Fert1gke1t c_ler Ch1rur-

gie (= Handwerk). Die antiken Ärzte betrachteten al}es, was m1:c der Behanel-

lung weiblicher Organe zusammenhing, als minderwerng und als am Fert1gkeu,

die Männer entehre haec ars viro dedecet. ‚ _ _ "

Jahrhunderte hindurch war es den Ärzten streng untersagt, geburtshnlfhcb ta.—

tig zu werden. Die mittelalterliche Kirchenmedizin kannte folgende E1nte11ung

des —- und nur des —— weiblichen Körper in
— wohlanständige Teile: Hände, Kopf und Füße
—. schickliche Teile: Hals, Arme, Beine
—— scheußliche Teile: der Rest. _ .

Von daher kdmmt es wohl, wenn Ärzte heute noch von _»unerpneßhchen«

Eingriffen reden, wenn sie den Abortus oder die Interruptio memen.

Und 1761 wurde in Hamburg ein Arzt, der Abtreibungen vorgenommen hatte,

hingerichtet. Nicht der Abtreibung wegen, sondern weil er genau_ gegen »das

Gesetz« verstoßen hatte, daß Ärzte keinerlei gynäkologische Operauonen durch—

führen dürfen.

2. Die Politiker (Stand: August ’7I)

Der Verlag schickte am 14. juli 1971 an die Fraktionsvorsitzenden des„Bundes-

tages, alle Mitglieder des Rechtsaussc/ausses und des Sonderausscbnsses fur Straf-

rechtsform, folgenden Fragebogen:

I. Ist Ihnen das Ausmaß illegaler Abtreibungen in der BRD„bekannt? Ä

(Schätzungen der katholischen Kirche: 40000 im jahr; Schatzungen der rz-
tekammern: 1 Million) . ‘,> W _2. Ist Ihnen bekannt, was illegale Abtreibung für_d1e Frauen bedeutet 9

chenlange Angst, Demütigung, Gefahr für Gesundhe1t und Leben. Und das m1t
krassen Unterschieden zwischen arm und reich? . Ich3_ Sehen Sie in dieser Tatsache einen gesellschaf’clichen Notstand? M1t we er

Konse uenz?
4.1V?einen Sie nicht auch, daß das Selbstbestimmungsrecht der Frau (GC? Iärt_.

2/3) durch den Zwang, eine urierwünschte Schwangerschaft auszutragen, au ge 0

ben ist?
daß

5 . Schließen Sie sich der Auffassung des Vizekanzlers Wa}ter Scheel ag; »};- .traf’c

Schwangersduaf’csunterbrechungen innerhalb der ersten dä“?1 Monate.n1Cht_des b
Werden, d. h. bis zum Ablauf von drei Monaten kann d1e Frau ents e1 en, 0
sie ihre Schwangerschafi unterbrechen möchte«?

6. Millionen Frauen erwarten jetzt am Antwort:
aS'dS' .. d. Abchfl des 218? .. . -
bä Sllrnd Slfefäär äe Resfojmuäegs S 2188, d. h- generelle Straffrethlt be1 Schwan
gerschaflsunterbrechungen während der ersten drei1VI0nate">

c) Sind Sie für die Beibehaltung des S 218?
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Es haben I9 Politiker geantwortet (CDU/CSU: 8, SPD: 7, FDP: 4).*_ Von
den acht CDU/CSU-Abgeordneten ließen fünf kurzerhand mitteilen, daß 51e un-
seren Fragebogen nicht beantworten wollten oder könnten. Drei Abgeordnete
sprachen sich für die Beibehaltung des S 218 in seiner bestehenden Form aus. .

Die sieben SPD-Abgeordneten — unter ihnen der Staatssekretär des Jusmz-
ministeriums, der Vorsitzende des Strafrechtsreform-Ausschußes, der Rechtsex-
perte der Partei und der Stellvertretende Vorsitzende des Strafrechtsreform-Aus-
schusses, der Rechtsexperte der Partei und der Stellvertretende Vorsiztende 4es
Rechtsausschußes, sprechen sich für eine Reform des S 218 aus — aber nur 1m
Rahmen einer Indikationserweiterung. ‘ _

Ausführlich und eingehend antworten die vier Politiker der FDP, unter 1hnen
der Fraktionsvorsitzende. Sie präzisieren ein Reformkonzept, das den S 218
grundsätzlich verändern würde.

* Die nachstehend verkleinert faksimilierten Antworten der Politiker sind Originale-
.Aus umbruch-technischen Gründen hat der Verlag den Anschrif’cenkopf jeweils Wegge135'sen und den Text der Briefe an den Briefkopf montiert; ansonsten ist: nichts verändert
oder weggelassen worden.
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%.%%n„/ m &» f.! ann‚a4” 23. Juli 1971

7‘fß‘vßidlü'pßn! a4.i @:llßcfdn %naéjlcyt %”a/ '“

%na4u‘nu'ruklu. «. @. $Z’/ ?4wz1/02227/

fixe; 72 rmJ fä‘Z/é‘6'

Sehr geehrter Herr Leib!

Ihren Brief vom 1u. Juli 1971 darf ich bestätigen.

Die von Ihnen gestellten Fragen zur Reform des

€ 218 sind so einseitig, daß es in ihrem Rahmen

nicht möglich ist, eine Stellungnahme abzugeben

und zu begründen, die von Ihrer vorgefaßten Meinung

abweicht. Bei einer solchen Fragestellung, wie Sie

sie vornehmen, kann nur ein einseitiges Machwerk ent-

stehen.

Mit vorzüglicher- Hochachtung

cnu/csu.FRAKTION
;: nonrmsm, 19. August 1971

ms DEUTSCHEN BUNDESTAGI-S
Arbeitskreis für Allgemeine

und Rechtsfragen

- Assistent -

Telefon u1/ 257 7

Sehr geehrter Herr Leib,

im Auftrage der Herren Dr. Barzel und Bands. bestätige

ich den Eingang Ihres Schreibens vom 14. Juli 1971. Die

Herren bedauern, Ihre Bitte um Beantwortung des über-

sandten Fragebogena nicht erfüllen zu können. Eine wirk-

liche Beantwortung läßt der Fragebogen nicht zu, denn

seine Fragen sind so subjektiv und einseitig gestellt,

daß eine differenzierte Beantwortung ausgeschlossen ist.

Es bleibt nur die Wahl zwischen dem einen oder anderen

Extrem. Eine solche Beantwortung wird aber den viel-

schichtigen Problemen nicht gerecht.

Mit freundlichen Grüßen

€'éfuetjohfi$



CHRISTLICH DEMOKRATISCHE UNION 5380NN, 6. August 1971
DEUTSCHLANDS

BUNDESGESCHÄFTSSTELLE
— Gruppe "Rechtspolitik" —

Nauesh'nße 2, Tel. Sa.-Nr. 6Mi-
Abt. Pont. thrclente
Telefon mm 65 70 01
Femschrelbunschluß 886 804
Commerzbank Bonn 110 444.7
Städt. Sparkasse Bonn l4209
Postacheckkonto: Köln 109069

PS—KS
CDU/CSU

Betr.z Fragebogen für Buchprojekt zum Thema 5 218

Sehr geehrter Herr Leib,

in obiger Sache bestätige ich den Erhalt Ihres Schreibens
vom 14.7.1971 an Herrn Generalsekretär Dr. Heck MdB und
teile Ihnen dazu mit, daß Herr Dr. Heck nicht bereit ist,
die ihm übersandten Fragen zu beantworten.

Mit freund ichen Grüßen

_

\

(Peter Scheib)
Gruppenleiter

53 Bonn , den. 21. Juli 1971
Bundnh1un

223
Fumruf 18...„..

! mumu vomlmll dollDI. W111 dlmr n M,
Franz—Lorenz von Thadden °„„„„""‘“fl'„'“w'" ua mm „mm, mm

"f. 1“ (WMut-Vnmlmuw) WII.M|lallnd du oouudnn Bundnlugu

Beantwortung des Fragebogens

l. Niemandem ist das Ausmaß illegaler Abtreibungen in der Bundes“
republik bekannt. Die Schätzungen sehen sehr weit auseinanderz
ES ist anzunehmen, daß mit der steigenden Verbreitung empfängnlfi'
verhütender Mittel, inbesondere der Pille, die Zahl erhebliOh
abgenommen hat.

2. Ich kann mir zumindest vorstellen, was illegale Abtreibunsen
fiir die Betroffenen bedeuten. Nicht selten stellen sich nach
vollbrachter Tat erhebliche Depressionen ein, die das ganzeLeben belasten. können.



3.

6.

_/„‚1 Le _ M..%
Das Problem berücksichtigä nicht nur a.s‚ethaeehe“?robiem,

sondern ist auch von gesellschaftlicher Relevanz. Ein Staat,

der sozialer Rechtsstaat sein will, muß deshal_b diesem Pro-

blem besondere Aufmerksamkeit schenken - und. er kann es.

Ebenso sind andere Gruppen der Gesellschaft, von denen ich

nur die Wohlfahrtve'rbände und die Kirchen hier eigens nenne,

angesprochen.

Das "Selbstbestimmungsrecht" kann hier nicht herangezogen werden.

Hier muß auch das Recht des werdenden Lebens berücksichtigt

werden.

Ich schließe mich der Auffassung von Minister Scheel nicht an.

Die Gründe finden sich in der folgenden Antwort.

Ich lehne die Abschaffung des 5 218 ab. Das werdende Leben

steht unter dem besonderen Schutz der Gesellschaft. Ein

Sozialer Rechtsstaat verfügt über andere Möglichkeiten, in

Not befindlichen Frauen beizustehen, als daß das Kind im

Nutterlei'b umgebracht wird. Dieses Leben hat von Anfang an

seinen eigenständigen Wert. Wer von dem Grundsatz abzu-

weichen beginnt, daß niemand das Recht hat, schuldloses

Leben zu vernichten,- der begibt sich auf eine tödliche, ab—

schüSSi-Se Bahn. Es ist kein Zufall, daß auch diejenigen, die

sich mit dem Problem der "Euthanasie", der Vernichtung be—

hinderten Lebens auseinanderse‘bzen, aufgeschreckt sind. durch

die Besenwärtige Kampagne zum 5 218. Menschliches Leben darf

nicht nur danach beurteilt werden, was es auf der materiali—

Stischen Ebene wert ist.
Die medizinische Indikation hat im geltenden Recht bereits

eine erlaubte Möglichkeit. Bei. einer Vergewaltiglng - zur Zeit

rechnet man mit vier Empfängnissen nach einem Notzuchtver—

brechen jährlich in der Bundesrepublik - ist es möglich,

bGVOI‘ endgültig Leben entsteht, dieses Entstehen zu ver-

hindern. Man kann deshalb erwarten, daß, nachdem diese Frist

a“Belaufen ist, und. die Betroffene nichts medizinisch unter-

nommen hat;, das entstehende Leben denn auch ausgetragen wird..

Das mag manchem hart erscheinen, doch bleibt ohne Tötung die

Möglichkeit, das Kind nach der Geburt einem Heim oder Adoptiv—

eltern zu übergeben. Die beiden christlichen Kirchen haben

Wiederholt für solche Fälle ihre Unterstützung angeboten.

'Die soziale Indikation entfällt, insbesondere in einem Staat,

der eine moderne Industrienation umschließt.

Geprüft werden muß im Lichte moderner medizinischer Erkennt-

nisse, von wenn ab die Befruchtung eigenständigeB Leben auf
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die "Lebensbahn" schickt. Für mich hat die Unantastbarkeit
menschlichen Lebens den Vorrang vor anderen Erwägungen. Dies
mag von vielen Nitbürgern nicht verstanden werden. Es handelt
sich 3edoch hier um eine Gewissensfrage. Das Gebot "Du sollst

nicht töten" behält für mich seine zwingende Kraft.

mBonn 16.8.1971
Bundeshuus

Femml 16.....315.7...„.
Dh Wahl dluor Rufmmnr nnnllltll donnowan H|umad\lufl.Dr.Heinz Eyrich
mmummmmmmmmwmmlMitglied du Dluhduln Bundntmu Nr. 1111 (Bunduh1ux—Vcnnlnlung) unu1m.

Sehr geehrte Herren!

Mit Schreiben vom 14. Juli 1971 haben Sie mich aufgefor—dert, zu den von ihnen genannten 6 Punkten eine Stellung-nahme abzugeben.
Ich bin nicht bereit, auf die Iäagen 1 — 4 eine Antwortzu geben, da mir diese Fragen zu sehr eine nicht beweis—bare Antwort sehon enthalten bzw. eine klare Tendenz er-kénnen lassen. Es ist nicht möglich auf solche Fragenin Kürze zu antworten, ohne dem Zwang zu unterliegen vonder Richtigkeit der in diesen Fragen zum Ausdruck ge-kommenen Thesen auszugehen. Von dieser Richtigkeit kannich allerdings nicht ausgehen.Zu Ihrer Frage 5, ob ich mich der Auffassung von HerrnScheel anschließe, kann ich Ihnen mit einem klaren neinantworten.

was die Frage 6 betrifft, so glaube ich, daß Millionenvon Fragen eine klare Antwort auf die Frage verlangen;inwiewe1t es heute noch möglich ist Rechtsgüter zuschützen, die fä£ das friedliche Zusammenleben derMenschen unentb lich sind.Ich müßte Ihre Frage 6 dahinbeantworten, daß ich für die Beibehaltung des 5 218 MmAllerdings mit der Einschränkung, daß bei bestimmtenIndikationen die Unterbrechung der Schwangerschaft un—ter Umständen möglich ist.

qu'n-A



Dr.Lenz

FRAGEBOGENMllqliud du Deunchun Bundoßlugns

1. Ist Ihnen das Ausmaß illegaler Abtreibungen in der BRD

bekannt?
(Schätzungen der latholischen Kirche: 400 000 im Jahr;

Schätzungen der Ärztekammern: 1 Million)

7a, r\ ona 500

2. Ist Ihnen bekannt, was illegale Abtreibung für die Frauen

bedeutet? Wochenlange Angst, Demütigung‚ Gefahr für Ge-

sundheit und Leben. Und das mit krasaen Unterschieden
zwischen arm und reich?

‘

8'“

3. Sehen Sie in dieser Tatsache einen gesellschaftlichen ‚.

Notstand? Mit welcher Konsequenz? . 96/ al,
4 5°"

' /ä ‘ /.fo"ßz /7(’ ‘“"j7 ' ; Wga» / _»,LC- / (’ (£. {& .. 0 . 'M

/g7W„/v älß »g« „ ßm»£a/.am ,

4. Meinen Sie nicht auch, daß das Selbstbestimmungsrecht

der Frau (GG, Art. 2/3) durch den Zwang, eine unerwünschte

Schwangerschaft agszutragen‚ %lrm iBt?/‚<‚_ ‘.‚6 /cm Äér

/I/b€/W.._ Je; Äaaß “"-’}

%fZ/IQ« Wa.“ 41%,

5. Schließ n Sie sich der Auffassung des Vizekanzlera Welter

Scheel an, "... daß Schwangerschaftaunterbrechungen mnez:-

halb der ersten drei Monate nicht bestraft werden, €l.h. 1315

zum Ablauf von drei Monaten kann die Frau entschexden. ob

sie ihre Sdzwa.ngersehaft unterbrechen möchte" ?

WA.

6. Millionen Frauen erwarten jetzt eine Antwort:

a) Sind Sie für die Abuchaifung des 5 218? S f

13) Sind Sie für die Reform des 5 218. d.h. generelle tr; -

freiheit bei Schwangerschaftsunterbrechungen während “'

ersten drei Monate?
c) Sind Si_e £ür die Beibehaltung des 5 218 ?
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53 Bonn
Forum! 2 OG,. ................ ......
Blu W"uhl allnmlulnummnvumlßllll dm
nndmdu-n Hammhlvfl.

— Benno Erhard - hman@MnWmmßmWnMllgliud du Doundun Bundnlagu NI.MI llvndcücchmlanlwvlfi——_____

Bad Schwalbach, den 20. Juli 1971
K/39

Betrifft: Fragebogen für Buchprojekt zum Thema 5 218
Bezug: Ihr Schreiben vom 14. Juli 1971

Sehr geehrte Herren!

Aufmerksam habe ich Ihr vorgenanntes Schreiben gebsen.
Selbstverständlieh könnte ich die Fragen auf dem Frage-
bogen beantworten. Ich tue dies jedoch nicht, weil ich
nicht weiß, was in dem von Ihnen herauszugebenden Buch
stehen wird. Als unmittelbar an der Gesetzgebung und
der Meinungsbildung im Parlament Beteiligter halte ich
es für meine Pflicht, alles zu Vermeiden, was im Ergeb-
nis Verwirrung auslösen könnte, und zwar sowohl in der
einen als auch in der anderen Richtung.

Hochachtungsvoll

„(ow

/’ (Erhard)
MdB
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675 Kaiserslautern 27 , 28 . Juli 1971
Otterberger Str. 39

53-30"!-
Bundeehuuc

Fernruf 16 2550 5°“

”" A°'° “ -
353‘3'i31'"1;3

Mu‘| " MUI'QI' Emmen DI. Wlhl dlour Rufnummt: vo?n‘ltt‘o‘ll dm
alocl den baulichen Bundentageo Mmhtm Huuunwhlun.

ktenz . 1 ..8 Kommt cin Anlehlub nieht xulhndc. bllu
Nr. le! (Bunduhlno-Vunnlhlung) nnmlm.

Sehr geehrter Herr Leib!

Eigkfind b95tätige ich den Eingang Ihres Schreibens vom 14. 7. 1971

für äbermittle ;hnen nachfolgend die Antworten zu Ihrem Fragebogen

qinw es Buehproaekt zum Thema 5 218 StGB. Dabei erlaube ich mir den

Eee gie, qaß ich der Vorsitzende des Sonderausschusees des Bundesta—

alle “% Öle Strafrechtsreform bin. Dieser Ausschuß wird sich mit

zu br igherheit demnächst mit den von Ihnen aufgeworfenen Fragen

eschaftigen haben. Meine Antworten sind:

Zu 1): Des Ausmaß illegaler Abtreibungen in der Bundesrepublik

Wi _ laßt sich veretändlicherweiee nicht nau feststellen.

dir 51nd auf Schätzungen angewiesen, die au v ehlgeburten aufbauen,

e in unseren Krankenhäusern registriert werden. Außerdem sind

ageh gewisse Rückschlüsse aus der langfristigen Entwicklung der

jähr110hen Geburtenzahlen möglich. Ich glaube, daß eine Zahl von

äund 500.000 Schwangerechefteunterbrechungen jährlich der Wirk—

1Chkeit nahe kommen wird.

zu 2 + 3): Die Schwierigkeiten und die Not, in die Frauen im

kö Zusammflfiang mit einer unerwünschten Schwangerschaft kommen

nnen, sind mir bekannt. Deshalb trete ich für eine Reform des

€eltenden 5 218 StGB ein.

zu 4): Das Selbstbestimmungsrecht der Frau und eine unerwünschte

au SChWanaerschaft sind zwei verschiedene Komplexe, die man

5 SEinapdeyhalten muß, wenn natürlich auch Konflikte denkbar und

u°gar hBUflg sind. Das werdende Leben ist unbestritten ein durch

sniere Verfassung geschütztes Rechtsgut, über das zwangsläufig die

° Wangere kein ausschließliches Verfügungsrecht hat.

zu 5 + 6): Ich bin der Meinung, daß der strafrechtliche Schutz

. ab dem Zeitpunkt der Nidation beginnen muß, daß aber

e1q Schwangerechaftsabbruch nur dann zuzulassen ist, wenn er _

au3t.‘31-‘£‘1:u:1c1 bestimmter Sachverhalte indiziert ist. Als Gründe hierfür

kOmlnen in Frage:

Die medizinische Indikation bei einer ernsthaften Gefahr für Leib

und Leben der Schwangeren.

Pie eugenische oder kindliche Indikation bei Vorliegen einer h°äen

"ehrscheinlichkeit‚ daß ein geistig oder körperlich schwer8650ha'

dlgtes Kind zu erwarten ist.

Die ethische oder kriminologische Indikation, wenn die Schwanger-

schaft durch eine strafbare Handlung (einschließlichhgeäogäääeigt

len Mißbrauchs von Kindern unter 14 Jahren) verurßac
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DR. HUBERT WEBER
M|tgllud des Deutwhen Bundestageu

FRAGEBOGEN___—___—

1. Ist Ihnen das Ausmaß illegaler Abtreibmugen in der BRD
bekannt?
(Schätzungen der latholischen Kirche: 400 000 im Jahr;

Schätzungen der Ärztekammern: 1 Million )

%“ Mag”? „:.-3 bw.‚. £:an—I’

2. Ist Ihnen bekannt, was illegale Abtreibung für die Frauen
bedeutet? Wochenlange Angst, Demütigung, Gefahr für Ge-sundheit und Leben. Und das mit krassen Unterschieden
zwi$chen arm und reich?

3“

3. Sehen Sie in dieser Tatsache einen gesellschaftlichen
Notstand? Mit welcher Konsequenz?

4. Meinen Sie nicht auch, daß
der Frau (GG, Art.
Schwangerschaft aus

das Selbstbestimmungsrecht
2/3) durch den Zwang, eine unerwünschte
zutragen‚ aufgehoben ist?

5. Schließen Sie sich der Auffassung des Vizekanzlers WalterScheel an, "... daß Schwangerechaftsunterbrechungen inne1_'-halb der ersten drei Monate nicht bestraft werden, d-h° 1715zum Ablauf von drei Monaten kann die Frau entscheiden. Obsie ihre Schwangerschaft unterbrechen möchte" ?. . . \;°„L„L'%.;4; €».Jl‚„‚L„'gb„_ M61 «ci “54. /fi ""‘"£ ”141%ä„twf4w„„i „.‚{J“PNL„' ‚ „ Jim.
6. 1'llionen Frauen erwarten jetzt eine Antwort:

a) Sind Sie für die Abschaffung des 5 218? “‘b) Sind Sie für die Reform des 5 218. d.h. gene"“° Straßfreiheit bei Schwangerscha.ftsunterbrechüügen Während derersten drei Monate?
c) Sind Sie für die Beibehaltung des 5 218 ? fiu„
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Dr. Dieter Haack
MdB

8520 Erlangen
loowonldmr. 19

FRAGEBOGEN

1. Ist Ihnen das Ausmaß illegaler Abtreibungen in der BRD

bekannt? ‘

(Schätzungen der latholischen Kirche: 400 000 un Jahr:

Schätzungen der Ärztekammern: 1 Million)

ja

2. Ist Ihnen bekannt, was illegale Abtreibung für die Frauen

bedeutet? wochenlange Angst. Demütigung‚ Gefahr _mr Ge-
sundheit und Leben. Und das mit krassen Unterschxeden

zwisehen arm und reich?

ja

3. Sehen Sie in dieser Tatsache einen gesellschaftliChen
Notstand? Mit welcher Konsequenz?

äa,mit der Konsequenz einer notwendigen Reform der Straf—

bestimmungen gegen Abtreibung

4. Meinen Sie nicht auch, daß das Selbstbestimmungsrecht

der Frau (GG, Art. 2/3) durch den Zwang, eine unerwün5chte

Schwangerschait auszutragen, aufgehoben ist?

es geht um eine Interessenabwägung der Rechfie der Frau

und des Schutzes des werdenden Lebens

5. Schließen Sie sich der Auffassung des Vizekanzlers W_alter

Scheel an, ".. . daß Schwangerschaftsunterbredxungen nmel:-

halb der ersten drei Monate nicht bestraft werden. fi-h- 13”

Zum Ablauf von drei Monaten kann die Frau entsche1den. Ob

sie ihre Schwangerschaft unterbrechen möchte" ?.

ich Beige diesem Modell zu,meine endgültige .Gntscheldung

$äfiffiäriaä fiäääefi“é%hiißäi2‘*ääßäläé%EHSäi‘ß’8iésiße‘iäxnem

6- Millionen Frauen erwarten jetzt eine Antwort:

a) Sind Sie für die Abschaffung des 5 218? 11 Straf_

5) Sind Sie für die Reform des 5 218’ d'h' generehgencl der
freiheit bei Schwangerechaitsunterbrechungen wä ::

ersten drei Monate?
c) Sind Sie fur die Beibehaltung des 5 218 ?

. durch
ich bin für eine Reform—enttveder 111 der Form 'l>)°*'ler

.. . - ‘ nen
eine Ausweitung des Katalogs deu:- mogln.chen Indikat10

. ' und
6neben der medizinischen _ die , etha.sche , eu8en15che

sozial-medizinische Indn.lzatn.on)
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Dr. Claus Arndt (Hamburg) M„IB
Stellvertretender Vorsitz ende; des
Rechtsaus :; chus 3 es des 1"eutsn chen

Bundestages

FRAG.EBOGEN___—“___

1. Ist Ihnen das Ausmaß
bekannt?
(Schätzungen der Katholischen Kirche: 400 000 im Jahr;

Schätzungen der Ärztekammern: 1 Million)
/

3“

. Ist Ihnen bekannt; was illegale Abtreibung für die Frauen
bedeutet? Wochenlange Angst, Demütigung. Gefahr für Ge-sundheit und Leben. Und das mit kraasen Unterschieden
zwisehen arm und reich?

‚

3“
3. Sehen Sie in dieser Tatsache einen gesellschaftlichen

Notatand ? Mit welcher Konsequenz ?
/

%„h 248 M „„A/m Q„g„ß„ Ju» ' "
ff“ MWOWW&M%AMWMLV&W* mg“

4. Meinen Sie nit:th aßh‚%%as Selbstbe%äu'n sfé'éfi’t "MMU'K'Mder Frau (GG. Art. 2/3) durch den Zwang, eine unerwünschte WV“Schwangerschaft auszutragen. aufgehoben ist? « WJ»),
WMA,

illegaler Abtreibungen in der BRD

2

5. Schließen Sie sich der Auffassung des Vizekanzlers WalterScheel an, " ... daß Schwangerechaftsunterbrechungen inner-halb der ersten drei Monate nicht bestraft werden, d.h. bi8zum Ablauf von drei Monaten kann die Frau Entscheiden, obsie ihre Schwangerschaft unterbrechen möchte" ?..
WM.

6. Millionen Frauen erwarten jetzt eine Antwort:
a) Sind Sie für die Abschaffung des 5 218? Mb) Sind Sie fur die Refarm des 5 218. d.h. generelle Straf-freiheit bei Schwangerechatteunterbrechungen während derernten drei Monate?
c) Sind Sie fur die Beibehaltung des 5 218 ? WA

,
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Der Parlamentarische Staatssekretär 53 Bono. den 26 .August '1 971
des Bundaministcrs der Justiz Postf-ch

Dt. Alfons Bayer]
Tcl. 20171

-4ooo’leIl—2’I'IB ’l..

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich danke Ihnen für Ihr Schreiben vom ’l4. Juli 4971 nebst

dem beigefügten Fragebogen. Ich bin. der Überzeugung, daß der

von Ihnen ins Auge gefaßte Dokumentarband über die Probleme

des 5 218 dazu beitragen könnte, die Diskussion noch weiter

zu versachlichen. Es wird allerdings darauf ankommen, jede

unsachgemäße Emotion zu vermeiden.

Wie Sie sicher wissen, hat eine abschließende Meinungsbil—

duns sowohl in meinem Hause als auch innerhalb der Bundesre—

gierung noch nicht stattgefunden. Deshalb bitte ich um Ihr

Verständnis, daß ich im gegenwärtigen Zeitpunkt dann absehen

möchte, die Fragen in Ihrem Fragebogen zu beantworten.

Mit vorzüglicher ochachtung

N\‚ &” | W t
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FDP

FDP—FRAKTIONKM
53 BONN.DEN 5. August 1971DEUTSCHEN BUNDESTAG

TEEFON!6MB5 4-jgDER VORSITZENDE

Sehr geehrter Herr Leib!

Haben Sie verbindlichen Dank für Ihren Brief vom 14. Juli, mit
dem Sie mir Gelegenheit geben, meinen und den Standpunkt meiner
Partei zur Reform des 5 218 StGB darzulegen. Sie erhalten in der
Anlage meine Antworten auf die von Ihnen gestellten Fragen. ICh
darf davon ausgehen, daß Sie meine Antworten ungekürzt veröffent-
lichen.

,]

f!Mit Öeun © G
1 ‚ "

rüßen

(W. Mischuick}

Frage 1: Ist Ihnen das Ausmaß illegaler Abtreibungen in der
BRD bekannt?

(Schätzungen der katholischen Kirche: 400.000 im
Jahr; Schätzungen der Ärztekammern: 1 Million)

Antwort: Das wirkliche Ausmaß illegaler Abtreibungen in der
BRD läßt sich nicht mit Sicherheit bestimmen. Hier
gibt es lediglich Schätzungen, die in ihrer Größen-
ordnung sehr stark differieren. Das geht auch aus
der ausführlichen Auskunft der Bundesregierung Zu
einer Kleinen Anfrage betreffend die Problematik
der Abtreibung hervor. Selbst wenn man einen Durch-
schnittswert aus all diesen Schätzungen annimmt, 50
zeigt dieser deutlich, daß das geltende Recht in
5 218 StGB mit dem absoluten Verbot der Schwanger-
schaftsunterbrechung sich als unwirksam erwiesen
hat. Sinn und Zweck dieser Regelung, nämlich werden-
des Leben zu schützen, werden durch die jetzige
Regelung nicht entsprochen.
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Frage 2: Ist Ihnen bekannt, was illegale Abtreibung für die

Antwort:

Frauen bedeutet? Wochenlange Angst, Demütigung,

Gefahr für Gesundheit und Leben. Und das mit krassen

Unterschieden zwischen arm und reich?

Durch eine größere Zahl von Gesprächen und durch

nocfilgine größere Zahl von Zuschriften zu diesem

Problem glaube ich — auch als Mann — beurteilen zu

können, was eine illegale Abtreibung insbe%ffigere

im Hinblick auf die seelische Belastung und Verant—

wortung gegenüber dem Ungeborenen bedeutet. Die ge-

schätzten Zahlenangaben jedenfalls sagen aus, daß

jährlich viele hunderttausend Frauen einen schweren

Gewissenskampf auszutragen haben. Die Erniedrigung

der Frau, die unter Umständen in Schwerer seelischer

N0t gezwungen ist, Kurpfuscher aufzusuchen, muß ein

Ende finden. Der geltende @ 218 StGB treibt die Frau

in die Isolierung und in die Hände des Khrpfu30hers

und liefert Sie schließlich der Kriminalität und

Erpressungen aus. Sie riskiert schwere gesundheit-

liche Schäden, oft sogar ihr eigenes Leben. Mir ist

bekannt, daß in anderen europäischen Ländern auch

für deutsche Frauen die Möglichkeit besteht, eine

Schwangerschaftsunterbrechung mit ärztlicher Hilfe

vornehmen zu lassen.

E£äflä_äi Sehen Sie in dieser Tatsache einen geselßchaftlichen

Notstand? Mit welcher Konsequen2?

££iEQEIL Ja. Das bedeutet, daß eine Reform dieser Strafvor-

schriften dringend erforderlich ist, allerdin8S unter

dem Gesicht5punkt eines zugleich wirksameren und

humaneren_Schutzes des werdenden Lebens. Meine Partei,

die FDP, hat als erste der im Bundestag vertretenen

Parteien ein klares Reformkonzept für eine Neufassung

des Gesetzes vorgelegt, die nach unserer Auffassung

dieser Zielsetzung gerecht wird. Die Diskussion in

der Öffentlichkeit um die Reform des 5 218 ist aus

der spektakulären Phase in ruhigeres Fahrwasser ge-

Weder die Forderung "mein

gwort "Mord bleibt

blematik der be—

kommen, und das ist gut.

Bauch gehört mir" noch das Schla

Mord" wird dem Ernst und der Pro

Stehenden Strafbestimmung gerecht.
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Frage 4: Meinen Sie nicht auch, daß das Selbstbestimmungsreoht
der Frau (GG, Art. 2/3) durch den Zwang, eine uner—
wünschte Schwangerschaft auszutragen, aufgehoben ist?

Antwort: Dieser Meinung kann ich nicht in vollem Umfang zustimmen.

142

Meines Erachtens liegt der Zeitpunkt der Wahrnehmung des
Selbstbestimmungsrechts der Frau in vielen Fällen vor dem
Zeitpunkt oder dem Ereignis, das eine möglicherweise un—
erwünschte Schwangerschaft hervorruft. Das bedeutet, Sie
kann sich über die Möglichkeiten der Geburtenplanung und
der Schwangersohaftsverhütung unterrichten lassen und
davon Gebrauch machen.

Wo allerdings diese Möglichkeit nicht besteht und eine
unerwünschte, gelegentlich sogar aufgezwungene Schwanger-
schaft eingetreten ist, muß sie zunächst frei entscheiden
können, ob sie diese austragen oder unterbrechen will.
Dabei allerdings sollte sie nicht in die Isolierung.ge-
drängt sein, sondern möglichst eine medizinische,
juristische, psychologische und anderweitige Beratung
haben, damit eine Fehlentsoheidung Während einer Panik-
situation vermieden wird. Bei dieser Beratung kann ihr
soziale Hilfe zuteil oder in Aussicht gestellt werden;
für die es nach geltendem Recht keinerlei Möglichkeit
gibt. Allerdings ist die Bntscheidungsfreiheit der Frau
nicht unbegrenzt. Sie verfügt dann nicht mehr unbe-
schränkt über ihren eigenen Körper‚sondern auch über
werdendea Leben, das wir durch entsprechende neue
Strafvorschriften differenzierter‘und damit wirksamer
schützen möchten als bisher. So ist der Gesetzgeber
berufen, zu entscheiden, ab wann der strafrechtliche
Schutz werdenden Lebens einzusetzen hat. Ich glaube
nicht, daß uns der Vorschlag eines erweiterten Indi-
kationskatalogs und die Einschaltung von Gutachter-
stellen weiterhelfen. Der Frau sollte nicht die Ent-
scheidung staatlicher Instanzen in diesen Fällen aufge“
zwungen werden. Vielmehr ist die FDP davon überzeugt,
daß die Frau nach einer entsprechenden sachkundigen
Beratung innerhalb eines begrenzten Zeitraums selbst
eine richtige Entscheidung treffen wird.



E£äss_ä3 Schließen Sie sich der Auffassung des Vizekanzlers

Walter Scheel an, "... daß Schwangerschaftsunter—

brechungen innerhalb der ersten drei Monate nich%

bestraft werden, d.h. bis zum Ablauf von drei

Monaten kann die Frau entscheiden, ob sie ihre

Schwangerschaft unterbrechen möchte"?

AEEEQEEL Aus der Beantwortung der vorausgegangenen Frage geht

hervor, daß ich dié Meinung des Vorsitzenden der FDP,

d0eeea-Säeiiveräaeäer—tch‘btn, Bundesminister Walter

Scheel, teile, nach der in den ersten drei Monaten

die Frau selbst über eine Schwangerechaftsunterbrechung

entscheiden können soll. Allerdings ist zur Verdeut—

lichung dieses Standpunktes hinzuzufügen, daß dieser

Eingriff natürlich nicht unter Verletzung der ärzt-

lichen Kunst erfolgen darf. Insbesondere im zweiten

und dritten Monat nach der Empfängnis darf er nur noch

durch einen Arzt vorgenommen werden. Für die Zeit da—

nach darf eine Unterbrechung nur noch in Ausnahmefällen

durch den Arzt zugelassen werden, nämlich in den Fällen

der Gefahr für Leben oder Gesundheit der Mutter (medi—

zinische Indikation), wie es ja bereits jetzt schon zu-

lässig ist, und außerdem in den Fällen der Gefahr schwe—

rer Mißbildung des Kindes (eugenische und genetische

Indikation). Dem schon so weit herangewachsenen Embryo

MUß der Schutz des Strafrechts zuteil werden. Hier über«

wiegt eindeutig der Schutz des Ungeborenen gegenüber dem

Gesichtspunkt der Entscheidungsfreiheit der Frau.

Die Voraussetzungen für diese beiden Indikationsfälle

müssen durch eine ärztliche Gutachterstelle festgestellt

sein.

Durch diesen Reformvorechlag der FDP wird selbstver—

ständlich kein Arzt gezwungen, eine Schwangerscnafts-

unterbrechung vorzunehmen. Er berührt auch religiöfie,

slttliche und moralische Fragen nicht. Kirchliche und

andere weltanschauliche Instituionen bleiben aufgefordert!

die Frau entsprechend zu beraten.
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Antwort:
. h

Zu Frage 5: Bedeutende Moraltheologen beider Kirchen haben 510
bereits dahin ausgesprochen, daß die Frage der Neu—
regelung des 9 218 eine politische und nicht eine
kirchliché ist.

Fest steht, daß der geltende @ 218 zutiefst unchrist-
lich ist. Er bedeutet ein pharisäigcheg Lippenbekennt-
nis unserer Gesellschaft zum Schutz des werdenden
Lebens, hinter welchem sie sich oft in vollem Wissen
dessen verschanzt, daß sie auf diese Weise die Sozial-
hilfe unmöglich macht, die von 333 verlangt werden
muß.

b) Sind Sie Für die Reform des 5 218, d.h. generelle
Straffreiheit Für Schwangerechaftsuntärbrechungen während
der ersten drei Monate?

c) Sind Sie Für die Beibehaltung des 5 218?

Antwort: Ich bin mit meinen politischen Freunden eindeutig gegen
eine ersatzlose Streichung des 5 215. Vielmehr befürworte ich eine
Reform des 5 218 gemäß 6 b) im Sinne der Refopmvorschläge meiner
Partei, die ich bei der Beantwortung der vorausgegangen9n Frage"
dargelegt habe.

:
Durchsetzung dieser Vorstellungen eine entsprechende pulit159h3Mehrheit zu finden.

abzuzeichnen.
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5

’ Antworten auf Ihre Fragen zum € 248

Zu4.:

Zu Z.:

Zu .:

Zu 4.:

Zu 6.: Ich bin für eine Reform des 5 248 i

Exakte Zahlen sind mir nicht bekannt, aber natürlich

kenne ich die alarmierenden Schätzungen.

Das ist mir sehr gut bekannt.

Ich sehe darin einen_gesellschaftlichen Notstand, der

zur Revision des 5 218 zwingt.

Das 5elbstbeséimmungsrecht kollidiert in dieser Sache

mit dem Schutz des werdenden Lebens. Jüngere Menschen,

die nicht mehr persönlich erlebt haben, wie rigoros

einstmals gegen das sogenannte "lebensunwerte Leben"

vorgegangen wurde, verstehen häufig nicht die Skrupel,

die auch fort5chrittliche Politiker bei der Definition

des Beginns des Lebens haben. Ich neige aus diesem Grund

dazu, die Revision des 5 248 weniger aufgrund des Selbst—

bestimmungsrechtes der Frau vorzunehmen, sondern mehr

3u£grund der inhumanen Folgen des bestehenden Paragraphen

für Mütter und Kinder.

' n
Ich unterstütze voll die Auffassung dee F‚D‚y‚_v°r51tzende

Vizekanzler Walter Scheel und der Vizepräsidentin dei fts
Deutschen Bundestages Liselotte Funcke. (Schwangersc a .

Unterbrechung innerhalb der ersten drei Mona

m Sinne Ihres Punktes‚b).

“Kim
(Karl—Hermann Flach)

Bundesges chäftsiührer -
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Dr.Diemer—Nicoleus

bekannt ?
(Schätzungen der letholischen Kirche: 400 000 im Jahr;Schätzungen der Ärztekammern: 1 Million)

Das genaue Ausmaß ist nicht bekannt, aber alle
Schätzungen zeigen, dasa es sich um hunderttqusefide Zi? Fällenn 42. Ist Ihnen bekannt, was illegale Abtreibung für die Frauen 3 “bedeutet? Wochenlange Angst, Demütigung, Gefahr für Ge—sundheit und Leben. Und das mit krassen Unterschiedenzwischen arm und reich?

Ja.

3. Sehen Sie in dieser Tatsache einen gesellschaftlichen
Notstand? Mit welcher Konsequenz?
Dieser Notstand erfordert die Reform des 5 218 StGB

4. Meinen Sie nicht auch, daß das Selbstbestimmungsrecht
der Frau (GG, Art. 2/3) durch den Zwang, eine unerwünschteSchwangerschaft auszutragen, aufgehoben ist?Das Selbstbestimuungsrecht ist abzugrenzen gegenüber demSchutz des werdenden Lebens. Nach den ersten 3 Mopaten +der Schwangerschaft ist dieses so weit fortgeschrltteß,

5. Schließen Sie sich der Auffassung des Vizekanzlers WalterScheel an, "... daß Schwangerechaftsunterbrec:hungen inner—halb der ersten drei Monate nicht bestraft werden, d.h. biszum Ablauf von drei Monaten kann die Frau entscheiden, obsie ihre Schwangerschaft unterbrechen möchte" ?Ja

.. . _ - Die Uhterbrechung mussaber auch spater bel e1ner medizinischen Indikation oderwenq zu befürchte ' ' '
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53 Bonn , den 5.8.1971

Fomruf 18„‚52.5_2„..

Dr. H9188 Timm
Memananm-umimnm

w WwMWW
NI. 181 (BMI-Vuminlung) union.

Sehr geehrter Herr Leib !

V;elen Dank für Ihr b‘chreiben vom 14. Juli und den bei-

liegenden Fragebogen für das Buchprojekt zum Thema 5 248„
Es tut mir leid, daß ich infolge der Urlaubszeit Ihren

Fragebogen erst jetzt beantworten kenn„

Zu 4) Die Schätzungen in Bezug auf das Ausmaß illegaler
Sghwangerschaftsabbrüche in der Bundesrepublik sind

mir aus der Antwort der Bundesregierung auf die kleine

Anfrage der CDU bekannt. Darin wird als Minimelschapzung

die Zahl von 500 000 jährlich genannt. Diese Zahl ver-

WenQe ich in meiner Argumentation, weil es mir bel

Schat2unsen überzeugender erscheint, mit Minimalwerten

Zu arbeiten, zumal diese Zahl noch erschreckend hoch

genug ist. Sie zeigt, wie wenig die Strafandropung 1hren

Zweck erreicht, nämlich werdendes Leben zu schutzen.

Zu 2) 38

Zu 5) 38 — eine Reform des Strafrechts sowie auch andere ge—

sellschaftapolitiseha Maßnahmen sind notwendig. ;ch habe

mlch in den Fragen der Strafrechtsreform sowohl 1nger-

halb meiner Fraktion, innerhalb der Sozialdemokrat130hen

?artei, in den verschiedensten Freuengruppeg w1e auch

in meinen Artikeln öffentlich für eine vernunft139 Form

engagiert„
Zu 4) Ich meine, daß die verschiedenen Grundgesetzertikel, die

bei dieser Gesamtpnoblematik miteinander 1n Konfllkt

stehen, sorgsam abgewogen werden müssen und daß durch

eine Reform die verantwortungsvolle Mitentsche1dung der

Frau, nämlich ob sie die Schwangerschaft austregen und

das Kind annehmen kann, während der ers?eg dre1 Monate

der Schwangerschaft anerkannt und legallslert werden

sollte.

Zu 5) äa und vgl..meine Antwort auf 4

Zu 6) Ich trete für Ihre Lösung b) ein.

Apliegend übersende ich Ihnen einen Arfiikel_von m1r zu

dieser Fraße, aus dem die‚Be ündung fur me1ne btellung-

nagee noch deutlicher aleÄÄfi ort auf Ihre Fragen hervor-

se .

Außerdem lege ich Ihnen die 5tellungnahm6 des Bynd°5£rag?n'

auEschusses der SPD vom 4.7.74 bei, die vermut11ch fur 319

von Interesse sein wird.

Mit freundlichen Grüßen
.\ ‘

;) /‘Ic.v‚/ng„ [ 1„.‚___._

(Dr. Helga Timm)
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MONTAG-CLUB
FÜR POL!TISCHE UND GESELLSCHAFTLICHE KONTAKTE

53 BONN-BAD OODESBERG ’ 16 .7 071
“ORNERSTRASSE !?
(HANNELOIE FUCHS!
TELEFON 0‘l'0'17‘

6 27 05
am Tage: Bonn 163232

Betr.zBuchnrojekt zum Thema 5_ 218
___—___“

Sehr geehrter Herr Leib,

als Mitarbeiterin von. Dr. Helga Timm MdB bekam ich heute Ihr Schreiben
vom 14.7.71 auf den Schreibtisch. Da ich selbst, und. mit fiir die über-

wältigende Mehrheit des MONTAG-CLUBS, ebenfalls in dieser Sache
sehr engagiert bin, habe ich mir erlaubt, Ihren Fragebogen zu kopie-
ren, um Ihnen auch meine Stelltngne.hme in Verbindung mit der Reac-
1ution des MONTAG—CLUB'B zukommen zu lassen, falls Frau Dr. J ochimsen
daran intérvssiert sein sollte. Der MONTAG—CLUB ist eine seit drei—
einhalb Jahren bestehende Verainigtmg politisch Interessierter (V°r‘
wiegend weiblichen Geschlechts, aber keineswegs nur ), dem so bekam?te
Leute wie Käte Strobel, Katharina Focke, Annemarie Henger‚flelga
Timm und. Theo Rasehorn als Mitglieder angehören.

Mit freundlichen Grüßen

Hannelore Fuchs
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied

Anlag_g1_

POSTSCHECKKON'I'O KÖLN 253505 HANNELORE Pucn$
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FRAGEBOGEN

Ist Ihnen das Auemaß illegaler Abtreibungen in der BRD

bekannt?
(Schätzungen der latholischen Kirche: 400 000 im Jahr;

Schätzungen der Ärztekammern: 1 Million)

nein, ich halte aber die Dunkelziffer für sehr hoch !

Ist Ihnen bekannt, was illegale Abtreibung für die F.ra.uen

bedeutet? Wochenlan.gc Angst, Demütigung, Gefahr _£ür Ge-

sundheit und Leben. Und das mit krassen Untersch1eden

zwisehen arm und reich?

Das ist mir allerdings bekannt. Deswegen schz_ainen_mir aäc%ile

Viele Stellungnahmen,spezielI von Namen), d:.e melnen,e
nicht mit einer Reform gerad ezu z misch,

Sehen Sie in dieser Tatsacfie einen gefiel. schafthchen

Notstand ?- Mit welcher Konsequenz?

Ja., in erster Linie mit der Konsequenz, daß das Recht ausge-
höhlt und unglaubwürdig wird, da es nur materiell und. in Bezug

auf Information üinderbemit'belte trgifft. h
Meinen Sie nicht auch, daß das Selbstbest1mmungßr6€ t

der Frau (GG, Art. 2/3) durch den Zwang_‚ eine unerwünschte

Sehwangerschaft auszutragen. aufgehoben mt?

Doch !

Schließen Sie sich der: Auffassung des Vizekanzlers W.alter

Scheel an, "... daß Schwangerechaftsunterbrechungen nmel:-

halb der ersten drei Monate nicht bestraft werden, n_:1.h. bus

zum Ablauf von drei Monaten kann die Frau ex:tschczdem ob

sie ihre Schwangerschaft unterbrechen möchte' ?

Ohne Einschränlctmg

Millionen Frauen erwarten jetzt eine Antwort:

a) Sind Sie ‚für die Abschaffung des 5 2187 {_

b) Sind Sie für die Reform des 5 218, d.h. gener;ä;ejäräer

freiheit bei Schwangerschaftsunterbrechungen W

ersten drei Monate?
c) Sind Sie für die Beibehaltung des 5 218 '?

. ‘. r
Ich bin für Lösung b) und. üe we1'bnre Behandlung e1ne

schWangerschaft‚ wie sie beiliegende Resolutn.on “vor

schlägt.
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. Resolution

zum Problem der Reform der 55 218-220 StGB

in Anerkennung der Tatsache. daB In den letzten Jahren in. vielen europäischen Länder"eine Bewegung entstanden ist. die die Gegensätze zwischen der Situation de jure (des Ge-setzes) und de facto (der Wirklichkeit) scharf zeichnet, und im Bewußtsein der sozialen Un-gerechtigkeit der zur Zeit geltenden Strairechisbeailmmungen In bezug auf die Unterbrechungeiner Schwangerschaft erwarten die Mitglieder des ..MONTAG-CLUBs iür politische undgesellschaftliohe Kontakte“ von der Bundesregierung folgende Konsequenzen:
Die 55 218 bis 220 werden abgeschafft und durch nachstehende Regelungen ersetzt:___—___—
Sehwangerschaflsunterbrechungen bis zum 3. Monat sind straffrei. wenn sie von einemFacharzt vorgenommen werden.
Über den dritten Monat hinaus sind Schwangerschaftsunterbreohungen durch einen Fach-arzt zulässig.
. wenn ernste Gefahr für das Leben oder die Gesundheit der Mutter besteht;
. wenn schwere körperliche oder geistige Schäden fündas Kind zu erwarten sind:
. wenn die Schwangere das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat;
. wenn die Gabun des Kindes für die Muiier eine unzumutbere soziale Härte bedeuienwürde.
Bereiungssiellen müssen In größerem Umfang eingerichtet werden, ihr Besuch ist auf jedenFall freiwillig.—_

Begründung:
Die Diskussion um die Freigabe der Schwangerschaitsunterbreehung hat gezeigt. daß der5 218 StGB in der letzigen Form nichi mehr die Zustimmung der Bevölkerung findet.
Über 500000 Schwangersehafisunierbrechungen jährlich beweisen. daß das geltende Rechtweder den Schutz des werdmden Lebens noch dla Gesundheit der Frauen gewährleistet.sondern beides Im höchsten Maße. gefährdet.
Da angesichts des Zögerna des Gesetzgebers und der Bundesregierung die Gefahr besteht.daß aus einer Bewegung für die Freigabe der Schwangerechaflsunterbreehung eine Bewegungzur Propaglerung der Unterbrechung wird, fordern die Mngiieder des MONTAG-OLUBs Bun-
desteg und Bundesregierung auf. schnellstens Gesetzesvnrsehläge zu erarbeiten und zu ver-absehiedan.
Bei seinen Überlegungen muß der Gesetzgeber davon ausgehen. daß es entscheidend zur
Würde de'“ Frau Gehört. selbe! darüber zu besiimmen. ob sie eine Schwangerschaft aus!ra9°"will oder nicht. Er sollte den Mut haben. den Schutz des werdenden Lebens nicht in fr69'Wür?égen Verboten zu suchen. sondern durch die freie Gewissensentscheidung der Frau ZUerre en.
Diese Forderung ist unter Berückslqhtlgung der gesundheitlichen Auswirkungen einer
SGhW8"gemehaftsunterbreohung am besten gewährleistet. wenn eine nach den Regeln derärztlichen Kunst in den ersten drei Monaten einer Schwangerschaft vorgenommene unter-brechung straffrel blelbi. Darüber hinaus sollte nicht verkannt werden, daß durch eine bereitsin der Schulzeit beginnende Aufklärung über die heute möglichen Verhütungsmaßnahmen.insbesondere der erkaamkeil der Ovulaiionshemmer‚ die Zahl der ungewohien sohwangßf‘80haften erheblich eingeschränkt werden könnte. Zusätz‘lioh sind die Familienberatungs-
mel|£°?g auszumu°"' "'" “" Frauen Und Ihren Familien wirksamer bel ihren Entscheidungenzu 9 en_

l\„ußerdem sollen die Krankenkassen die Kosten für empfängr1lsverhütende Mittel wie auchfur die Unterbrechung einer Schwangerschaft übernehmen.

5300 Bonn-Bud Godesberg, Körnerslraße 19 (Hannelore Fuchs) Telefon 627 05



VIII

Statt einer Zusammenfassung:

Drei Plädoyers fiir die Reform des 5 218

Zwei Waagsclaalen — ungleich gefüllt

Von Barbara Just-Dahlmann

Plädoyer einer Staatsanwältin

In den
. . „ _

Sich fralgetfz$;s X;Ü;äg:fd :;1e1 uäfir Abtre1b_ung geschrieben — so Yiel, daß man

Nun gut, man kann einmafi.u3ä1 S'ä där Stimmen noch Neue? brmgen könnt;

W(?inenden Frauen dann sitzen eäie1 t _68 Staatsaäwalts schre1ben, yor dem d1e

W18cht« hat und die man nun béstr fwenggen \ffon‘ en Zah_llo?en, (11; man »er-

ren, ihr Elend zu ertragen W" 3. en ( 1astra. en.) soll, wm! 51e zu schwach WS.-

SOndem ein Com uter d . are man_ a s Staatsanwalt ke1n lebeqder.Mensch‚

Wer abtreibx; €;. d ’ ä?“ Ware es le1chc‚ denn der >>Tatbestg.nd« 15t emfach:

Freiheitsstrafen‚ bi;rz n?" 1‚_gel'cielnclem Recht (8 218) l_3estrsfi, d1e Schwangere mät

Freiheitsstrafen zwisäe un_ Ja ren, der Fremdabtrgber _1n schweren Fällen mu:

die werden de Mutt _ nLellralem und zehn Jahren.. Nxcht emrnal fur den Fall, daß

hätte sich nicht im 65 ln£ ed ensgefahr _gerat, 1st eme Ausnahme _vorgesehen. Und

der M8nschlichkeit £ ?“ ed er Jahre (im R_echtsprechung, dern e1nfachsten Gebot

Zuzülassen Wenn s_° gefn äen\fsch!ossen, d1e Unterbrechung der S&xwangerschaft

so müßt6n,noch h 18 er er erhch 1st‚ um das Leb_en der Schwangeren zu retten,

sie nicht Sterbe e“i‘le unsere Pirauer} stex:ben‚ »W1e das Gesetz es befahl«. Wenn

rinnen zu retterrl‚ W° "finälnd su_3h m1t H1lfe vora_Kurpfusd1ern und Eng.elmachef-

Vefurte'l V61:3tun _en, r_nußth Staatsanwalte 31e anklagen und R1chter 51e

N 1 en3 Wenn d1ese mcht heber 1hren Beruf aufgäben.

d1un‘glnäi‘gseägefahr 1fii_r Leib un? Leben ha_c — Gott sei Dank — <_:‘lie Rechtspre-

mir geholfe Äftrudftlon von »ubergesetzhc_hem Notsta_.nd« entrv1clgelgund da.—

deren Non?" d er 16 '._Rechtgprechuug 'ha_‚t'mchts »er3_thckelt« furfld1e v1ele_n 9.3-

die Betrofl‘e an e aus mcht d1rskt_ medgzmaschen G;unglen, Notstandep, che fur

ben; die A nenl genauso unertraghch sem konnen Ville _d16 Angst um L.elb und Le-

unüberwinällr'laen na_ch dern grauex'1haflien Erlebms e1ner Vergewalt1gung etwa,

und sie b' 1 e sozg!e Sorgex}‚ d1e__wxe em .Berg v_or c%er Sd1wang_erc;n stehen

Röt 1 15 zur Selbsttotung tre1ben konneq, d1e_ Gemßhe1t — zum pexsp1elwegen

e erkrankung der werdenden Muter - em blmdes und taubes Kmd zur

welt zu IDringen usw. Die Rechtsprechung hat nichts »entwickelt«, und es mu

3130 gesugz.fl werden. Das isn die Lage.

Wle v1ele illegale Abtreibungen in der Bundesrepublik vorgenommen werden,

Steht nicht fest. Es besteht jedoch kein Zweifel daran,
hrlich Personen, deren Zahl

S'md. Bekannt und folglich verurteilt aber werden jä



nur in den Hunderten liegt, so I 966 285 Eigenabtreibungm und 389 Fremdab-
treibungen. Jedes jahr sterben bei dieser Situation Hunderte von Frauen unter
der Hand von Kurpfuschern. Das Gesetz also wird in seiner Geltung durch die
Not der Betroffenen einfach hinweggefegt. Nichts Schlimmeres aber als ein Geset2‚
das nicht durchsetzbar ist — wie Paragraph 218. Die wenigen, die das Pech ha-
ben, meist durch Denunziation mißgünstiger Nachbarn, verschmähtenLiebhaber
oder sonst höchst negativ motivierter Personen angezeigt und verurteilt zu v‚fe.r_-
den, tragen stellvertretend die Last für Hunderttausende, die ‘— in die Il_leg_ahtat
getrieben, der Wohltat ärztlicher Hilfe beraubt — Leben und Freiheit riskieren.
Eine Umfrage des Allensbacher Instituts aus jüngster Zeit hat ergeben, daß 46
Prozent der Befragten in der Bevölkerung für eine Abschafi°ung des Peragra_'
phen 218 sind, bei den 16— bis 30jährigen — den Jahrgängen also, die die mel—
sten Kinder bekommen — sind es sogar 64 Prozent. Auch das ist die Lage. '

Inzwischen beraten die Fachleuchte: Juristen, Theologen, Mediziner. Die Fra-
gen sind weitgehend bekannt. Es geht um das »geschützte Rechtsgut« (»Wer-
dendes Leben«, »Leibesfrucht«, »Schwanger5chg.fi«), und —- je nachdem — umdie Fragen: »Wemn Leben beginnt?«‚ »Wann haben Wir es mit einer Leibesfrucht
zu tun?«‚ >>Wann beginnt die Schwangerschafl?«, »Welches Rechtsgut also ist ab
wann zu schützen?«

„ _Das ist es, was weitgehend die Mediziner und die Moraltheologen beschafilgß
d die Juristen fragen sich und andere: »Soll man am Paragraphen 218 nlCht3

ändern oder ihn ersatzlos streichen? Wenn man ihn ändert, wie soll das dann
aussehen? Soll man die Abtreibung für einen gewissen Zeitraum - etwa dr61
Monate — straffrei lassen und von da ab nur bei Vorliegen bestimmter Indlk_a'
tionen (Rechtfertigungsgründe) von Strafe absehen? Oder soll man grundsetzhdl
vom Tag der Zeugung ab —- oder erst ab Einnistung des befruchteten E15 in der
Gebärmutter — strafen, von vornherein aber einen weitherzigen Katalog VO}!
Indikationen zulassen, um der oben geschilderten tatsächlichen unhaltbaren Sl-
tuation Herr zu werden? Das ist die Diskussionslage. _Mitten darin aber stehen Staatsanwälte und Richter. Sie stehen Auge in Auge
nicht nur den Fremdarbeitern, sondern vor allem den betroffenen Frauen geg?n'über. Leichtfertige Abtreibung'en »nur gerade mal so«, weil man »zur Zeit keine
Lust hat, ein Kind zu kriegen«, sind so gering, daß man sie in Bruchte11enjpn
Prozenten ausdrücken könnte. Ich kenne nach über Zwanzigjähriger Tätigke1t1}n
Strafrecht keinen einzigen Fall. Es begegnen einem nur Frauen in großen und muntragbar großen Nöten. Welch normaler Mensch riskiert denn auch ohne erh_eb"
liche Not einen derart scheußlichen, schmerzhaflen, gefährlichen Eingriff mm Strlfk'
nadel oder Seifenlauge auf mehr oder minder sauberem Küchentisch in einer Hm-
terhofwohnung? Sage mir keiner, das stimme nicht. Meine Erfahrung ist 2“ gf0ß'Wohl ist zwischen Hamburg und Passau, ja schon zwischen Freiburg undMannheim ein Unterschied in der Höhe der Strafen zu finden. Die Vielzahl derRichter und Staatsanwälte (aber) hat ihren Ausweg aus der unerträglichen 51“tuation gefunden: Man verhängt, man beantragt bei Eigenabtreibungen Strafen

zwischen IOO DM und 200 D—Mark.
.Das Gewissen sollte sich dabei nicht beruhigen. Auch diese Tatsache schreit ge-radezu nach dem Gesetzgeber. Er soll helfen. Den betroffenen Frauen und den
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Praktikern unter den Juristen ist es dabei letzten Endes gleichgültig, ob eine

»Schonfrist« von drei Monaten und anschließend ein enger Indikationskatalog

oder eine grundsätzliche Strafbarkeit und ein weitherziger Indikationskatalog

angeführt Wird. Beide Möglichkeiten wurden im Detail von den sogenannten

Alternativprofessoren vorgeschlagen.

_ Jede" dieser Möglichkeiten wäre eine Hilfe. Bedenken bestehen unter den Prak-

t1kern nur gegen die Verpflichtung der Schwangeren zum Aufsuchen einer auch

nur beratenden Kommission. Sie mag so menschlich gedacht sein wie sie Will: be1

der bekanntgewordenen bisherigen Praxis gewisser Kommissionen Würden die

3dm_angeren weiterhin die Illegalität vorziehen, statt sich Ärzten anzuvertrauen,

d1e Sle erst zu einer Kommission schicken müßten. Beratende Kommissionen ein-

Zurichten —- ohne gesetzliche Pflicht, sie aufzusuchen -—, sollte Aufgabe der Kir-

chen, der karitativen Verbände und aller derer sein, die helfen wollen. Aber ge—

holfen werden muß endlich, und zwar schnell.

Die Frage nämlich, wieso viele Staatsanwälte und Richter auch noch bei der

Verhängung von nur 100 DM gegen ihr Gewissen handeln müssen, ist interessant

genug, einmal durchdacht zu werden. Es gibt viele Gründe dafür, und alle sind

früher schon (und in den letzten Wochen besonders gründlich) in Zeitungen und

Illustrierten besprochen worden. Ein Gesichtspunkt scheint mir dabei jedoch nicht

genügend beachtet worden zu sein. Er wurde von dem Heidelberger Strafrechts-

lehrer Dr. Bemmann auf der Strafrechtslehrertagung am 12. Oktober 1970 m den

M1ttelpunkt gestellt, und er sei hier noch einmal hervorgehoben:

Nach dem geltenden Strafrecht bleibt straffrei, wer zwar ein zu schützendes

ReChtsgm verletzt, wer' aber Rechtfertigungsgründe oder Entschuldigungsgr_ nde

hat. Wer in Notwehr handelt oder sich in einem sogenannten überg_esetzhehefl

N_otstand befindet, wird nicht bestraf’c. Dabei darf auch zur Verteid1gung _exnes

mmderen Rechtsgutes (zum Beispiel Eigentum) ein höherwertiges (zum Bersplel

Leben) verletzt werden. Wenn mich nachts auf einsamer Straße ein Räuber uber-

fäut: darf ich ihn ungestrai°c niederschlagen und -— wenn es nicht anders g?ht ‘

auch töten. Es gilt der Grundsatz der »Güterabwägung«: es Werden g.emsser-

maßen zwei Waagschalen gefüllt mit allem Für und Wider auf baden Selten und

dann abgewogen.

Damit leben Wir Staatsanwälte und Richter, und nur

mach: unseren Beruf ja erträglich. Bei unserer traditionellen A_nwendt_mgwvon

?aragraph 218 aber stimmt etwas an dieser Güterabwägung 1‘11<211'6._D1eW ag?

ist nicht in Ordnung, die Waagschalen werden falsch beladen. In der e1nen aag_

Schale liegt das zu schützende Rechtsgur. (die »Leibesfrucht_«, d1e »Schwa.rag6fn

selmfi«‚ das »Werdende Leben«). Diese Waagschale hängt b15 zum Boden ’ en

W. .
. ' '

€ 5011118.

Sie Ist 11b656hen beladen nut allerle1, das man dr1ngend neu bedeänk;x ar-

e . . . — ühl't zu neunzi rozent von nn. ,.

“lan dxe DISkUSSIOHCII gef g P "]rV1t‚ fälltnelde

umef Wiederum etwa neunzig Prozent

Viererlei auf.

.

. '
' ' ' ' zu oft, den Em-

M
1mmer o nem aber doch mal . .

an gewmnt manchmal, mcht , , . „Vorganga zw1s&1en Elef-

dru°k daß hier ein »Vorgang« abgehandelt Wird, em . ' _

St°°k’“nd Gebärmutter, ohne Rücksicht darauf, daß 31ch dieser »Vorgang« 111

einem lebenden, leidenden Menschen abspielt.
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Obgleich die Mediziner es wissen und die Moraltheologen es nicht leugnen‚ daßdie Entstehung des Menschen kein zeitlich fest zu fixierender Punkt 1312, sonderndaß es sich um einen Vorgang der Entwicklung handelt, gibt es immer noch y1eleund vor allem —- leider — einflußreiche Personen, die zwischen dem auf emsa-mer Wanderschaft dem Zu befruchtenden Ei entgegemilenden Samenfaden (v_1erTage nach der Befruchtung sieht das zu diskutierende Gebilde dann aus Wl_e emeHimbeere) und dem lebensfähigen Embryo nicht den geringsten Unterschied zumachen gedenken. Das mag hinsichtlich der Frage nach dem Beginn des »wer—denden Lebens« noch angehen, bei der Beurteilung der strafrechtlichen Schutz-bedürfligkeit — ohne Rücksicht auf die Nöte der Schwangeren — aber Wirkt esabsurd.

Unsere traditionelle »Programmiflmng« durch die Kirchen beider Konfessionenist der geschlechtlichen Begegnung von Mann und Frau feindlich gesonneln Dienicht positiv genug zu bewertende human—biolögische Bedeutung der körp_8{lldlfinVereinigung (der Freude, der Liebe, der Geborgenheit, der Zusammengehörlgkelt)ist bei uns verkümmert. Auch wenn die neue Sexualdenkschrifl der EKD zu deraus kirchenoffiziellem Mund erstaunlichen Feststellung kommt, der Geschie6hts'verkehr diene nicht in erster Linie der Kinderzeugung, so ist doch —- zumindestbei der Generation vieler diskutierender Fachleute — die gegenteilige Auffas-sung noch tief verwurzelt. Sage auch hier keiner, das sei gar nicht so. Argumente

de« auch ohne Kommentar. Es sind schlechte Argumente.Eine bisher immer als selbstverständlich vorausgesetzte, aber niemals _"WennHumanität nicht eine Leerformel geworden sein sollte — plausibel begründetePflicht der Frau, Schwangerschaf’cs— und Geburtsleiden unwidersprochen zu ertra-gen, einschließlich aller seelischen Leiden einer ungewollten SchwangersdlaflöWird einfach postuliert.
_ .Diese vier Gesichtspunkte liegen alle in der einen Waagschale und Ziehen s1ezu Boden. Die Waagschale der notleidenden Schwangeren aber schwebt hochoben, denn man vergißt vor Eifer um die eine Schale, die andere zu füllen. Da-bei braucht man — das weiß jeder Praktiker, dem die gequälten Mensc_hen geigenübersitzen — nur eine angemessene Portion Barmherzigkeit —_ )3W0h1'Barmherzigkeit! — in ihre Waagschale zu legen, und schon stünde die Waageso, daß die Juristen das Vorliegen eines übergesetzlichen Notstandes bela!1enund helfen könnten, wci die gesamte Situation nach Helfen schreit und nic?“nach Strafen. Wenn ich einen Räuber niederstrecken darf, dem es nur um “381“Geld geht, man aber, wie jüngst geschehen, verlangt, daß ein dreizehrljfrlhflgeSvon drei Unholden vergewaltigtes Mädchen die Schwangerschaft austragen mu_ß,

Paragraph 218 muß also schleunigst geändert werden, und zwar nicht nur "Wie der inzwischen beängstigend zurückhaltend gewordene Bundesjustiznflinimiergelegentlich durchblicken läßt —- durch ein wenig Einbau von ethischer (Verge“waltigung) Indikation.
Wir Christen haben den Bundesjustizminister schon bei den Plänen für eine
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Scheidun s ' '
jetzt nic}fi ifgfähäinnrgcäleläd zu b84rängen versucht. Schämefl wir uns eigentlich

Bruder gefragt ist? Sch"a ‚ aß _W1r 1mrper nach dem Strafrichter rufen wo der

bestand nach Barmh gmen_ W1r ur_15 n1cht, »Gesetz zu predigem< Wo ‚der Tat-

V6rschiedener Ansich1frmgäät schre1t? Im Rahmen einer Ethik kann man gern

Strafgesetz rufe Zu _wangerschafisunterbrechungen sein. Aber nach d

n, Steht Chr1sten m diesem Fall wirklich schlecht an.* em

Für d ' 'ze Beyzz/aung des Lebens —- gegen die Bestrafung der Mutter

Von Dorothee Sölle

Plädoyer einer Tbeologin

Daß mein B 'a & .. . .

da nichts zu ;ge13uillgehorf, khngt progress1v. Der Staat, der Gesetzgeber hat

{nachen‚ Was ich Will it;tfl(lizläläljt 31:undstück —- so der Bodenbesitzer - kani1 ich

1 d11?haf°_}_leélh kann, was ich Will? m 1m Bauch auch so eme private Sache, mit der

ur te ‘ ' .
noeh nicht ve,räiafie1rtll _emem solchen_ Satz das moralische Niveau des Kapitalismus

ausgedehnt, Wenn eixisli/I DeaBere1ch <.ies Privateigentums wird nur noch weiter

gagegen Cin2uwende e_ns sagt, mgm Leben gehört mir, so mag juristiseh nichts

allßerste Form der \1,1esem. Theologxsch betrachtet stellt ein solcher Satz eine

und K0ntaktschwäche äarmung und der Verzweiflung, der Beziehungslosigkeit

K_ategorien des HabensaräMgi? k_ann das !..eben so wenig wie den Leib unter die

dlläglidu werden. , es esxtzens brmgen, weil sie damit zu Sachen ver-

_ S iSt daru ' '
mm an der Zrer_llt falsch, d1e Abtre1bung uneingeschränkt freizugeben. Ist es aber

Die In8titutio,nzgmd$dm'tz d_.es ur3geborenen Lebens zu reden?

allem die beiden ch‚_ 116 Cfile bxs_her1ge gesetzliche Regelung verteidigen, sind vor

Lebens und verteidfm 1 en Kuchen. Angeblich stellen sie sich auf die Seite des

gegen seine Vernich gen auch da.; Unge_borene, das sich selbst nicht wehren kann

tung. Aber d1eses Emtreten für das Leben in der embryonalen

Phase 'W1rkt me .. . .
hr als unglaubwurdxg, we11 es sich nur an einer kurzen Phase

orientiert, .
und ' ° .

erst mal gebore?luz el_nerä wmz1gen Ausschmtt sehen Will. Ist das Kind nämlich

Mal Crloschen D‚asoKls_xtdas_In'ceresse derer, die es beschützen wollten, mit einem

der Eltern, Es. wäch 11_1 v_nrd Qann W3eder das Privateigentum der Mutter oder

Platz Zum Spielen st in e.1_ne kmderfemdhche Gesellschaft hinein, es hat keinen

Seinen Eltern sond’ezum I.Cfi1rm machen, zum Toben, es ist unerwünscht, nicht nur

Behörden‚ ‚ rn au den Hausbesxtzern, den Autofahrern, den Heimen und

So s '
geht sää Sich der .Verdacht ein, daß es gar ni

> em um am ganz andere und finstere

cht um das Leben der Menschen
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der Mutter. Hat sie gesündigt, wie man das nennt, so soll sie a1_1ch darunter leiden
und wenn sie sich dann weigert, ein unerwünschtes Kind in euie femdhche Welt
zu setzen, dann soll sie wenigstens dureh die Art der Konfliktlösung bestraft
werden. Die Abtreibung darf nicht unter guten, rationale; Bed1ngt_mgen Yor SICh
gehen, sie muß ein Druckmittel gegen die Frau bleiben. 316 mpß em subt11e5 In-
strument der finanziellen Ausbeutung, der moralischen Demüt1gung und der Le-
bensgefährdung bleiben. _ ‘ _

Wenn irgendwo zu Recht von Klassenjustiz gesprochen. w1rd‚_ dann hier. Eine
Abtreibung, erster, zweiter oder dritter Klasse untersche1den s1ch außerordent-
lich. Sollte das alles denen, die das Gesetz verteidigen, entgangen sem? Oder
ist es ihnen nicht doch höchst erwünscht, weil ohne psychischen Terror das Gesetz
nicht aufrechterhalten werden kann? _

Daß es den Kirchen mit dem Schutz des Lebens nicht sehr ernst sem kann,
zeigt auch eine andere Beobachtung. Der beste Schutz des unerwünscl_1ten und Sa-
her gefährdeten Lebens ist seine Verhütung. Dieselben Leute aber, die das Le en
zu schützen vorgehen, vermeiden es konsequent, die früheren SChutzmaiän'e111rrä’a_n
öffentlich Zu propagieren. Würde nur ein Teil der Energie und I_irai’c,flche .auf ;e
Aufrechterhaltung und Strafverfolgung des 5 218 verwandt w1rd, fiir die Alu.-
klärung über Verhütung eingesetzt, so ließe sich das Problem wesenthch verk eg-
nem. Dem Stand unseres Wissens und unserer Technik entsprechend, _rnuß % '
treibung als eine Art vorgeschichtlicher Maßnahme erscheinen und Ver_hutung_£
nichtgewollten Lebens ist die eigentliche Aufgabe. Aber sie zu propaglel:en‚ m "
nur zu dulden, dazu gehört eine vorbehaltlose Bejahung der menschhchen Se-
xualität, die ihren Sinn nicht in der Fortpflanzung hat. _ „

Die Kirchen vertreten weithin noch eine 'tierische Auffassung der Sexua_hlza_t-
Und dieser tierischen Auffassung entspricht die immer noch herrschende DIS rl-
minierung der Verhütungsmittel.

_ d {SEs ist für den Stand des Bewußtseins in unserer Gesellschaft beze1cimench ?
sich junge Arbeiterinnen mehrere Stunden lang darüber unterhalten konn_en‚ Wie,
bei wem und mit welchen Methoden man es wegmacht, ohne auch nur die Frage
zu stellen, wie man es verhütet. _ _

Die geschlechtsspezifische Erziehung der Mädchen, gerade im Proletar1aß 1“ 51°
sehr auf das Frau— und Mutterbild bezogen, daß Abweichungen von. dieser R0 '
lenfixierung als Bedrohung erlebt und verdrängt werden. Man verglßt es da_n£die Pille zu nehmen, und daß ein Mädchen die Kondome kauf’c, ist unge_W_<>ä“ll '
Nur für die Abtreibung ist es selber zuständig. Dem Mann wird die Akt1v1taß der
Frau, das passive Erdulden und die Last der Folgen zugedacht-

Diese falsche Rollenverteilung kann aber nur dann abgebaut werden, wenn
zugleich Verhütung nicht mehr nur notgedrungen geduldet, sondern konsequebl}t
propagiert wird. Das bundesdeutsche Fernsehen 2. B. informiert die Fra_uen 13
zur Totalverdummung über die Anwendung und Wirkung der verschiedenen
Waschmittel. Es zeigt wöchentlich die verschiedensten und raffiniertesten Arte.r.l‚
Menschen umzubringen. Menschenfreundliche Verhaltensweisen wie die Verhü-
tung des ungewoliten Lebens sind dagegen tabu. ‚.Wenn nach den gegenwärtigen Schätzungen die Zahl der Abtreibungen ho}1erliegt, als die der Geburten, so ist die wesentliche sozialpolitisch6 Aufgabe, d1e56
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Zahlen zu senken. Als Notmaßnahme wäre der S 218 in seiner jetzigen Form auf—

zuheben und die Abtreibung in den ersten Monaten zu legalisieren.

Es ist richtig, daß die christliche Botschaft eine unendliche Bejahung des Lebens

ausdrückt, aber dabei geht es nicht um den kleinen Ausschnitt des entstehenden

Lebens, über das Wir verfügen müssen, sondern um das wirkliche Leben der schon

Geborenenf"

Welche Rolle spielen die christlichen Kirchen in der Diskussion über die Aufbe—

Imng des &" 218?

Es gilt als selbstverständlich, daß sich die Kirchen zu den strittigen Fragen unserer

Gesellschai’c äußern. Eine Gemeinschaft von Christen, die in diesen Dingen keine

Meinung hätte, weil sie sich nur mit sogenannten rein religiösen Fragen beschäf-

t}gte‚ Wäre unglaubwürdig. Es ist notwendig, daß sich Christen zu den weser'1t-

i1chen Fragen äußern, aber gleichwohl darf man zurückfragen, wer es eige_ntlich

13% der in diesen Angelegenheiten als Kirche spricht. Wer ist diese Kirche, die hier

>>Töten bleibt Töten« sagt, die die Abtreibung eines stecknadelkopfgroßen Em-

brY°$ mit der Ermordung kranker und. alter Menschen in der Nazizeit g1e1Ch'

5et2t, wer Spricht hier von Schutz des Lebens?

Ist es die Stimme der Gemeinden? Hat das Volk Gottes darüber beraten, wel-

cher Weg in bestimmten Fragen zu gehen sei, hat ein Meinungsbildungsprozeß von

unten nach oben stattgefunden, ist auf den verschiedenen Ebenen von cier J‘}'

8<fndgruppe und dem Mütterkreis bis zu den sogenannten Leitungsglfen_mn hm

diskutiert worden? Ist es nicht eher so, daß die Hierarchie unter sich b11eb oc_ler

hochstens einige Fachberater gewonnen wurden, die ins vorher feststeh<_ande B11d

passen und die überkommenen Meinungen mit neuesten wissenschaflhchen Er-

kenntnissen garnieren? .

Die Kirchen spezialisieren sich auf die Frage, wann beginnt mens?hh°hes Le-

ben, und sie lösen sie sehr einfach mit der Behauptung: »Daß menschliches Leben

““ A“genblick der Befruchtung der weiblichen Eizelle durch die männhche S?-

mtnzelle beginnt, ist unbestritten.« Diese Behauptung aus der offimösen Schrlfi:

beider Konfessionen »Das Gesetz des Staates und die sittliche 0rdr_1uflg«_ vom

Dezember 1970 ist unwahr. Der Beginn des Lebens ist nicht eindfutlg. D1e <'iier

rpodernen Medizin bekannten Schwierigkeiten, einen Fixpunkt fur den ei° u-

tlonären Prozeß der Lebensentstehung auszumachen, können md“ glatt ge aug-

net werden. _ M ezia-

Aber schon der Ansatz bei dieser Fragestellung ist problemat_15ch. an sphu -

damit zusammen an
lisiert sich auf das Prinzip des Lebens und versucht, die _ . b Sind

genden akademischen Fragen zu lösen, man verdrängt das W1rkhche Le fin.unter

die Betroffenen auch nur ein einziges Mal angehört worden? Ich verst}cme ei-

den Betroffenen die Millionen von Frauen in Deutschland, _deren Able dl};nczginet

nes ni‘:h'cgevvoiiten Kindes durch das Gesetz kriminalisiert Wird. Frauen,

. . - " tfunk£

"' Dieser Beitrag wurde am 18. 6. x971 in der »Kritßchen Chromk« des $wae’

und des Westdeutschen Rundfunk gesendet.
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Kette von Demütigungen unterworfen werden, die zu finanziellen Opfern erpreßt
oder zur Gefährdung der Gesundheit, ja, des Lebens gezwungen werden; und dies
alles im Namen eines Gesetzes, das nichts von dem erfüllen kann, was_es ver-
spricht: es schützt das ungeborene Leben nicht, hich aber dazu, das wxrkllche Le-
ben zu beschädigen.

Wer hat in unserer Gesellschafl: mit diesen vom Gesetz verdammten_Frauen
gesprochen, wer hat ihnen Mut gemacht zu sagen, wie man mit ihnen umg_lng und
was sie selber erlebten, wer hat die Opfer gezählt, wer hat die Unterschiede der
Klassen, aufgrund deren die proietarische Frau die Gesundheit und das Leben
aufs Spiel setzt, die Mittelstandsfrau dagegen nur finanziell schamlos ausgeben-
tet wird, wer hat diese Mißstände bekannt gemacht, wem war es mit dem Schutz
des Lebens so ernst, daß er das bestehende Leben schützte und es nicht in ausweg-
lose Situationen trieb? Waren es die Kirchen? Waren es Christen, die sich fiir die
Wehrlosen einsetzten?

Wenn man versucht, die christliche Ethik einfach zu formulieren, so kann man
sagen: sie denkt von unten her. Sie ergreiPc die Partei der Schwächeren, der Be-
schädigten, der Wehrlosen, der Armen, hinter denen sich in der Bibel Gott vcf-
birgt. Aber wer ist in unserem Falle der Beschädigte, der Wehrlose, der Schwa-
chere? Ist es die befruchtete Eizelle, oder ist es die Mutter, die vom Gesetz 8?“
zwungen wird, auch das kranke, lebensunfähige Kind auszutragen, die Frey, d}e
zur Gebärmaschine degradiert wird, was immer sie denkt oder will? Fur die
Amtskirche ist diese Frage entschieden. Sie plädiert für das ungeborene, das helßt
gegen das bestehende Leben.

_
Jesus Christus hat über das Problem der Abtreibung nichts gesagt. Er hat Slfh

sehr präzise gegen das Kapital und gegen den Eid ausgesprochen, Während er 111
den Fragen, die die menschliche Sexualität betreffen, bemerkenswert zurückhal-
tend urteilte. Er hat Haß und Aggression verurteilt, wo er ihnen begegnete, und
wenn einer, dann hat er das Gebot »Du sollst nicht töten« verschärfend ausgelegt-
Er wußte, daß schon das Wort, ja schon der unausgesprochene Gedanke des Has-
ses tödlich wirken, daß es eine Atmosphäre der Todesweit gibt, die Menschen
ebenso zugrunde richtet wie täglich gegebenes Gift Jesus Christus hat das Gebet
»Du sollst nicht töten« ernster genommen als die Früheren, ernster auch 315'_d1°
Kirchenführer, die Panzer und Flugzeuge gesegnet haben. Er hat es versCha_f&’
so daß wir genauer erkennen können, wie viele versteckte Arten zu töten es glbt!
aber er ist nicht auf den Gedanken gekommen, dieses Gebot auf einen Grenzfafl
zuzuspitzen und das Embryo im Frühstadium zum Testfall zu machen, an demTöten oder Mord sich entscheidet. Angenommen, wir würden jesus zwei (5‚e-schichten, wie sie bei uns alltäglich passieren, vorlegen. Die eine Geschichte ware
die eines Hauswirts, der einer alten Frau die Wohnung kündigt, um die Miete z.u
erhöhen. Die Rentnerin nimmt sich das Leben. Die andere Geschichte Wäre die
einer jungen Arbeiterin, die ungewollt ein Kind erwartet und es abtreibt. was
würde Jesus sagen? Welche Geschichte wäre ihm wichtiger? Wem würde er sagen,»Du sollst nicht töten?«

.Die offiziellen Kirchen jedenfalls verhalten sich nicht wie Jesus Christus. Sl_e
legen das Gebot nicht umfassend und radikal aus wie er, sondern sie punktual}-
sieren es. Wenn Jesus von Töten sprach, meinte er den Haß, die Aggr655ion’ die
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A1}Sbeutung anderer, die Zerstörung, die einer verursacht, um sich selber zu be-

£61c?1ern. Gehören die Frauen, die abtreiben, in diese Kategorie? Zerstören sie das

eägilrlllfäeiläierlfben 9313 Haß, aus Aggression, oder, um si_ch zu bereichern?_Die_Frau—

Verzweiflun age, _ hle 1ch kmnengelern_t habe, wehren m Angst, Ratlos1gke1t und

Man kann flf-e n 1_ Iifnpcä„eben war kem Plgtz fur dae_ entstehende peue Leben.

Platz zu scharflf n V(116 ßel' t vorwerfen, daß s1e mehr Starke hatten, emen solc13en

doch wohl ehe en, fa_ 51e also mcht >>Hel_den3 waren. Abe_xz d1eser Vorwurf fallt

ford _ _1' at} e*ne G_ese11_schafi: zuruck, m der es tatsachhch Heldenmut er—

E_ert, e_1n K{nd 11} am femdhche Umwelt zu setzen.

der lIr-lIaTß0tä; ? Sinn? Jeéäl_‚ bei dem — ich wiederhc_>le es —_- das Entscheidende

des ande,ren ist gg_ressli>crlll‚ 1ef\usbeu_tung _anderer, d1e Bere1cherung 9.1}f Kosten

Wehrlosen esciz'ellil S<i_ es T_oten, W1e es m pnserer_Gesellschaf’c stand1g an den

dem nicht \gror ä} t%"lllegt ben den Fra_uen‚ d1e_dae mcht gewollte Leben ve_rhm—

ES,Sd1eint mi le__ 9-1 . in e%ne Entschexéung, d1e s_1e selber verantworten mpssen.

der Angst Zu kr_:.n9g 1 , diese Eptsche1dqu als e1r'1e _der fioffnungs!oagke1t und

deres ob ich alälésläefenif_l.lnmoghch aber,„s1_e zu kr1mme_hs1eren. Es 1st etwas an—

bejah‚en und z _. ni;1 ur das Leben plad1ere 911d dafur e1ntrete, das Leben zu

Wollte Leben ;?‘ääf en, oder ob 1ch als Phg.r1saer endern Mer_1schen das unge—

chen etwas ehr“ 1t1'chl e von Gesetzen aufzwmge. Y1ellemht waren unsere .I.{1r-

licher, Wenn Siészrlf}färrelr1d äUgle\170h defi Menschencgn unserem Lande_verstand(;

wenn sie statt der Zwangslxiitiä fi?ääfieäääiäixflääu G(fis;stz£väg äätYnirslgiilneäier

größeren Lebensbe'ahu "ch " ng“ ' ' g d d'

junge Frau vi 11 'ci1 ng ausspra en. Dann wurde d1e chnsthche Re e an _1e

anderen eur e"'eclzh t sq_laute: »D__u kannst_ es yegmeehen}ass_en, zur Ze13: nur_ m

ist ein großeo%11's' d en Landern, sp_atex: auch_m d1esem ruckstand1ger3. Aber em K_md

du es 'ch 5 u {. Es verbaut_ du“ mehr d1e Zukunft, sondern es offnet 31e. W1115t

m t doch wagen? Wn: könnten d1r helfen.«*

Statt Strafandrobung —- Anerkennung der Mitverantwortung

Von Helga Timm

Plädoyer einer Politikerin

ssion um die Reform des

In dem jetZt erreichten Stadium der öffentlichen Disku
der Strafrechtsparagraph

5 “8 $tGB geht es nicht mehr darum, ob, sondern wie

reformxert: werden soll.
Erstmalig in der deutschen Nachkriegsgeschichte habe

Problem, das sie unmittelbar angeht, demonstrativ engagiert. In zahll_oscp Vera}-

Stalt“ngen‚ Resolutionen und Unterschriflen5afflmlungen versuchen me, xhre.Me1-

nung Zum Ausdruck zu bringen und ihr Gehör zu vers a _. _ Ich hoff

Werden um so verständlicher, je mehr man sich vergegenwartlgt‚ m We

n die Zcit< dcs Südweztfunks

n sich Frauen bei einem

"‘ Dieser Beitrag wurde am 4. 7- 197; in der Reihe »Blick i

865ender.
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nungsloser Minderheit Frauen in den entscheidenden parlamentarisch-poltischen
Gremien vertreten sind.

Es handelt sich bei der strafrechtlichen Regelung des Schwangerschaflsaiabi‘udls
um ein kompliziertes und schwer lösbares Problem, das in absehbarer Zelt Jeden
Abgeordneten vor eine persönliche Gewissensentscheidung stellen wird. _

Entsprechend fühlen sich manche Politiker durch die eindrucksvolle Me1qungf-
äußerung so vieler Frauen bedrängt. Einige meinen ausweichend, das sei kein
Thema für »die Straße«‚ für Umfragen und Aktionen. Manche meinen sogar,
den Frauen den Vorwurf der Leichtfertigkeit, des Mitschwimmens auf einer »Me-
dewelle«‚ bis hin zur bösartigen Assoziation mit der Euthanasie des Dritten Rel-
ches machen zu müssen.

_
Dennoch halten die meisten eine Reform inzwischen für notwendig. Es w1rd

immer deutlicher, daß vorwiegend das sogenannte »Indikationsmodell« als
brauchbare Grundlage für die Reform angesehen wird.

Die große Mehrzahl der Frauen dagegen, die sich eingehend mit den Proble-
men befaßt haben, lehnen das »Indikationsmodell« ab und geben dem soge-
nannten »Fristenmodell« eindeutig den Vorzug.

Es sind offensichtlich grundsätzlich unterschiedliche Standpunkte, von denen
aus die vorwiegend männlichen Politiker einerseits und die Frauen als unmittel—
bar Betroffene andererseits das Problem und dessen Lösung sehen. _

Die einen fragen, welche Gründe bei einer Rechtsgüterabwägung im _Konfllk_t'
fall die Straflosigkeit des Abbruchs rechtfertigen würden. (Dabei wurd m615t
fälschlich vorausgesetzt, daß Strafandrohung das Rechtsgut »Werdendes Leben«
auch tatsächlich schätze.)

_Die Frauen fragen dagegen, wie die inhurnanen und unsozialen Ausw1rkun-
gen des geltenden Rechts beseitigt, das werdende Leben wirksamer geschützt unCI
den Frauen, die in diese Notsituation geraten sind, so geholfen werden kann2
daß sie aus der drückenden gesellschaf’clichen Isolation herauskommen. Dabel
wollen sie in der sie angehenden Konfliktsituation mitentscheidem ,Beim Indikationsmodell Wird sowohl bei der theoretischen Begründung (Indl'kationen) als auch bei der praktischen Durchführung (Gutachter) von anderen
ohne Berücksichtigung der Mitverantwortung der Frau festgelegt, ob ein Schwan-
gerschai’csabbruch straffrei sein soll. Die schwangere Frau bleibt Objekt.

Hinzu kommt, daß die Bedingungen, denen sie sich unterwerfen soll, sehr um-
stritten und kaum eindeutig und rechtsverbindlich fmmulierbar sind. _

Das erstaunliche Resultat, das nämlich in diesem »ReformkonzeP“ d1e ‚Yet—antwortliche Mitentscheidung der Frau völlig fehlt, läßt sich auf einen grundsatz-
lichen Fehlschluß als Grundlage der Argumentation zurückführen. Dieser Fehl-
schluß liegt in der Annahme, daß in Wirklichkeit so etwas wie »das Welfd‘?ndeLeben« für sich allein, in der Abtrennung und Abstraktion überhaupt ex1stlere-
Dieses keimende, allmählich sich entwickelnde und menschliche Gestalt anneh_men'
de Leben, um dessen Schutz es uns allen gleichermaßen geht, ist existenmel} "
biologisch und gesellschai’clich —— an die Frau, ihren Leib und an ihr für das Kll‘ld
notwendige Dasein gebunden.

..Auch für die Frau entsteht mit: der Schwangerschaft eine unmittelbare Abhan-
gigkeit. Diese Abhängigkeiten gelten über den Zeitpunkt der Geburt hinaus. Das
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kleine b . .

nicht min ääfnkeoi/fifrllisfihelr3iifind 15t absolut hilflos und bedarf zum Menschwerden

dung der K - u1e_r ‘ ‚en Pfliege, sondern auch des Kontaktes der H'

Die Di8k0mfnumlmt1on m Gestik, Mimik Sprache , 1nwen-

u - ’ '

denden Lebei1$slznsläiän alslo meht gehen um den Schutz eines abstrakten »Wer—

mens cb1iche werhendee£räbäznläret u_rgh das existentiell an eine Frau gebundene

du%8 über 3ie Geburt hinaus, as m t Mensch werden kann ohne diese Bin"

rauen‚ ' ' ' .. .

Sie Wissen ulr151dcä; ;;hgfarcliger fuhlen, W1_ssen und spüren das in aller Konsequenz

für das menschliche Leg“ “Hg und de}m1t um ihre unmittelbare Verantwortung

Geburt hinaus. um ihr 63’ das als Kelm in ihnen wächst, über den Zeitpunkt der

ben$bedürfniss;‚ die sig eäägtwortung ganz konkret für ein Kind und seine Le-

. — e ' .. -

vo%rlllänäfl ;gewährleisten müsst;lviartet d1e Gesellschafl volhg selbstverständlich

1e r '

zu nehmende??ääiäefl auCh’.daß der Abbruch einer Schwangerschafl: kein leicht

und Konfliktsituatg 1st.-Es 1st s1ch_eflmh nicht leicht für Männer, sich die Not-

gen kann Es { 10n VQIZustellen, In die eine Schwangerschai’c eine Frau b '

Aber: bieserol:dert V1e1 an Verständnisbereitschafi.
rm-

Politiker‚ der hie‘iläil}ng_an Phanta_5ie und Einfühlungsvermögen muß von jedem

sie Sich den V0 1 mltzu?nt5°helden hat, verlangt Werden. Andernfalls müssen

Es geht darfläurf dl? Lg1chtfertigkeit gefallen lassen.

denden Lebens unäud égl‘gfen3 daß wegen der existentiellen Bindung des wer—

der Frau‚ ob sie die Seel;fllwalal.semdclleix;C Frau die verantwortliche Mitentscheidung

ga£E?gä aäSges cha1tet werdeäef;sani austragen und das Kind annehmen kann,

1: . . ‘

Offenen An;ägäiäfiif 1r31 Grunde heuchlerische Hemmung zu überwinden, die der

Mensch, als Bär 6 fg' er_ Verantwortungsvollen Mitentscheidung der Frau (als

Das jetzt prog r). ur v1e1e_ wahrscheinlich unbewußt entgegensteht.

dieser n0twendipagläte Ind1kauonsmodell, das der Reform dienen soll, weicht

menden Reformä'n 13md1age der Reform aus. Die sich so gutwillig vorkom-

nicht akZeptieren ger en_erstaunt fr_agen, wieso die Frauen ihren guten Willen

nicht ernst genor;1 anz emfach: Wed sie nicht wirklich gefragt, ihre Meinung

men und vor allem ihre Mitentscheidung in diesem Modell

n' ' . .
1%; illnfrgal konz1p1ert wird.

e1 -
tung in de; zu fragen,_ warum man 51ch nicht entschließ

keimenden fräten <}r6% Monaten, in denen sid1 die Frau

kret und ve e ens 1n.1hr und ihrer jetzigen und künPci

rantworthch bewußt wird, den Beteiligten, näm

Arzt zu überlassen.

Warum si ' ' . .
eht man mcht, daß Gutachtergrem1en, d1e Tatbestände von Ind1ka—

cheiden sollen;
tion

‚_

voneäeäe%5tellen t}nd “ber das Leben von Mutter und Kind ents

frage spielieäleél .m‘fht an83110mmen werden können? Nicht nur die Vertrauens-

dem behan d ? 31 eme R011_6‚ sondern mehr noch die Tatsache, daß der Frau und

kann - ? 11 en Amt die Entscheidung von nieman
rden

.’ we11 dleSe Verantwortung nicht übertragbar ist.

' d119.g ganz zu Ende

dich: Problematik
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nicht erfaßt wird. Die Frauen werden nicht anders können, als ent_weder m d1e
Illegalität oder aber in die Vortäuschung von Indikationen auszuyv_e1chen. _ _

Ist das Reform? Oder handelt es sich um den Versuch von_ P_oht1kern‚ srch rnn;
der Rechtfertigung »Schutz des werdenden Lebens« das Alib1 emes guten Gems-
sens zu schaffen, obwohl man Wissen kann, daß die Bevormundung der Frauen
weiter besteht und die Frauen sich ihr — aus ihrer Verantwortung für das wer-
dende menschliche Leben — entziehen werden? _ _

Eindringlich ist jeder männliche Politiker-Kollege aufgefordert, _che Memung
der Frau ernst zu nehmen. Es handelt sich um ein Problem, das em Mann be-
stenfalls einfühlend verstehen kann, das_ aber nie seine Sache ist. Sachwalter des
werdenden menschlichen Lebens sind die Frauen. Nicht Strafandrohung‚eondern
Anerkennung ihrer verantwortlichen Mitentscheidung in den ersten dre1 %ona-
ten Wird helfen, Leben und werdendes Leben besser zu schützen als b13her.

IX

Reformvorschläge

I. Die Alternativ-Professoren

Sechzehn Strafrechtler, bekannt unter dem Sammelbegriff Alternativ-I’rofessoren, häb'ä:
im vergangenen Jahr dem Gesetzgeber in einem Entwurf für ein neues Strafgeset;1 “18zwei Vorschläge (Mehrheits- und Minderheitslösung) unterbreitet, w1e der Paragrap 2
reformiert werden kann. Der Vorschlag der Mehrheit lautet:

Unzulässige Schwangerscbaflsunterbrecbung
ch Pas-Die in den ersten drei Monaten nach der Empfängnis vorgenommene S_chwangers ßadie

unterbrechung Wird mit einer Strafe bis zu einem Jahr bestraft, es 561 denn, da
Schwangere die Unterbrechung. . .. . - inen;. 1nnerhalb von war Wochen nach der Empfangms selbst vormmmt oder durch 6
anderen vornehmen läßt oder. . . .. . . ”ßt:. lm zwe1ten oder dntten Monat nach der Empfangms von e1nem Arzt: vornehmen la ’
nachdem sie eine Beratungsstelle aufgesucht hat.

werb$'Wird die Unterbrechung entweder ohne Einwilligung der Schwangeren oder ge.. . .. . - rei-maßxg und unter Verletzung der Regeln der arzthchen Kunst vorgenommen, Ist ”5 Fheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe zu erkennen.
Abtreibung
Die später als drei Monate nach der Empfängnis vorgenommene Sd1wanger5d‘aftfuälgjf;brechung wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft 63 551 ’daß die Schwangere sie durch einen Arzt vornehmen läßt und

"‘ Nachdruck mit besonderer Genehmigung der Autorin aus VORWÄRTS/IZ- & I97I'
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1. die Unterbrechung nach den Erkenntnissen und Erfahrungen der Heilkunde notwendig

ist, um eine ernste Gefahr für Leib und Leben der Schwangeren abzuwenden, oder __ _

z. die Wahrscheinlichkeit besteht, daß das Kind geistig oder körperlich schwer geschadigt

sein würde.
pie Voraussetzungen nach Nr. 1 und 2 miissen durch eine Gutachterstelle festgestellt

sem.
Eine Minderheit unter den Alternativ—Professoren bestand darauf, daß sich die Schwan-

gere auch im zweiten und dritten Monat einer ärztlichen Gutachterkornmission unterwer-

fen soll. Diese Kommission. müsse den Wunsch der Frau, die Schwangersd1af'c _znunter—

brechen, genehmigen. Die Mehrheit der Professoren plädiert dagegen für die Einrichtung

von Beratungsstellen, die staatlich nicht: kontrolliert werden und die Möglichkeit haben,

finanzielle, soziale und familiäre Hilfe zu leisten.

Frankfurter Rundschau vom 12. 6. 71

z. Humanistiscbe Union

Schon sehr früh und sehr intensiv hat sich die Humanistische Union mit dem Thema Ai?-

treibung beschäflzigt. Im vergangenen Jahr veröfientlichte deshalb der Bundesvorstand el-

nen Vorschlag zur gesetzlichen Regelung der Schwangerschaflsunterbrechun8- Der Vor-

schlag hat folgenden Wortlaut: . -- ° '
Wer eine Schwangerschaft abbricht oder dies vornehmen läßt, wird mit Gefalng bis

zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, es sei denn, der S<:hvvangerscha.fl:sabbfuch er-

folgt mit Zustimmung der Schwangeren 1
I. durch einen Arzt oder mit Hilfe eines zum Abbruch der Schwengerschafl Zuge as-

senen Arzneimittels innerhalb von drei Monaten nach der Empfängrus,

:. durch einen Arzt auch später, wenn . h

a) die Schwangere zur Zeit der Empfängnis das 16. Lebensjahr nieht vollendet .atte’ m

_ b) eine ärztliche Gutachterstelle festgestellt hat, daß der Abbruch notwend1g Ist, “

eine ernste Gefahr für Leib oder Leben der Schwangeren abzuwenden, oder . eistig

c) eine ärztliche Gutachterstelle festgestellt hat, daß der Embryo Sich zu emem g

oder körperlich schwer geschädigten Kind entwickeln Würde-

Frankfurter Rundschau vom 12. 6. 7:

' 3 ' Offener B rief an den Bundesjustizmim'ster Gerhard ]ab”

Sehr h ‘ ' . ‘
8ee rter Herr Munster! riffen gegen die 55 218-220 StGB

353 inbletzter Zeit wieder verstärkt erhobenen Anz

trei un schließen wir uns an. _ 0 er em '

Verhütex?ist in jedem Falle besser als Abtreibem Wenn ladodid?urrääe rZu/E’kginrißagß

fifnisfähigen Frauen die Pille nehmen, 5° i“ °Eenmäflthth, wc 8 , d
eit hier noch zu leisten ist. _ , . " ' „- Weise ie

Die SS 218—210 StGB jedoeh beschneiden unabhängig davon in ;Téäfjllgaestimmcn.

Selbstverantwortung und das Recht jeder Frau, übff ihren Kéräi-n die in liebeer Um-

Sie erzwingen die Geburt von zahllosen ungeWunff—im“ K_änfür die den: Gmnfltflfz d“

gebung oder sogar in Fürsorgeheimen aufymdwen m“”°“ un

Chancengleidnheit von vornherein nicht gilt. _ 5ab

Die hohe Zahl der illegalen Abtreibung“! ws= @; ’„a

$d1rii’cen im Bewußtsein der Bevölkerung verankert S! u

der Gesellschaft widersprechen.



Das grundsätzliche Verbot von Abtreibung spiegelt deutlich kirchliche B?ral;;grslt;ilglungen wider, was für eine weltanschaulich neutrale Rechtsordnung ur_ltrillg ;r inrit istkirchliche Auslegung, daß menschliches Leben mit der Bef1:uchtung der_ E1213 6 eg ‚

' Schwangerschaflsunterbrechungen bis zum 3. Monat grundsatzhch fre12üäebgl‚o sich. ärztlich kontrollierte Ausnahmen von dieser Frist zuzullassen,. wenn der mchä};ligtenmit großer Wahrscheinlichkeit zu einem geistig und körperhch schwer 1g6_$tKind entwickeln wird oder wenn die Schwangere noch mcht 16 Jahre a 2 is 'solltenEingriffe, die nicht durch fachlich ausgebildete Ärzte vorgenommen wer en,weiterhin strafrechtlich verfolgt werden.
Mit freundlichen Grüßen

NHUMANISTISCHE UNION JUNGSOZIALISTEN JUNGDEMOKRATE

4. Fmuena/etion ’7o

. _ . .. « RC“
In der gesamten Bundesrepublik gibt es Frauengruppen, d1e s1ch enga'glle‘rt'frhre eéiäuen-
form des S 218 einsetzen, so der »Weiberrat« in München, der »qu1alst‘lisrungen derbund« in West—Berlin oder die »Frauenaktion 7o« in Frankfurt. D1e For 6

Auch ich bin gegen den 8 2:8 und für Wunschkinder.
Auch ich babe abgetrieben/

Ich bin im Zuge dieser Aktion mit eine . . es undr Veröffenthchung memes Namens, Beruf
memes Wohnorts einverstanden.
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Nfl“i__________lftlfi___i3ffif.—————————

éd_mjäe________ä'=f_°fi______——

Unterschrii’cM

Zu richten an: Aktion 8 218, Regina Kohlrusch, HH-I, An der Alster ro.

Rechtliche Informationen werden Ihnen umgehend zugesandt.

6. DKP zum 5 218

Jede Frau soll frei entscheiden können . .
In einer Stellungnahme zum 8 218 erklärte Marianne Konze, Le1term des Referats
Frauenpolitik beim Parteivorstand der DKP: »Die Paragraphen 218 1315 “° de_s Straf-
gesetzbuches (von 1871) trafen und treflen nur die finanziell Schwäch_efen- Die .de“—
sche Arbeiterbewegung hat schon immer entschieden die Streichung d1eses ‚unsoz1alen‚
heuchlerischen und frauenfeindlichen Paragraphen gefordert. Die Kommunlsten haben

-in dieser Bewegung eine entscheidende Rolle gespielt-
In diesem Rahmen tritt die DKP dafür ein, daß jede Frau frei über eme MuaerSChafl

entscheiden kann.
— " ' °' Jeder Frau muß während der ersten drei Monate der schwangerschaf’f d1e M?ghdlkel;

einer Unterbrechung bei medizinischer Beratung und Behandlung in Klm'lken’lciu-

Kosten der gesetzlichen Krankenkasse gegeben werden. Ers_t naeh dem dmten 0
mit sollte die Genehmigung einer Ärztekommission erforderhch sem. . ch 'n

' Eine breite Information und Aufklärung, besonders der Kiner und lügendh ;n_,éfl
éerbSchule und an allen Bildungsinstitutionen muß geWährleßm werden. Ver u
lSt esser als abtreiben. ' ' '

' Jeder Frau, auch jungen, unverheirateten Mädchen, ist “£ Wünsc.h dle.-Pine 32?Ä35
Ärzte zu verschreiben, sofern keine entwicklung? und gesundheltsschadlgen tra en.
Wirkungen zu befürchten sind. Die Kosten dafür haben die Kra.nl«zenkassetäZu ceräfc'

' Die Möglichkeit der frühzeitigen von Ärzren durchgeführten séwangefrscäla s;r;d auch
chung wird die Kurpfuscherei zwangsläufig einschränken. Dxe Kurp 115 er

weiterhin stren zu bestrafen. - " de-
Im Sinne dieser ärundsätzlichen Position unterstüt_zt die DKP die 1ä‘;.äegssggfrinfilcilrgen

rungen der gewerkschai’clichen Konferenzen, die Aktionen und Untefsu ineinen Kampfes
gegen den Paragraphen 218. Es kommt darauf an, im Rahmen des ?; 'g'e' en Frauen den
Um die sozialen und politischen Rechte und 1?°‘or<:lerurlgen der wer tftiin damit dieser
Dr“°k gegenüber den konservativen und reaktionären Kräften zu verstal' ’
diskriminierende Paragraph endlich fällt.« UZ Nr. 25 vom 19- 5' 1971

7. Sozialdemokratiscbe Partei Deutschlands

Der Parteivorstand . .
Abteilung Organisation—Refemt Frauenpolmk

daß im Zuge der Strat'mflmreform

den: werden ““im”
' zu ‘

b°“ w,;ksam geltenden

»Der Bundesfmuenausschuß der SPD ist der_M°muiig
die 55 218—220 StGB in dieser Legislaturl?°“°de gean

Ziel der Reform muß sein, Leben und verdendßs Le nehmen. Die
Frauen zu ermutigen, fachkundiger! Rat in Ansprud'l zu

én'itzen und die
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rechtsbestimmungen werden diesem Ziel nicht gerecht. Der geltende S 218 schafft daruber
hinaus neues Unrecht. Er treibt die Frauen, die sich in einer Notsituationbefinden, m (im
Isolation und stempelt sie und die Ärzte, die Ihnen helfen wollen, zu _Kr1mmellenz _

Der Bundesfrauenausschuß ist der Meinung, daß die Gesellschafl: d1e Frauen m1t 1hrer
Angst und Not nicht allein lassen darf.

Die Reform ist nach Auffassung des Bundesfrauenausschusses der SPD am besten fol-
gendermaßen zu verwirklichen: ch

Schwangersdmaftsabbruch bleibt grundsätzlich strafbar, es sei denn, daß denAbbruIb
einer Schwangerschafl nach Beratung der Frau mit: dem Arzt ihres Vertr_auen_s mnerha
von drei Monaten nach Beginn der Schwangerschai’c nach den Regeln der arzthchen Kunst
vorgenommen Wird.

Nach Ende des dritten Sd1wangerschaf’csmonats darf eine Unterbrechung nur aus schwer-
wiegenden medizinischen Gründen erfolgen. ‘ _ ' _

Die Vorschläge, nach denen die gesetzliche Festlegung von best1mmt_en Notsxtuamone_n
(Indikationen) als Voraussetzung für einen Schwangerschaflsabbrnch g11t‚ smd nich Mex-
nung des Bundesfrauenausschusses nicht geeignet, das Ziel einer w1rksamen Emdammung
des illegalen Schwangerschaf’csabbruchs mit all seinen schädlichen Nebenfolgen zu erre1-
chen.

Es ist im Gegenteil zu befürchten, daß eine solche Regelung den Frauen ihre Angst und
Unsicherheit nicht: nimmt, sondern sie in ihrer Rastlösigkeit beläßt. _ .

Neben der Strafrechtsreformhuß eine verstärkte Aufklärung über Fam1henplanung ge-
währleistet sein. Dabei sollte in Erwägung gezogen werden, ob die Zurverfügnngstelläng
von Antikonzeptionsmitteln als Leistung der Krankenkassen geeignet se1n konnte, en
Frauen den Zugang zu diesen Mitteln unter ärztlicher Betreuung zu ermöghchen. _ 1

Der Bundesfrauenausschuß ist der Meinung, daß die vorgeschlagene Lösung zum Zu”-
der Strafrechtsreform, den Bedürfnissen unserer pluralistischen Gesellschafl; Rechnung zu
tragen, dient.«

.Parteirat, Parteivorstand und Kontrollkommission hatten am zo. Juni 1971 zu d1eser
Materie folgenden Beschluß gefaßt:
»1. Eine ersatzlose Streichung des S 218 wird abgelehnt. _ . b _2. Folgende Zielsetzung werden die Überlegungen der Sozialdemokratrschen Partei e

stimmen: __
a) Das Leben — auch das werdende Leben — ist durch die Gesellschaft zu schutzen.
b) Das geltende Strafrecht wird dem nicht gerecht.
c) Eine Reform bedarf sorgfältig ausgewogener und verantwortungsbewußter LO“

sungen.
„_ des-3.Der Parteirat wird in seiner Sitzung nach der Sommerpause Vorschlage des Bun

ministers der Justiz und des Parteivorstandes beraten.«
Nach der Sommerpause werden Parteivorstand und Parteirat sich mit der Frage emer

Reform des S 218 StGB eingehend befassen.
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Nachwort

14. Se tember I 1 _
Seit demps.Septerr?izer 1971 ist öffentlich bekannt, mit welcher »Ref0rm“ des

8 218 die Betroffenen rechnen können.

Bundesjustizminister Jahn gab in Berlin bekannt:

Abtreibung bleibt prinzipiell eine strafbare Handlung-

Nur in Ausnahmefällen ist: von Strafverfolgung abzusehen.

Diese Ausnahmefälle definieren folgende drei Indikationen: ch (1

— die medizinisch-soziale (dem Gesundheitsbegriff der WHO entspre en )

- äie kindliche, und
— ie ethische Notzucht/Verfiihrung) . .. -

Die Entscheidung, ob eine der drei Indikationen zutr1fft, fallt em Arzt —- 1_1n<1

zwar »der Arzt des Vertrauens« der Schwangeren — nachdem er den Rat eme

»Konsiliarius« ehört hat. . _
Als Beginn «fer Sdlwangerschafi: gilt die Nidation (Eimn15tung des befäChägr

ten Eis in die Gebärmutterschleimhaut) also ungcfähr der “" Tag na
Empfängnis. _ . . - 3 Mit-

Das ist der Reformvorschlag eines sozialdemokratxschen ]“suzxilmlläctfir ‚m :
glied jener Partei, die vor mehr als einem halben j_ah_rhundert‚ nam 1 d aI äe;

Juli I 920, folgenden Antrag im Reichstag stellte: »Die in del} 88 “831“ Sälng_
Str.—G.—B. bezeichneten Handlungen — also Abtreibung5ha_rlalumgen er enn sie
geren selbst oder solche mit ihrem Einverständnis sind nicht st_rafbag‚g’ der er-

von der Schwangeren oder einem staatlich approbierten £;zte inner a

sten dreiMonate der Schwan erschaft vorgenommffn Wer 'f‘ . . ° ‘ in-
51 Jahre später begründe% ein sozialdemo_krapscher Just;zm1n1;tegääaälr;le_

zipielle Beibehaltung des S 218, garniert m1t emem_ Kata ogdvohat das Recht
fällen, damit, daß das Grundgesetz, und zwar der .Amkel 2 »]e f-‘r ur auf Grund
auf Leben und körperliche Unversehrtheit . In diese Rechte däis 1% 218 gebiete.

eines Gesetzes eingegriffen werden« eben chese Beibehaltugtg) & innerhalb der
Und die sogenannte »Fristenlösung« — Schwangerschaft” rä in einem Ton-
ersten drei Monate ist straffrei — verbiete. Der MIT“Ster sagt aier leider nicht.

fall, als wollte er gern eine andere Reform des 5 218, konnte 9-

Der absolute Wert der Grundrechte stünde einf_ach dagegeä t€„views, an da! sid1

Der Bundesjustizminister sagt das während 611183 Fern? 211 men der Deu£sdlm
eine Diskussion mit den Vertretern der Kircheg dem P_r 9:15; ein einer Vertrewfin

Gesellschaf’c für Gynäkologie, einem J“fi5t°“’ “.ncr P0hfl er ’
der Aktien 218 und Diskussionszuhörern enschheßt'rdl für wen diese »Rcform‘

Bei dieser Diskussion wird geradezu P?thh (115112);on Dr- Rudolf KBPP &;m
des 8 218 gemacht wird. Überscl*n7vengll‘-J‘1 dan td P£auenä W
Minister »auch im Namen von über 9° Prozen‘fv iiufi% des 5 &
publik für diesen Reformvorschlag, .der unter 9._ 70mm berüdäliäätlgt um

ungeborenen Lebens die Notfälle 1 ‘ Glgidäzeifig warnt der meü'?"

damit eine fortsd’lrittlid18 Lösung dafs“ ‘“ Fraflmx'irzae dcr ‘
ebenfalls im Namen von über 9° Prozent der



mögliche Außenseiter davor, »ähnliche Verhältnisse wie in England hierzulande
einreißen zu lassen« und meint damit wohl eine zu großzügige Interpretation
der Indikationen. Professor Kepp, nicht nur Präsident der Deutschen Gesellschaft
für Gynäkologie sondern Gründer der »Initiative 218« —- damit die Vernunft
zu Wort kommt und Vorsitzender von »pro familia«, den Familienberatungs-
zentren in der Bundesrepublik, ist der einzige Diskussionsteilnehmer, der sich
beim Bundesjustizminister für dessen »Reformvorschlag« bedankt.

Dem Vertreter der katholischen Kirche ist der Indikationskatalog zu umfang-
reich, er möchte allein die medizinische Indikation durchgehen lassen, die in der
Rechtspraxis auch heute schon anerkannt ist. Der Vertreter der evangelischen
Kirche findet den Indikationskatalog zwar in Ordnung, möchte aber die Ent-
scheidung darüber, ob eine der genannten Indikationen zutrifft oder 'nicht, von
Gutachterstellen getroffen wissen. Darauf der Minister: Die Einsetzung von Gut-
achterstellen sei auch noch zu prüfen. -

Der Jurist hält dem Minister entgegen, daß die Mehrheit der Strafrechtsprofes-
soren, die für die Freigabe des Schwangerschai’csabbruches innerhalb der ersten
drei Monate eintreten, sich die Grundgesetz-Interpretation der Anhänger des
8 218 nicht zu eigen gemacht haben -— nach eingehender Prüfung der Rechts-
materialien.

Die Politikerin Renate Lepsius beweist, daß auch die Väter des Grundgesetzes,
nämlich die Mitglieder des Parlamentarischen Rates in ihrer Mehrheit eine an—
dere Vorstellung vom Artikel 2 Absatz 2 hatten, als die, die der Bundesjustiz-
minister jetzt als ein absolutes Rechtsgut hinstellt. Renate Lepsius kann nachwei-
sen, daß während der zweiten Lesung der Grundrechte ein Antrag mit 11 gegen

.7 Stimmen abgelehnt Wird, den Passus »das keimende Leben wird geschützt« in
das Grundrecht aufzunehmen.

Damals gab für die SPD der Abgeordnete Dr. Greve folgende Erklärung zu
Protokoll: »Ich muß hier ausdrücklich zu Protokoll geben, daß zum mindesten,
was mich angeht, ich unter dem Recht auf Leben nicht auch das Recht auf kei-
mendes Leben verstehe. Ich darf auch für meine Freunde, zu mindesten in ihrer
sehr großen Mehrzahl eine Erklärung gleichen Inhalts abgeben, um pmtokolla-
risch festzuhalten, daß der Hauptanschluß des Parlamentarischen Rates in seiner
Gesamtheit nicht auf dem in diesem Passus zum Ausdruck gebrachten Stand-
punkt steht.«

In der Mehrheit vertrat also der Parlamentarische Rat keineswegs die Auf-
fassung, daß mit dem »jeder«, der Recht auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit hat: . . . auch ein acht oder zehn Wochen alter Embryo gemeint ist.

Soviel zur rechtsdogmatischen Auslegung, warum keine wirkliche Reform des
S 218 möglich sein sollte.

Nun zu den praktischen Auswirkungen dieses »Reformvorschlags«. Alles, W°'
rauf es in Zukunft ankommt, ist, daß die schwangere Frau »einen Arzt ihres

Vertrauens« findet, der bereit ist im Rahmen des Indikationskatalogs und na€h
Anhörung eines »Konsiliarius«, an dessen Rat er aber nicht zwingend gebunden
ist, den Schwangerschaf’csabbruch vorzunehmen. Das ist das Problem der Zu-
kunf’c. Es unterscheidet sich vom Problem der Vergangenheit und der Gegenwart
nur dadurch, daß, wenn die schwangere Frau einen solchen Arzt gefunden hat,
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weder sie noch der Arzt sich strafbar machen. Das heißt, was jetzt illegal ist, wird

dann legal, was jetzt schwarzer Markt ist, wird dann grauer oder weißer Markt.

Das heißt, quer durch die Bundesrepublik beginnt die Suche nach dem »Ath des

Vertrauens« und im Norden gibt es mehr davon als im Süden, und in den Groß-

städten mehr als in den Kleinstädten —- von den Dörfern ganz zu schweigen. Und

das heißt, die Ungerechtigkeit des Augenblicks und die Asozialität der augen-

blicklichen Verhältnisse wird weitergehen, wird gleichermaßen legalisiert. Noch

nie waren Frauen mit Geld und Beziehungen zu Ärzten so gut dran, wie sie dann

dran sein werden, wenn dieser Reformvorschlag Gesetzes-Wirklichkeit wird.

Nach England braucht wirklich niemand mehr zu fahren, das Geld kann in der

Bundesrepublik ausgegeben werden. Und die, die »das Geld« nicht haben und die

Beziehungen zu den Ärzten, die müssen weiterhin zum Kurpfuscher oder mit

der Stricknadel hantieren -— wie gestern und heute.

Dieser »Reformvorschlag« ist keine Korrektur der bestehenden Verhältnisse,

von denen alle — den Bundesjustizminister eingeschlossen — reden, daß sie un-

haäbar seien, sondern eine Bestätigung eben dieser Verhältnisse durch das Straf-

re t.

Und alles das nur, weil man aus prinzipiellen Gründen der Frau kein Selb'st-

beStimmungsrecht einräumen will, weil man sie weiterhin zum Objekt StaatllCh

reglementierter Ordnung machen will. Hysterisch, hilflos, weinend, bett?lnfi’

schwach, zermürbt soll sie in Zukunft von einem Arzt zum anderen rennen, b13 516

einen findet, der ihr hilfe. Der Staat honoriert dieses Verhalten dann mit Straf-

freiheit. Die totale Ohnmacht der Frau -— und alle Macht den Ärzten: das ist die

»Reform« des 8 218, mit der die Betroffenen rechnen können.

Praktische Konsequenzen:
Alle Frauen der Bundesrepublik sollten sich in einer organisation znsammen-

S<:hließen‚ die »Ärzte des Vertrauens« vermittelt. In jeder Kleinstadf, Jedem ike-

8lerungsbezirk müßte es eine Kontakt-Stelle geben, die auf diese Weise prakt1_sch

das »Reform—Gesetz« unterläuf’c. Straffreiheit ist ja garantiert. D1e Frage Ist,

Ob wir genügend humane Ärzte finden, die mitmachen. _
Dr. Luc Jochumen
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Autorenbiographien

1.Editb Boldt, Hamburg, Buchhändlerin, machte Interviews für Meinungsfor-
schungsinstitute und Rundfunksendungen.

2..Dr. med. Heilwz

Beratungsstelle für Geburtenplanung.
3.Peter ]acobi, Hamburg, Lehrer, bearbeitete mir. Lutz Maier »Das kleine roteSchülerbuch«‚ übersetzte »Sampspel« und »Cleasson -— Sexualinformatmnen

für Jugendliche«. Im Herbst erscheinen die Bücher »Der Kampf der Störche«und »Die Kinder an die Macht!« (zusammen mit Lutz Maier).4.Dr. phil. Luc ]ocbimsen, Hamburg, geb. 1936, Autorin. Veröffentlichungem
»Zigeuner heute«‚ 1963, >>Hintel‘höfe der Nation — die deutsche Grundsäwl—misere«, 1971.

5.Dr. Barbara ]ust-Dablmamz, geb. 1922, studierte Jura in Freiburg u11d warAssistentin beim Seminar für Rechtsphilosophie und evangelisches Kuchen-
recht von Professor Erik Wolf. Sie ist heute Oberstaatsanwältin in Mann-heim und Vorstandsmitglied in der evangelischen Akademikerschafl der Bun-
desrepublik. Trägerin der Theodor—Heuss—Medaille.

_ _6. Carl Nedelmann, geb. am 14. 6. 1936 in Essen, studierte Jura und Medmn
und arbeitet jetzt als Arzt in der psychotherapeutischen Studentenberagungs'stelle in Tübingen. Weitere Veröflentlichungen: »Die Gewalt des polit15chc_t_fl
Staatsschutzes und ihre Instanzen«, in: »Der CDU-Staat« (hrsg. v. Gert Schä-fer und C. N.), München 1967. »Die Reform des Rechtsgüterschutzes unterdem Dogma des Strafprinzips«, in: »Kritik der Stmfrechtsreform« (hrsg. v.C. N.), Frankfurt 1968.

7. Regina Rasch, 1945 in Hamburg geboren, studiert Germanistik und Ge-schichte. Nebenbei unterrichtet sie »Deutsch für Ausländer« und schreibt. 3115freie Mitarbeiterin in der Hamburger »Morgenpost«. Regina Rusch ist Imma-torin und Mitarbeiterin der Hamburger Aktion 2 18.8.Dorotbee Sölle, geboren 1929 in Köln, studierte Theologie, Philosophie undLiteraturwissenschaft und arbeitet zur Zeit an ihrer Habilitation. 1968 grun-dete sie zusammen mit Freunden das interkonfessionelle »Politische Nacht-
gebew. Weitere Veröflentlichungen: »Stellvertretung« — Ein Kapitel Theolq-gie nach dem >Tode Gottes<, Stuttgart 1965; »Die Wahrheit ist konkret<s Fre1-burg—Olten, 1967; »Atheistisch an Gott glauben«, Freiburg—Olten, 1968; >>P°‘litische Theologie« —- Eine Auseinandersetzung mit Rudolf Bultmann‚ Statt"gart 1971.

9.Dr. Helga Timm, 1924 in Hamburg geboren, Astudierte Philosophie. Sie lehrtals Dozentin an der Akademie der Arbeit in der Universität Frankfurt Ge-sellschaflslehre, Sozialpolitik und Politik, ist Mitglied der Humanistisdum
Union, der GEW und Mitglied des Bundestages in der 6. Legislaturperiodü
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Druckfehlerberz'cbtz'gung

Seite 55, letzter Absatz, I. Zeile:

Ich war 24 Jahre alt, und es war im Urlßnb

passiert. Darm Imst du was um die . . .

Seite 69, dritter Absatz, 1. Zeile:

Und dann war es schrecklich schwierig . . .

Seite 1 1 8. 4. Zeile von oben: ’

. . . an jeder Straßenecke zu bekommen . . .

r"""_“*_———_II>



Zu diesem Buch

Dieses Buch ist, was der Vizepräsident des Deutschen Bun—
destages und Bundesminister a. D. Dr. Richard Jaeger von der
Christlichen und Sozialen Union schon wußte und schwarz auf
weiß nlederschrleb, bevor er es lesen könnte,
EIN EINSEITIGES MACHWEHK.

Deshalb ist dies keine Dokumentation im Stil pluralistischer
Verwieehtechnik, wo ein progressiver Jurist mit einem ka-
tholischen Moraltheologen nkontrastiertcx wird, auf den ein
konservativer Arzt folgt, gefolgt von einem »reaiistiechen-
Politiker, gefolgt von einer »engagierten« Konzessionefrau,
gefolgt von einem nicht so progressiven Juristen, gefolgt von
einem evangelischen Moraitheologen‚ gefolgt von einem nicht
so konservativen Arzt . ‚ ., sondern ein Plädoyer zu einer
grundsätzlichen Reform des '9‘ 218. Einer überfäiiigen Reform,
die in diesem Land vor einem halben Jahrhundert schon ein-
mal von Millionen Frauen und Männern gefordert und zehn
Jahre lang diskutiert wurde — bevor der Faschismus kam.

Im August 1971 sagte ein junger Mann zu uns, der seine
Freundin von Arztpraxis zu Arztpraxis begleitet hatte, um mit
ihr zusammen einen Schwangerechai‘tsabbruoh gegen viel
Geld und erniedrigende Geschichten zu erbetteln: »In 20 Jah—
ren wird man über diese Dinge. sprechen wie jetzt über die
Zeit der Konzentratianslager. «

Wir sind da nicht so sicher. Wir haben diese Dokumentation
zusammengestellt. damit zumindest niemand mehr sagen
kann, er hätte das alles nicht gewußt.

Aus dem Vorwort von Luc Jochimsen

Auf einen Fragebogen des Verlages haben u. a. folgende Po—
iitike‘r des Bundestages geantwortet; Richard Jaeger. Bruno
Heck, Rainer Barzel, Ernst Bande (CDU/CSU]; Adolf Müller—
Emmert. Martin Hirsk:h‚ Parlamentarischer Staatssekretär Al-
fans Bayerl (SPD); Fraktionsvorsitzender Woifgang Misch—
nick (FDP).

Außerdem kommen im Dokumentationsteii des Buches alle
wichtigen politischen Organisationen und Parteien mit ihren
Reformvorschlägen zum 5 218 zu Wort.


